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Vorwort 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Durch die Digitalisierung wachsen Informations- und Kommunikationstechnologien und damit 
vormals weitgehend voneinander getrennte Einzelmedien immer mehr zusammen. Ihre In-
halte verbreiten die Presseverlage inzwischen nicht nur auf Papier und die Rundfunkanstal-
ten nicht nur linear, sondern jeweils auch im Internet, und zwar auf unterschiedlichen Endge-
räten. Bei der Informationsvermittlung oder -auffindung sind neue Akteure, Internetplattfor-
men und ĂIntermediªreñ hinzugekommen, von Bloggern, sozialen Netzwerken und Newsag-
gregatoren bis hin zu Google als mächtige Suchmaschine. Der digitale Wandel schafft neue 
kreative Möglichkeiten und ökonomische Potenziale, die wir ausschöpfen sollten.  

Wenn sich Kommunikationsformen, Zugangsmöglichkeiten und Finanzierungsmodelle ver-
ändern, bleibt dies nicht ohne Folgen für die rechtlichen und organisatorischen Regeln, nach 
denen mediale Inhalte verbreitet werden sollten. Im Koalitionsvertrag haben sich Union und 
SPD dazu bekannt, Bemühungen der Länder zu unterstützen, die auf eine der Konvergenz 
angemessene Medien- und Kommunikationsordnung abzielen. Moderne technologische Ver-
breitungswege, neue Aspekte wirtschaftlicher Marktmacht sowie ein sich veränderndes Me-
diennutzungsverhalten müssen darin zeitgemäß abgebildet werden.  

Mit den vorliegenden Ergebnissen auf den Fragenkatalog der SPD-Bundestagsfraktion er-
halten wir einen umfassenden Überblick über die mit der geplanten Reform der Medien- und 
Kommunikationsordnung verbundenen Herausforderungen. Damit verfügen wir über eine 
sehr fundierte Grundlage für die weitere Arbeit. Die SPD-Bundestagsfraktion hat eine Projek-
tarbeitsgruppe ĂReform der Medien- und Kommunikationsordnungñ eingerichtet. Ihr Ziel ist 
es, die im Koalitionsvertrag benannte Bund-Länder-Kommission zur konvergenten Medien-
ordnung zu begleiten, entsprechende Thesen bzw. Reformvorschläge zu erarbeiten und sich 
damit aktiv an den anstehenden Reformüberlegungen zu beteiligen.  

Ausdrücklichen Dank möchten wir allen sagen, die sich an der Beantwortung der Fragen 
beteiligt haben. Uns ist sehr bewusst, dass der Aufwand, 94 zum Teil sehr detaillierte Fragen 
zu beantworten, enorm ist. Gleichwohl zeigt die ausgesprochen positive Resonanz, dass da-
rin auch eine Chance gesehen wurde, die eigenen Ziele vertieft zu reflektieren und auf den 
Punkt zu bringen. Es zeigt sich ein weitgehender Konsens darüber, dass Veränderungen 
notwendig sind, wobei Schwerpunkte und konkrete Vorschläge zwangsläufig oft differieren.  

Mitte Oktober 2014 wurde der Rundfunkkommission der Länder das in ihrem Auftrag erarbei-
tete Gutachten von Prof. Dr. Winfried Kluth (Universität Halle-Wittenberg) und Prof. Dr. Wolf-
gang Schulz  (Hans-Bredow-Institut, Hamburg) zur konvergenten Medienordnung überreicht. 
Damit erfolgt ein weiterer wichtiger Schritt zur Vorbereitung der im Koalitionsvertrag von SPD 

MARTIN DÖRMANN,  
SPRECHER DER ARBEITSGRUPPE KULTUR UND MEDIEN 

LARS KLINGBEIL,  
SPRECHER DER ARBEITSGRUPPE DIGITALE AGENDA 



ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  3 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

und CDU/CSU unterstützten Bund-Länder-Kommission. Einen Teil der in diesem Dokument 
gesammelten Beiträge von Branchenvertretern und Experten konnte in dem Gutachten be-
reits berücksichtigt werden.  

Nun beginnt die eigentliche Arbeit, auf diesen vielfältigen Hinweisen und Anregungen auf-
bauend, konkrete Vorschlage zu entwickeln, in welcher Form erforderliche Kompatibilitätsre-
geln und sinnvolle Anpassungen an den Schnittstellen von Medienaufsicht, Telekommunika-
tionsrecht und Wettbewerbsrecht notwendig sind. Hierbei setzen wir auf eine breite gesell-
schaftliche Debatte.  

Für die SPD bleibt auch in der digitalen Medienwelt die Freiheit der Medien und die Vielfalts-
sicherung zentrales Leitmotiv ihrer Medienpolitik. Sie zielt insbesondere darauf ab, die ein-
seitige Verteilung von Meinungsmacht und Dominanz bei der Verbreitung von Inhalten zu 
verhindern und Anreize für vielfältige Angebote zu schaffen, aus denen die Nutzerinnen und 
Nutzer möglichst selbstbestimmt auswählen können. Dabei müssen wir besonders darauf 
achten, dass journalistisch-redaktionell aufbereitete Inhalte finanzierbar und auffindbar blei-
ben. Denn auch und gerade in einer Welt vieler Informationen sind sie für die politische Mei-
nungsbildung von unverzichtbarer Bedeutung. Kurzum: die gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Chancen der Digitalisierung müssen wir auch im Bereich der Medien nutzen, dabei 
aber kommunikative Diskriminierung verhindern und Verbreitungsdominanzen begrenzen.  

Ganz herzlichen Dank noch einmal an alle, die sich mit ihren Antworten beteiligt und wertvolle 
Anregungen beigesteuert haben. Wir freuen uns auf einen weiterhin spannenden Diskussi-
onsprozess! 

Mit freundlichen Grüßen  

 

  

Martin Dörmann, MdB      Lars Klingbeil, MdB 
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SPD-BUNDESTAGSFRAKTION   PLATZ DER REPUBLIK 1   11011 BERLIN 

 

An  

Institutionen, Verbände, Unternehmen, Wissenschaft  
im Bereich Medien- und Kommunikationsordnung 

 

 

- per eMail -  

 

 

Berlin, 14. April 2014 

Fragenkatalog zur Reform der Medien- und Kommunikationsordnung  

 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

eine der Konvergenz angemessene Medien- und Kommunikationsordnung ist eine 

der zentralen politischen Herausforderungen in Deutschland. Im Koalitionsvertrag ha-

ben sich SPD und Union dazu bekannt, entsprechende Bemühungen der Länder zu 

unterstützen.  

Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion geht es hierbei insbesondere darum, neue 

Technologien und verändertes Mediennutzungsverhalten zeitgemäß abzubilden, 

Qualität und Vielfalt zu sichern sowie die Möglichkeiten zu verbessern, Informations-

angebote und Geschäftsmodelle im Interesse der Nutzer/innen weiter zu entwickeln. 

Wie Sie wissen, ist geplant, eine Bund-Länder-Kommission einzusetzen. Sie soll kon-

krete Vorschläge für eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung entwi-

ckeln, zum Beispiel im Hinblick auf erforderliche Kompatibilitätsregeln und sinnvolle 

Anpassungen an den Schnittstellen von Medienaufsicht, Telekommunikationsrecht 

und Wettbewerbsrecht. 

Die Länder haben bereits ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, das zentrale An-

satzpunkte für eine Neuordnung der Medienregulierung und benachbarter Bereiche 

identifizieren soll. Ergebnisse werden im Sommer 2014 erwartet. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Bundestagsfraktion diejenigen, die in beson-

derer Weise an Themen der Medien- und Kommunikationsordnung beteiligt sind, um  
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ihre Einschätzung zum aktuellen Handlungsbedarf und möglichen Lösungsansätzen. 

Gerne möchten wir Ihre aktuellen Positionen, Schwerpunkte und Anregungen erfah-

ren.  

Deshalb übermitteln wir Ihnen anliegend einen Fragenkatalog. Wir würden uns sehr 

freuen, wenn Sie sich an unserer Befragung beteiligen und uns Ihre Antworten mög-

lichst bis Ende Mai zukommen lassen könnten. Die Ergebnisse der Befragung sollen 

in unsere weiteren politischen Überlegungen einfließen. Wir bitten um einen Hinweis, 

wenn Sie Ihre Angaben vertraulich behandelt oder nicht veröffentlicht sehen wollen. 

Die Fragen können einzeln oder im Zusammenhang und auch nur teilweise beant-

wortet werden, so dass eine Schwerpunktsetzung erkennbar wird. 

Der Fragenkatalog erhebt nicht den Anspruch, alle denkbaren Aspekte abzudecken. 

Gerne können Sie uns daher zusätzliche Positionen oder Kommentierungen zuleiten.  

Interessiert wären wir auch daran, wenn Sie uns neben Ihrer Einschätzung konkrete 

Daten (etwa über Veränderung der Mediennutzung oder die Verschiebung von Erlös-

strömen) oder Beispiele (etwa betroffene Projekte oder Geschäftsmodelle) zukom-

men lassen könnten, die deutlich machen, wo angesichts der Konvergenz die beste-

hende Medien- und Kommunikationsordnung an Grenzen stößt. 

Für Ihre Unterstützung möchten wir uns bereits jetzt sehr herzlich bei Ihnen bedan-

ken! Wir setzen auch weiterhin auf einen intensiven Dialog mit Ihnen. Hierfür werden 

wir im weiteren Verlauf der Diskussion geeignete Möglichkeiten des weiteren Austau-

sches organisieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 Martin Dörmann, MdB   Lars Klingbeil, MdB 

 

 

Anlage: Fragenkatalog zur Medien- und Kommunikationsordnung  
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SPD-Bundestagsfraktion 

AG Kultur und Medien / AG Digitale Agenda 

 

Fragenkatalog zur Reform der Medien- und Kommunikationsordnung in Deutschland 

14. April 2014 

 

I. Grundsatzfragen 

1. An welchen Prinzipien und Zielen sollte sich eine zeitgemäße Medien- und Kommunikationsordnung 
insbesondere orientieren?  

2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung sinnvoll oder notwen-
dig? 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drängendsten Anpassungsbedarf? 

4. Wo sollte es möglichst keine Änderungen geben? Was gilt es in besonderer Weise zu bewahren? 

5. Wo sollten Kompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern präzisiert oder neu geordnet werden (mit 
oder ohne Verfassungsänderung)? Wo kann wie die Kooperation zwischen den unterschiedlichen Ebe-
nen verbessert werden? Wo sehen Sie den größten Abstimmungsbedarf zwischen dem Bund und den 
Ländern? 

6. Welche Erwartungen haben Sie an die geplante Bund-Länder-Kommission Medienordnung hinsichtlich 
neuer Regeln der Aufsicht sowie der Abstimmung zwischen Medien-, Telekommunikations- und Wettbe-
werbsrecht? 

7. Zu welchen Themen wäre im Interesse einer einheitlichen Regelung ein Bund-Länder-Staatsvertrag sinn-
voll? 

8. Wie sollte/kann ein Regulierungsrahmen aussehen, der mehr nach Inhalten als nach Verbreitungswegen 
unterscheidet?  

 

II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / Kartellrecht 

9. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen GWB und Rundfunkstaatsverträgen? Welche konkre-
ten Folgen haben die Konflikte für die betroffenen Unternehmen?  

10. Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? Welche Akteure müssen wie einbezogen werden 
und welche Kompetenzen sind neu zu ordnen? 

11. Bedarf es weiterer Änderungen beim Pressefusionsrecht, um die ökonomische Lage von Zeitungsverla-
gen zu verbessern, ohne dabei Vielfalt zusätzlich zu gefährden?  

12. Inwieweit sollte der Funktionsauftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angepasst werden? 

13. Ist der Funktionsauftrag (insbesondere im nicht-linearen Bereich) hinreichend definiert? Inwiefern be-
steht konkreter Regelungsbedarf um die Online-Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei-
spielsweise der Tagesgesschau-App?  

14. Sollte das sog. Dreistufenmodell angepasst / ausgebaut werden? 

15. Wie kann sichergestellt werden, dass öffentlich-rechtliche Inhalte länger online verfügbar sind (7-Tage-
Regelung) und welche Rahmenbedingungen müssten hier wie geändert werden? 

16. Inwieweit besteht Handlungsbedarf, Absprachen zu technischen Standards im Rundfunk (z. B. DVB-T) 
zu erleichtern?  

17. Welche europäischen Kartellrechtsvorgaben sollten ggf. angepasst werden? Wie kann das Zusammen-
wirken der zuständigen Institutionen verbessert werden? 

18. Welche Voraussetzungen müssen geschaffen werden, um crossmediale Verflechtungen besser zu be-
rücksichtigen? 

19. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 
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III. Presse 

20. Inwieweit ergeben sich bezüglich der Presse Probleme aufgrund der Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern in einzelnen Rechtsgebieten? 

21. Inwieweit besteht zur Absicherung des Presse-Grosso-Vertriebssystems weiterer Gesetzgebungsbedarf 
im Bund und/oder in den Ländern? 

22. Sind alle journalistischen ĂGattungenñ gleichermaÇen z. B. ¿ber Verbªnde oder Gewerkschaften in der 
Politik vertreten? Wie können insbesondere Online-Journalisten und ĂFreieñ stªrker in den politischen 
Prozess integriert werden?  

23. Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit, die Regelungen zu Print- und Onlinejournalismus stärker zusam-
menzuführen? 

24. Wie können die Regelungen zu Print- und Onlinejournalismus stärker zusammengeführt werden? 

25. Inwieweit gibt es Probleme mit der Legitimation von Presseinteressen? Sollte ein einheitlicher Presse-
ausweis über die Innenminister von Bund und Ländern eingeführt werden? Von wem sollte der einheitli-
che Presseausweis ausgestellt werden? 

26. Sollten Medienvertreter/innen in ihrem Auskunftsanspruch gegenüber staatlichen Stellen gestärkt wer-
den? Wenn ja, wie? 

27. Wo sehen Sie darüber hinausgehenden Änderungsbedarf im Presserecht, beispielsweise mit Blick auf 
neue journalistisch-redaktionelle Inhalte? Sind Änderungen hinsichtlich des Berufsgeheimnisschutzes 
und des Redaktionsgeheimnisses aufgrund der technologischen Entwicklungen und der Konvergenz nö-
tig? 

 

IV. Telekommunikation / Frequenzen / Plattformen 

28. Welche Probleme ergeben sich aus einem eventuellen Spannungsverhältnis zwischen Telekommunika-
tionsgesetz (TKG) und den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. den einzelnen Landesmedien- 
und Rundfunkgesetzen? Wo sollten Anpassungen vorgenommen werden? 

29. Inwieweit wirken sich die unterschiedlichen Ressortzuständigkeiten auf Landes- und Bundesebene hin-
derlich auf die politischen Ziele aus? Wie könnten hier Verbesserungen oder eine übergreifende Koordi-
nation erzielt werden? Wie kann der Informationsfluss besser gestaltet werden?  

30. Welche Bedeutung für die Fortentwicklung neuer Geschäftsmodelle im Internet hat der weitere Breit-
bandausbau? An welcher Stelle sehen Sie diesbezüglich Änderungsbedarf bei der Regulierung oder den 
Förderkulissen? Welchen Anteil kann Frequenzpolitik zum politischen Ziel des flächendeckenden Breit-
bandausbaus auf 50 Mbit/s bis 2018 leisten?  

31. Inwieweit muss die Frequenzpolitik besser zwischen Bund und Ländern koordiniert werden? Finden in-
ternationale Prozesse (z. B. Diskussionen um die World Radiocommunications Conference) ausreichend 
Beachtung? 

32. Welche Bedeutung messen Sie der zukünftigen Nutzung von DVB-T/DVB-T2 im Verhältnis zu anderen 
TV-Übertragungswegen (Satellit, Kabel, IP-TV) zu? 

33. Wie ist das Vorhaben der EU zum Vernetzten Kontinent (Digital Single Market-Verordnung) zu bewerten? 
Inwieweit ist eine weitere Verlagerung der Kompetenzen auf die europäische Ebene sinnvoll? 

34. Welchen konkreten Änderungsbedarf gibt es mit Blick auf Plattformregulierung?  

35. Wer sollte Adressat der Plattformregulierung sein? Ist der bestehende Adressatenkreis ausreichend und 
klar definiert? Sollten weitere Adressaten der Plattformregulierung unterfallen, z. B. Endgerätehersteller? 

36. Müssen must-carry-Regelungen angepasst werden? Wie kann die Neutralität der Plattformanbieter si-
chergestellt werden? Ist der bestehende Regulierungsrahmen hinsichtlich der Zugangsansprüche aus-
reichend? 

37. Muss die Regulierung von Smart-TVs oder anderen Endgeräten klarer ausgestaltet werden? Wenn ja, 
wie sollte dies erfolgen? 

38. Inwiefern besteht Regelungsbedarf bei Suchmaschinenneutralität und wie könnte diese sichergestellt 
werden? 

39. Welcher politische Handlungsbedarf besteht bei Kabeleinspeiseentgelten? 

40. Wie kann eine sinnvolle Anreizregulierung im privaten Rundfunk aussehen? 

41. Wo muss der Gesetzgeber mit Blick auf soziale Netzwerke aktiv werden? Wie können Regelungen fle-
xibel genug ausgestaltet werden, um gegenüber den technischen Neuerungen wirkmächtig zu sein? 

42. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden?  
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V. Internetspezifische Regelungen 

43. Welche Konflikte liegen in der Abgrenzung zwischen Telemediengesetz (TMG), den Pressegesetzen, 
den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen sowie den einzelnen Landesmedien- bzw. Landesrund-
funkgesetzen? Wo müssen Anpassungen vorgenommen werden?  

44. Inwieweit ist die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen wirtschaftsbezogenen Regeln (Bund) und in-
haltespezifischen Regeln (Länder) noch aufrecht zu erhalten? Wie könnten neue bundes- und landes-
spezifische Regelungen besser abgegrenzt werden?  

45. Inwieweit sollte die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
(BMWi und BNetzA sowie Bundeskartellamt und Landesmedienanstalten bzw. Bezirksregierungen) in 
diesem Bereich neu aufgestellt werden? 

46. Wie können die Schnittstellen TelekommunikationïInternetïRundfunk besser zusammengeführt wer-
den? 

47. Sollte an der nach Massen- und Individualkommunikation differenzierten Regulierung festgehalten wer-
den? Gibt es Argumente, um eine einheitliche Kommunikationsordnung (sowohl für Massen- als auch 
Individualkommunikation) bzw. ein einheitliches Gesamtmedienrecht (für Massenmedien) zu rechtferti-
gen? 

48. Sollte in der Regulierung (insbesondere nach Maßgabe des Rundfunkrechts) weiterhin nach linearen 
und nicht-linearen Diensten unterschieden werden? 

49. Saarland sowie Rheinland-Pfalz haben allgemeine Landesmediengesetze eingeführt, die unverkörperte 
und gedruckte Medien (zumindest teilweise) gleich behandeln. Gibt es hierzu bereits Erfahrungswerte in 
der Praxis?  

50. Halten Sie eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralität für sinnvoll und wenn ja, wie 
konkret sollte diese ausgestaltet werden? 

51. Wie können Regelungen zu Haftungs- und Datenschutzfragen effizienter organisiert werden? 

52. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden?  

53. Inwieweit müssten die E-Commerce- oder die AVMD-Richtlinie neu zugeschnitten werden? 

 

VI. Jugendmedienschutz 

54. Welche Probleme liegen in der Abgrenzung zwischen Jugendmedienschutzstaatsvertrag (JMStV) und 
Jugendschutzgesetz (JuSchG)? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 

55. Inwieweit funktioniert das Zusammenspiel der vielfältigen Akteure im Jugendschutzbereich (u. a. BPjM, 
BMFSFJ, Jugendministerien der Länder, Oberste Landesjugendbehörden, Landesmedienanstalten, 
Selbstkontrolleinrichtungen)? Wie können durch Neuzuschnitte der Aufgaben Effizienzsteigerungen er-
reicht werden?  

56. Wie kann/muss die Zusammenarbeit der Selbstkontrolleinrichtungen (USK, FSK, FSM, FSF) verbessert 
werden? 

57. Wie kann eine Kompetenzverteilung nach Medieninhalten und nicht nach Trägern erreicht werden? Ist 
dies grundsätzlich sinnvoll? 

58. Wie können einheitliche Altersstufen im Online- und Offlinebereich erreicht werden? Welches konkrete 
Ziel kann eine einheitliche Altersstufenkennzeichnung erreichen? Welche Bedeutung kommt Filterpro-
grammen (Jugendschutzprogrammen) zu? 

59. Welche Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern gibt es, die ggf. hinterfragt werden müssten?  

60. Inwieweit ist über die Vorgaben aus der E-Commerce- oder der AVMD-Richtlinie bei einer Reform der 
Medien- und Kommunikationsordnung in Deutschland hinauszugehen? Wo gibt es auch Nachbesse-
rungsbedarf an den europäischen Vorgaben? 

 

VII. Urheberrecht 

61. Inwieweit berühren die rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. der Plattformregulierung das Ur-
heberrecht? Welcher Änderungsbedarf stellt sich in diesem Bereich? 

62. Ist Technologieneutralität eine Maxime, die im Urheberrecht ausreichend sichergestellt ist? Wie sähen 
erforderliche Änderungen aus? 

63. Wie können Lösungen für Problembereiche wie z. B. Kabelweitersendung aussehen? 

64. Wie sollte mit dem Leistungsschutzrecht für Presseverleger weiter verfahren werden?  

65. Welcher Änderungsbedarf besteht im Bereich der Verwertungsgesellschaften? 
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66. Wie können Schlichtungsverfahren vereinfacht und beschleunigt werden (z. B. youtube vs. GEMA)? 

67. Kelche Konsequenzen ergeben sich aus der gewünschten längeren Verfügbarkeit von öffentlich-rechtli-
chen Inhalten und welche Rahmenbedingungen müssen neu geschaffen werden, damit Urheber eine 
angemessene Vergütung bekommen? Inwieweit sollte hierbei die Vergütung von Produzenten stärkere 
Berücksichtigung finden? Sind die im Urheberrecht niedergelegten Regelungen zur Angemessenheit der 
Vergütung ausreichend, um eine angemessene Beteiligung grundsätzlich sicherzustellen? 

68. Wie können einheitliche Regelungen beim Smart-TV bzgl. Sende- und Abrufdiensten aussehen? 

69. Wie kann die Integrität des Sendesignals zuverlässig geschützt werden? Wo liegen technische und recht-
liche Probleme?  

70. Wie entwickeln sich die Ausmaße von Internet-ĂPiraterieñ und wie kann das Problem effektiver angegan-
gen werden? Wie kann grundsätzlich eine bessere Urheberrechtsdurchsetzung im Internet erfolgen? Ist 
der Kreis der Anspruchsgegner ausreichend? Sollte durch den Gesetzgeber klargestellt werden, dass 
auch Dritte in Anspruch genommen werden können, die indirekt mit der konkreten Rechtsverletzung in 
Zusammenhang stehen, wie z. B. Kreditkartenunternehmen, Werbezeitenvermarkter, Werbetreibende? 

71. Wie können bildungs-, wissenschafts- und forschungsfreundliche urheberrechtliche Regelungen im For-
schungs-, Wissenschafts- und Bildungsbereich aussehen und inwieweit sind hier auch Kompetenzver-
schiebungen notwendig? 

72. Erfordert die Rechtsprechung des EuGH zur grenzüberschreitenden Lizenzierung (Urteil Karen Mur-
phy) eine gesetzliche Klärung? 

73. Sollte die Rechtsprechung des EuGH (Urteil Usedsoft) zur Anwendung des Erschöpfungsgrundsatzes 
bei Software auf andere urheberrechtlich geschützte Werke im digitalen Umfeld (z. B. ebooks, Musik) 
ausgeweitet werden? 

74. Welche EU- und internationalen Vorgaben müssen stärker berücksichtigt oder auch angepasst werden? 

 

VIII. Datenschutz 

75. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), Telemedienge-
setz (TMG) und Telekommunikationsgesetz einerseits und Rundfunkstaatsverträgen/Landesgesetzge-
bungen andererseits? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 

76. Welche Probleme gibt es in der Zusammenarbeit der Behörden auf Bundes- und Länderseite bzw. mit 
den europäischen Institutionen auf horizontaler und vertikaler Ebene? Wie könnten Zuständigkeitsberei-
che im Interesse stärkerer Effizienz sinnvoll umorganisiert werden? 

77. Inwieweit ist es sinnvoll, zwischen allgemeinem und medienspezifischem Datenschutz zu differenzieren? 
Wie können die medienspezifischen datenschutzrechtlichen Vorgaben bei der Reform des europäischen 
Datenschutzrechtes berücksichtigt werden? 

78. Wie können die Herausforderungen, die mit sozialen Netzwerken einhergehen sinnvoll adressiert wer-
den? Auf welcher Ebene kann dies ï auch mit Blick auf internationale Verflechtungen ï sinnvoll ange-
gangen werden? Wie kann zugleich sichergestellt werden, dass alle Anbieter, die in Deutschland und 
Europa ihre Dienste anbieten, dem europäischen Datenschutz unterliegen? 

79. Wie können Unternehmens- und Verbraucherinteressen bei personalisierter Werbung zusammengeführt 
werden? Wie können neue datenbasierte Geschäftsmodelle unter Wahrung der europäischen Daten-
schutzvorgaben aussehen und gefördert werden? 

80. Wie kann die Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten gestärkt werden und wie sollte diese Struktur 
auf europäischer Ebene aussehen? Finden die Datenschutzbeauftragten ausreichend Gehör im politi-
schen Prozess? Existieren bereits ausreichend Instrumente für eine wirksame Datenschutzaufsicht? 

81. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden?  

82. Wie und mit welcher konkreten Ausgestaltung sollte die überfällige Umsetzung der Cookie-Richtlinie in 
deutsches Recht erfolgen? 

83. Was ist ein sinnvolles Vorgehen mit Blick auf eine zukünftige europäische Datenschutzgrundverord-
nung? Was sollte grundsätzlich enthalten sein, was den Mitgliedstaaten überlassen bleiben?  

84. Inwiefern sollten datenschutzrechtliche Anforderungen (privacy by design, privacy by default) bereits die 
Endgerätehersteller, z. B. von Smart TVs, betreffen? 
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IX. Film 

85. Wie kann die Filmförderung im Zusammenspiel von Bund und Ländern (Filmfördergesetze) verbessert 
werden? 

86. Inwieweit sollten die Zuständigkeiten zwischen BKM und den Filmförderanstalten der Länder angepasst 
werden? Welche Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern müssen novelliert bzw. eingegangen wer-
den? 

87. Gibt es Probleme paralleler Förderung? Wie können diese behoben werden? 

88. Inwieweit stellen legale Filmplattformen ein kartellrechtliches Problem dar?  

89. Wie können Filmschaffende urheberrechtlich gestärkt werden? Wie können Qualität und Arbeitsbedin-
gungen verbessert werden? 

90. Welche Kriterien sollten an die Filmförderung gelegt werden? Wie könnten solche entwickelt bzw. ver-
bessert werden? 

91. Gibt es weitere konkrete Problemfelder im Bereich Filmförderung? 

92. Inwieweit ergibt sich aus den europäischen Vorgaben (Kinomitteilung, Beihilferechtsreform) Handlungs-
bedarf für die deutsche Filmförderung?  

 

X. Sonstige Bereiche 

93. In welchen Bereichen besteht aus Ihrer Sicht darüber hinaus Änderungsbedarf? 

94. Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem TTIP-Freihandelsabkommen und sind die Belange von 
Kultur und Medien ausreichend berücksichtigt? Welche Konsequenzen brächte eine weitgehende Dere-
gulierung und Liberalisierung für den kulturellen und medialen Sektor mit sich (z. B. Rundfunk, Filmför-
derung, Buchpreisbindung etc.)?  

 

  



ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  13 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

 

 

 

 

Antworten zur Branchenbefragung 

 

Hinweis: Das vorliegende Dokument führt alle Antworten zusammen. Zum Teil wurden Fragen einzeln, im Zu-

sammenhang oder nur teilweise beantwortet. Die Kompaktheit des Textes bitten wir zu entschuldigen. Sie ist 

dem Ziel geschuldet, ein handhabbares Dokument zu erhalten. 
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1&1 Internet AG 

I. Grundsatzfragen 

1. An welchen Prinzipien und Zielen sollte sich eine zeitgemäße Medien- und Kommunikationsordnung 
insbesondere orientieren? 

Die Medien- und Kommunikationsordnung ist auf regulatorischer Ebene zu weiten Teilen (wenn auch nicht aus-
schließlich) Wirtschafts- und Wettbewerbsregulierung. Für diesen Bereich muss der Grundsatz gelten, dass Wett-
bewerb ermöglicht und gefördert wird und Wettbewerbsverzerrungen bzw. Ausnutzung von Marktmacht wirksam 
regulatorisch begegnet werden sollte. Dies beinhaltet auch, dass bestehende regulatorische Vorgaben überdacht wer-
den müssen, wo sie faktisch zu Wettbewerbsnachteilen der betroffenen Anbieter führen. Angesichts sich immer 
stärker überlappender Dienste und Geschäftsmodelle sind regulatorische Vorgaben, die (ausschließlich) am 
Übertragungsweg ansetzen, nicht mehr zeitgemäß und führen zu einer regulatorischen Ungleichbehandlung zwi-
schen faktisch konkurrierenden Angeboten. Das stellt auch die Zweckmäßigkeit der bestehenden Abgrenzungen 
im Verhältnis zwischen Bund und Ländern in Frage, die nach Rundfunk & Telemedien differenzieren. 

 

2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung sinnvoll oder not-
wendig? 

Generell begrüßen wir die Überlegungen des Bundes und der Länder, eine gemeinsame Gesamtevaluation der Me-
dien- und Kommunikationsordnung in Deutschland vorzunehmen und hierbei auch einen Schwerpunkt auf etwa-
ige Reibungsverluste und Anachronismen der föderalen Struktur zu legen. Im Bereich der Organisation der Auf-
sicht ist insoweit dringend eine stärkere Verzahnung der Bund-Länder-Ebene notwendig ï Ziel sollte immer eine 
One-Stop-Shop-Lösung aus der Sicht der Regulierungsadressaten sein, um rechtliche und ökonomische Si-
cherheit zu gewährleisten. 

Internet- und Medienunternehmen sind einerseits Regulierungsadressat, zum anderen aber auch auf wettbe-
werbsfördernde Regulierung angewiesen. Aus ihrer Sicht ist auf der materiell-rechtlichen Ebene von besonderer 
Bedeutung, dass das Regelungssystem praktikabel ausgestaltet wird und die Durchsetzung der Regeln zuverläs-
sig und für alle Marktteilnehmer in berechenbarer Weise erfolgt. Angesichts der weiter steigenden Konvergenz der 
Medien und insbesondere des Ineinanderwachsens früher separierter Sektoren, etwa Telekommunikation, Platt-
formen und Inhalte, ist es wichtig, Doppel- und Überregulierungen abzubauen. Letztere müssen aus unserer 
Warte vor allem im Bereich des Medienordnungsrechts, insbesondere der Werberegulierung, beseitigt werden. 

Gleichzeitig gewinnen wettbewerbssichernde Maßnahmen, etwa im Bereich des Telekommunikationsrechts aber 
auch auf Seiten des Kartellrechts, immer stärker an Bedeutung, da sich zeigt, dass die gesamte Internet-, Kom-
munikations- und Medienindustrie netzwerkökonomische Züge aufweist, denen prinzipiell eine Tendenz zu hoher 
Konzentration innewohnt, was sich unter anderem in Lock-In Effekten auf Nutzerseite bemerkbar macht, wie sie 
heute schon bei mobilen Betriebssystemen beobachtet werden können. 

Insgesamt bewerten wir die Bedeutung der klassischen medienordnungsrechtlichen, sektorspezifischen Viel-
faltssicherung eher als abnehmend, wenngleich sich etwa mit den bereits andiskutierten Fragen zur Auffindbarkeit 
auch neue Fokusfelder ergeben. 

 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drängendsten Anpassungsbedarf? 

Vor dem Hintergrund der unter 2. skizzierten Ausgangslage kommt eine besondere Bedeutung dem Themenkom-
plex der ĂNetzneutralitªtñ und seiner adäquaten regulatorischen Erfassung zu. Wir verstehen ĂNetzneutralitªtñ dabei 
im Ausgangspunkt als umfassendes Konzept, dass sich nicht nur auf die Frage der Telekommunikationsnetze und 
des Zugangs der Diensteanbieter hierzu beschränkt, sondern prinzipiell alle Wertschöpfungsebenen, mithin auch 
Plattformbetreiber bzw. die Diensteebene und deren Verhältnis zueinander umfasst. 

Netzneutralität wird dabei am Ende (selbstverständlich) nicht als absolutes Prinzip stehen können, das sämtli-
che Differenzierung in jeglichem Kontext pauschal verbietet. Vielmehr muss Netzneutralität vor allem sicherstellen, 
dass weder isoliert auf einer bestimmten technologischen bzw. Wertschöpfungs-Ebene (z.B. Netzbetrieb, Platt-
formbetrieb oder andere Aggregatoren-Services) noch im Zusammenspiel dieser Sektoren zueinander wettbe-
werbsschädliche Strukturen entstehen. 

Wir verstehen mithin ĂNetzneutralitªtñ, anders als in der bisher geführten öffentlichen Debatte, weniger als direkt 
verbraucherschützendes Instrument in Bezug auf Internetzugangsleistungen, als vielmehr als ein Grundprinzip 
der Wettbewerbssicherung, welches im Zusammenspiel von Inhalten, Diensten, Plattformen und Aggregatoren 
eine Abschottung einzelner Märkte zu Lasten konkurrierender Angebote verhindert. 
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4. Wo sollte es möglichst keine Änderungen geben? Was gilt es in besonderer Weise zu bewahren? 

Aus Sicht der Internetwirtschaft hat sich in den vergangenen 15 Jahren insbesondere die E-Commerce-Richtlinie 
bzw. das hierauf basierende Telemediengesetz mit seinen abgestuften Verantwortlichkeitsregelungen als unerläss-
licher Regulierungsrahmen erwiesen. Die mittlerweile umfangreiche Rechtsprechung hat die abgestufte Verantwort-
lichkeit verschiedener Formen von Vermittlern mittlerweile weitreichend präzisiert. Wenn auch aus dieser Recht-
sprechung, insbesondere im Bereich des Hostings von Inhalten, selbst neue Fragen folgen, so ist die grundsätzliche 
Systematik der E-Commerce-Richtlinie und ihres Haftungssystems von überragender Bedeutung, um Anbietern 
ein Mindestmaß an Rechtssicherheit und Kalkulierbarkeit von Risiken zu geben. Neu aufkommende Fragen wie 
etwa die Ermöglichung offener (freier) WLAN-Netze zeigen, dass es für die Etablierung entsprechender Dienste 
abgestufte Verantwortlichkeitsbegrenzungen geben muss, da andernfalls entsprechende Angebote faktisch nicht 
betreibbar wären. 

Weiterhin notwendig ist zudem eine Fortführung der wettbewerbsorientierten Politik im Bereich der Telekommu-
nikationsregulierung, um die Erfolge der TK-Liberalisierung der letzten 15 Jahre zu erhalten und weiterzuführen. 
Die physische Infrastruktur für Internetzugänge stellt in den allermeisten Fällen noch immer ein natürliches Monopol 
dar, das entsprechende Zugangsverpflichtungen für Wettbewerber nach sich ziehen muss. Dass im Bereich der 
Angebote für Internetzugänge und Telefonie heute erfreulicherweise Wettbewerb herrscht, ist nicht zuletzt der 
bisherigen Regulierung der Besitzer der Infrastrukturen geschuldet. Wird diese Regulierung eingeschränkt, sichert 
man einzelnen Unternehmen Monopolgewinne, senkt aber zu Lasten des Verbrauchers die Wettbewerbsin-
tensität merklich (zu Details siehe Antwort zu Frage 33). 

Insgesamt sollte eine wettbewerbsorientierte Politik nicht der politischen Flankierung einer Marktkonsolidierung 
geopfert werden ï derartige Tendenzen sind aktuell im Bereich der europäischen Fusionskontrolle und Vorhaben 
der EU-Kommission (insb. der Single Market Verordnung zum Telekommunikationsmarkt) zu verzeichnen. 
Deutschland und Europa sind auf den aktuell bestehenden Wettbewerb angewiesen, um mit innovativen und 
attraktiven Angeboten den Verbraucher zu überzeugen. Die politisch unterstützte Schaffung von ĂEuropªischen 
Championsñ mag im Wettbewerb mit anderen Standorten auf dem Papier überzeugen. Mittel- und langfristig wird 
durch die Bildung von Monopolen und Oligopolen sowohl die Innovationskraft der Wirtschaft als auch die Attrak-
tivität für den Verbraucher leiden. 

 

5. Wo sollten Kompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern präzisiert oder neu geordnet werden 
(mit oder ohne Verfassungsänderung)? Wo kann wie die Kooperation zwischen den unterschiedlichen Ebe-
nen verbessert werden? Wo sehen Sie den größten Abstimmungsbedarf zwischen dem Bund und den 
Ländern? 

6. Welche Erwartungen haben Sie an die geplante Bund-Länder-Kommission Medienordnung hinsichtlich 
neuer Regeln der Aufsicht sowie der Abstimmung zwischen Medien-, Telekommunikations- und Wett-
bewerbsrecht? 

Entscheidend wird sein, dass sich die stärkere Verzahnung von Bundes- und Landesebene nicht auf den politi-
schen bzw. gesetzgeberischen Beratungsprozess beschränkt, sondern vielmehr die Arbeit der Bund-Länder-Kom-
mission am Ende auch in eine operativ viel engere Abstimmung zwischen Bund und Ländern mündet. Auf Län-
derebene ist dabei aus unserer Sicht die Schaffung einer echten gemeinsamen Aufsichtsinstitution dem bishe-
rigen Kommissionsmodell vorzuziehen. 

Eingehend diskutiert werden muss angesichts der sich perspektivisch massiv verändernden gesetzgeberischen 
Ausgangsposition (EU-Verordnung) die strukturelle aufsichtsrechtliche Verortung des Datenschutzes ï ebenso 
wie bei der Medienaufsicht bedarf es vor allem auf Länderseite einer Entflechtung des Dickichts aus 14 zustän-
digen Behörden. Der Ansatz einer inhaltlichen Abstimmung der Behörden (auch des BfDI) im Rahmen des 
Düsseldorfer Kreises ist zwar vom Ansatz richtig, bleibt aber ein Hilfskonstrukt, weil sich in der Praxis zeigt, dass 
die Durchsetzung bzw. die Schwerpunktsetzung bei den Aufsichtstätigkeiten von Bundesland zu Bundesland diffe-
rieren. Insgesamt sollte der Datenschutz angesichts dessen Bedeutungsexplosion als zentraler Bestandteil der 
Medien- und Kommunikationsordnung begriffen werden. 

Derzeit wird ºffentlich ein ĂMedienstaatsvertragñ im Wesentlichen als ĂMantelkonstruktñ diskutiert, welches Kollisi-
onsfälle lösen, aber den bestehenden materiellen Rahmen prinzipiell unberührt lassen soll. Prinzipiell erscheint ein 
solcher Ansatz hilfreich, um punktuell Abgrenzungsfragen zu klären. Wir geben aber zu bedenken, dass dies die 
Arbeit an den materiellen Regelungen des Medienordnungsrechts nicht zu ersetzen vermag, da auch diese an 
vielen Stellen einer Überarbeitung bedürfen. Hier stellt sich auch die Frage, inwieweit die Schaffung eines Kollisi-
onsrechts überhaupt entkoppelt von den Reformdiskussionen im materiellen Bereich geführt werden kann. Als ein 
Beispiel mag der Begriff der ĂPlattformñ dienen, der sich seit der Einf¿hrung der Plattformregulierung durch den 10. 
RfÄStV stark gewandelt hat und sich im Medienwirtschaftsalltag längst nicht mehr nur auf dedizierte IP-TV-
Plattformen beziehen kann, was sowohl eine materiell-rechtliche Neubewertungen zur Folge haben muss als 
auch neue Abgrenzungsfragen nach sich ziehen dürfte. 

 

7. Zu welchen Themen wäre im Interesse einer einheitlichen Regelung ein Bund-Länder-Staatsvertrag 
sinnvoll? 

Prinzipiell macht praktisch bzgl. sämtlicher Medien- bzw. Kommunikations- und Internetdienste eine einheitliche 
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Regelung wie im Übrigen auch eine einheitliche Aufsicht Sinn. Die bestehende föderal bedingte Spaltung und 
die zugrunde liegenden Differenzierungen nach Übertragungsweg (Rundfunk vs. Telemedien) bzw. Regulie-
rungsmaterie (Kultur- und Medienpolitik vs. Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik) ist künstlich ï eine Abgrenzung 
nicht seriös vorzunehmen. Sie führt partiell auch zu einer Überbetonung desjeweils im Ăeigenenñ Kompetenz-
bereich angesiedelten Aspekts (etwa kulturelle Bedeutung des Rundfunks). 

Eine konsequente Reform muss daher ï innerhalb des verfassungsrechtlich Zulässigen - mindestens ein verzahntes 
Regulierungsgefüge inklusive einer koordinierten Aufsicht für sämtliche Bereiche der Medien- und Kommunikations-
ordnung vorsehen. Entscheidend sind dabei aus Sicht der Anbieter bundesweit einheitliche Ansprechpartner 
auf Seiten der Aufsicht (One-Stop-Shop) und der Abbau sich überlappender materieller Regelungen, wie sie 
etwa im Jugendmedienschutz (JMStV und JuSchG) oder im Bereich der Plattformregulierung (RfStV und TKG) 
zu finden sind. 

 

8. Wie sollte/kann ein Regulierungsrahmen aussehen, der mehr nach Inhalten als nach Verbreitungs-
wegen unterscheidet? 

Die Frage, welcher Regulierungsanker systematisch der richtige ist, lässt sich nicht pauschal für die gesamte 
Kommunikations- und Medienordnung beantworten, sondern muss in Abhängigkeit vom jeweiligen Regulierungs-
ziel bzw. der konkreten wettbewerblichen Problemlage bewertet werden. Auch der einzelne ĂInhaltñ ist nicht 
zwangsläufig ein sachgerechter Bezugspunkt für regulatorische Vorgaben, weil sich Regulierungsnotwendigkeiten 
auch aus dem Kontext seiner Einbettung bzw. aus vom einzelnen Inhalt völlig unabhängigen Effekten ergeben kön-
nen. 

Als Beispiel sei die zunehmende Abhängigkeit der Nutzer von einzelnen Anbietern aufgrund von ĂLock-In-Effektenñ 
genannt, die vor allem bei Angeboten mit starken Netzwerkeffekten (Soziale Netzwerke bzw. Ădigitale ¥kosystemeñ, 
z.B. Betriebssysteme) faktisch Markteintrittsbarrieren für Wettbewerber begründen bzw. Pfadabhängigkeiten ver-
ursachen, die eine freie Preisbildung im B2B-Bereich verhindern. 

 

II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / 

Kartellrecht 

17. Welche europäischen Kartellrechtsvorgaben sollten ggf. angepasst werden? Wie kann das Zusam-
menwirken der zuständigen Institutionen verbessert werden? 

Prinzipiell ist das Kartellrecht mit seinen Instrumenten auch im Bereich der Medien- und Kommunikationsordnung 
ein geeignetes Instrument, um Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. Die entsprechenden Entscheidungen des 
Bundeskartellamtes wie auch der europäischen Kommission belegen die grundsätzliche operative Wirksamkeit 
bei der Anwendung des Kartellrechts, auch wenn gerade die letzten Fusionskontrollverfahren im Telekommunikati-
onssektor unseres Erachtens zu unkritisch eine nachteilige Marktkonsolidierung flankieren (s.u.). 

Mit seiner in der Praxis besonderen Fokussierung auf die Fusionskontrolle gerät das Kartellrecht als Regulie-
rungsinstrument zudem gerade im Bereich von Netzindustrien an seine Grenzen, wenn marktmächtige Akteure 
nicht durch Zusammenschlüsse entstehen, sondern aufgrund von Netzwerkeffekten und vertikaler Integration 
quasi-Monopole bzw. Oligopole entstehen. Hier sollte seitens der Bund-Länder-Kommission v.a. geprüft werden, 
von welchen tatsächlichen Konzentrationstendenzen oder Netzwerkeffekten heute die größten Wettbewerbsge-
fahren ausgehen und ob diesen mit den bestehenden Mitteln des Wettbewerbs- und Kartellrechts adäquat begeg-
net werden kann. 

Generell mit Sorge beobachten wir eine sich abzeichnende Änderung der Regulierungsphilosophie im Telekom-
munikationssektor, wonach unter dem Schlagwort Ăeuropªischer Championsñ eine weniger wettbewerbsorientierte 
und stärker auf Konzentration zielende Regulierung anzustreben sei ï so zum Beispiel im Rahmen der sog. Ăsingle-
marketñ-VO. Kommt eine solche politische Grundhaltung zur sowieso aktuell sehr liberalen Fusionskontrolle der 
Kommission im TK-Sektor hinzu, drohen die Erfolge aus fast 15 Jahren Telekommunikations-Liberalisierung ge-
fährdet zu werden. 

 

19. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

Insgesamt erscheint im Bereich des Medienkonzentrationsrechts die bis heute zugrunde liegende ĂWªhrungñ des 
Zuschauermarkanteils bzw. generell die historisch begründete Fokussierung auf einzelne Sektoren als dringend 
reformbedürftig. Dies nicht nur deshalb, weil die entsprechend erfassten Sektoren Rundfunk & Presse angesichts 
der massiven Veränderungen der Medienlandschaft heute konzentrationsrechtlich überreguliert sind, sondern vor 
allem, weil das geltende Konzentrationsrecht die vielfaltssichernde Wirkung neuer Übertragungskanäle und Me-
dienanbieter, insbesondere auf Basis des Internets, nicht mehr im Ansatz adäquat erfassen kann. 

Die Medienlandschaft des Jahres 2014 bietet heute aus der Perspektive eines Endnutzers ein noch nie da 
gewesenes Maß an Vielfalt, beginnend bei den etablierten Kanälen des Rundfunks und der Presse, über die 
diversen Informationsquellen aus dem Internetinklusive neuer redaktioneller Plattformen einer schier unüberschau-
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baren Blogosphäre, direkten Kommunikations- und Informationsplattformen im Web 2.0 sowie schließlich zahlrei-
chen neuen Instrumenten zur individuellen Bewertung und Sortierung der Vielfalts- und Informationsfülle. 

Fazit: Angesichts der sich stetig weiterentwickelnden Angebotslage kann das bestehende System einer faktisch 
nur einzelne Sektoren berücksichtigenden und am ĂZuschauermarktanteilñ messenden Regulierung keine praxis-
gerechten Ergebnisse mehr erzielen. 

 

IV. Telekommunikation / Frequenzen / Plattformen 

28. Welche Probleme ergeben sich aus einem eventuellen Spannungsverhältnis zwischen Telekommuni-
kationsgesetz (TKG) und den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. den einzelnen Landesme-
dien- und Rundfunkgesetzen? Wo sollten Anpassungen vorgenommen werden? 

Das grundlegende Problem der sektoral orientierten Kommunikations- und Medienordnung in Deutschland ist 
die sich im Zuge der Digitalisierung (Ăall IPñ) auflºsende Abgrenzungsmöglichkeit entlang der regulatorischen Gren-
zen. Gerade das Verhältnis der Plattformregulierung zur Regulierung des Übertragungsnetzes (klassische Telekom-
munikationsregulierung) dürfte in Zukunft viele neue Fragen aufwerfen. Ursache dafür ist nichtzuletzt die zu-
nehmende vertikale Integration verschiedenster Anbieter sowohl von der Netzebene in Richtung Diensteebene 
als auch umgekehrt. 

 

30. Welche Bedeutung für die Fortentwicklung neuer Geschäftsmodelle im Internet hat der weitere 
Breitbandausbau? An welcher Stelle sehen Sie diesbezüglich Änderungsbedarf bei der Regulierung o-
der den Förderkulissen? Welchen Anteil kann Frequenzpolitik zum politischen Ziel des flächendeckenden 
Breitbandausbaus auf 50 Mbit/s bis 2018 leisten? 

Generell ist zunächst festzuhalten, dass das öffentlich vermittelte teils sehr negative Gesamtbild hinsichtlich der 
Breitbandversorgung in Deutschland nicht durch vergleichende Studien gedeckt ist. In diesen rangiert Deutschland 
eher im vorderen Mittelfeld.1 Soweit Vergleiche mit Asien (konkret: Südkorea) gezogen werden, muss berücksich-
tigt werden, dass die dortigen in der Tat höheren Ausbaugrade mit erheblichen staatlichen Subventionen erzielt 
wurden. 

Überdies muss beachtet werden, dass neben der eigentlichen technischen Verfügbarkeit in der Praxis für die 
Endnutzer das Preisgefüge und die Servicequalität eine maßgebliche Rolle spielen. Durch die Erfolge der Tele-
kommunikationsliberalisierung und die Regulierung der Bundesnetzagentur in Deutschland hat sich ein intensiver 
Wettbewerb ergeben, der zu vergleichsweise niedrigen Endverbraucherpreisen und einer hohen Servicequalität 
geführt hat. Auch dieser Aspekt muss in Vergleichsbetrachtungen berücksichtigt werden, weil die Verfügbarkeit 
Ăbezahlbarerñ Angebote f¿r die Zugªnglichkeit von Breitbandanschlüssen eine große Bedeutung hat. Dies lässt sich 
unter anderem daran belegen, dass die Nutzungsaufnahme für schnelle VDSL-Anschlüsse seit Eintritt der Wett-
bewerber auf Basis regulierter Vorleistungsprodukte signifikant gestiegen ist. 

Gleichwohl muss ein rascher, weiterhin wettbewerbsgetriebener Breitbandausbau ein zentrales Anliegen der digi-
talen Agenda der Bundesregierung bleiben. Hierzu gehört das Eingeständnis, dass sehr dünn besiedelte Regionen 
nicht wirtschaftlich versorgbar sind, so dass der Infrastrukturanschluss auch durch Fördermaßnahmen ge-
stützt werden muss. Zum anderen müssen die Bemühungen verstärkt werden, die Grabungskosten als Hauptkosten-
last zu reduzieren. Daher sollten die Mitnutzung bestehender Infrastrukturen und neue kostengünstigere Verfahren 
wie Microtrenching gefördert werden und die Verpflichtungen zur Mitverlegung von Leerrohren bei sowieso statt-
findenden Infrastrukturmaßnahmensollten die Regel sein. 

Schließlich spielt die Ausweitung der mobilen Versorgung eine weitere wichtige Rolle, um die Situation auf 
der Ăletzten Meileñ zu verbessern. Angesichts der physikalischen Eigenschaften und auch internationaler Ent-
wicklungen kristallisiert sich das 700 MHz-Band als die entscheidende Ressource zur Weiterentwicklung der 
funkbasierten Versogung heraus. Die Bem¿hungen zur ĂAussch¿ttungñ dieser digitalen Dividende müssen ï auch 
angesichts der abnehmenden Bedeutung der terrestrischen Fernsehversorgung über DVBT ï daher dringend 
vorangetrieben werden. 

 

32. Welche Bedeutung messen Sie der zukünftigen Nutzung von DVB-T/DVB-T2 im Verhältnis zu an-
deren TV-Übertragungswegen (Satellit, Kabel, IP-TV) zu? 

Entlang der Entwicklung der letzten Jahre und des auch auf Seiten der privaten Sendeanstalten belegbar gerin-
gen Interesses an einer terrestrischen Verbreitung gehen wir von einer geringen Bedeutung dieses Verbrei-
tungsweges aus.2 Dies korrespondiert mit damit, dass generell die spezifische Bedeutung linearer Angebote sinkt, 
da Nutzer audiovisuelle Medien immer stärker zeitversetzt und in einem Mix verschiedener Angebotsformen und 
¦bertragungsmodelle nutzen. Trotz der verfassungsrechtlich abgesicherten besonderen Rolle des ĂRundfunksñ 

                                                           

1 vgl. Monitoring-Report Digitale Wirtschaft 2013 des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, S. 51 f., 
www.bmwi.de/DE/Mediathek/publikationen,did=625962.html 
2 vgl. die aktuelle Verfügbarkeitsprognose bei www.ueberallfernsehen.de/empfangsprognose/index.html   
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erscheint es daher mittel- bis langfristig sinnvoll und geboten, die notwendigen Frequenzen für IP-basierte Über-
tragungsformen bereitzustellen, auf denen wiederum auch Signale der klassischen Rundfunkangebote transpor-
tiert werden können. 

Jedenfalls muss bei dem sich derzeit abzeichnenden grundsätzlichem Festhalten an der terrestrischen Übertragung 
ein Umstieg auf DVB-T2 so schnell wie möglich und insbesondere ohne lange Simulcast-Phase erfolgen, um beiden 
Zielen möglichst maximal zur Wirksamkeit zu verhelfen. 

 

33. Wie ist das Vorhaben der EU zum Vernetzten Kontinent (Digital Single Market-Verordnung) zu 
bewerten? Inwieweit ist eine weitere Verlagerung der Kompetenzen auf die europäische Ebene sinnvoll? 

Die 1&1 bewertet insbesondere die Ausgangsvorschläge der EU-Kommission zur Single Market VO sehr kritisch, 
da diese in ihrer Grundausrichtung auf die Schaffung eines europaweiten Oligopols von drei bis fünf großen 
Anbietern im Telekommunikationsbereich (Ăeuropªische Championsñ) hinausliefen, was in der Praxis letztlich 
regionale Monopole nach sich zöge. Ein solcher grundlegender Paradigmenwechsel im Regulierungsgefüge würde 
innerhalb kürzester Zeit die unbestreitbaren Erfolge der Telekommunikationsliberalisierung in ganz Europa, vor 
allem aber in Deutschland zunichtemachen. 

Wir unterstützen daher nachdrücklich insbesondere die Position der Länder, den gerade in Deutschland beste-
henden intensiven Wettbewerb nicht durch gegenläufige Regulierungsphilosophien aus Brüssel zu gefährden. 
Die Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes in Deutschland ist nicht zuletzt aus Verbrauchersicht ein 
immenser Erfolg; es gilt die Früchte dieses Kraftakts nachhaltig zu sichern. Hierbei muss beachtet werden, dass 
der bestehende Wettbewerb an vielen Stellen nach wie vor maßgeblich oder gar ausschließlich durch Regulie-
rung getragen ist. So richtig daher die im TKG angelegte fortlaufende Prüfung der Marktabgrenzung bzw. Markt-
analyse im Hinblick auf etwaige Deregulierungspotentiale ist, so wichtig ist es auch zu betonen, dass an vielen 
Stellen, Regulierung zur Wettbewerbssicherung weiterhin unumgänglich ist. 

In diesem Kontext muss auch beachtet werden, dass die Wettbewerbspraxis der Kartellbehörden in Brüssel für den 
TK-Markt zuletzt auch große Fusionen teils faktisch auflagenlos genehmigt hat. Die generelle Konzentrationsten-
denz im Bereich Telekommunikation wird insoweit momentan gestützt durch eine prinzipiell offene Haltung der 
Kartellbehörden im Rahmen von Fusionen. 

Wir begrüßen vor diesem Hintergrund ausdrücklich die sichtbaren Bemühungen sowohl der europäischen Regu-
lierungsbehörden (über BEREC) als auch der deutschen Bundesregierung und der Länder im Rat für eine ausgewoge-
nere und wettbewerbsfreundlichere Herangehensweise. Die überarbeiteten Entwürfe zur Single Market VO, auf 
deren Basis aktuell weitergearbeitet wird, gehen in die richtige Richtung, wenn auch viele Details noch einge-
hend zu diskutieren sein werden. Als Beispiel sei hier die weiterhin immense Bedeutung entbündelter Zugangspro-
dukte (TAL) genannt, die nicht regulatorisch aufgeweicht werden darf. Bezogen auf den deutschen Markt stellt 
der physische Zugang zur entbündelten TAL mit über 9 Millionen Anschlüssen auf Wettbewerberseite weiterhin das 
zentrale Instrument zur Wettbewerbssicherung dar und ist nicht ohne weiteres durch virtuelle Zugangsprodukte 
zu ersetzen. 

Trotz notwendiger technischer Weiterentwicklungen, insbesondere durch Vectoring, kann hier weder kurz- 
noch mittelfristig angenommen werden, dass auf das zentrale regulatorische Instrument der physischen Entbünde-
lung verzichtet werden kann. 

Als Verordnung würde die Single Market VO unmittelbar geltendes Gesetz, sodass dem deutschen Gesetzgeber im 
Gegensatz zum bisherigen Regulierungsrahmen kaum Spielraum mehr bei der Umsetzung verbleibt. Dies ver-
kennt die wettbewerblichen Besonderheiten der jeweiligen Mitgliedsstaaten und favorisiert einen an vielen Stellen 
ungeeigneten Ăone size fits allñ-Ansatz. Gerade aus wettbewerblicher Perspektive ist einer rein europäischen Per-
spektive zurückhaltend zu begegnen, da eine ausreichend große Anzahl in Europa tätiger Anbieter noch lange 
nicht heißt, dass auch auf Ebene der Nationalstaaten wirksamer Wettbewerb besteht. Weil insbesondere die Libe-
ralisierung im deutschen Telekommunikationsmarkt eine Erfolgsgeschichte darstellt, ist eine notwendigerweise ge-
nerelle und verallgemeinernde Sicht der EU-Institutionen stets kritisch zu hinterfragen. Den mit den jeweiligen 
Besonderheiten vertrauten nationalen Behörden und Institutionen sollte daher nicht die Regelungshoheit entzo-
gen werden. Eine Regelung in Form einer Verordnung erscheint daher schon von vornherein nicht sachgerecht. 

 

34. Welchen konkreten Änderungsbedarf gibt es mit Blick auf Plattformregulierung? 

Die praktische Bedeutung der Plattformregulierung auf Basis der mit dem 10. RfÄStV eingeführten Regelungen 
ist bislang überschaubar. Dies weist darauf hin, dass die damals ins Visier genommenen (potentiellen) wettbe-
werblichen Problemlagen, insbesondere eine etwaige wettbewerbskritische Gatekeeper-Funktion digitaler Plattform-
betreiber im Bereich dedizierten IP-TVs, sich in der Praxis bislang nicht verwirklicht haben. Stattdessen zeigt sich, 
dass der Markt f¿r ĂBewegtbildinhalteñ sich in eine neue Richtung bewegtund insbesondere audiovisuelle Ange-
bote Ăon-demandñ und infrastrukturell auf Basis des Ăoffenen Internetñ (hªufig als ĂOTT-Playerñ bezeichnet in Ab-
grenzung zu dedizierten Umgebungen) in Wettbewerb zu klassischen Broadcasting-Modellen wie auch IP-TV 
treten. Aus Nutzersicht werden Ăon-demandñ Angebote und ĂFernsehenñ (im Sinne eines im Ausgangspunkt line-
aren Angebots) mehr und mehr substituierbar, was auch darin begr¿ndet liegt, dass ĂFernsehanbieterñ heute 
praktisch durchgehend die Möglichkeit zeitversetzten Konsums über entsprechende Set-Top-Boxen ermöglichen. 
Wir gehen mithin davon aus, dass die Bedeutung und Notwendigkeit der Plattformregulierung in ihrer jetzigen 
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Ausprägung im RfStV eher weiter abnehmen wird. 

Allerdings ergeben sich aus der skizzierten, komplexer werdenden Wettbewerbssituation im Bereich audiovisuel-
ler Medien neue Fragen, die letztendlich zu weiten Teilen in die unter dem Stichwort ĂNetzneutralitªtñ diskutierten 
Fragestellungen münden. Zu Untersuchungen sind vor allem die wettbewerblichen Auswirkungen des Zugangs 
von Dienste- und Content-Anbietern zu physischen Netzen bzw. der Bedingungen hierfür. Dabei müssen sowohl 
die Wettbewerbssituation 

¶ im Verhältnis der Dienste- bzw. Inhalte-Anbieter untereinander, 

¶ im Verhältnis der Netzbetreiber zu Dienste- bzw. Content-Anbietern 

¶ als auch schließlich im Verhältnis zwischen verschiedenen Netzbetreibern  

in den Blick genommen werden. 

Es erscheint daher überlegenswert, das regulatorische Konstrukt der Plattformregulierung mit seiner recht strik-
ten Fokussierung auf geschlossene Systeme in die grundsätzlicheren rechtlichen Fragen zur Netzneutralität zu 
integrieren bzw. genereller über einen koordinierten Ansatz im Sinne einer ĂNetz- und Plattformregulierungñ zu 
sprechen. An dieser Stelle zeigen sich auch die unter dem Fragenkomplex I. behandelten systematischen Her-
ausforderungen, da die hier aufgeworfenen Fragestellungen sich weder einem speziellen Übertragungsweg noch 
präzise einer regulatorischen Zielsetzung (Kultur- bzw. Wirtschaftspolitik) zuordnen lassen. 

Wir verweisen insoweit auch auf unsere Antwort zur Frage 3. 

 

35. Wer sollte Adressat der Plattformregulierung sein? Ist der bestehende Adressatenkreis ausreichend 
und klar definiert? Sollten weitere Adressaten der Plattformregulierung unterfallen, z.B. Endgeräte-
hersteller? 

Der Adressatenkreis der Plattformregulierung bzw. diese künftig ggf. ersetzender allgemeinerer Modelle lässt sich 
nur entlang des materiellen Regelungsanspruchs des entsprechenden Regulierungssystems präzisieren. 

Wie bereits unter Frage 34 erläutert, scheint die Bedeutung der bestehenden Plattformregulierung mit ihrer fakti-
schen Fokussierung auf dedizierte IP-TV-Plattformen (und in sachlicher Hinsicht: der Fokussierung auf das Must-
Carry-Regime) perspektivisch eher zu Gunsten allgemeinerer Regeln des Zugangs zu Medien- und Kommuni-
kationsdiensten abzunehmen. Wir regen daher an, dass die Bund-Länder-Kommission sich allgemein mit der 
Frage beschäftigt, unter welchen Marktgegebenheiten z.B. Zugangsregulierung, Diskriminierungsverbote oder an-
dere regulatorische Instrumente erforderlich sind ï und zwar unabhängig von der konkreten technischen Ausge-
staltung des jeweiligen Dienstesund ohne vorherige Festlegung auf die Frage, ob es hierbei nur um die Regulie-
rung der Plattformebene oder auch der Netzebene geht. 

Als Diskussions-Beispiel mag die Frage dienen, ob bezogen auf ein etwaiges qualitätsgesichertes (quality of ser-
vice) audiovisuelles Angebot eines marktmächtigen Netzbetreibers ein angenommener Zugangsanspruch eines 
Wettbewerbers (sei es auf Netzebene oder auch auf Diensteebene) sich nur auf den konkreten Dienst bzw. die kon-
krete Plattform beziehen soll oder nicht Zugang zum qualitätsgesicherten Kanal selbst eröffnet werden müsste, so 
dass Wettbewerber hierauf ggf. auch eigene Plattformen etablieren könnten. 

Diskutiert werden sollte daneben, wie die sich abzeichnende Entwicklung hin zu dominanten globalen Ökosyste-
men im Bereich Betriebssysteme, Content-Distribution (beispielsweise über soziale Netzwerke), Ident-Manage-
ment etc. regulatorisch behandelt werden kann. Mit Blick auf einen etwaig erweiterten Kreis der Adressaten einer 
allgemeinen ĂPlattformregulierungñ sollten Endgererªtehersteller insoweit in die ¦berlegungen einbezogen werden, 
soweit sie ebenfalls als Betreiber Ăgeschlossenerñ ¥kosysteme im Sinne von in sich abgegrenzten (in der Regel 
eine Registrierung voraussetzenden) Diensten bzw. Dienstewelten zu werten sind. 

 

36. Müssen must-carry-Regelungen angepasst werden? Wie kann die Neutralität der Plattformanbie-
ter sichergestellt werden? Ist der bestehende Regulierungsrahmen hinsichtlich der Zugangsansprüche 
ausreichend? 

Wir verweisen hierzu auf unsere Antwort zu Frage 35. 

 

37. Muss die Regulierung von Smart-TVs oder anderen Endgeräten klarer ausgestaltet werden? Wenn 
ja, wie sollte dies erfolgen? 

Aus unserer Sicht sind weniger die Endgeräte als solche eine regulatorische Herausforderung als vielmehr die 
heute in der Regel zumeist dahinter stehenden Plattformen. Endgeräte ï sowohl im bigscreen als auch small-
screen-Bereich ï ermöglichen Nutzern die Nutzung verschiedenster Angebote aus verschiedenen Quellen und 
auf verschiedenen technischen Kanälen (z.B. OTT-Dienste via TCP/IP, dedizierte IP-TV-Angebote oder auch 
Streaming aus lokalem WLAN). Entscheidend aus medienregulatorischer Sicht sollte sein, dass mit der Wahl des 
Endgeräts nicht eine Festlegung auf eine bestimmte Plattform oder spezifische Dienste verbunden ist, sondern 
der Nutzer prinzipiell Zugriff auf alle Plattformen seiner Wahl erhalten sollte. 
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38. Inwiefern besteht Regelungsbedarf bei Suchmaschinenneutralität und wie könnte diese sicherge-
stellt werden? 

Der Begriff der Suchmaschinenneutralitªt ist in der an ĂNetzneutralitªtñ angelehnten Terminologie zunächst in-
soweit irreführend, als er eine völlige Gleichbehandlung aller Inhalte bezogen auf die Suche suggeriert ï eine solche 
ist jedoch logisch unmöglich, da naturgemäß als Ergebnis einer Suchanfrage nur wenige Inhalte weit oben gelistet 
sein können. Dem Produkt Websuche ist daher eine Differenzierung von vornherein immanent. 

 

V. Internetspezifische Regelungen 

43. Welche Konflikte liegen in der Abgrenzung zwischen Telemediengesetz (TMG), den Pressegeset-
zen, den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen sowie den einzelnen Landesmedien- bzw. Landes-
rundfunkgesetzen? Wo müssen Anpassungen vorgenommen werden? 

Prinzipiell sehen wir an der Schnittlinie der genannten Gesetze keine fundamentalen Probleme bzw. Widersprüche. 
In Bezug auf das Telemediengesetz im Verhältnis zu den öffentlich-rechtlichen Grundlagen im Rundfunkstaatsver-
trag aber etwa auch im JMStV oder Glückspiel-StV muss allerdings auf eine grundsätzliche Kohärenz der Vorgaben 
zur Vermittlerhaftung geachtet werden. In der Vergangenheit haben Verwaltungsgerichte insbesondere bei reinen 
Zugangsvermittlern eine teils erheblich strengere Haftung für durchgeleitete Drittinhalte erkennen lassen als es 
Zivilgerichte getan haben. 

Dies sehen wir insbesondere vor dem Hintergrund der Debatte um das sog. Zugangserschwerungsgesetz kritisch, 
weil mit der Annahme einer Verpflichtung zur Sperrung von Inhalten faktisch die Notwendigkeit des Aufbaus einer 
technischen Sperrinfrastruktur einhergeht, deren Konsequenzen jeweils weit über den konkreten Fall hinausrei-
chen. Daher muss im Rahmen der anstehenden Bestandsaufnahme durch die Bund-Länder-Kommission darauf 
geachtet werden, dass die Leitlinien des TMG auch dann konsequent angewendet werden, wenn es um öffent-
lich-rechtliche Haftungsfragen geht. 

 

44. Inwieweit ist die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen wirtschaftsbezogenen Regeln (Bund) und 
inhaltespezifischen Regeln (Länder) noch aufrecht zu erhalten? Wie könnten neue bundes- und landes-
spezifische Regelungen besser abgegrenzt werden? 

Hierzu verweisen wir auf unsere Antworten unter dem Fragenkomplex I. 

 

45. Inwieweit sollte die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
(BMWi und BNetzA sowie Bundeskartellamt und Landesmedienanstalten bzw. Bezirksregierungen) in 
diesem Bereich neu aufgestellt werden? 

Generell ist das Aufsichtsgefüge im Medien- bzw. Internetsektor in Deutschland europaweit eines der unüber-
sichtlichsten, zumal zu den genannten Behörden weitere Aufsichtsbehörden treten, so etwa die Datenschutzbe-
hörden des Bundes und der Ländersowie das BSI für Fragen der IT-Sicherheit. In einer dediziert klarstellenden 
Regelung zu Umfang und Grenzen der jeweiligen Befugnisse könnte daher ein Mehrwert der Arbeit der Bund-
Länder-Kommission liegen, wobei wir dringend anregen, dies nicht auf wenige Behörden, sondern auf alle für den 
Medien- und Internetbereich in Betracht kommenden Institutionen zu erstrecken. 

Im Bereich des Datenschutzes sollte grundlegend über das Verhältnis von Landesdatenschutzbeauftragten und 
BfDI nachgedacht werden, da beide sich faktisch mit Wirtschaftsregulierung befassen und die faktisch praktizierte, 
jedoch letztlich nicht trennscharf vorzunehmende Differenzierung entlang der Sektoren Telemedien bzw. Tele-
kommunikation künstlich erscheint. 

Insgesamt plädieren wir für eine starke Straffung und wesentlich stärkere Konzentration der Aufsichtsbehörden. 

 

47. Sollte an der nach Massen- und Individualkommunikation differenzierten Regulierung festgehalten werden? 
Gibt es Argumente, um eine einheitliche Kommunikationsordnung (sowohl für Massen- als auch Indivi-
dualkommunikation) bzw. ein einheitliches Gesamtmedienrecht (für Massenmedien) zu rechtfertigen? 

48. Sollte in der Regulierung (insbesondere nach Maßgabe des Rundfunkrechts) weiterhin nach line-
aren und nicht-linearen Diensten unterschieden werden? 

Soweit es um (auch) wirtschaftsbezogene Regelungen geht, macht die Unterscheidung kaum noch Sinn. Im Üb-
rigen ist sie auch nur noch sehr begrenzt mit der Lebenswirklichkeit in Einklang zu bringen, da selbst linear aus-
gestrahlte Inhalte heute zunehmend zeitversetzt konsumiert werden. 

Soweit Regulierung vorrangig auf die Sicherung der Meinungsvielfalt abzielt, können differenzierte Regelungen 
ggf. noch aufrechterhalten werden. Auch hier stellt sich die Frage, ob die vor allem von Seiten des Bundesverfas-
sungsgerichts nach wie vor unterstellte besondere meinungsbildende Wirkung linearer Angebot sich tatsächlich 
empirisch belegen lässt. Das Nutzungsverhalten der Verbraucher spricht eine andere Sprache: Verbraucher kon-
sumieren zunehmend in einem Angebots- und Übertragungswegemix, mobil an Orten und zu Zeiten ihrer Wahl, 
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im Wechsel zwischen Ăsmallscreenñ (smartphones) und Ăbigscreenñ (Fernseher, Notebook, Tablets) sowie meh-
rere Angebote parallel (Ăsecondscreenñ). 

Die entscheidende Frage bei der Auflösung der entsprechenden Kategorien ist indes, welche regulatorischen 
Konsequenzen hieraus zu ziehen sind. Dies gilt vor allem für den bedeutsamen Bereich der Werberegulierung: 
Da eine Übertragung der (zu) strengen Rundfunkregulierung auf Telemedien nicht praktikabel und auch sachlich 
nicht gerechtfertigt ist, muss eine entsprechende Reform insgesamt in ein liberalisiertes Regime für Werbung im 
Kontext audiovisueller Angebote münden. Hier bedarf es nach unserer Ansicht einer grundlegenden Neukonzep-
tion. 

 

50. Halten Sie eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralität für sinnvoll und wenn 
ja, wie konkret sollte diese ausgestaltet werden? 

Für die Beantwortung der Frage bedürfte es an sich zunächst eines gemeinsamen, akzeptierten Verständnisses 
des Begriffs ĂNetzneutralitätñ, welches trotz erster gesetzgeberischer Entwürfe sowohl aus Berlin als auch aus 
Brüssel so bislang nicht existiert. Wir begreifen Netzneutralität insoweit als eine politische Zielsetzung, welche erst 
der Konkretisierung in konkreten Gesetzesmaterien bedarf. 

Die bisherigen in diese Richtung vorgenommenen Anläufe, zum einen auf nationaler Ebene im Rahmen der 
Verordnungsermächtigung nach dem TKG, zum anderen im Rahmen der Single Market VO der EU erscheinen 
uns indes wenig geeignet, praktisch durchsetzbare Lösungen für die in Betracht kommenden potentiellen Kon-
fliktlagen zu schaffen. 

Die Diskussion leidet aktuell aus unserer Warte darunter, dass das Konzept der Netzneutralität weniger als ein 
wettbewerbssteuerndes als vielmehr als ein unmittelbar verbraucherschützendes Prinzip verstanden wird. In der 
Folge sind die vorliegenden Entwürfe faktisch exklusiv als Anspruchsnormen des Verbrauchers gegenüber Netz-
betreibern konzipiert. 

Bei einem solchen Ansatz wird übersehen, dass viele der denkbaren Problemfälle eher Fragen des Wettbewerbs 
auf verschiedenen Wertschöpfungsebenen aufwerfen und weniger unmittelbar eine Gefahr für den Endverbrau-
cher sind. Im Gegenteil zielen die genannten Beispiele eher darauf, dass ein Anbieter seinen Kunden ein ĂMehrñ 
an Service garantieren will. Dies demonstriert, dass die politische Debatte an den Interessen der Verbraucher 
vorbei zu gehen droht. 

Die Debatte um Netzneutralität im Sinne einer politisch-regulatorischen Zielvorgabe sollte mithin stärker aus 
einem wettbewerbsorientierten Blickwinkel geführt werden, der durch Erhaltung und Schaffung von Wahlfreiheit 
mittelbar den Verbraucher schützt. Konkret betrifft dies das Wettbewerbsverhältnis 

¶ zwischen Netzbetreibern und Diensteanbietern, 

¶ zwischen Netzbetreibern untereinander 

¶ sowie zwischen Diensteanbietern untereinander. 

Für all diese Aspekte fehlt es bislang an einer hinreichenden Bestandsaufnahme der tatsächlichen Auswirkungen 
von Managed Services bzw. etwaiger vertraglicher Vereinbarungen zwischen Netzbetreibern und Diensteanbietern. 

Eine solche umfassendere und strukturierte Bestandsaufnahme, die neben dem Telekommunikationsrecht die 
bestehenden Instrumente des Wettbewerbs- und Kartellrechts sowie nicht zuletzt auch des Telekommunikations- 
und Medienordnungsrechts berücksichtigt, ist Voraussetzung für Schaffung (neuer) regulatorischer Vorgaben. Nur 
wo tatsächlich Beeinträchtigungen des Wettbewerbs oder eine Beeinträchtigungen des diskriminierungsfreien Zu-
gangs für Nutzer oder Wettbewerber belegt sind oder konkret zu befürchten stehen, sind regulatorische Vorgaben 
legitim. 

Im Rahmen einer stärker wettbewerbsorientierten Betrachtung könnte z.B. geprüft werden, wie im Falle festge-
stellter Wettbewerbsbeeinträchtigungen, z.B. durch Exklusivereinbarungen von Anbietern mit marktmächtiger 
Position (auf Netz-, Plattform- oder Dienstebene) im Wege von Zugangspflichten bzw. regulierten & standardi-
sierten Zugangsprodukten ein Ausgleich geschaffen werden kann, um beispielsweise kleineren Wettbewerbern 
eines marktmächtigen VoD-Services gleiche Markteintrittschancen zu eröffnen. 

 

53. Inwieweit müssten die E-Commerce- oder die AVMD-Richtlinie neu zugeschnitten werden? 

Bezüglich der E-Commerce-Richtlinie verweisen wir auf unsere Antwort zu Frage 4. Die Richtlinie ist von überragen-
der Bedeutung für den Betrieb jeglicher Vermittlungsdienste und zentral für die internationale Wettbewerbsfähig-
keit der europäischen Internetwirtschaft. Sie muss daher in ihrer aktuellen, wohl abgewogenen Ausprägung er-
halten bleiben. 

 

VI. Jugendmedienschutz 

54. Welche Probleme liegen in der Abgrenzung zwischen Jugendmedienschutzstaatsvertrag (JMStV) 
und Jugendschutzgesetz (JuSchG)? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 
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Wir betrachten die gesamte Abgrenzung des Jugendmedienschutzes nach Trägermedien auf der einen Seite und 
Telemedien auf der anderen als überholt. Sowohl im Bereich audiovisueller Medien als auch im Bereich von 
Computer- und Konsolenspielen werden für ein- und denselben Inhalt heute in der Regel sämtliche Übertragungs- 
bzw. Distributionswege genutzt, um den Kunden zu erreichen. Insbesondere Ăstreaming on demandñ gewinnt dabei 
rasant an Bedeutung. Mittlerweile wird streaming auch verstärkt im Spielebereich (Konsolen) eingesetzt. 

Aus sachlicher Sicht lässt sich das getrennte System des Jugendmedienschutzes mithin kaum noch sinnvoll be-
gründen. Daher sollte (im Rahmen des verfassungsrechtlich Möglichen) ein einheitlicher, vom Distributionsweg 
unabhängiger Rechtsrahmen angestrebt werden. 

 

55. Inwieweit funktioniert das Zusammenspiel der vielfältigen Akteure im Jugendschutzbereich (u.a. 
BPjM, BMFSFJ, Jugendministerien der Länder, Oberste Landesjugendbehörden, Landesmedienanstal-
ten, Selbstkontrolleinrichtungen)? Wie können durch Neuzuschnitte der Aufgaben Effizienzsteigerungen 
erreicht werden? 

Prinzipiell ist das Aufsichtsgefüge des Jugendmedienschutzes in Deutschland zwar komplex, funktioniert aber aus 
unserer Sicht weitgehend reibungslos. 

Die Probleme liegen aus unserer Warte weniger im institutionellen Gefüge als vielmehr im materiell-rechtlichen 
Bereich. Dieser bedarf einer grundlegenden Bestandsaufnahme und Neujustierung, nachdem gerade im Tele-
medienbereich für eine geradezu unüberschaubare Anzahl von faktisch unregulierten Angeboten aus dem Aus-
land die rechtlichen Vorgaben des JMStV leerlaufen. 

 

57. Wie kann eine Kompetenzverteilung nach Medieninhalten und nicht nach Trägern erreicht werden? 
Ist dies grundsätzlich sinnvoll? 

Die Abgrenzung nach Trägern ist überholt, was sich in jüngster Zeit v.a. im Bereich von Spielen zeigt, wenn diese 
Online-Funktionalitäten einbinden und damit ï in der Diktion des Eckpunktepapiers der Staatskanzleien ï Ăverªn-
derbarñ sind. Medieninhalte sind insoweit als Ansatzpunkt geeigneter, weil sie generell nicht nur unabhängig von 
Trägern, sondern auch vom Übertragungsweg sind. 

Der eigentliche Evaluationsauftrag im Jugendmedienschutz liegt indes in der Frage der generellen Zielsetzung vor 
dem Hintergrund eines weitreichenden Vollzugsdefizits (gegenüber Angeboten aus dem Ausland) und der daraus 
resultierenden Frage, welche Instrumente moderner Jugendmedienschutz überhaupt in den Vordergrund stellen 
sollte. 

 

58. Wie können einheitliche Altersstufen im Online- und Offlinebereich erreicht werden? Welches konkrete 
Ziel kann eine einheitliche Altersstufenkennzeichnung erreichen? Welche Bedeutung kommt Filterpro-
grammen (Jugendschutzprogrammen) zu? 

Jugendschutzprogramme können einen gewissen Beitrag dazu leisten, Eltern Instrumente an die Hand zu ge-
ben, den Medienkonsum der Kinder zu steuern. Es gibt heute bereits verschiedene Lösungen am Markt, die teils 
sehr unterschiedlichen technischen und redaktionellen Konzepten folgen und zum Teil von der KJM formal aner-
kannt sind. Bedeutsam ist generell, Jugendschutzsoftware nicht als Freibrief und technisches Allheilmittel zu 
verstehen, sondern eher als unterstützendes Element im Rahmen der elterlichen Fürsorge. Bei Jugendlichen 
wachsen mit dem Alter sowohl die technischen Kompetenz (inkl. der Kompetenz zur Umgehung entsprechender 
Schutzmaßnahmen), als auch die Vielfalt der Möglichkeiten zum Zugriff auf Online-Inhalte. Softwarebasierte Ju-
gendschutzlösungen werden also vor allem bei Kindern wirksam; insbesondere solange diese exklusiv über ein spe-
zifisches Endgerät auf das Internet zugreifen. 

In Bezug auf die Altersstufen im Zusammenhang mit Labeling-Mechanismen sollte daher beachtet werden, dass 
Jugendschutzlösungen eher diese sehr junge Zielgruppe wirksamadressieren werden und weniger Jugendliche 
und Heranwachsende. Wir plädieren dahereher für wenige klar definierte Altersstufen ï konkret 0, 12 und 18 
Jahre. Größere Granularität erscheint wenig praktikabel, auch weil es an verbindlichen Richtlinien etwa für die 
Altersstufe 16 fehlt. 

 

VII. Urheberrecht 

62. Ist Technologieneutralität eine Maxime, die im Urheberrecht ausreichend sichergestellt ist? Wie 
sähen erforderliche Änderungen aus? 

Wie notwendige Änderungen der letzten Jahre (z.B. elektronischer Kopienversand) bzw. verbleibender Anpassungs-
bedarf (z.B. Kabelweitersendung) demonstrieren, ist das Urheberrecht nicht hinreichend technologieneutral. Hin-
tergrund dafür ist, dass insbesondere die Schranken die Regelungstechnik verfolgen, konkrete ï zum Zeitpunkt der 
Gesetzgebung ï Nutzungsszenarien inklusive der jeweils aktuellen Technologien zu beschreiben. Dem daraus 
und durch ständigen technischen Fortschritt resultierenden Anpassungsbedarf könnte vorgebeugt werden, wenn 
auf die Nennung konkreter Technologien in Gesetzen soweit wie möglich verzichtet würde und vielmehr die 
der Regelung zu Grunde liegenden Wertungen in eine abstrakte, technologieoffene Formulierung aufgenommen 



ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  23 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

würden. 

 

63. Wie können Lösungen für Problembereiche wie z. B. Kabelweitersendung aussehen? 

Diese Offenheit kann dadurch erreicht werden, dass einerseits auf unnötig beschränkende Zusätze, wie einen 
dem technischen Wandel unterliegenden Kabelbegriff, verzichtet wird. Und andererseits Öffnungsklauseln, wie 
etwa Ăauf vergleichbare Art und Weiseñ, ergänzt werden, wenn die Beschreibung eines konkreten Nutzungsvor-
gangs unumgänglich ist. 

Eine weitere Flexibilisierung in Bezug auf technische Neuerung würde die Einführung einer auf dem Prinzip der 
fairen Nutzung basierenden Auffangschranke zur Folge haben. Speziell diese Änderung müsste im aktuellen Revi-
sionsprozess der EU-Kommission verfolgt werden, in dem solche Überlegungen angelegt sind. 

 

64. Wie sollte mit dem Leistungsschutzrecht für Presseverleger weiter verfahren werden? 

Die am Leistungsschutzrecht für Presseverleger geäußerte vielfältige Kritik von Wissenschaft, Wirtschaft und Nut-
zervereinigungen an seiner technischen, juristischen und ökonomischen Rechtfertigung besteht unverändert fort. 
Es ist auch nicht erkennbar, wie diese durch eine etwaige Reform aufzulösen wäre. Insoweit ist einzig sinnvoller 
Umgang mit dem Leistungsschutzrecht für Presseverleger die Rückgängigmachung seiner Einführung. 

 

70. Wie entwickeln sich die Ausmaße von Internet-ĂPiraterieñ und wie kann das Problem effektiver ange-
gangen werden? Wie kann grundsätzlich eine bessere Urheberrechtsdurchsetzung im Internet erfolgen? 
Ist der Kreis der Anspruchsgegner ausreichend? Sollte durch den Gesetzgeber klargestellt werden, 
dass auch Dritte in Anspruch genommen werden können, die indirekt mit der konkreten Rechtsverletzung 
in Zusammenhang stehen, wie z. B. Kreditkartenunternehmen, Werbezeitenvermarkter, Werbetrei-
bende? 

Prinzipiell ist festzuhalten, dass sich das Problem der ĂInternetpiraterieñ im Sinne urheberrechtswidriger Angebote 
vor allem durch das verstärkte Aufkommen neuer Online-Vertriebsformen als legaler Alternative abgeschwächt 
hat ï dies ist besonders augenscheinlich im Musikbereich, in welchem Streaming-Plattformen mehr und mehr an 
Popularität gewinnen und die urheberrechtlichen Grundsatzfragen in der Folge heute eher im Bereich adäquater 
Vergütungsmodelle für Kreative angesiedelt sind. Aber auch im Bereich audiovisueller Inhalte gibt es mittlerweile 
über so unterschiedliche Dienste wie IPTV, Web-TV und verschiedenste VoD-Angebote ein umfassendes legales 
und für Nutzer auch preislich attraktives Angebot. 

Gleichwohl gibt es unbestritten weiterhin Angebote im Internet, die ï nahezu ausschließlich aus dem Ausland ï ohne 
entsprechende Lizenz urheberrechtlich geschützte Inhalte zugänglich machen. Über den Umgang mit derartigen 
Angeboten ist in den letzten Jahren bereits intensiv diskutiert worden. Aus der spezifischen Warte eines Internet-
Service-Providers sowohl für Hosting-Dienste als auch Internetzugangsangebote ist zunächst darauf hinzuwei-
sen, dass es bereits heute auf Basis der bestehenden Haftungsregelungen und Auskunftspflichten eine umfas-
sende Kooperation zwischen ISP und Rechteinhabern gibt. 

In den ï mittlerweile sehr seltenen ï Fällen, in welchen der Versuch unternommen wird, ausgehend von deutschen 
Hosting-Services entsprechende Angebote zugänglich zu machen, werden die Seiten vom (Hosting-)ISP in der 
Regel innerhalb weniger Stunden nach der Inkenntnissetzung vom Netz genommen. 

Daneben gibt es auf Basis des zivilrechtlichen Auskunftsanspruchs nach § 101 UrhG eine in der Praxis rei-
bungslose Kooperation, im Rahmen derer Internetzugangsanbieter in Deutschland jährlich zigtausende Klarna-
menauskünfte auf Grund entsprechender richterlicher Beschlüsse erteilen Auf deren Basis können wiederum Recht-
einhaber Urheberrechtsverletzungen verfolgen. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass ISP im Rahmen dieser 
Beauskunftung regelmäßig auch selbst Gerichtsverfahren zu führen haben, da die Rechtmäßigkeit der Speiche-
rung und Beauskunftung immer wieder von Kunden gerichtlich infrage gestellt wird. Den ISP entstehen durch die 
Erfüllung der Pflicht nach § 101 UrhG daher bereits umfassende Aufwände administrativer als auch personeller 
Natur. 

Die darüber hinaus regelmäßig von Seiten der Rechteverwerter erhobene Forderung nach einer stärkeren di-
rekten Verantwortlichkeit von Zugangsvermittlern für die durchgeleiteten Inhalte sehen wir dagegen ï entlang der 
umfassend seit vielen Jahren geführten rechtlichen und politischen Diskussion ï sehr kritisch. Konsequent zu Ende 
gedacht führen derartige Überlegungen ISP in die Rolle einer Selektionsinstanz, die politisch, rechtlich und ge-
sellschaftlich nicht erwünscht sein kann. 

Der EuGH hat indes gerade in seiner jüngsten Entscheidung zur Thematik in der Sache UPC Telekabel Wien die 
Notwendigkeit einer Grundrechtsabwägung aller Beteiligten unterstrichen und die Zumutbarkeitsprüfung als 
zentralen Abwägungsanker für technische Zugangshürden betont. Dies entspricht der in den vergangenen Jah-
ren von deutschen Gerichten unisono vertretenen Linie, die bei reinen Zugangsprovidern Filterpflichten konse-
quent ablehnt und eine verschärfte Haftung lediglich in Sonderfällen annimmt ïetwa für spezifische Usenet-Pro-
vider oder im Falle aggressiver Bewerbung gerade rechtswidriger Nutzungsvarianten. Diese differenzierte 
Betrachtung der deutschen Rechtsprechung auf Basis der E-Commerce-Richtlinie und des TMG ist weiterhin 
sachgerecht. 
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Soweit die Rolle der werbetreibenden Wirtschaft ebenfalls in der Frage angesprochen ist, möchten wir beto-
nen, dass kein Werbetreibender ein Interesse an der Platzierung der eigenen Marke im Umfeld rechtswidriger 
Angebote hat. Die Verträge mit den entsprechenden Dienstleistern bei der Online-Werbevermarktung schließen 
generell entsprechende Platzierungen aus ï dies ist Standard bei allen seriösen Werbetreibenden. Soweit es in 
der Praxis trotzdem vereinzelt zu entsprechenden Auslieferungen kommt, geschieht dies grundsätzlich ohne Wis-
sen und gegen den expliziten Willen der Werbetreibenden. Wir unterstützen gleichwohl die bereits laufenden Bemü-
hungen der Branche, insbesondere seitens des BVDW und des ZAW, um auch diese Fälle durch eine Selbstregulie-
rung wirksam zu unterbinden. 

 

74. Welche EU- und internationalen Vorgaben müssen stärker berücksichtigt oder auch angepasst 
werden? 

Wie unter Fragen 62 & 63 erläutert, ist der aktuelle Katalog von Urheberrechtsschranken, die der Allgemeinheit 
eine Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke ohne Zustimmung des Urhebers unter bestimmten Vorausset-
zungen gestatten, teilweise sehr eng formuliert und nur auf bestimmte, im historischen Kontext erklärbare Nut-
zungsszenarien beschränkt. Dieser Katalog korrespondiert mit den entsprechenden Vorgaben in der Richtlinie 
2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 
Informationsgesellschaft (InfoSoc-RL). Dieser Katalog in der InfoSoc-RL ist abschließend, was für alle Mitglied-
staaten den status quo von 2001 manifestiert. Um den Mitgliedstaaten die notwendigen Freiräume für eine Flexibi-
lisierung zu schaffen, müsste dieser Katalog seinerseits durch eine Auffangschranke in Form einer Generalklau-
sel geöffnet werden. 

 

VIII. Datenschutz 

76. Welche Probleme gibt es in der Zusammenarbeit der Behörden auf Bundes- und Länderseite bzw. 
mit den europäischen Institutionen auf horizontaler und vertikaler Ebene? Wie könnten Zuständigkeits-
bereiche im Interesse stärkerer Effizienz sinnvoll umorganisiert werden? 

Problematisch erscheint aus Sicht des Rechtsanwenders speziell in Deutschland die fehlende europaweite Har-
monisierung auf materieller Ebene wie auch unterschiedliche Herangehensweisen der Behörden in Europa bei 
der Durchsetzung. Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Wettbewerbsbedingungen ist zu beachten, dass in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Mitgliedsstaaten in der Regel eine striktere Auslegung des geltenden euro-
päischen Rechts stattfindet. 

Insbesondere der ĂD¿sseldorfer Kreisñ verºffentlicht regelmªÇig Papiere zur Auslegung des bestehenden Rechts, 
die abweichen von der Auslegung und Anwendung des Datenschutzrechts anderer europäischer Datenschutzbe-
hörden. Ein Beispiel ist die faktisch nur für in Deutschland ansässige Unternehmen geltende Verpflichtung, bei 
Datentransfers auf Basis des safe-harbor-Abkommens mit den USA individuell den jeweiligen Vertragspartner auf 
Einhaltung der Vorgaben des Abkommens zu überprüfen. Derartige national isolierte Vorgaben laufen praktisch 
auf einen spürbaren Wettbewerbsnachteil hinaus. Aus Sicht eines in Deutschland ansässigen Unternehmens ist es 
daher von überragender Bedeutung, dass über die mit der EU-Datenschutz-Verordnung angestrebte Harmoni-
sierung des materiellen Rechts hinaus auch eine gleichmäßige und europaweit konsistente Anwendung des (künf-
tigen) europäischen Rechts sichergestellt wird. 

Auf nationaler Ebene besteht daneben die Problematik konkurrierender Aufsichtsbefunisse zwischen den Lan-
desdatenschutzbeauftragten (Telemedien), dem BfDI (TK-Dienste) sowie zusätzlich der BNetzA (Spezifi-
sche eigene Zuständigkeiten für TK-Dienste), die in der Praxis kaum trennsauber vorzunehmen ist. 

 

77. Inwieweit ist es sinnvoll, zwischen allgemeinem und medienspezifischem Datenschutz zu diffe-
renzieren? Wie können die medienspezifischen datenschutzrechtlichen Vorgaben bei der Reform des eu-
ropäischen Datenschutzrechtes berücksichtigt werden? 

Prinzipiell ist es dringend vonnöten, das in Deutschland bestehende Dickicht aus BDSG und sektorspezifischen 
Regelungen zu vereinfachen, um Datenschutzrecht in der Breite verständlicher und anwendbarer zu machen. Die 
bestehenden extrem komplexen Regelungen f¿hren dazu, dass der Aufwand zur Sicherung der Ăcomplianceñ in 
vielen Fällen und vor allem im digitalen Umfeld nur von größeren Rechtsabteilungen bzw. mit intensiver anwalt-
licher Beratung leistbar ist ï dies stellt faktisch eine Markteintrittsbarriere für kleine Unternehmen dar. Im Übrigen 
sollte, wenn schon medienspezifische Sonderregelungen für notwendig erachtet werden, diese zumindest zu einem 
Mindestmaß synchronisiert sein ï dies gilt z.B. im Verhältnis zum TK-Datenschutz und den Regelungen TMG. So 
fehlt es z.B. an einem Äquivalent für die datenschutzrechtliche Befugnis zur Störungsbeseitigung (§ 100 Abs. 
1 TKG) im TMG, obwohl auch bei Telemedien entsprechende Problemlagen auftreten, die eine Datenerhebung 
zur Störungs- bzw. Missbrauchsidentifikation und Beseitigung erforderlich machen. 
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78. Wie können die Herausforderungen, die mit sozialen Netzwerken einhergehen sinnvoll adressiert wer-
den? Auf welcher Ebene kann dies ï auch mit Blick auf internationale Verflechtungen ï sinnvoll ange-
gangen werden? Wie kann zugleich sichergestellt werden, dass alle Anbieter, die in Deutschland und 
Europa ihre Dienste anbieten, dem europäischen Datenschutz unterliegen? 

In Bezug auf den Geltungsbereich des Datenschutzrechts ist gerade im Falle europäischer Harmonisierung 
dringend auf ein möglichst striktes und effektives Marktortprinzip zu setzen. Die Vorschläge zur EU-Datenschutz-
Grundverordnung gehen an dieser Stelle bereits in die richtige Richtung; Berücksichtigung können hier außerdem 
zusätzliche die ausführlichen Erwägungen des EuGH zur Anwendbarkeit der geltenden allgemeinen Daten-
schutzrichtlinie in der jüngsten Entscheidung zum ĂRecht auf Vergessenñ im Internet finden. 

 

79. Wie können Unternehmens- und Verbraucherinteressen bei personalisierter Werbung zusammenge-
führt werden? Wie können neue datenbasierte Geschäftsmodelle unter Wahrung der europäischen Da-
tenschutzvorgaben aussehen und gefördert werden? 

Hinzuweisen ist zunªchst darauf, dass der Begriff Ăpersonalisierte Werbungñ insoweit in die Irre f¿hrt, als die hinter 
der Fragestellung stehenden Fallgestaltungen in der Regel eher Fªlle Ăzielgruppenspezifischer bzw. interessen-
gerechter Werbungñ sein werden. Dieser Unterschied ist bedeutsam, weil hieraus bereits deutlich wird, dass On-
line-Werbung entgegen eines weit verbreiteten Missverständnisses in der Regel lediglich nach bestimmten Eigen-
schaften ausgespielt wird, die jeweils auf eine Gruppe von Nutzern zutreffen, nicht aber lediglich auf einen einzel-
nen Nutzer. Andernfalls wäre der Kosten-Nutzen Aufwand entsprechender Maßnahmen nicht zu rechtfertigen, da 
eine interessengerechte Werbung selbstverständlich aus Sicht des Werbetreibenden möglichst viele Menschen 
erreichen soll. Regulatorisch muss daher vergegenwªrtigt werden, dass eine tatsªchlich Ăindividuelleñ Werbung 
faktisch nicht vorkommt. 

In Bezug auf zielgruppenspezifische Werbung gibt es bereits heute verschiedene Ansätze, die datenschutzrecht-
liche Intensität der erhobenen und verarbeiteten Daten zu verringern. In Deutschland haben sich auf Basis von § 15 
Abs. 3 TMG vor allem technische Verfahren der Pseudonymisierung, die vereinfacht gesagt den Personenbezug 
Ăminimierenñ bzw. die Zurückbeziehbarkeit auf ein Individuum unmöglich machen bzw. zumindest stark erschwe-
ren, etabliert. Denkbar sind als technische Ansätze aber auch Verschlüsselung bzw. die Kapselung (sog. Ăsand-
boxingñ) von Daten f¿r bestimmte Umgebungen. 

Bedeutsam aus regulatorischer Sicht ist ï gerade vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit § 15 Abs. 3 TMG ï 
dass der gesetzliche Rahmen Anreize schaffen muss, um solche Verfahren einzusetzen. Dies kann zum Beispiel durch 
Abschwächung des strikten Einwilligungserfordernisses bei technischer (Selbst-)beschränkung geschehen. 

 

81. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

Das Grundproblem sowohl des bestehenden Datenschutzrechts als auch der aktuellen Reformbemühungen in 
Brüssel liegt in der zu geringen Möglichkeit zur Risikoabstufung und der begrenzten Auswahl an Legitimations-
tatbeständen. Die aktuell in Brüssel zu beobachtende Tendenz, dies sogar noch weiter in Richtung der Einwilli-
gung als einzigen und ausschließlichen Berechtigungsgrund für Datenverarbeitung einzuengen, übersieht die 
damit einhergehenden negativen Effekte, die hier nur überblicksweise geschildert werden können: 

¶ Da eine Einwilligung verlässlich nur Rahmen einer formalen Kundenbeziehung eingeholt und dauerhaft doku-
mentiert werden kann, fördert ein solcher Ansatz die Entwicklung hin zu abgegrenzten Diensten mit Registrie-
rungspflichten. 

¶ Außerdem dient die Einwilligung am Ende nicht der Datensparsamkeit ï wer als Anbieter den Aufwand betrei-
ben muss, eine Einwilligung einzuholen wird diese Einwilligung aus Gründen der Rechtssicherheit so weit als 
möglich und zulässig ausgestalten. 

¶ In der Praxis bevorzugt die Einwilligung eher große, marktstarke Anbieter, deren Kunden aufgrund fehlender 
Alternativen in der Regel bereit sein werden, eine ï auch umfassende ï Einwilligung zu erteilen, um den ange-
botenen Dienst nutzen zu können. 

Das dringlichste Problem der Reformbemühungen im Datenschutz ist mithin aus Rechtsanwendersicht eine Er-
weiterung des ĂWerkzeugkastensñ f¿r die datenverarbeitende Stelle entlang verschiedener Risikoklassen. Die 
kann im Wege konkreter gesetzlicher Erlaubnistatbestände bzw. im Wege der Förderung selbstregulatorischer 
Ansätze geschehen. Das grundlegende System kann dabei der Systematik des § 15 Abs. 3 TMG entnommen wer-
den ï dieser belohnt einen spezifischen (hier technischen) Aufwand (Pseudonymisierung) der datenverarbeiten-
den Stelle, in dem das starre Einwilligungserfordernis praxisgerechter in ein Widerspruchsrecht umgewandelt wird. 

Derartige anreizorientierte Elemente entschärfen zugleich das Problem des Vollzugsdefizits, welches sich daraus 
ergibt, dass Datenschutzbehörden mit der bestehenden Personalausstattung schon heute nur stichprobenartig 
bzw. auf eng umrissene Bereiche begrenzt ihrer Aufsichtstätigkeit nachkommen können. Nur über gezielte An-
reizregulierung im Sinne einer Belohnung von Bem¿hungen um Ăprivacy by designñ auf der Anbieterseite wird sich 
dieses Vollzugsdefizit in der Breite lösen lassen und den Aufsichtsbehörden eine Fokussierung auf schwere bzw. 
dringliche Fälle ermöglichen. 
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82. Wie und mit welcher konkreten Ausgestaltung sollte die überfällige Umsetzung der Cookie-Richt-
linie in deutsches Recht erfolgen? 

Wie die Bundesregierung und die EU-Kommission stehen wir auf dem Standpunkt, dass die im Rahmen der sog. 
ĂCookie-Richtlinieñ nach Art. 5 Abs. 3 bestehende Verpflichtung durch das bestehende Datenschutzrecht in 
Deutschland gedeckt ist, welches prinzipiell bei Verarbeitung personenbezogener Daten einen Einwilligungs- oder 
Erlaubnisvorbehalt vorsieht. 

Perspektivisch ist darauf hinzuweisen, dass an konkreten Technologien ansetzende Regulierungsansätze in der 
Regel aufgrund der raschen technologischen Weiterentwicklung nicht geeignet sein werden, langfristig Rechts-
sicherheit zu erzeugen. Gerade im Bereich der Datenverarbeitung im Rahmen von Online-Werbung (Ăzielgrup-
penspezifische Ausspielungñ) bedarf es dringend neuer, abgestufter Ansªtze, die ber¿cksichtigen, welche Infor-
mationstiefe das konkret genutzte Datum besitzt, ob also beispielsweise lediglich auf Basis einer erhobenen Post-
leitzahl eine regionale Werbe-Ausspielung erfolgt oder eine Ausspielung aufgrund zahlreicher persönlicher Infor-
mationen zustande kommt, was z. B. im Rahmen von Social Networks prinzipiell möglich ist. 

 

83. Was ist ein sinnvolles Vorgehen mit Blick auf eine zukünftige europäische Datenschutzgrundver-
ordnung? Was sollte grundsätzlich enthalten sein, was den Mitgliedstaaten überlassen bleiben? 

In Bezug auf den Harmonisierungsgrad macht eine möglichst weitreichende Harmonisierung Sinn, da Dienste ge-
rade im Netz nur noch selten auf ein Staatsgebiet begrenzt angeboten werden. Wichtig ist insoweit aber flan-
kierend die Geltung eines effektiven Marktortprinzips, das sicherstellt, dass alle Anbieter, die sich auf dem 
europäischen Markt als Wettbewerber begegnen auch demselben Regulierungsregime unterfallen; auch dann, 
wenn Server und Verwaltungssitz nicht in Europa liegen sollten. 

In Bezug auf die materiellen Regelungen plädieren wir für eine nochmalige sorgsame Gesamtanalyse unter 
dem Blickwinkel der Praktikabilität aber auch der Vollziehbarkeit ïwir teilen insoweit weitgehend die Bedenken 
der Projektgruppe Datenschutz im Ministerium, die im Laufe der Beratungen der Ratsarbeitsgruppe geäußert 
wurden. Ziel sollte generell nicht notwendigerweise ein möglichst hohes theoretisches Datenschutzniveau sein, 
sondern ein Datenschutzrecht, das über verschiedenen Mechanismen, insbesondere auch Anreizsetzungen ein 
praktisch hohes Schutzniveau sicherstellt, datengetriebenen Dienstemodellen zugleich aber nicht als unüber-
windbare Hürde im Wege steht. Andernfalls hätte das europäische Datenschutzrecht absehbar schwerwiegende 
wettbewerbliche Auswirkungen für die europäische Internetwirtschaft. 
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Alexander von Humboldt Institut 

für Internet und Gesellschaft 

(HIIG) 

II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / Kar-

tellrecht 

12. Inwieweit sollte der Funktionsauftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angepasst wer-
den? 

Rundfunk hat trotz der Veränderungen im medialen Rezeptionsverhalten durch den Zuwachs bei der Nutzung 
nicht-linearer Medien immer noch eine herausragende Bedeutung für die individuelle und öffentliche Meinungs-
bildung. Zum verfassungsrechtlich abgesicherten Ausgestaltungsauftrag des Gesetzgebers aus Art. 5 Abs. 1 S. 
2 GG gehört daher die Schaffung einer positiven Rundfunkordnung. Der Funktionsauftrag der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten wird im linearen und nicht-linearen Bereich durch die Regelungen des Rundfunkstaats-
vertrags definiert. So werden einerseits die Möglichkeiten und Zielwerte des öffentlich finanzierten Rundfunks 
abgesteckt, andererseits auch dort Grenzen gezogen, wo der Erhalt von Wettbewerb dem Erhalt von Vielfalt im 
dualen Rundfunksystem dient. Die Zielwerte und Grenzen sind im Bereich des linearen Fernsehens mit hinrei-
chender Klarheit definiert.  

Seit dem Beihilfekompromiss zwischen der Europäischen Kommission und den Bundesländern im Jahr 2007 gel-
ten insbesondere durch den Drei-Stufen-Test im Bereich der nicht-linearen Angebote ebenfalls strenge Vorgaben. 
In diesen zwei Säulen der öffentlich-rechtlichen Angebote und auch bei kommerziellen Tätigkeiten entsteht immer 
wieder Streit mit nicht-gebührenfinanzierten Anbietern, die in der öffentlich-rechtlichen Konkurrenz das Potenzial 
eines verzerrten Wettbewerbs sehen. Aktuelle Regeln innerhalb des Rundfunkstaatsvertrags sind dabei ausrei-
chend stark ausdifferenziert und sollten nicht an engere Voraussetzungen geknüpft werden. Die intendierte Of-
fenheit des Gesetzgebers mittels des Einsatzes unbestimmter Rechtsbegriffe trägt der Entwicklungsgarantie der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten Rechnung: Die Fortentwicklung ihres Angebots hängt maßgeblich von 
den vordefinierten Zielwerten und Grenzen des Funktionsauftrags ab. Eine zu enge Festschreibung dieses Auf-
trags wird einem dynamischen Rundfunkauftrag nicht gerecht: Besonders in einer sich schnell verändernden Me-
dienwelt sind der Bestand und die Qualität der öffentlich-rechtlichen Medien davon abhängig, sich an diese Um-
welt anzupassen. Insofern ist der Funktionsauftrag hinreichend ausdifferenziert. 

 

13. Ist der Funktionsauftrag (insbesondere im nicht-linearen Bereich) hinreichend definiert? Inwiefern be-
steht konkreter Regelungsbedarf um die Online-Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei-
spielsweise der Tagesschau-App? 

Der Drei-Stufen-Test hat eine Zwitterfunktion: Zum einen sichert er die Kompatibilität der öffentlich-rechtlichen 
Telemedien mit dem europäischen Beihilferecht ab, zum anderen definiert er den Funktionsauftrag der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten im Bereich nicht-linearer Angebote. Dabei ist die Kontrolldichte durch §11f Abs. 4 
RStV entsprechend hoch und bedarf keiner weiteren Konkretisierung. 

Als zweite Grenze der Tätigkeiten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten stellt sich das allgemeine Wettbe-
werbsrecht dar: Hemmnisse für die Fortentwicklung der Medienangebote öffentlich-rechtlich Rundfunkanbieter ï 
aber auch privater Fernsehveranstalter ï ergeben sich zunehmend auch aus wettbewerbsrechtlicher Perspektive. 
Als Beispiele können die gescheiterten Vorhaben gelten, deutsche Streaming-Plattformen auf dem Markt zu etab-
lieren (ĂGermanyôs Goldñ und ĂAmazonasñ). Nationale Angebotsvielfalt hªngt als gewünschter medialer Faktor 
auch von der Möglichkeit ab, neue innovative Angebotsformen zu etablieren, um so die zukünftige Finanzierung 
sicherzustellen. Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gilt dies im Rahmen der aus der Verfassung abgeleiteten 
Entwicklungsgarantie ebenso wie für den privaten Rundfunk. Zunehmend sehen sich in diesem Feld nationale 
Anbieter einer internationalen, nicht derart stark durchregulierten Konkurrenz ausgesetzt, die ihre Angebote über 
nationale Grenzen hinweg anbieten kann. Es bedarf daher einer verbesserten Abstimmung zwischen vielfaltsori-
entierter Rundfunkregulierung und wirtschaftlich orientierter Wettbewerbsregulierung. 

 

14. Sollte das sog. Dreistufenmodell angepasst / ausgebaut werden? 

Im Rahmen der Ausgestaltung des Funktionsauftrags stellt der Drei-Stufen-Test das Herzstück der Regulierung 
von Telemedien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dar. Er definiert den Funktionsauftrag des öffentlich-rechtli-
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chen Rundfunks, sichert die Europarechtskonformität der öffentlich-rechtlichen Finanzierung ab und bietet gleich-
zeitig einen tauglichen Anknüpfungspunkt, um die Grenzen zwischen Rundfunkrecht und Wettbewerbsrecht klar 
vorzuprägen. Dies beugt Konflikten in dem Bereich vor, in dem öffentlich-rechtliche Rundfunkanbieter neue Tele-
medienangebote schaffen. Hat ein Telemedienangebot den Drei-Stufen-Test durchlaufen, ist die Anwendbarkeit 
des UWG und des GWB ausgeschlossen. Als öffentlich-rechtliche Regelungsmaterie entzieht dieses Instrument 
damit einer nachträglichen wirtschaftlich orientierten Prüfung den Boden und sorgt in diesem Bereich für Pla-
nungs- und Rechtssicherheit. Insofern erfüllt der Drei-Stufen-Test derzeit schon eine über die Intentionen des 
Gesetzgebers hinausgehende Funktion. Anpassungen sind derzeit aus wissenschaftlicher Perspektive nicht not-
wendig. 

Es wäre zu überlegen, ob nicht jedenfalls der Grundansatz der des Tests auch auf den linearen Bereich übertrag-
bar erscheint. Die aktuellen Abstimmungsprobleme beim geplanten Jugendangebot von ARD und ZDF unterstrei-
chen die Notwendigkeit, die Beauftragung im linearen Bereich zu überdenken. Auch die Enquete Kommission 
Internet und digitale Gesellschaft hat Vorschläge dazu unterbreitet, die Beachtung verdienen.  

 

V. Internetspezifische Regelungen 

50. Halten Sie eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralität für sinnvoll und wenn ja, 
wie konkret sollte diese ausgestaltet werden? 

Wie der Datentransport innerhalb des Internet in Zukunft ausgestaltet sein soll, ist eine fundamentale Frage des 
Informationszeitalters. War dies zuvor technisch bedingt alternativlos mit der Gleichbehandlung aller Daten ver-
bunden, sind Netzbetreiber heute in der Lage, den Datentransport innerhalb der von ihnen betriebenen Netzteile 
unmittelbar mit Technologien des Netzwerkmanagements zu beeinflussen. Diese Entwicklung ermöglicht die Op-
timierung des Datentransports und neue Geschäftsmodelle für Netzbetreiber, aber auch eine Manipulation des 
Datenverkehrs und gibt dadurch die Möglichkeit, den Charakter des offenen Internets aufzuheben. 

Netzneutralität kann nicht als isolierte Fragestellung betrachtet werden, sondern weist vielfältige Verbindungen zu 
anderen Themenfeldern auf. Im Dreiecksverhältnis zwischen Verbrauchern, Netzbetreibern und Inhalteanbietern 
nimmt die Diskussion um die Netzneutralität eine zentrale Position ein. Wie in Zukunft der Datentransport im 
Internet durchgeführt werden soll, wirft rechtliche, gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Fragen auf. 

Der Staat trägt eine Verantwortung für die öffentliche Meinungsbildung und Kommunikation, in der das Internet 
heute eine wesentliche Rolle spielt. Untersuchungen deuten darauf hin, dass sich diese Rolle noch verstärken 
wird. Mit einer gesetzlichen Regelung über die Möglichkeiten des Netzwerkmanagements durch Netzbetreiber 
gestaltet der Gesetzgeber das Verhältnis zwischen der Kommunikations- und Wirtschaftsordnung in diesem Be-
reich aus. 

Die Beantwortung der Frage nach einer gesetzlichen Regelung der Netzneutralität ist somit in diesem komplexen 
Themengefüge weichenstellend. Soll es zum Erlass einer konkreten gesetzlichen Regelung kommen, sind die 
oben genannten Regelungsmaterien und bestehenden Gesetze im Sinne eines einheitlichen Regulierungsansat-
zes mitzudenken. Dies ist bei den bisherigen Gesetzgebungsinitiativen nicht geschehen. So wird eine fundierte 
und ausgewogene Regelung zur Netzneutralität in der konvergenten Medienordnung darauf angewiesen sein, in 
verschiedenen Materien reflektiert zu werden. Eine einzelne Norm, etwa im Telekommunikationsgesetz, erscheint 
insofern als nicht ausreichend. 

Insbesondere lässt der derzeitige § 41a TKG erkennen, dass wesentliche Voraussetzungen für eine wirksame 
Regulierung nicht geschaffen wurden. So fehlt es noch immer vor allem an einer politischen Entscheidung bezüg-
lich der oben genannten Fragen. § 41a TKG zeigt dies, indem die politische Entscheidung über die Zulässigkeit 
von Netzwerkmanagement auf die Bundesregierung bzw. die Bundesnetzagentur verlagert wird. 

Voraussetzung für den Erlass (oder den Verzicht auf den Erlass) eines Gesetzes zur Netzneutralität wird somit 
eine politische Willensbildung zur Zulässigkeit von Netzwerkmanagement und somit zur Ordnung des Datentrans-
ports im Internet der Zukunft sein. Dafür wird die Evaluation aller angrenzenden Themenfelder und Rechtsmate-
rien notwendig sein. 

 

VII. Urheberrecht 

62. Ist Technologieneutralität eine Maxime, die im Urheberrecht ausreichend sichergestellt ist? Wie sähen 
erforderliche Änderungen aus? 

Die Frage nach Technologieneutralität als Maxime des Urheberrechts wird folgend im Hinblick auf die grundsätz-
liche Regelungssystematik des Urheberrechts als auch auf die Definition des Werkbegriffs skizziert. 

Entgegen der ursprünglichen Schutzrichtung des Urheberrechts als reines Schutzrecht für den werkschaffenden 
Künstler betrifft es heute eine Vielzahl gesellschaftlicher Akteure. Durch die weite Auslegung des Vervielfälti-
gungsrechts wird der in der analogen Welt weitestgehend freie, reine Werkgenuss im Internet dem urheberrecht-
lichen Verwertungsmonopol des Urhebers unterstellt. Das trifft zunächst die Endnutzer urheberrechtlich geschütz-
ter Werke und in Folge Dritte, die Technologien für die Rezeption dieser Werke zur Verfügung stellen. 
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Auf einer rechtssystematischen Ebene wird das Urheberrecht - wie erwähnt - bisher in kontinental-europäischen 
Rechtssystemen vorwiegend als Urheberschutzrecht verstanden. Tatsächlich wirkt es aufgrund der starken Ver-
handlungsmacht der Verwertungsindustrie gegenüber den Urhebern vor allem als Verwerterschutzrecht. Als Re-
gelungsinstrument für den Ausgleich aller gesellschaftlichen Interessen ist das Urheberrecht demgegenüber nicht 
ausgestaltet. Dies spiegelt sich grundlegend in der urheberrechtlichen Regelungssystematik wieder, nach der 
dem Urheber ein umfassendes Verwertungsmonopol zugestanden wird, das nur durch einzelne Ausnahmevor-
schriften zu Gunsten dritter gesellschaftlicher Akteure durchbrochen wird. Dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis 
führt zu einer restriktiven Auslegung der Ausnahmevorschriften und damit zu einer Ausrichtung des Urheberrechts 
auf die Urheber- bzw. Verwerterinteressen. 

Zudem gehen insbesondere die europäischen Urheberrechtrichtlinien von der Annahme aus, dass allein ein be-
sonders hohes urheberrechtliches Schutzniveau geeignet ist, Anreize für Kreativität und Innovation zu schaffen. 
Empirisch lässt sich bisher werde diese noch die gegenteilige Annahme abschließend beweisen, dass sich gerade 
ein Absenken des Schutzniveaus bzw. eine gänzliche Abschaffung des Urheberrechts positiv auf Innovation und 
Kreativität auswirkt. 

Die Enquete Kommission Internet und Digitale Gesellschaft hat hier einen Diskussionsstand erarbeitet, hinter den 
die aktuelle Debatte zuweilen zurückfällt.  

Auf einer rechtsysthematischen Ebene könnte ein strukturell innovationsoffener und technologieneutraler Ansatz 
über eine explizite Ausrichtung auch auf die Interessen der weiteren betroffenen gesellschaftlichen Akteure er-
reicht werden. Rechtstechnisch könnte dies über eine Aufgabe des Regel-Ausnahme-Verhältnisses oder auch - 
entsprechend dem amerikanischen Urheberrechtssystem - über eine Auffangklausel im Sinne einer Fair-Use-
Klausel geschehen. 

Ein weiterer, konkreter Ansatzpunkt für die Frage nach der Technikneutralität des Urheberrechts ist die Definition 
des Werkbegriffs. Dieser bildet den Einstiegspunkt in die Regelungssysthematik für den urheberrechtlichen Inte-
ressenausgleich. Je nach Definition können bestimmte geistige Produkte - und damit letztlich Werkarten - urhe-
berrechtlich geschützt werden oder eben nicht. Auch wenn die Urheberrechtsregime der meisten europäischen 
Mitgliedsstaaten sog. urheberrechtlich geschützte Werkkategorien nicht abschließend aufzählen und somit urhe-
berrechtlichen Schutz auch für neuartige, nicht diesen Kategorien unterfallende geistige Schöpfungen bzw. Pro-
dukte grundsätzlich zulassen, setzen zahlreiche Sondervorschriften das Vorliegen bestimmter Werkkategorien 
voraus. Das gilt insbesondere für sog. Filmwerke, bei denen der Filmhersteller aufgrund der hohen Investitions-
kosten und des Kollaborativcharakters bestimmte Privilegierungen gegenüber sonstigen Werkarten erhalten. 

Die Werkkategorien und weitere Kriterien, die für die Definition des Werkbegriffs sowie die Anwendbarkeit von 
(privilegierenden) Sondervorschriften durch die Rechtsprechung herangezogen werden, haben eine nicht uner-
hebliche Verunsicherung unter Produzenten innovativer - insbesondere medienkonvergenter - Inhalte zur Folge. 
Medienkonvergente Inhalte eignen sich in ihrer Form als lineare bzw. nicht-lineare Formate besonders für tech-
nologieneutrale Produktionen, da sie grundsätzlich kein bestimmtes Medium voraussetzen, sondern die Erstre-
ckung auf eine Vielzahl von Medien wie TV, Film, Games, Bücher, mobile Applikationen usw. zulassen. Die 
höchstrichterliche Rechtsprechung in Deutschland schließt den urheberrechtlichen Schutz (zumindest) von Fern-
sehformaten unter Rückgriff auf den Dualismus nicht schutzfähiger Ideen und deren schutzfähigen Ausdruck ka-
tegorisch aus. Unter Berücksichtigung vergleichbarer Urteile unter anderem zu Spielen und Online-Plattformen 
lässt vermuten, dass auch innovative Formate, die auf neuen Technologien bzw. konvergierenden Medien auf-
bauen, vom Urheberrechtsschutz ausgeschlossen werden. 

Im Hinblick auf die einseitige Anknüpfung von Privilegierungsvorschriften auf im Gesetz bereits genannte Werk-
kategorien sowie den kategorischen Ausschluss von linearen wie nicht-linearen Formaten vom Urheberrechts-
schutz wird Technologieneutralität als Maxime des Urheberrechts nicht ausreichend sichergestellt. Eine solche 
Sicherstellung könnte darüber erreicht werden, dass etwa die Privilegierungsvorschriften für Filmwerke nicht an 
der Werkkategorie anknüpft, sondern grundsätzlich an alle Werke, die die hinter der Privilegierung stehenden 
Erwägungsgründe erfüllen. Im Beispielsfall könnten so nicht nur Filmwerke, sondern auch nicht dieser Kategorie 
unterfallenden Werke in den Genuss der Privilegierung kommen, wenn diese sowohl hohe Investitionskosten als 
auch einen Kollaborativcharakter aufweisen.  

Bei der Definition des Werkbegriffs könnte der Dualismus der nicht schutzfähigen Idee und ihres schutzfähigen 
Ausdrucks aufgegeben und die bereits für einzelne Werkarten geltenden Kriterien der Auswahl und Anordnung 
der einzelnen Werkelemente für eine differenziertere Betrachtung der Schutzfähigkeit auch medienkonvergenter 
Formate angewendet werden. Dies würde zugleich einen Gleichlauf mit der Definition des Werkbegriffs ermögli-
chen, wie er durch den Europäischen Gerichtshof seit einigen Entscheidungen entwickelt wird. Ein daraus folgen-
der, eventuell sehr weiter Werkbegriff könnte - im Sinne eines Interessenausgleichs zwischen allen gesellschaft-
lichen Akteuren - über weite Ausnahmen oder eine Fair-Use-Klausel wieder eingeschränkt werden. 

 

74. Welche EU- und internationalen Vorgaben müssen stärker berücksichtigt oder auch angepasst wer-
den? 

Die europäischen Urheberrechtrichtlinien sind nach ihrer ausdrücklichen Schutzrichtung zwar nicht allein auf die 
Interessen der Urheber bzw. Verwerter ausgerichtet. Vielmehr erklären sie ausdrücklich auch die Gemeinschaft 
als Ganzes zum Schutzsubjekt, indem zu Gunsten der allgemeinen Wohlfahrt Innovation und Kreativität durch 
das Urheberrecht gefördert werden soll. Wie bereits oben zu Frage Nummer 62 dargestellt, setzen die Richtlinien 
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voraus, dass nur ein hohes urheberrechtliches Schutzniveau Kreativität und Innovation zu fördern geeignet ist. 
Diese Annahme sollte über eine empirische Untersuchung, die alle durch das Urheberrecht betroffenen Akteure 
einschließt,  überprüft werden. 

 

VIII. Datenschutz 

75. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), Telemedienge-
setz (TMG) und Telekommunikationsgesetz einerseits und Rundfunkstaatsverträgen/Landesgesetzge-
bungen andererseits? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 

Zur Verhinderung von Beeinträchtigungen des Persönlichkeitsrechts der Betroffenen beim Umgang mit ihren per-
sonenbezogenen Daten muss das Datenschutzrecht notwendig als Vorfeldschutz ausgestaltet sein. Das Daten-
schutzrecht wirkt damit grundsätzlich im Sinne einer Informations(fluss)kontrolle. Was für den allgemeinen Daten-
schutz sinnvoll und notwendig ist, wirkt im Presse- und Medienbereich vergleichbar einer (Vor)Zensur und ist 
damit grundsätzlich mit Art. 5 Abs. 1 GG in Konflikt gerät. 

 

77. Inwieweit ist es sinnvoll, zwischen allgemeinem und medienspezifischem Datenschutz zu differenzie-
ren? Wie können die medienspezifischen datenschutzrechtlichen Vorgaben bei der Reform des europäi-
schen Datenschutzrechtes berücksichtigt werden? 

Das Datenschutzrecht unterscheidet bereits seit seinen Anfängen in den siebziger Jahren den allgemeinen und 
den bereichsspezifischen Datenschutz, um einerseits den besonderen bereichsspezifischen Gefährdungen für 
das Persönlichkeitsrecht der Betroffenen und andererseits den berechtigten Interessen der Datenverarbeiter in 
diesen Bereichen gerecht zu werden. Aufgrund der besonderen Bedeutung des Presse- und Medienbereichs für 
die demokratische Willensbildung sind die journalistisch-redaktionellen und literarischen Tätigkeiten der Presse 
besonders ï vor allem auch verfassungsrechtlich ï geschützt. Vor dem Hintergrund der grundsätzlichen Funkti-
onsweise des Datenschutzrechts als Informations(fluss)kontrolle und damit seiner Wirkung als (Vor)Zensur ist der 
Medienbereich einer datenschutzrechtlichen Regelung nicht oder nur schwerlich zugänglich. Dem Schutz der Be-
troffenen wird durch den deliktischen, retrospektiven Persönlichkeitsschutz ausreichend Genüge getan. 

Gleichwohl sind Vorgaben zur Datensicherheit der über die Betroffenen gespeicherten personenbezogenen Daten 
nicht ausgeschlossen. Vorgaben bezüglich der Datensicherheit stehen nicht grundsätzlich im Konflikt mit dem 
besonders geschützten Presse- und Medienbereich. So verweisen etwa die Landespressegesetze auf datensi-
cherheitsrechtliche Vorschriften des BDSG (vgl. § 22a Berliner Pressegesetz). 

Auch die EU-Datenschutzgrundverordnung sollte allgemein bestimmen, dass für ausschließlich journalistische, 
künstlerische und literarische Tätigkeiten ausschließlich die Vorschriften zur Datensicherheit Anwendung finden. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Anwendung des Datenschutzes auf die Veröffentlichung von Informationen das 
fein austarierte System des Äußerungsrechts zu unterlaufen droht, bei dem es anders als beim Datenschutz kei-
nen absoluten Autonomieanspruch der Person gibt. Es bedarf dringend einer Abstimmung dieser Regelungsbe-
reiche.  

 

78. Wie können die Herausforderungen, die mit sozialen Netzwerken einhergehen sinnvoll adressiert wer-
den? Auf welcher Ebene kann dies ï auch mit Blick auf internationale Verflechtungen ï sinnvoll angegan-
gen werden? Wie kann zugleich sichergestellt werden, dass alle Anbieter, die in Deutschland und Europa 
ihre Dienste anbieten, dem europäischen Datenschutz unterliegen? 

Für Regelungen im Bereich der sozialen Netzwerke sind aus Sicht des Datenschutzes drei Gruppen von Akteuren 
zu unterscheiden: zwei Arten von Mitgliedern und die Betreiber der Plattform. Mangels asymmetrischen Informa-
tionsverhältnisses (Datenmacht) sollten Einzelne, die Informationen ausschließlich zu persönlichen oder familiä-
ren Zwecken verarbeiten, auch zukünftig nicht als Datenverarbeiter im Sinne des Datenschutzrechts verstanden 
werden. Die anderen Mitglieder verarbeiten Informationen für andere Zwecke und sind daher als Normadressaten 
des Datenschutzrechts anzusehen. Gleichwohl müssen die Vorschriften berücksichtigen, dass Verarbeiter, die 
nicht gleichzeitig Plattformbetreiber sind, keine umfassende Kontrolle über die Datenverarbeitungsanlagen, die 
Modalitäten der Speicherung, Verarbeitung, Nutzung und Weitergabe personenbezogener Daten haben und oft-
mals auch keinen maßgeblichen Einfluss auf die Ausgestaltung der Datenschutz- und Datensicherheitsvorkeh-
rungen nehmen können. Die Betreiber der sozialen Netzwerke sind hingegen wegen ihrer Macht über die Daten-
verarbeitungsbedingungen auch der anderen Datenverarbeiter besonders hohen datenschutzrechtlichen Anfor-
derungen zu unterwerfen. 

 

79. Wie können Unternehmens- und Verbraucherinteressen bei personalisierter Werbung zusammenge-
führt werden? Wie können neue datenbasierte Geschäftsmodelle unter Wahrung der europäischen Daten-
schutzvorgaben aussehen und gefördert werden? 

Diese Fragen sind zunächst in zweierlei Hinsicht zu erweitern. Unternehmens- und Verbraucherinteressen stehen 
nicht nur bei personalisierter Werbung, sondern bei allen datenbasierten Geschäftsmodellen in einem natürlichen 



ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  31 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

Spannungsverhältnis. Zum anderen ist nicht nur die Frage der Vereinbarkeit solcher Modelle mit europäischen 
Richtlinien zu stellen, sondern auch inwieweit diese gegebenenfalls angepasst werden müssten, um den ï auch 
auf europäischer Ebene ï verfassungsrechtlich gegebenen Rahmen für beide Seiten optimal auszugestalten. 

Der optimale Ausgleich der Interessen hªngt allerdings maÇgeblich von den durch das ñDatenschutzrechtò ge-
schützten Rechtsgütern ab (nicht nur informationelle Selbstbestimmung, sondern auch Menschenwürde, Persön-
lichkeitsentfaltung, Entscheidungsfreiheit, Privatheit, Vertraulichkeit, Fairness, Kommunikationsfreiheit, Informa-
tionsordnung bzw. Eigentum). Diese sind nach wie vor in Diskussion; erst wenn diese definiert sind und könnten 
sie im Wege der mittelbaren Drittwirkung mit den kollidierenden Grundrechten der Unternehmen (insb. Eigentums-
, Berufs- und Informationsfreiheit) in einen Ausgleich gebracht werden. Bei der einfachgesetzlichen Ausgestaltung 
dieser Abwägung wird ein besonderes Augenmerk auf der Wahl möglichst innovations- bzw. prozessoffener Re-
gelungsinstrumente liegen, um den technischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Wandel nicht unnötig zu 
drosseln. 

Bei der Wahl der Regelungsinstrumente können nicht nur rechtliche, sondern auch soziale und besonders tech-
nische Lösungen mit einbezogen werden. Eine Verpflichtung von Suchmaschinenbetreibern gegenüber dem Nut-
zer, die Personalisierung durch (Such)Algorithmen ausschalten zu können, kommt neben Transparency-enabling 
Technologies in Betracht, die den sog. Datenschatten der Nutzer visualisieren. Solche Anwendungen sind in be-
stimmten Bereichen besser als das traditionelle Mittel der (in den vielen Fällen nur fiktiven) Einwilligung geeignet, 
mögliche Schutzgüter wie die Entscheidungsfreiheit des Nutzers bzw. dessen Fähigkeit, Informationen seiner 
Kommunikationspartner über ihn selbst abschätzen zu können, mit den Bedürfnissen der Unternehmen nach ei-
nem innovationsoffenen Recht auszugleichen. 

80. Wie kann die Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten gestärkt werden und wie sollte diese Struk-
tur auf europäischer Ebene aussehen? Finden die Datenschutzbeauftragten ausreichend Gehör im politi-
schen Prozess? Existieren bereits ausreichend Instrumente für eine wirksame Datenschutzaufsicht? 

Die Datenschutzbeauftragten nehmen eine weiter zunehmend wichtige Rolle ein. Ihre Unabhängigkeit auf euro-
päischer und nationaler Ebene ist rechtlich verankert und auch in seiner Bedeutung richterlich konkretisiert wor-
den, d.h. es muss gewährleistet sein, dass die Datenschutzbeauftragten weisungsfrei handeln können und damit 
keiner politischen Einflussnahme ausgesetzt sind, jedenfalls soweit ihnen die Kontrolle des öffentlichen Bereichs 
unterliegt.  

Zudem müssen sie auch personell und finanziell unabhängig sein. Der Ausbau fachlicher Expertise wird erforder-
lich sein, um die Kontrolle der modernen Datenverarbeitung und die zugrundeliegenden ökonomischen Strukturen 
und Modelle hinreichend sicherstellen zu können. Die finanzielle Ausstattung sollte dergestalt abgesichert sein, 
dass über die Mittelvergabe keine indirekte Einflussnahme möglich ist. Die Durchsetzung des Datenschutzrechts 
kann als defizitär angesehen werden. 

Der Ausbau der personellen Ressourcen würde auch dazu führen, dass die die Stellungnahmen von Seiten tech-
nischer und ökonomischer Experten ernster genommen werden. Jedenfalls in Deutschland kommt ihnen bereits 
eine zentrale Rolle auch bei der Gestaltung des Rechtsrahmens zu.  

Über weitere Instrumente der Datenschutzaufsicht wäre nachzudenken. In Betracht kämen etwa Schnittstellen in 
technischen Systemen im Sinne von Vertrauensankern (trust anchor) zur Abfrage von Datenschutzeigenschaften 
wie Menge der Betroffenen (Kunden, Kinder, Beschäftigte), Menge der Daten, Zwecke und besondere Arten von 
Daten. 

Das geltende Datenschutzrecht ist die Ausprägung eines bestimmten Regulierungsansatzes. Eine neue Architek-
tur und weitere Modelle wären anzudenken, um die neuen Realitäten der Datenverarbeitung zu berücksichtigen. 

 

81. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

Bei der Ausgestaltung des Regelungsinstruments sollte klarer zwischen den unterschiedlichen datenschutzrele-
vanten Dimensionen getrennt werden: Während verfassungsrechtlich zwischen den Verhältnissen PrivatïStaat 
und PrivatïPrivat zu trennen ist, trennt die Soziologie zwischen den Verhältnissen PersonïPerson/Gruppe und 
PersonïOrganisation. Letztere spiegelt sich im Datenschutzrecht etwa im Ausschluss derjenigen Datenverarbei-
ter aus dem Kreis der Normadressaten wider, die personenbezogene Informationen ausschließlich zu persönli-
chen und familiären Zwecken verarbeiten. Zweitens ist das Verhältnis des informationellen Selbstbestimmungs-
rechts als Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts in seinem Verhältnis zu den informationellen Di-
mensionen der anderen Grundrechte deutlich untertheoretisiert. Damit einher geht eine fehlende Klarheit über 
das oder die eigentlichen Schutzgüter des Datenschutzes (siehe bereits oben: Menschenwürde, Persönlichkeits-
entfaltung, Entscheidungsfreiheit, Privatheit, Vertraulichkeit, Fairness, Kommunikationsfreiheit, Informationsord-
nung bzw. Eigentum) und damit nicht zuletzt auch über deren Verhältnis zu den Grundrechtspositionen der Da-
tenverarbeiter. Erst daraus ließe sich sinnvoll diskutieren und entscheiden, welches Regulierungsmodell die ver-
fassungsrechtlichen Wertungen unter Zugrundelegung der tatsächlichen technischen, sozialen und ökonomi-
schen Strukturen am besten abbildet. 

Am Beispiel von Big-Data-Verfahren und deren Auswirkungen auf das bestehende Datenschutzrecht und die die-
sem zugrunde liegenden Annahmen lässt sich diese Problematik deutlich machen: Weltweit knüpfen die aller-
meisten Datenschutz- und Privacy-Gesetze am Konzept des personenbezogenen Datums an. Dahinter steht die 
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vor Jahrzehnten entwickelte und seitdem in der Diskussion nie problematisierte Annahme, dass hinter dem Da-
tenschutzproblem die Bewertung von Betroffenen auf der Basis von Informationen über sie ï bis hin zu Persön-
lichkeitsprofilen ï stehe. Mit der zunehmenden Nutzung von Big-Data-Verfahren ist diese Annahme immer weni-
ger haltbar: Zur Bewertung eines Betroffenen und Entscheidung über ihn werden nicht mehr allein Informationen 
genutzt, die sich auf den Betroffenen selbst beziehen ï er wird vor allem auf der Basis des Verhaltens von Dritten 
bzw. von Informationen über Dritte bewertet. Alle auf dem Konzept der personenbezogenen Daten aufbauenden 
Regelungen wie die Rechte der Betroffenen auf Einsicht in die ihn betreffenden Informationen oder auf Korrektur 
und Löschung verlieren damit fundamental an Wirkung. Diese Auswirkungen des Einsatzes von Big-Data-Verfah-
ren werden bisher weder in der Forschung noch in der Öffentlichkeit hinreichend problematisiert. 

 

83. Was ist ein sinnvolles Vorgehen mit Blick auf eine zukünftige europäische Datenschutzgrundverord-
nung? Was sollte grundsätzlich enthalten sein, was den Mitgliedstaaten überlassen bleiben? 

Aus Gründen der Einheitlichkeit und der Rechtssicherheit sollten die Regelungsmöglichkeiten der Mitgliedsstaa-
ten minimal bleiben. Weil sich andererseits im Persönlichkeitsrecht das Menschenbild der jeweiligen Gesellschaft 
und ihrer geschichtlichen Erfahrungen am deutlichsten widerspiegelt, kann und darf eine europaweite Vereinheit-
lichung auch nicht total sein. 

Auf der Basis einer in sich konsistenten, gemeinsamen Regelungsarchitektur sind bereichspezifische Abbildungen 
unterschiedlicher Schutzbedarfe zu ermöglichen, deren Erhöhung in einzelnen Mitgliedsstaaten möglich bleiben 
muss, ohne dass es dabei zu Brüchen in der Regelungsarchitektur oder zu fundamental unterschiedlichen Schutz-
niveaus kommen darf. 

 

84. Inwiefern sollten datenschutzrechtliche Anforderungen (privacy by design, privacy by default) bereits 
die Endgerätehersteller, z. B. von Smart TVs, betreffen? 

Solange die Frage der Schutzgüter nicht abschließend geklärt ist, muss eine Übersetzung der rechtswissenschaft-
lichen Konzepte in informatische ï und damit eine Übersetzung rechtlicher Anforderungen in technische ï sehr 
wahrscheinlich scheitern. Das zeigt sich derzeit etwa daran, dass die Informatik unter »privacy by design« in erster 
Linie die technische Gewährleistung von Anonymität und Vertraulichkeit versteht und damit nur einen sehr kleinen 
Teil der komplexen juristischen Debatte zum Datenschutz abbilden kann. Solange es hier keine disziplinübergrei-
fende Einigung gibt, stößt es auf Schwierigkeiten, wenn  derartige Anforderungen direkt an Endgerätehersteller 
zu richten. 

 

IX. Film 

85. Wie kann die Filmförderung im Zusammenspiel von Bund und Ländern (Filmfördergesetze) verbessert 
werden? 

¶ Eine stärkere Fokussierung auf Förderung auf Bundesebene, um das aus Sicht der Filmproduzenten beste-
hende Problem des Regionaleffektes zu beseitigen, da dies dazu führt, dass die Produktionsprozesse nicht 
nach Kriterien gestaltet werden, die primär dem Endprodukt Film zugutekommen, sondern in erster Linie ein 
Instrument regionaler Wirtschaftsförderung aus Sicht der regionalen Länderförderungen darstellen.  

¶ Eine stärkere Förderung der Kinobetreiber würde diesen mehr Spielraum für eine innovativere Gestaltung 
ihrer Programmierung ermöglichen. Besonders, wenn wie bei Frage 91 vorgeschlagen, die Kette der Verwer-
tungsfenster aufgeweicht werden könnte. (day-and-date-Release). Damit den Kinos auch zukünftig eine be-
sondere Rolle in der Verwertung eines Filmes zukommt und sie nicht an Bedeutung verlieren, ist es beson-
ders wichtig herauszustellen, dass die Kinos besonders in einer sich differenzierenden Medienwelt ein Ort 
der besonderen Kundenbindung darstellen. Keine andere Auswertungsform für Filme bietet die Möglichkeit 
einer persönlichen Kontaktaufnahme mit den Endkunden. Um diese entscheidende Position nicht zu verlie-
ren, ist es für Kinos von Bedeutung in der Lage sein, durch eine innovative Programmierung ihrer Spielzeiten 
und -inhalte z.B. mit einer Kuratierung von thematischen Filmreihen, der Übertragung von besonderes Events 
wie der Fußball-WM, Konzerten o.ä. ihrer Kompetenz der technischen Präsentation nachzukommen.  

 

87. Gibt es Probleme paralleler Förderung? Wie können diese behoben werden? 

¶ Eine Novellierung der Regionaleffekte-Paragrafen regionaler Filmförderungsanstalten könnte Produktions-
kosten senken, da hier Produktionsabläufe teilweise nicht primär nach Aspekten der Qualität des Endproduk-
tes konstruiert werden, sondern der Erfüllung der Regionaleffekte dienen. Hier schließt sich die Frage an, ob 
sich die Filmförderungsanstalten eher als eine regionale Wirtschaftsförderung oder als eine Förderung des 
kulturellen Produktes Film verstehen.  

89. Wie können Filmschaffende urheberrechtlich gestärkt werden? Wie können Qualität und Arbeitsbe-
dingungen verbessert werden? 

¶ Eine Unterstützung der Verhandlungen zwischen Produzentenallianz und dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funk hinsichtlich des Rechterückfalls bei TV-Auftragsproduktionen bzw. einer angemessenen Vergütung für 
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die Rechteabtretung für Mediatheken könnte dabei unterstützen teilweise prekäre Arbeitsbedingungen in der 
Filmbranche zu verbessern.  

¶ Ein klares Bekenntnis zur Künstlersozialkasse und ggf. Senkung der Eintrittshürden für freischaffende Betei-
ligte an der Filmproduktion würde zu einer Verbesserung der Situation freischaffender Arbeitnehmer in der 
Filmbranche führen, da in dieser Branche besonders viele Arbeitnehmer freiberuflich projektbezogen be-
schäftigt sind. 

 

90. Welche Kriterien sollten an die Filmförderung gelegt werden? Wie könnten solche entwickelt bzw. 
verbessert werden? 

Bisher wird von den zur Verfügung stehenden Fördergeldern das Gros für die Förderung klassischer Filmproduk-
tionen sowie Vertriebs- und Marketingmaßnahmen, jedoch nur ein Bruchteil für die Förderung medienkonvergen-
ter Produktionen bzw. innovativer, digitaler Distributionsstrategien verwendet. Dabei erfolgt die Förderung bisher 
getrennt, zeitlich nachfolgend für die jeweiligen Filmherstellungsphasen der Entwicklung, Produktion sowie des 
Vertriebs und Marketings. Dadurch wird eine phasenübergreifende und konsistente Produktions- und Vertriebs-
strategie erschwert wenn nicht sogar verhindert. 

Eine Verbesserung im Sinne einer innovationsoffenen und technikneutralen Förderung könnte darin bestehen, 
den Fokus auf das klassische Medium Film aufzugeben und zugunsten konvergenter Medien zu öffnen. Sollte an 
einem Bezug zum klassischen Filmmedium zum Beispiel aus finanzierungstechnischen Gründen festgehalten 
werden, könnte als Förderbedingung für medienkonvergente Inhalte vorgesehen werden, dass diese für die Ver-
wendung in der Produktion, im Vertrieb und/oder Marketing klassischer Filme zumindest bestimmt sein müssen. 
Sollte eine solche Förderung entsprechend ihres Verwendungszwecks den verschiedenen Fördermöglichkeiten 
der Filmentwicklung, -produktion und/oder -vertrieb zugeordnet werden, wäre zu Gunsten einer konsistenteren 
Produktions- und Vertriebsstrategie eine engere Verzahnung der bisher getrennten und zeitlich nachfolgenden 
Fördermöglichkeiten anzudenken. 

Die Kriterien der aktuellen Filmförderung spiegeln die Gemengelage aus Kunst- bzw. Kultur- und Wirtschaftsför-
derung wider. Film wird als ein Produkt zwischen ñKunst und Kommerzò verstanden. Die Entscheidungen werden 
meist von Gremien gemeinsam oder von Intendanten allein auf Grundlage von Empfehlungen der Gremien ge-
troffen. Die Vermengung ästhetischer und wirtschaftlicher Kriterien sowie die Ausgestaltung des Entscheidends-
verfahrens führen zu einer hohen Intransparenz sowie Unberechenbarkeit der Förderentscheidungen und stellt in 
Hinsicht auf den Absatzmarkt, sprich, die eigentlichen Zielgruppen, ihre Sachlichkeit in Frage. 

Eine höhere Transparenz und Sachlichkeit könnte durch eine strikte Trennung zwischen wirtschaftlicher und 
künstlerischer bzw. kultureller Filmförderung erreicht werden. Dabei hat es sich bewährt bei der wirtschaftlichen 
Förderung keine inhaltlichen Kriterien anzulegen, sondern eine automatische Förderung vorzusehen (siehe Deut-
scher Filmförderfonds). Hier könnten kürzere Feedbackschleifen zwischen Filmherstellung und den Zielgruppen 
gefordert werden, um die späteren Produktabsatzabsetzbarkeit mit Beginn der Entwicklungsphase sicherzustel-
len. Solche Feedbackschleifen können im Kontrast zur klassischen Filmherstellung, bei der in der Regel vor der 
Produktion nur die Wahl der Darsteller und das Gesamtprodukt erst nach dem Feinschnitt am Markt getestet wird, 
über internetbasierte, medienkonvergente Herstellungsverfahren auf einer größeren Grundgesamtheit, präziser 
sowie in kürzeren Abständen durchgeführt werden. 

Die künstlerische bzw. kulturelle Förderung könnte demgegenüber nach dem Prinzip einer Kuratierung durch eine 
erkennbare Jury stattfinden und auf eine Orientierung an Zuschauerzahlen verzichten. Dieser Aspekt könnte hel-
fen, der Dualität des Produktes Film als einerseits kulturelles und andererseits wirtschaftliches Gut, Rechnung zu 
tragen. Da die Differenzierung im Einzelfall schwer zu treffen sein wird, scheint es praktikabel zu sein, wenn diese 
Kategorisierung von denjenigen getroffen wird, die das Herstellungsrisiko tragen, den Filmförderung beantragen-
den Produktionsfirmen selber.  

 

91. Gibt es weitere konkrete Problemfelder im Bereich Filmförderung? 

¶ Die im FFG festgeschriebene Kinoauswertung sollte kritisch hinterfragt werden. Eine Lockerung dieser Re-
gelung zugunsten alternativer und innovativer Auswertungsformen und -fenster, z.B. day-and-date-Release 
als parallele Auswertung in Kino und VoD (siehe Frage 85) würde Innovation und Vielfalt fördern und dem 
veränderten Medienkonsum der Zuschauer entgegen kommen. 

¶ Stichwort ñoverproduction and underdistributionò: Seit Ende des 2. Weltkriegs werden weltweit immer mehr 
Filme produziert; nur die wenigsten gerade der europäischen Independent-Filme kommen jedoch in das Kino 
oder erhalten öffentliche Aufmerksamkeit. Europäische Filmproduktionen haben nicht nur gegenüber der 
Übermacht US-amerikanischer Marketing-Budgets das Nachsehen, sondern stehen auch im unmittelbaren 
Konkurrenzkampf um die Aufmerksamkeit der Zuschauer resp. Nutzer mit neuen Medieninhalten wie Games 
und sozialen Netzwerke. Die frühzeitige Berücksichtigung der erforderlichen Marketing- und Vertriebsanstren-
gungen in der Förderung könnte dem entgegenwirken. Entsprechend könnte eine Fördervoraussetzung sein, 
dass die Gesamtfinanzierung jeweils hälftig für die Produktion und für das Marketing bzw. den Vertrieb auf-
gewendet wird. Außerdem wäre es erstrebenswert, innovative Vertriebsformen in Hinsicht auf die Konkur-
renzprodukte aus den Neuen Medien gezielt zu fördern. Solche Auswertungsstrategien müssten bereits in 
der Konzeptionsphase der Produktion ermöglicht, wenn nicht für weitergehende Förderungen vorausgesetzt 
werden.  



34 REFORM DER MEDIE N-  UND KOMMUNIKAT IONS ORDNUNG  

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

Neuer Wettbe-
werb im medi-
alen Öko-Sys-

tem 

ANGA Verband Deutscher Kabel-

netzbetreiber e.V. 

I. Einleitung 

Der Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber e.V. (ANGA) vertritt die Interessen von mehr als 190 Unternehmen 
der deutschen Breitbandkabelbranche, darunter Kabel Deutschland, Unitymedia KabelBW, Tele Columbus, Pri-
maCom, NetCologne, Pepcom, wilhelm.tel und Deutsche Telekabel. Die Kabelnetzbetreiber der ANGA versorgen 
direkt oder indirekt mehr als 17 Millionen Kabelkunden in Deutschland. Aktuell nutzen ca. 5 Millionen Haushalte 
ihren Kabelanschluss auch als breitbandigen Internetzugang und für Telefonie. 

 

1. Hintergrund  

Mit zunehmender Konvergenz im Medienbereich verschwimmen ehemals feste Grenzen zwischen Rundfunk und 
Internet, linearem Fernsehen und Abrufdiensten sowie den verschiedenen technologischen Plattformen. Eine im-
mer ausdifferenziertere Palette von digitalem Content trifft auf eine neue Vielfalt der Plattformen. Nicht mehr nur 
die klassischen Infrastrukturbetreiber, sondern auch netzunabhängige Plattformen auf Endgeräten bündeln In-
halte zu einem Gesamtangebot und stellen vielfältige Formen der Navigation bereit. Das hat zur Folge, dass 
Endkunden audiovisuelle Inhalte nicht mehr nur im Wege klassischen Fernsehens auf einem TV-Gerät konsumie-
ren, sondern mittlerweile auf ein umfassendes Angebot unterschiedlichster Inhalte, Übertragungswege und End-
geräte zurückgreifen können. Sowohl die Anbieter von Inhalten als auch die Anbieter von Übertragungswegen 
und Portalen müssen sich auf die neuen Gegebenheiten einstellen. Dies schafft einerseits Herausforderungen, 
andererseits aber auch große Chancen. 

Die Politik befasst sich bereits seit einiger Zeit mit den beschriebenen Phänomenen und ihren Auswirkungen auf 
den Rechts- und Regulierungsrahmen. Im Koalitionsvertrag der Großen Koalition findet sich das Bekenntnis zu 
einer der Medienkonvergenz angemessenen Medienordnung. Im Rahmen einer Bund-Länder-Kommission sollen 
ab 2015 die Schnittstellen zwischen Medien- Telekommunikations- und Wettbewerbsrecht diskutiert werden. Die 
ANGA begrüßt die Initiative der SPD-Bundestagsfraktion, Anregungen und Einschätzungen der relevanten Ak-
teure in Bezug auf eine Überarbeitung der Medienordnung einzuholen, und beteiligt sich gerne an der Konsulta-
tion. Dabei beschränkt sich der Input der ANGA auf diejenigen Punkte, die für die Kabelnetzbetreiber von beson-
derer Relevanz sind. 

 

2. Kernaussagen 

Kabelnetzbetreiber spielen eine wichtige Rolle bei der Verknüpfung von klassischen Fernsehinhalten, neuen 
Diensten über das Internet und den verschiedenen Endgeräten. Einige Kernaussagen verdeutlichen die zentralen 
Aspekte, die der Gesetzgeber aus Sicht der Kabelbranche bei der Gestaltung des künftigen medienregulatori-
schen Rahmens perspektivisch berücksichtigen sollte. An die Kernaussagen anknüpfend stellt das vorliegende 
Papier einzelne Handlungsoptionen im Hinblick auf die derzeitige Plattformregulierung sowie das Urheberrecht 
dar, die in näherer Zukunft angegangen werden sollten. 
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Der Verbraucher steht im Mittelpunkt. 

Der Verbraucher soll in technischer Hinsicht die bestmögliche Unterhaltung erleben können, ohne sich Gedanken 
darüber machen zu müssen, wie die Inhalte auf sein Endgerät gelangen. Neben der klassischen DVB-C-Verbrei-
tung über das Breitbandkabel gibt es den Internetzugang via Kabel, über den audiovisuelle Inhalte ins Haus kom-
men. Mithilfe von W-LAN und den Multimedia-Boxen der Kabelnetzbetreiber können diese Inhalte auf allen taug-
lichen Endgeräten im Haus angesehen werden. Auch W-LAN in öffentlichen Bereichen verbreitet sich schnell, so 
dass auch die mobile bzw. nomadische Nutzung audiovisueller Inhalte immer einfacher, günstiger und komfortab-
ler wird. 

Die neuen Verbreitungsmöglichkeiten ï sowohl über das Netz ins Haus oder zum öffentlichen W-LAN Hotspot als 
auch innerhalb des Hauses ï schaffen große Chancen für das Unterhaltungserlebnis des Kunden. Medienkonsum 
ohne Brüche zwischen unterschiedlichen Übertragungswegen und Endgeräten ist das Ziel, das der Konvergenz-
begriff beschreibt und das zunehmend realisiert wird. 

 

Das Paradigma der Knappheit verliert an Bedeutung. 

Audiovisuelle Medien ï also sowohl klassisches Fernsehen als auch sonstige Telemedien ï stehen zunehmend 
nicht mehr nur über die klassischen Verbreitungswege ï DVB-C/S/T ï zur Verfügung, sondern werden auch über 
das offene Internet verbreitet. Die Mºglichkeit Ăover the topñ (OTT) an Endkunden heranzutreten, nutzen hierbei 
sowohl traditionelle Sendeunternehmen (z.B. in Form von Mediatheken) als auch neue nationale, europäische 
und sonstige internationale Anbieter. Diese Vermehrung von Inhalten, die Endnutzer heute empfangen bzw. ab-
rufen können, ist aus Sicht der Kabelbranche grundsätzlich zu begrüßen. Durch den Zuwachs an Inhalten und 
Verbreitungs- bzw. Empfangswegen vergrößert sich der Wettbewerb zwischen den Anbietern, was sich für die 
Endkunden positiv bei Produkt- und Preisgestaltung auswirkt.  

Auch die Kabelbranche nutzt die Möglichkeit der Weiterentwicklung bestehender Angebote: Neben dem Angebot 
linearer Fernsehinhalte und eigener Video-on-Demand Angebote können dem Kunden auf den Portalen der Ka-
belnetzbetreiber zunehmend auch App-basierte OTT-Angebote zugänglich gemacht werden. Auch Apps bei-
spielsweise aus dem Social-Media-Bereich versprechen, das Angebotsportfolio der Kabelunternehmen gewinn-
bringend zu erweitern und damit das Erlebnis für den Kunden zu verbessern. 

Durch die Vervielfältigung der Zugangswege von Content zum Endkunden ändert sich ein wichtiges Paradigma 
der Regulierung. Zunehmend setzt sich die Auffassung durch, dass eine Verschiebung der ehemaligen Bott-
leneck-Situation stattfindet: Nicht mehr knappe Übertragungsfrequenzen sind eine Herausforderung für die Siche-
rung von Meinungsvielfalt und Meinungsbildungsrelevanz. Vielmehr wird nun das Überangebot, jedenfalls aber 
die schlicht zahlenmäßige Vervielfältigung verfügbarer linearer und nicht-linearer Inhalte, die auf ein nur begrenz-
tes Aufnahmevermögen des Rezipienten treffen, zum vermeintlichen Problem. 

 

Level Playing Field gewährleisten. 

Infolge dieser Entwicklung muss die bestehende Regulierungsdichte darauf überprüft werden, ob sie in der aktu-
ellen Form noch benötigt wird oder ob infolge der veränderten Marktsituation eine Gefährdung für die Sicherung 
der Angebotsvielfalt nicht mehr besteht. Da die ursprüngliche ratio der Rundfunkregulierung, nämlich die Siche-
rung medialer Angebots- und Meinungsvielfalt trotz knapper Übertragungsressourcen, aufgrund der Vervielfälti-
gung der Plattformen zunehmend in den Hintergrund rückt, sollte eine Regulierung nur noch dann eingreifen, 
wenn Missbrauchspotenzial bei einzelnen Marktteilnehmern besteht. Berücksichtigt werden müssen hier nicht nur 
die traditionellen Player, sondern auch die neu in den Markt eingetretenen Anbieter. Dies betrifft Gerätehersteller 
ebenso wie die Anbieter von Internet- und mobilen Portalen. Ein Level-Playing-Field setzt voraus, dass für ver-
gleichbare Inhalte bzw. Dienste auch die gleichen Regeln gelten müssen ï und zwar unabhängig von der zugrun-
deliegenden Technologie. 

Zur Schaffung eines solchen Level-Playing-Fields zwischen den verschiedenen Akteuren sollte die Plattformre-
gulierung perspektivisch zurückgeführt werden. Da Übertragungsressourcen nicht mehr knapp sind, entfällt dieser 
Grund für eine spezifische Zugangsregulierung für Sender und Inhalteanbieter. Generell sollte der Grundsatz der 
Vertragsfreiheit gelten bzw. eine generelle Befreiung von den heute bestehenden Restriktionen bei der Vermark-
tung von Programmen. Darüber hinaus sollte zur Förderung des Wettbewerbs eine Must-Offer-Verpflichtung für 
Premiuminhalte eingeführt werden. Sendeunternehmen, die über Premiuminhalte verfügen, dürfen ihre Machtpo-
sition nicht ausnutzen und mittels Exklusivvereinbarungen einzelnen Netzbetreibern eine bessere Stellung ver-
schaffen (s. hierzu auch unten Punkt II.1.d). Wenn und soweit der Mediengesetzgeber über diese Grundsätze 
hinaus bestimmte Angebote wegen eines besonderen Public Value z. B. mit einem Must-Carry-Status privilegieren 
will, müssen dem Kompensationsmechanismen für die Netzbetreiber gegenüberstehen. Zudem dürfte anstatt ei-
ner ex-ante-Kontrolle eine ex-post Missbrauchsaufsicht in der gewachsenen Medienwelt ausreichen, um die Ziele 
der Medien- und Meinungsvielfalt zu sichern. Dies umso mehr, als konkrete Missbrauchsfälle nicht bekannt sind. 

Eine Deregulierung erscheint auch deshalb angeraten, weil sich internationale Anbieter von Endgeräten und On-
line-Plattformen infolge des bei internationalen Sachverhalten oft anzutreffenden Vollzugsdefizits faktisch einer 
Regulierung leicht entziehen könnten. Die hierdurch entstehenden Wettbewerbsverzerrungen gilt es insbeson-
dere im Interesse der Endkunden zu vermeiden. 
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Wertschöpfung in den Netzen muss möglich bleiben. 

Wªhrend die Debatte um den k¿nftigen Regulierungsrahmen im Mediensektor hªufig unter dem Begriff ĂConnec-
ted TVñ gef¿hrt wurde, spielen mittlerweile auch zunªchst fernsehfremd wirkende Aspekte eine Rolle. Zunehmend 
werden Mediendistribution und Vielfaltssicherung im Zusammenhang mit der Netzneutralität debattiert. Die Lan-
desmedienanstalten erblicken neuerdings bei sich den Auftrag, die Übertragung von Fernsehinhalten über das 
Internet vor möglichen störenden Einflüssen zu schützen. Dahinter steht wiederum das alte Paradigma einer be-
sonderen, weil auf einer Situation der Knappheit beruhenden Schutzwürdigkeit von Inhalteanbietern. Dieses Pa-
radigma ist überholt. Die Diskussion macht deutlich, wo die eigentliche Herausforderung im regulatorischen Be-
reich liegt: Durch die Konvergenz der Medien verschieben sich die Macht- und Marktverhältnisse zwischen den 
Beteiligten und es überlappen sich mittlerweile Regelungsbereiche, die bis dato sauber voneinander zu trennen 
waren. Vor diesem Hintergrund begrüßt die Kabelbranche, dass die SPD-Bundestagsfraktion den geltenden Re-
gulierungsrahmen ganzheitlich auf seine Tauglichkeit betrachten will. 

Der Mediengesetzgeber muss sich in erster Linie fragen lassen, wie die Netze, über die das immer wachsende 
Datenvolumen der Inhalte verbreitet wird, finanziert werden sollen. Um dem wachsenden Bandbreitenbedarf 
Rechnung tragen zu können, müssen die Netzbetreiber in den kommenden Jahren weiterhin und in noch höherem 
Maße als bisher in den Ausbau der Netze investieren. Der Mediengesetzgeber muss das gesamtgesellschaftliche 
Interesse an möglichst flächendeckenden Hochgeschwindigkeitsnetzen mit berücksichtigen und mit den Interes-
sen der Vielfaltssicherung in Einklang bringen (vgl. insbesondere Fragen 30, 50). Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum der Erhalt und der Ausbau der Netze allein von den Netzbetreibern getragen werden soll, während die 
Geschäftsmodelle von Sendern oder großer OTT-Unternehmen auf eben diesen Netzen florieren. Hier sieht die 
ANGA die Chance, neue Produkte und Geschäftsmodelle zu entwickeln, die eine faire Verteilung der Wertschöp-
fung sicherstellen könnten. Wie neue Erlösquellen in der Netznutzung konkret aussehen könnten, ist heute aber 
noch weitgehend offen. Volumentarife sind hier eine denkbare Möglichkeit. Modelle für darüber hinausgehende 
Vereinbarungen der Netzbetreiber mit Nutzern oder mit Inhalteanbietern darüber, dass der eine oder der andere 
oder möglicherweise beide für eine bessere Qualität zahlen, gibt es derzeit nicht. Inwieweit hierdurch Gefahren 
für die Netzneutralität entstehen könnten, ist vollkommen offen. Vor diesem Hintergrund wäre es verfrüht, jetzt 
abschließende Regelungen zu schaffen. Sofern der Gesetzgeber überhaupt eine Regulierung der Netzneutralität 
für notwendig erachtet, sollte jedenfalls auch für die absehbare Zukunft die Entwicklung neuer Produkte und Ge-
schäftsmodelle, aus denen die Nutzer wählen können, möglich bleiben. 

Daneben wird eine Hauptaufgabe künftiger Medienregulierung sein, einen Rahmen zu schaffen, der es den regu-
lierten Plattformen ermöglicht, im Wettbewerb mit internationalen OTT-Wettbewerbern zu bestehen. Insbesondere 
die deutschen Kabelnetzbetreiber als Plattformbetreiber unterliegen derzeit einer deutlich strengeren Regulierung 
als die neuen Plattformen, die über das offene Internet an die Kunden herantreten. Am Beispiel des Rundfunk-
staatsvertrags (RStV) zeigt sich die grundlegende Problematik, dass ï neben dem mittlerweile unausgewogenen 
Rechte- und Pflichteverhältnis zwischen Sendern und Plattformbetreibern ï internationale Anbieter mit deutschem 
und regelmäßig auch europäischem Recht nicht zu regulieren sind. Ziel sollte es deshalb sein, einen Regulie-
rungsrahmen zu schaffen, der genügend Bewegungsfreiheit für hiesige Anbieter bietet, um aus der besseren 
Marktkenntnis vor Ort die attraktiveren Produkte zu schaffen. Die Entwicklung neuer Partnerschaften und Ge-
schäftsmodelle muss deutschen Unternehmen ebenso möglich sein wie den internationalen Wettbewerbern. Nur 
lassen sich innovative Produkte und ein hochwertiges Angebot für den Kunden sicherstellen. 

 

Wettbewerbsfähigkeit neuer Player sichern und Geschäftsmodelle offen halten. 

Es ist auch Aufgabe nationaler und europäischer Mediengesetzgebung, ein Wettbewerbsumfeld aufrechtzuerhal-
ten bzw. herzustellen, in dem die Anbieter neuer Dienste eine Chance haben und entsprechende Geschäftsmo-
delle ermöglicht werden.  

Diesem Grundsatz läuft es aus Sicht der ANGA zuwider, wenn im Rahmen der Diskussion um die Netzneutralität 
die Einführung jeglicher Modelle mit Priorisierungscharakter für unzulässig erachtet wird. Gerade neue Anbieter 
ohne starke Markt- und damit auch Finanzposition brauchen für einen erfolgreichen Geschäftsstart die Garantie, 
dass ihre Inhalte in der bestmöglichen Qualität bei ihren Kunden ankommen. Im Zeitalter von HD, 3D und UltraHD 
ist Bildqualität eines der entscheidenden Wettbewerbskriterien. Große Medienunternehmen haben in den letzten 
Jahren eigene Netze aufgebaut (sog. Content Delivery Networks), die es ihnen erlauben, ihre Inhalte in höchster 
Qualität direkt und im Vergleich zu anderen ï besseren ï Bedingungen ins Netz des Kunden-ISP einzuspeisen 
(so geschehen etwa im Fall Netflix, die in den USA eine spezielle Peering-Vereinbarung mit dem Netzbetreiber 
Comcast erzielt haben). Solche Anbieter sind nicht auf neue Qualitätsklassen im Internet angewiesen ï und ar-
gumentieren zum Teil öffentlich dagegen. Es werden voraussichtlich deren Wettbewerber sein, die höhere Qualität 
einkaufen wollen. Es ist deshalb nur ein evolutionärer Schritt, wenn Netzbetreiber, Inhalteanbieter und Nutzer 
Vereinbarungen über eine gesicherte Qualität abschließen wollen und hierdurch neue Breitbandprodukte entste-
hen. Das Verbot jeglicher Besserbehandlung von Daten würde solche neuen Modelle von vornherein ausschlie-
ßen und damit die Unternehmen und ihre Kunden bestrafen, die sich keine eigenen Netze leisten können. 

In jedem Fall ist zu verhindern, dass im Kompetenzgefüge zwischen EU, Bund und Ländern einzelne Akteure 
voreilig gesetzliche Fakten schaffen. Die Diskussion über eine Regelung der Netzneutralität muss konsensorien-
tiert geführt werden und alle Kompetenzebenen einschließen. Aktionen einzelner Länder etwa in ihren Landes-
mediengesetzen müssen vermieden werden. 

Oberstes Ziel jeglicher Medienregulierung sollte auch künftig sein, den Endnutzern das größtmögliche und beste 
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Angebot zu ermöglichen. Damit dies gelingt, müssen die Interessen der Akteure auf Anbieter- und Netzbetreiber-
seite in einen angemessenen Ausgleich gebracht und auch künftig eine faire Verteilung der Wertschöpfung zwi-
schen allen Beteiligten gewährleistet werden. 

II. Positionen der Kabelbranche im Einzelnen 

1. Einzelheiten der Plattformregulierung 

a) EPG-Regulierung (zu den Fragen 34, 35, 37) 

Die bestehende Regulierung nach dem RStV verpflichtet Kabelnetzbetreiber dazu, Inhalteanbietern einschließlich 
elektronischer Programmführer diskriminierungsfreien Zugang zu ihren Plattformen zu gewähren. Nicht umfasst 
sind bisher Gerätehersteller oder sonstige Portalanbieter, sofern man für die Anwendbarkeit des Plattformbetrei-
berbegriffs eine gewisse Form der Verfügungsmacht über eigene Netzinfrastruktur für erforderlich hält. 

Vor dem Hintergrund der veränderten Kräfteverhältnisse im Medienbereich ist das Kriterium der Netzinhaberschaft 
im Hinblick auf das Ziel der EPG-Regulierung, Meinungs- und Angebotsvielfalt zu sichern, nicht mehr sachgerecht. 
Elektronische Programmführer werden nicht nur von Kabelnetzbetreibern angeboten, sondern eben auch von 
Geräteherstellern und sonstigen Portalbetreibern, die nach herkömmlichem Verständnis nicht der Regulierung 
nach dem RStV unterfallen, jedoch die gleiche Orientierungsfunktion wie die Navigatoren der Netzbetreiber erfül-
len. Mit zunehmender Verbreitung von internettauglichen Fernsehern und CI-Plus-Modulen treten die Navigatoren 
von Netzbetreibern in den Hintergrund oder sind vom Kunden als solche gar nicht mehr sichtbar (da sie üblicher-
weise den Besitz einer eigenen oder einer herstellerzertifizierten Set-Top-Box des Netzbetreibers voraussetzen). 
An ihre Stellen treten die Portale und Navigatoren der Endgerätehersteller. 

 

b) Auffindbarkeit in Suchmaschinen und Empfehlungen (zu den Fragen 34, 36, 61) 

Infolge des immer wachsenden Angebots im audiovisuellen Bereich und Diensten, die mit den klassischen TV-
Angeboten in Konkurrenz treten, wird es für Anbieter von Inhalten zunehmend schwieriger, vom Endnutzer wahr-
genommen, also Ăgefundenñ zu werden. Der ĂMust-Carryñ-Ansatz, der auf einem Knappheitsparadigma der Über-
tragungswege fußt und sich im Rundfunkstaatsvertrag entsprechend niedergeschlagen hat, läuft zunehmend leer.  

In diesem Zusammenhang fordern sowohl öffentlich-rechtliche als auch private Sendeunternehmen das Privileg 
einer guten Platzierung des eigenen Angebots in den Navigatoren von Plattformbetreibern im klassischen Sinn 
sowie Geräteherstellern und sonstigen Portalbetreibern. Ihre These: Nur wenn ï notfalls gesetzlich ï gewährleistet 
wird, dass Inhalte mit hohem redaktionellem Anspruch Ăvorneñ platziert werden, kann die grundgesetzlich ge-
wünschte und geforderte Meinungsvielfalt in den Medien gesichert werden. 

Bei aller konzeptionellen und ordnungsrechtlichen Fragwürdigkeit des Ansatzes, mit Hilfe von regulatorisch über-
wachten Besserplatzierungen einzelner Sender die Aufmerksamkeit des Nutzers zu steuern, dürfen aus Sicht der 
Kabelbranche die legitimen Interessen der sonstigen Beteiligten nicht vernachlässigt werden. 

Zunächst muss das Kundeninteresse in besonderem Maße berücksichtigt werden. Für den Endnutzer bietet das 
wachsende Angebot audiovisueller Inhalte ï sei es lineares Fernsehen, Video-On-Demand-Angebote (VoD) oder 
Inhalte, die Ăover the topñ (OTT) kommen ï viele neue Möglichkeiten des Zugangs zu Inhalten und der Auswahl 
unter ihnen. Aber auch er ist darauf angewiesen, dass die Inhalte, die über verschiedene Wege auf seine Endge-
räte kommen, so sortierbar sind, dass er die für sich relevanten findet. 

Um diesem Bedürfnis gerecht zu werden, bieten Kabelnetzbetreiber ihren Kunden nicht mehr nur schlichte Pro-
grammlisten mit fortlaufenden Nummern und ggf. Kategorien an. Es gibt vielmehr zunehmend ĂRecommendation 
Enginesñ und Suchmaschinen, die abgestimmt auf das Kundenverhalten oder die Kundensuche Empfehlungen 
im Hinblick auf die verfügbaren Inhalte liefern. Hierbei können neben linearem Fernsehen und VoD-Angeboten 
auch OTT-Inhalte berücksichtigt werden, um dem Kunden ein möglichst umfassendes Bild der Medienlandschaft 
zu bieten.  

Individuelle Ergebnislisten können je nach Interessenlage beim Kunden naturgemäß stark divergieren. Während 
bei Kunde 1 auch künftig das Angebot der öffentlich-rechtlichen und der großen privaten Sender ganz oben auf 
der Empfehlungsliste erscheinen mag, interessiert sich Kunde 2 möglicherweise vor allem für Angebote des Ka-
belnetzbetreibers selbst (VoD) oder aber eines OTT-Anbieters. Ausschlaggebend muss daher sein, was der 
Kunde wünscht. Aus Sicht der Kabelbranche versteht es sich von selbst, dass eine nutzerveranlasste Auswahl 
und Platzierung jederzeit zulässig ist. Eine pauschale Platzierung der klassischen Sendeunternehmen am Anfang 
der Ergebnisliste wäre mit diesem Grundsatz nicht vereinbar. 

Aus Sicht der Kabelbranche ist die Forderung nach einer Verbesserung der Auffindbarkeit nur eine Seite der 
Medaille. Auffindbarkeit setzt auffindbare Daten voraus. Diese Daten müssen in einer für den Nutzer sinnvollen 
Weise aufbereitet werden können. Damit also Recommendation Engines und Suchmaschinen umfassende und 
objektive Empfehlungslisten generieren können, ist es erforderlich, dass der Betreiber der Suchmaschine Infor-
mationen (Metadaten) über alle verfügbaren Inhalte zur Verfügung hat. Liegen keine Informationen vor, kann auch 
nicht gewährleistet werden, dass das betreffende Angebot von der Suchmaschine berücksichtigt und als Empfeh-
lung ausgegeben bzw. aufgefunden wird. Die Kabelnetzbetreiber sind also, wie jeder andere potenzielle Adressat 
einer Auffindbarkeitsregulierung, darauf angewiesen, dass Inhalteanbieter ausreichende Informationen über ihr 
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Angebot zugänglich machen. Ohne die Bereitstellung solcher Informationen läuft jede Form von Auffindbarkeits-
regeln ins Leere. Eine gesetzliche Pflicht zur Gewªhrleistung von ĂMust-Be-Foundñ setzt also die Verpflichtung 
der Inhalteanbieter voraus, Informationen über ihre Inhalte zur Verfügung zu stellen. Wird diese Zurverfügungs-
tellung verweigert, kann jedenfalls auch keine Pflicht zur Darstellung der Inhalte des betreffenden Anbieters in 
einer vom Kabelnetzbetreiber oder von einem anderen Plattformbetreiber generierten Ergebnisliste gefordert wer-
den. 

Neben einer entsprechenden medienrechtlichen Pflicht, Informationen über Inhalte zugänglich zu machen, 
müsste auch das Urheberrecht angepasst werden. Es muss verhindert werden, dass Inhalteanbieter die Heraus-
gabe von Metadaten durch überlange Lizenzverhandlungen über die betreffenden Metadaten vereiteln. Vielmehr 
muss gesetzlich klargestellt werden, dass der eigentliche Inhalt, also etwa das Programmsignal, gemeinsam mit 
den Metadaten lizensiert werden muss. Dabei ist im Sinne der Kompensation auch zu fordern, dass solche Infor-
mationen kostenlos und urheberrechtsabgabenfrei zur Verfügung gestellt werden. 

 

c) Anspruch auf Kompensationszahlungen für Übertragungspflichten (zu Fragen 36, 39, 61) 

Wie bereits oben ausgeführt, besteht nach Auffassung der ANGA heute infolge ausreichender Übertragungska-
pazitäten nicht mehr das dringende Bedürfnis nach Regelungen für die Übertragung gesetzlich bestimmter Pro-
gramme (sog. Must-Carry-Regulierung), um Vielfalt sicherzustellen. Der Mediengesetzgeber sollte daher grund-
legend prüfen, ob ein Festhalten am bestehenden Must-Carry-Regime noch angemessen ist.  

In der aktuellen Auseinandersetzung um die Zahlung von Einspeiseentgelten der öffentlich-rechtlichen Veranstal-
ter zeigt sich darüber hinaus ein Defizit in der gesetzlichen Ausgestaltung der Plattformregulierung im Hinblick auf 
Must-Carry. Das Medienrecht ging bisher davon aus, dass die Kabelnetzbetreiber eine vergütungspflichtige Trans-
portleistung im Rahmen privatwirtschaftlicher Vertragsbeziehungen erbringen. Entsprechende Erwägungen liegen 
der Gesetzesbegründung zur Regulierung der Angemessenheit der Entgelte zugrunde. Die zuständigen Auf-
sichtsbehörden haben vielfältig die Zulässigkeit und Etabliertheit des Transportmodells festgestellt. Dennoch ver-
weigern die öffentlich-rechtlichen Anstalten unter Berufung auf ihren Must-Carry-Anspruch die Zahlung. In den 
bisher vorliegenden Zivilgerichtsurteilen zeichnet sich ab, dass der Must-Carry-Anspruch als ein Anspruch auf 
unentgeltliche Einspeisung betrachtet wird. Dies steht im klaren Gegensatz zum Regelungsgefüge des Rundfunk-
staatsvertrages.  

Ein wichtiger Aspekt künftiger Medienregulierung unter Sicherstellung einer fairen Verteilung der Wertschöpfung 
muss sein, den Must-Carry-Verpflichtungen der Plattformbetreiber einer Pflicht der Inhalteanbieter zur Zahlung 
eines angemessenen Entgelts für den Transport ihrer Inhalte gegenüberzustellen. 

Das Kabel stellt den vergleichsweise günstigsten Rundfunkverbreitungsweg in Deutschland für Programmveran-
stalter dar, mit dem die größte Anzahl von Haushalten in Deutschland erreicht wird. Die Kabelnetzbetreiber er-
bringen gegenüber den öffentlich-rechtlichen Sendeunternehmen die umfangreichsten Verbreitungsleistungen. 
Es ist schon deshalb nicht zu rechtfertigen, wenn ARD und ZDF die Zahlung von Einspeiseentgelten, anders als 
bei Satellit und DVB-T, verweigern und somit die Verbreitungskosten indirekt auf die Kabelkunden überwälzen, 
obwohl diese bereits über ihre Rundfunkgebühren für die Verbreitung der Programme bezahlen. Dies gilt gerade 
vor dem Hintergrund, dass den Kabelnetzbetreibern keine andere Kompensation für die Inanspruchnahme dieser 
umfangreichen Transportdienstleistung zur Verf¿gung steht. Die oftmals vorgebrachte ĂDoppelverg¿tungñ der Ka-
belnetzbetreiber durch Endkunden und Programmveranstalter existiert nicht. Ganz im Gegenteil werden nur die 
Kosten des nachgelagerten Verteilnetzes von den angeschlossenen Verbrauchern getragen. Die Verbreitungs-
leistungen für das vorgelagerte Einspeisenetz müssen von den Sendern erbracht werden.  

Gleichzeitig pochen die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten auf ihren weitreichenden Must-Carry-Status. Hier 
tut sich eine Lücke zwischen dem öffentlich finanzierten Grundversorgungsauftrag der Sender und den Refinan-
zierungsinteressen der Netzbetreiber auf. Offensichtlich setzen die Anstalten auch darauf, dass ihnen innerhalb 
des dualen Rundfunksystems bei der Frage der Kabelverbreitung aufgrund ihres Must-Carry-Status eine Sonder-
stellung zukommt, die eine Besserstellung bei den Verbreitungsentgelten gegenüber privaten Programmen recht-
fertigt. 

Sofern also überhaupt an einer Must-Carry-Verpflichtung festgehalten werden soll, muss diese Lücke richtiger-
weise durch den Gesetzgeber geschlossen werden. Die Möglichkeit für den Gesetzgeber, eine Pflicht zur Kom-
pensation bei Must-Carry-Verpflichtungen zu schaffen, ist im EU-Recht bereits angelegt: Artikel 31 Absatz 2 der 
Universaldienstrichtlinie gestattet den Mitgliedstaaten ausdrücklich, mit der Anordnung von Übertragungspflichten 
Ausgleichszahlungen zugunsten der Netzbetreiber vorzusehen.  

Die Länder als Mediengesetzgeber sind daher aufgefordert, sich im Rahmen einer Zumutbarkeitsprüfung mit der 
Frage der gesetzlichen Verankerung eines Anspruchs der Netzbetreiber auf die üblichen Verbreitungsentgelte in 
den Landesmediengesetzen auseinanderzusetzen. Dies gilt in besonderem Maße für Länder, die einen hohen 
Anteil regulierter Kanäle und keine oder nur eine geringfügige Beteiligung des Netzbetreibers an der Pro-
grammauswahl vorsehen. 
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Denkmodelle müssten sich an folgenden Prämissen und Wertentscheidungen orientieren: 

¶ Must-Carry besteht nur für Programme mit echtem Public Value. Wenn und soweit den Netzbetreibern Über-
tragungspflichten auferlegt werden, hat ein Lastenausgleich in Form einer Kompensation zu erfolgen. Kom-
pensationsmechanismen können in Form von finanziellem Ausgleichs oder als Befreiungen von sonstigen 
Restriktionen ausgestaltet werden. 

¶ Jenseits von Privilegierungen für Sender mit Public Value Anteil ist die Plattformregulierung auf den Grund-
satz der Vertragsfreiheit zu reduzieren. Dies impliziert die Befreiung der Netzbetreiber von allen Restriktionen 
in der heutigen Plattformregulierung. Damit verbunden ist z.B. die Anerkennung, dass das Recht zur Ver-
marktung grundsätzlich beim Netzbetreiber liegt, wenn und soweit kein Vertrag geschlossen wird, in dem die 
Modalitäten der Vermarktung geregelt werden. Heute unterliegen Fragen der Vermarktung einem Zustim-
mungsrecht durch die Sender. Hierfür ist kein Raum, wenn und soweit der Sender aufgrund Fehlens von 
Public Value Elementen keinen besonderen medienrechtlichen Schutz benötigt.  

 

Die Kompensation kann entweder in Form eines unmittelbaren finanziellen Ausgleichs oder in Form der Befreiung 
von bestehenden Restriktionen erfolgen. Bei einem finanziellen Ausgleich könnte eine Kompensationspflicht für 
die Einspeisung von Must-Carry-Programmen auf Grundlage der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
ausgestaltet werden. Aus Sicht der Kabelbranche erscheint auch eine Differenzierung von Must-Carry-Program-
men und Non-Must-Carry-Programmen möglich. 

Ein anderes Modell könnte im Wege einer Modifizierung des Urheberrechts bestehen. So könnte der Bundesge-
setzgeber in Abstimmung mit den Landesgesetzgebern vorsehen, dass für Must-Carry-Programme (in einem zu 
definierenden Umfang) eine urheberrechtliche Vergütung der von den Must-Carry-Bestimmungen profitierenden 
Sender entfällt. Alternativ könnte man im Rundfunkstaatsvertrag eine Pflicht des Veranstalters zur urheberrecht-
lichen Freistellung des Netzbetreibers vorsehen. Ähnliche Freistellungsklauseln existieren heute schon in einzel-
nen Landesmediengesetzen zugunsten der Landesmedienanstalten für die Weiterverbreitung von Rundfunkpro-
grammen. Dem gesetzlichen Einspeisungsbefehl würde mithin eine gesetzliche Freistellung von diesbezüglichen 
urheberrechtlichen Ansprüchen gegenüber stehen. Anderenfalls würden die Sender nämlich zweimal profitieren: 
Zuerst von ihrem Must-Carry-Status an sich, und zusätzlich müssten die Kabelnetzbetreiber für die für sie ver-
pflichtende Einspeisung der Sender noch Abgaben abführen.  

Gerade dieses Modell hätte den Vorzug eines transparenten und nachvollziehbaren Interessensausgleichs. 
Schließlich könnte der Landesgesetzgeber durch eine Lockerung des rundfunkstaatsvertragsrechtlichen Vermark-
tungsverbots neue Formen der Vermarktbarkeit von Sendern durch den Plattformbetreiber zulassen, wenn und 
soweit der Sender nicht zur Zahlung von Einspeiseentgelten bereit ist. Hiermit könnte die alternative Anwendung 
eines Transportmodells (Einspeiseentgelte) oder eines Vermarktungsmodells (keine Einspeiseentgelte) gesetz-
lich flankiert werden. Die deutsche Kabelbranche steht hier für Diskussionen mit allen Beteiligten zur Verfügung. 

 

d) Must-Offer-Verpflichtung für Premiuminhalte (zu den Fragen 34, 61) 

Künftige Medienregulierung muss nicht nur gleiche Voraussetzungen für Portalbetreiber schaffen, also solche 
Anbieter, die auf Inhalte von Sendeunternehmen und anderen Akteuren angewiesen sind. Gleichzeitig muss si-
chergestellt werden, dass Portalbetreiber nicht in diskriminierender Weise vom Angebot von Premiuminhalten 
abgeschnitten werden. Es muss verhindert werden, dass Sendeunternehmen ihre Machtposition ausnutzen und 
im Wege von Exklusivvereinbarungen verhindern, dass andere Netzbetreiber die entsprechenden Inhalte den von 
ihnen angeschlossenen Haushalten zur Verfügung stellen können. Dies widerspricht dem Schutzziel des Medi-
enrechts, ein möglichst vielfältiges Programmangebot für den Endkunden zu gewährleisten. 

Hier müssen geeignete Instrumentarien geschaffen werden, um den Missbrauch von Inhaltemonopolen zu ver-
hindern. Es bedarf einer ĂMust-Offerñ-Verpflichtung: Ein Fernsehveranstalter, der über Premiuminhalte oder eine 
Premiummarke verfügt, muss interessierten Netzbetreibern die Übertragung des Programms zu den gleichen Be-
dingungen gestatten, zu denen er zuvor der Ausstrahlung seines Programms über einen anderen Übertragungs-
weg zugestimmt hat.  

 

e) Offene Standards und Interoperabilität 

Aufgrund der enormen Vielfalt an Plattformen ï seien es klassische Plattformen i.S.d. RStV, Smart TVs oder 
Plattformen im offenen Internet ï herrscht, wie oben ausgeführt, mittlerweile intensiver Wettbewerb unter den 
Anbietern. Die Kabelnetzbetreiber bieten ihren Kunden hybride Dienste an und unterstützen darüber hinaus An-
sätze für Interoperabilität und die Entwicklung von Industrielösungen. Welcher Ansatz sich durchsetzt, sollte der 
Markt auf Basis von Performance und Nutzerfreundlichkeit entscheiden.  

Kabelnetzbetreiber übertragen bereits heute in unterschiedlichem Umfang das HbbTV-Signal und ermöglichen so 
den Zugriff auf die entsprechenden Inhalte, soweit die passende Hardware vorhanden ist. Inwieweit sich zukünftig 
gerade HbbTV als einheitlicher Standard durchsetzen wird, sollte dem Markt überlassen bleiben und lässt sich 
angesichts der dynamischen Entwicklung derzeit nicht absehen. Für eine Mandatierung des HbbTV-Standards 
besteht jedenfalls kein Anlass.  
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f) Signalschutz und Integrität (zu Frage 69) 

In der aktuellen Debatte sprechen sich insbesondere die Sendeunternehmen gegen Overlay und Skalierung von 
Bildern und Medieninhalten auf dem Fernsehbildschirm aus. Teilweise wird vor diesem Hintergrund gefordert, 
dass Overlay und/oder Skalierung des Fernsehbildes nur dann zugelassen werden sollen, wenn dies vom Inhal-
teanbieter autorisiert und darüber hinaus vom Nutzer initiiert wird. 

Die ĂProgrammintegritªtñ erscheint aus Sicht der Kabelbranche bereits heute auf hohem Niveau gesch¿tzt. Hierbei 
ist darauf hinzuweisen, dass durch Overlay oder Skalierung auf dem Fernsehbildschirm nicht das Fernsehsignal 
manipuliert wird. Der Signalschutz wird in keiner Weise in Frage gestellt. 

¦ber die Vorgaben zum Signalschutz hinausgehende Vorgaben zum Schutz der ĂDarstellung auf dem Bildschirmñ 
erscheinen angesichts der rasanten Weiterentwicklung des Marktes für hybride Angebote vorschnell, zu restriktiv 
und innovationshemmend. Derzeit ist nicht absehbar, in welcher Form und welchem Umfang Rundfunkangebote 
künftig auf Hybridplattformen integriert werden. Tendenziell ist davon auszugehen, dass ein beidseitiges Interesse 
von Inhalteanbietern und Plattformbetreibern besteht, Rundfunkinhalte auf Hybridplattformen zu integrieren, um 
sowohl die Verbreitung der Inhalte als auch die Attraktivität der Plattformen zu steigern. Overlay und Skalierung 
bieten hierbei vollkommen neue Möglichkeiten der Inhaltedarstellung. Kabelnetzbetreiber stellen das Angebot der 
Sendeunternehmen nicht in Frage. Vielmehr sollte die Möglichkeit genutzt werden, das bestehende Angebot zu 
erweitern und damit interessanter für den Nutzer zu machen. Entscheidend ist auch hier, dass zumindest durch 
den Nutzer als ĂHerrn des Bildschirmsñ initiierte Darstellungsformen erlaubt sein m¿ssen. 

Insgesamt sollte in der Diskussion der Aspekt der Nutzerautonomie stärker in den Vordergrund gestellt werden: 
Aus Sicht der Kabelbranche gehört der Fernsehbildschirm dem Kunden. Er schafft sich interaktive TV-Geräte an, 
um das vielfältige Angebot aus klassischem linearem Fernsehen gleichermaßen wie neue Dienste ï gegebenen-
falls auch parallel ï nutzen zu können. Es muss ihm überlassen bleiben, wie er den Bildschirm nutzt. Regulatori-
sche Beschränkungen des First-Screen-Erlebnisses durch Verbot von Overlay und Skalierung würden die Nut-
zerautonomie in nicht zu rechtfertigender Weise einschränken. 

Eine restriktive Regulierung zum jetzigen Zeitpunkt würde die weitere Entwicklung von Geschäftsmodellen hin-
dern und sich nachteilig für Inhalteanbieter, Plattformbetreiber und im Ergebnis vor allem die Zuschauer auswir-
ken. Wettbewerb auf dem First-Screen ermöglicht es neuen Anbietern überhaupt erst, in die Medienwelt einzutre-
ten. Vor diesem Hintergrund bietet sich an, auf einen Regelungsvorschlag der Medienanstalten zurückzugreifen. 
Dieser sieht vor, dass Overlay und Skalierung dann möglich sein sollen, wenn die Maßnahme vom Inhalteanbieter 
autorisiert oder vom Endnutzer bewusst gesteuert wird. 

 

g) Anreizregulierung (zu Frage 40) 

Der Aspekt der Anreizregulierung wurde in der Vergangenheit bereits intensiv diskutiert und wird nun im SPD-
Fragebogen wieder aufgegriffen. 

Die deutsche Kabelbranche steht der Förderung eines vielfältigen Programmangebots offen gegenüber. Grund-
sätzlich kritisch zu bewerten sind jedoch Vergünstigungen, die sich zu Lasten der Plattformbetreiber auswirken. 
Eine Förderung der Programmveranstalter auf Kosten der Netzbetreiber mit dem Ziel der Steigerung der inhaltli-
chen Qualität würde die Grundrechte der Kabelnetzbetreiber in weiten Teilen unverhältnismäßig beschränken und 
wäre deshalb nach deutschem Recht verfassungswidrig. Hierzu hat Professor Dr. Hubertus Gersdorf von der 
Universität Rostock ein umfassendes Gutachten erstellt, das auf der ANGA-Homepage veröffentlicht ist. 

Es ist völlig offen, ob etwa Anreize im Bereich der Auffindbarkeit angesichts der hohen Kosten für die Programm-
veranstaltung überhaupt die gewünschte Wirkung entfalten können. Potenziell werden durch eine Anreizregulie-
rung lediglich diejenigen zusätzlich gefördert, die auch heute schon ein qualitativ hochwertiges Programm veran-
stalten ï und das auf Kosten der Plattformbetreiber. 

Das Gutachten von Professor Gersdorf zeigt Alternativen auf, um Qualitätsanforderungen an den privaten Rund-
funk mit den Mitteln des Rundfunkrechts durchzusetzen. So könnte beispielsweise die Zulassung privater Veran-
stalter stärker als bisher an die Erfüllung bestimmter Qualitätsanforderungen gekoppelt werden. Denkbar wäre 
auch die Einführung eines Universaldienstes, bei dem Anbieter, die ihre programmlichen Pflichten nicht hinrei-
chend erfüllen, zur Zahlung einer Abgabe herangezogen werden. 

Wenn und soweit sich der Mediengesetzgeber für die Einführung eines Anreizsystems entscheiden sollte, sind 
zwingend zugunsten der Plattformbetreiber Ausgleichsmechanismen gemäß der oben skizzierten Denkmodelle 
vorzusehen.  

 

2. Urheberrecht  

Das Urheberrecht spielt in der Medienordnung eine wichtige Rolle. Um ihren Kunden ein attraktives Angebot 
machen zu können, müssen Plattform- und sonstige Diensteanbieter die Rechte für die Inhalte mit den Rechtein-
habern klären. Hierbei werden oft Verhandlungen mit einer Vielzahl von Beteiligten ï insbesondere Verwertungs-
gesellschaften ï erforderlich. Der Erwerb der erforderlichen Rechte behindert zunehmend die Einführung neuer 
digitaler Dienste. Selbst bei einheitlich wahrgenommenen Nutzungsformen müssen eine Vielzahl unterschiedli-
cher Rechte geklärt werden. Diese Schwierigkeiten werden durch die neue EU-Richtlinie zur kollektiven Rechte-
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wahrnehmung und dem hierin enthaltenen Wahlrecht für Rechtenutzer noch verstärkt. Die Anpassung des Urhe-
berrechts an das digitale Zeitalter ist deshalb dringend erforderlich. 

 

a) Hinterlegung (zu Frage 61) 

§ 11 Abs. 2 des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes (UrhWahrnG) gibt dem Rechtenutzer die Möglichkeit, sich 
bei Uneinigkeit über die Höhe der geforderten Vergütung für eine bestimmte Nutzung ein Nutzungsrecht vorläufig 
einräumen zu lassen, wenn er den streitigen Vergütungsbetrag hinterlegt. Dies ist sinnvoll, weil Verwertungsge-
sellschaften ansonsten bei Streitigkeiten über die Vergütungshöhe die Nutzung der betreffenden Inhalte blockie-
ren können. Man spricht deshalb auch von sog. Verbotsrechten. Mit diesen korrespondiert das Hinterlegungs-
recht, durch das das Verbot verhindert werden kann. 

Die neue EU-Richtlinie zur kollektiven Rechtewahrnehmung sieht ein solches Hinterlegungsrecht nicht vor. Der 
deutsche Gesetzgeber sollte dennoch unbedingt von einer Abschaffung des deutschen Hinterlegungsrechts ab-
sehen. Vielmehr sollte er eine Deckelung des zu hinterlegenden Betrags gesetzlich festlegen. Derzeit müssen 
Rechtenutzer den vollen von der Verwertungsgesellschaft geforderten Betrag hinterlegen, um die erforderlichen 
Rechte zu erwerben. Oft streiten sich die Parteien dann langwierig vor Gericht über den anzuwendenden Tarif, 
der am Ende meist deutlich unter der ursprünglichen Forderung liegt. Durch die Hinterlegung wird damit Kapital 
gebunden, das den Unternehmen an anderer Stelle fehlt. Vor diesem Hintergrund sollte der zu hinterlegende 
Betrag gesetzlich gedeckelt werden ï etwa auf den zuvor bezahlten Betrag für die entsprechenden Rechte.  

Die Einführung einer Hinterlegungspflicht ï so wie für den Fall der Privatkopievergütung vom Koalitionsvertrag 
der Großen Koalition vorgesehen ï wäre ebenfalls kontraproduktiv. Die Tarife der Verwertungsgesellschaften 
unterliegen keiner umfassenden Vorabüberprüfung, sondern nur einer groben Missbrauchskontrolle durch das 
Bundespatentamt. Sie werden von den Verwertungsgesellschaften einseitig festgelegt und häufig erst nach lang-
wierigen Verhandlungen oder Gerichtsverfahren abgesenkt. Eine Hinterlegungspflicht würde die Verhandlungs-
position der Verwertungsgesellschaften deshalb ebenfalls übermäßig stärken und könnte dazu führen, dass der 
Rechtenutzer allein aus Zeitgründen auch eine rechtlich nicht begründete Vergütungshöhe akzeptieren muss. 
Auch hier besteht die Gefahr, dass Rechtenutzern für einen langen Zeitraum übermäßig Liquidität entzogen wer-
den kann. 

 

b) Verwertungsgesellschaften (zu Frage 64) 

In Deutschland gilt für Verwertungsgesellschaften mit dem UrhWahrnG ein spezielles Regulierungsregime. Auch 
im Rahmen der bevorstehenden Umsetzung der EU-Richtlinie zur kollektiven Rechtewahrnehmung muss eine 
wirksame Aufsicht und Regulierung der Verwertungsgesellschaften gesichert bleiben. Bei der Umsetzung der 
Richtlinie sollte der deutsche Gesetzgeber mit Blick auf die Monopolstellung der Verwertungsgesellschaften im 
Verhältnis zu den Rechtenutzern weiterhin ein möglichst hohes Regulierungsniveau anstreben. Dies gilt insbe-
sondere für die Tarifpflicht und vor allem einen weiterhin umfassenden Abschlusszwang. 

 

c) Kabelweitersendung (zu den Fragen 62, 63) 

Für die Kabelweitersendung sieht das deutsche Urheberrecht nicht nur eine Vergütungs- sondern auch eine Li-
zenzpflicht vor. Nach der Definition des maßgeblichen § 20b des Urheberrechtsgesetzes sind von der Regelung 
nur Kabel- und Mikrowellensysteme erfasst. Der Koalitionsvertrag sieht nun vor, dass künftig Technologiebrüche 
bei der Kabelweitersendung vermieden werden sollen. 

Die Technologieneutralität ist aktuell im Urheberrecht nicht ausreichend sichergestellt. Hier besteht dringender 
Reformbedarf, damit das Urheberrecht mit der immer schnelleren technischen Innovation gerade durch die Digi-
talisierung Schritt halten kann. Die Aufzählung der Verwertungstatbestände in § 15 UrhG folgt dem Gedanken, 
dass der Urheber für jede Erweiterung der Öffentlichkeit eine erneute Gelegenheit für eine Entlohnung bekommen 
soll. Danach ist vergütungsrelevant, dass durch die Vergrößerung des potentiellen Nutzerkreises ein gesteigerter 
Werkgenuss ermöglicht wird, an dessen wirtschaftlichen Früchten der Urheber angemessen beteiligt werden soll. 
Nicht erheblich ist dagegen, mit welchen immer vielfältigeren und komplexeren Mitteln diese Wirkung im Einzelfall 
erreicht wird. Deshalb sollte die Regelung zur Kabelweitersendung in § 20 b UrhG dringend technologieneutral 
gefasst werden.  

Bei einer Überarbeitung der Regelungen zur Kabelweitersendung bietet es sich an, erforderliche grundlegende 
Anpassungen vorzunehmen. 

Denn derzeit geht die Urheberrechtspraxis bei der Kabelweitersendung weit über das für den Grundsatz einer 
angemessen Entlohnung schöpferischer Leistungen erforderliche Maß hinaus: So müssen selbst für solche Fern-
sehprogramme, die über Satellit für jedermann völlig frei empfangbar sind, urheberrechtliche Nutzungsrechte er-
worben werden. Das bedeutet mühsame vertragliche Verhandlungen mit bis zu zehn Verwertungsgesellschaften 
und einer Vielzahl von Programmveranstaltern. Die oben beschriebene Lizenzpflicht hat hohe Transaktionskosten 
und Verzögerungen bei der Inbetriebnahme neuer Netze oder der Einspeisung neuer Programme zur Folge. 

Um die Gleichbehandlung des Kabels mit anderen Übertragungswegen herzustellen, sollte deshalb folgender 
Aspekt berücksichtigt werden: Eine lizenzpflichtige Kabelweitersendung sollte nur dann vorliegen, wenn der kon-
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krete Verbreitungsvorgang tatsächlich ein eigenständiger Sendevorgang ist und nicht nur eine unveränderte Wei-
terleitung oder eine bloße technische Dienstleistung. Eine Lizenzpflicht ist insbesondere dann abzulehnen, wenn 
lediglich ein Programm unverändert weitergeleitet wird, das im Nutzungsbereich des Kabelsystems bereits draht-
los, also über Satellit oder DVB-T, von jedermann empfangbar ist. 

Zusammenfassend möchten wir festhalten, dass es im Zuge der Konvergenz der Übertragungstechnologien und 
-standards inzwischen sachgerecht erscheint, klarzustellen, dass § 20b des Urheberrechtsgesetzes auf alle line-
aren und nicht-linearen Verbreitungsvorgänge Anwendung findet, unabhängig davon, ob sie über Satellit, Terrest-
rik, Kabel, IP-Streaming, Mobilfunk, WiFi o.ä. erfolgen. In der Lizensierungspraxis sollte dann ebenfalls nicht mehr 
nach dem Übertragungsstandard unterschieden werden. 
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Arbeitsgemeinschaft Privater 

Rundfunk (APR) 

Teil A: Zustimmung zum 360°-Ansatz der Medienregu-

lierung 

Die APR vertritt rund 290 Unternehmen, vorwiegend lokale und regionale Hörfunkanbieter und Lokal-TV-Veran-
stalter. Die APR dankt für die Möglichkeit, nachträglich zum Fragenkatalog vom April 2014 Stellung nehmen zu 
können. Entsprechend dem Arbeitsschwerpunkt unseres Verbandes und auch angesichts der zwischenzeitlich 
schon erfolgten Auswertung der Fragebögen beim Hans-Bredow-Institut möchten wir nur zu einigen Punkten Stel-
lung nehmen und glauben, dass dies auch im Sinn der Fragesteller ist. 

Die APR begrüßt den im Fragekatalog zum Ausdruck kommenden Ansatz, alle relevanten Rechtsfragen der un-
terschiedlichen Regelungsebenen miteinander in Bezug zu setzen. So ist es für Medienunternehmen wichtig, dass 
sie Online-Betätigungsmöglichkeiten im Rahmen der regulatorischen Vorgaben haben, was aber etwa im Bereich 
der Musiknutzung (als Zweitverwertung) nicht hilft, wenn selbst für Sekunden von Hintergrundmusik ein Verbots-
recht bei der Tonträgerseite entsteht. Die regulatorisch zulässige Möglichkeit, um beispielsweise ein Interview als 
Podcast ins Netz zu stellen, wird so verhindert, Ein solches Verbotsrecht bei der Sendung besteht hingegen nicht. 
Dass das als Verbotsrecht ausgestaltete Onlinerecht (§ 19a UrhG, öffentliche Zugänglichmachung) für Sachver-
halte der Zweitverwertung die traditionelle im Urheberrechtsgesetz vorgesehenen Schranken nicht nachzeichnet, 
wurde in der damaligen rechtspolitischen Diskussion übersehen, die den Online-Vertrieb mit dem körperlichen 
Vertrieb von Tonträgern gleichsetzte. Die wirtschaftliche und mediale Entwicklung hat sich vielfältiger entwickelt. 

Dieses Beispiel will auf der einen Seite die Notwendigkeit der Zusammenschau der unterschiedlichen Rechtsbe-
reiche unterstützen. Auf der anderen Seite ist Vorsicht geboten, den aktuellen Kenntnisstand der sich sehr rasch 
entwickelnden und noch lange nicht zu einem Stillstand gekommenen Digitalisierung als Basis einer auf lange 
Zeit wirkende Regulierung zu nehmen. Wir benötigen sowohl einen flexiblen Rechtsrahmen als auch die Möglich-
keit, dass der Gesetzgeber nachregulieren kann. Die Fassung des § 19a UrhG ist auch hier ein gutes Beispiel, 
denn sie basiert auf europäischem Sekundärrecht (InfoSoc-Richtlinie), die ihrerseits von völkerrechtlichen Verträ-
gen motiviert ist. Die internationale Rechtsangleichung und damit einhergehende Rechtssicherheit ist erkauft 
durch eine weitgehende Starrheit dieses nur mit enormen Aufwand abänderbaren Regimes. 

 

Das Kommunikationsmodell des BVerfG aus den 1960er Jahren 

Die derzeitige Regulierung des Rundfunks und der benachbarten elektronischen (journalistisch-redaktionellen) 
Telemedien geht im Kern zurück auf zwei Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes, nämlich jene zum 
SPIEGEL und jene zum ĂAdenauer-Fernsehenñ. Die Notwendigkeit der Regulierung beschreibt das Bundesver-
fassungsgericht vor dem Hintergrund eines Kommunikationsmodells, das historisch der totalitären Erfahrung ge-
genüber gestellt wurde: Das Individuum kann sich frei aus den ihm zugänglichen Quellen informieren und selbst 
seine Meinung äußern. Das Versammlungsrecht spielt hierbei eine Rolle. Das Individuum kann sich zu Vereini-
gungen zusammenschließen, die bei entsprechender Macht zu Ăgesellschaftlich relevanten Gruppenñ werden. 
Weder das Individuum noch die Gruppen kommunizieren selbst, sondern bedürfen medialer Vermittlung. In die-
sem Sinn Ădientñ die Rundfunkfreiheit beziehungsweise hat die Presse eine Ăºffentliche Aufgabeñ. Die ĂStaatsfrei-
heitñ erklªrt sich in dem Modell dadurch, dass aus der so artikulierten ºffentlichen Meinung die Willensbildung des 
Volkes durch Wahlen erfolgt, was wiederum staatliche Gewalt legitimiert. 

Das Konzept ist in der heutigen Kommunikationslandschaft zumindest an zwei Stellen ergänzungsbedürftig. Denn 
zum einen ist ein hoher Anteil der Bevölkerung nicht mehr über Gruppen organisiert, worauf das Bundesverfas-
sungsgericht in der ZDF-Entscheidung jüngst hingewiesen hat. Zum anderen sind alle medialen Formen, bei de-
nen das Individuum selbst zum Kommunikator wird (nicht nur User Generated Content) in dem Modell nicht vor-
gesehen. 

Damit ist f¿r die Meinungsbildung nicht nur der Ăklassische Medieninhaltñ relevant, sondern auch andere Medien-
inhalte. Das ber¿hrt das gesetzliche Kriterium der Ăjournalistisch-redaktionellenñ Inhalte, die ein Telemedium in 
den Bereich der Regulierung führen. Zivilrechtlich im Äußerungsrecht spiegelt sich das in der Frage, inwieweit bei 
Sorgfaltspflichten ein Individuum sich auf das ĂLaienprivilegñ berufen kann oder in einem stark beachteten Blog 
die journalistischen Sorgfaltspflichten wie in den klassischen Medien zu beachten sind. 

Die Frage danach, was Ămeinungsrelevantñ ist und daher eine besondere Verpflichtung (öffentliche Aufgabe) hat 
und unter besonderer Beachtung (Regulierung) steht, dafür aber etwa beim Zugang zu Informationen privilegiert 
ist (Auskunftsanspruch der Medien auch für Blogger) ist ohne eine Besinnung auf das grundsätzliche Modell nicht 
ohne Brüche in der inneren Logik zu beschreiben. 

Beteiligte am Kommunikationsprozess 
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Entsprechend den vorstehenden Überlegungen ist bei den Anbietern von für die gesellschaftliche Kommunikation 
relevanten Informationen zu differenzieren. Das können einzelne altruistische Anbieter (Blogger, früher: offener 
Kanal, Bürgerfunk) sein, das sind kleine mittelständisch geprägte Unternehmen mit Special Interest-Angeboten 
sowie lokalen und regionalen Medieninhalten und das sind Großunternehmen bis hin zu Konzernen in Europa 
und Mega-Konglomeraten außerhalb des Zugriffs der nationalen oder europäischen regulatorischen Ausgestal-
tung. 

Die Politik kümmert sich in unterschiedlicher Form um die einzelnen Beteiligten. Die Partizipation von Individuen 
wird zahlreich gefördert, auf entsprechende Fördermaßnahmen für Bürgermedien, wie sie in den einzelnen Bun-
desländern unterschiedlich weitgehend flächendeckend angeboten werden, wird verwiesen. Dann wird auf der 
anderen Seite eine Debatte geführt, wie große Medienunternehmen aus Deutschland und Europa gegenüber 
multinationalen, in den USA ansässigen Unternehmen fit gemacht werden können ï eine Diskussion, die in 
Deutschland auch als eine Nachschau zu ĂAxel Springer-Pro Sieben/SAT1ñ geführt wird. 

Der dazwischen angesiedelte Bereich mittelständisch geprägter Medienanbieter wird dabei meist übersehen. We-
der nutzt diesem Bereich eine Ertüchtigung von Konzernunternehmen im Hinblick auf ausländische Anbieter; viel-
mehr besteht die Gefahr, dass der Druck Ăvon obenñ auf diese Unternehmen dazu benutzt wird, in den von den 
mittelständigen Angeboten besetzten Bereich zwar in ökonomischer, nicht aber ein inhaltlicher Hinsicht auszu-
weichen ï die Diskussion um die Regionalisierung der Werbung bundesweit angebotenen TV-Angeboten der 
privaten ĂGroÇfamilienñ spielt genau hier. Umgekehrt f¿hrt die Finanzierung von Ănicht kommerziellen Angebotenñ, 
die sich zum Teil beim Sponsoring (kostenloses Bereitstellen von Veranstaltungsräumen, Kooperation bei lokalen 
und regionalen Veranstaltungen) Ăvon untenñ in den Bereich mittelständischerer Angebote bewegen, zu einer 
Bedrohung von Meinungsvielfalt. Zugleich beinhaltet das Medienrecht für diese mittelständischen Angebote er-
hebliche Auflagen, die weit über die kartellrechtlichen Vorgaben anderer Wirtschaftsbereiche und der nationalen, 
regelmäßig konzerngebundenen Informationsanbieter hinausgehen. 

Eine am Kommunikationsmodell ausgerichtete Betrachtungsweise zeigt auf, dass die mittelständig strukturierten 
Anbieter eine wesentliche öffentliche Aufgabe insbesondere im lokalen und regionalen Bereich erfüllen. Sie stellen 
im ¦brigen f¿r die ĂgroÇenñ Anbieter (privat wie ºffentlich-rechtlich) ein großes Personalreservoir dar, wenn man 
sich die Karrieren bekannter Journalisten und Entertainer anschaut. 

Die APR regt eine bewusste Hinwendung der politischen Betrachtung zu mittelständischen Angeboten an. Das ist 
keine Aufforderung, die anderen Bereiche zu vernachlässigen, sondern das Petitum, auch hier Wechselwirkungen 
der Regulierungen und Unterstützungen in einem Bereich auf den jeweils anderen Bereich bei der Ausgestaltung 
der Ordnung einzukalkulieren. 

 

ĂPlattformregulierungñ 

Das Problem bei der Beantwortung der Frage nach der Plattformregulierung beginnt bereits bei der Vorfrage, was 
man unter ĂPlattformñ verstehen mºchte. Eigentlich sind das ĂGatekeeperñ, wie das in der Ăpublizistischenñ Debatte 
der 70er und 80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts den Journalisten und Ăklassischenñ Medien ebenso zu-
geschrieben wurde. Die damalige Diskussion auf die heutigen (zusätzlichen ) Gatekeeper übertragen bedeutet, 
dass alleine die potentielle Möglichkeit, für die eigenen Kunden (Rezipienten) die Kommunikation zu steuern, eine 
besondere Verpflichtung, eben zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe, besteht. Es kommt demnach nicht darauf 
an, ob diese Gatekeeper zusätzlich auch noch marktbeherrschend sind (mit all den Folgefragen nach der Markt-
definition). 

Kernpunkt ist die diskriminierungsfreie Mitnahme aller Angebote, was der bisherigen Betrachtungsweise des deut-
schen Presse-Grossos relativ nahe kommt. Da das Angebot von Inhalten selbst nicht ausreicht, sondern der Re-
zipient auch die Möglichkeit haben muss, die entsprechenden Angebote zu nutzen, ist die Auffindbarkeit nach 
ebenfalls nicht diskriminierenden Kriterien geboten. Bewusst ist die der Frage nahe stehende Netzneutralität in 
dieser kurzen Stellungnahme nicht weiter angesprochen, denn die Wechselwirkungen zwischen Informationsfrei-
heit der Rezipienten, Meinungsfreiheit der Kommunikatoren und der Investitionssicherheit in den Netzaufbau sind 
hoch komplexen. Nur kurz sei darauf hingewiesen, dass Geschäftsmodelle mit priorisierten Inhalten nur dann 
funktionieren, wenn zuvor das Netz nicht entsprechend ausgebaut wurde, um alle Angebote (ohne zusätzliches 
Entgelt) nach dem Best-Effort-Prinzip durchzuleiten. In diesem Sinn darf eine Regulierung, die Sonderkonditionen 
für zulässig erachtet, nicht ungewollt selbst dazu beitragen, dass der weitere Ausbau der Infrastruktur unterbleibt. 

 

Urheberrechtliche Fragen 

Wie bereits skizziert, muss das Urheberrechtsgesetz die Nutzung von Inhalten als Erst- oder Zweitverwertung mit 
den im analogen Bereich wohl austarierten Verwertungsrechten, ihren Schranken bis hin zu Vergütungsansprü-
chen statt Verbotsrechten nachzeichnen, wenn digitale Geschäftsmodelle in Rede stehen. 

Notwendig ist, die ĂKabelñ-Weitersendung technologieneutral auszugestalten. Damit werden alle massenhaften 
Formen der Weiterleitung von Signalen erfasst, ohne dass es auf die Art der technischen Realisierung des eige-
nen zusätzlichen Geschäftsmodells des Betreibers auf Basis des Contents Dritter ankäme. In diesem Zusammen-
hang ist die Signalintegrität des vorbestehenden Inhalts (Programms einer Sendung) zu gewährleisten. Auch das 
zu Ä 19a UrhG korrespondierende Recht der ĂWeiter-Öffentlich-Zugänglichmachungñ kann diskutiert werden, da 
die weitere Bereitstellung nicht nur gesendete (§ 20 UrhG), sondern auch öffentlich zugänglich gemachte (§ 19a 
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UrhG) Inhalte betreffen kann. 

Inwieweit die Differenzierung im Urheberrechtsgesetz oder im Wettbewerbsrecht (Stichwort: wettbewerbsrechtli-
ches Leistungsschutzrecht) erfolgt, soll im Rahmen dieser knappen Stellungnahme nicht erörtert werden. 

Die anstehende Umsetzung der 2014 geschaffenen EU -Richtlinie zu Verwertungsgesellschaften ist geeignet, in 
das austarierte System der kollektiven Rechteeinräumung dem für die Mitglieder der APR wesentlichen Bereich 
der Sendung und öffentlichen Zugänglichmachung korrespondierender Inhalte einzugreifen. Bei der massenhaf-
ten Musiknutzung im Bereich der Zweitverwertung ist wie bei der Sendung geregelt der Zugriff auf das Weltreper-
toire notwendig, das zentral zu angemessener (und gegebenenfalls gerichtlich nachprüfbarer) Konditionen abge-
golten wird. 

 

Datenschutz 

Aus Sicht der APR-Mitglieder ist das ï fälschlich so bezeichnete ï ĂMedienprivilegñ auch zuk¿nftig unerlªsslich, 
um redaktionelle Arbeit zu ermöglichen. Die gesetzlichen Grundlagen hierzu sind teils unzureichend, teils in der 
jeweiligen Verweisungskette unübersichtlich und mit großer Rechtsunsicherheit behaftet. Das führt wiederum zu-
rück auf die Grundfrage des Kommunikationsmodells, wer vom Medienprivileg profitieren soll ï nur die Ăklassi-
schenñ Medien oder auch jeder Blogger, der f¿r die Meinungsbildung relevante Inhalte publiziert. 

 

Teil B: Umsetzung der Verwertungsgesellschafts-RL - 

Rechteerwerb aus einer Hand nicht gefährden 

Die APR dankt für die Möglichkeit der Stellungnahme. Sie vertritt rund 290 Unternehmen des privaten Hörfunks 
und privaten Fernsehens, durchweg auch Anbieter von Online-Diensten mit dem Schwerpunkt programmbeglei-
tender Online-Nutzung. Die APR hat mit den relevanten Verwertungsgesellschaften (GEMA, GVL, VG Wort) für 
die Sendung und für die programmbegleitende Online-Nutzung (Ausnahme hier: GVL) sowohl für Hörfunk als 
auch für Fernsehen Gesamtverträge abgeschlossen. Im Hinblick auf die eigenen Rechte als Programmveranstal-
ter bei der Kabelweitersendung sind die APR-Mitglieder überwiegend mit der VFF vertraglich gebunden, die APR 
repräsentiert bei organisatorischen und praktischen Fragen die Sendeunternehmen gegenüber der VFF. 

Die Erfahrungen der Mitglieder der APR beziehen sich bei der kollektiven Rechtewahrnehmung sowohl (im 
Schwerpunkt) auf die Stellung als Nutzer, aber auch als Inhaber eigener Rechte. In beiden Bereichen steht den 
Mitgliedern der APR als mittelständisch strukturierten Unternehmen eine nur sehr bedingt durchsetzungsfähige 
Verhandlungsposition zu. Die Mitglieder der APR schätzen die nach dem WahrnG bestehende Landschaft der 
Verwertungsgesellschaften und deren Aufsicht als ein Mittel, Rechte zu bündeln und die Angemessenheit der 
Konditionen gegebenenfalls auch gerichtlich überprüfen zu lassen ï die APR war Partei im Verfahren BGH Urteil 
vom 5. April 2001 ï I ZR 132/93 - Gesamtvertrag Privater Rundfunk. 

Vor diesem Hintergrund befürwortet die APR eine Umsetzung der VG-RL in nationales Recht in der Weise, die 
eine Zersplitterung der Rechte nach Möglichkeit abwehrt, so dass der Rechteerwerb für die Sendung und die 
programmbegleitende Online-Nutzung sowohl im Bereich der Urheber als auch im Bereich des Leistungsschutz-
rechtes jeweils aus einer Hand weiterhin möglich ist. Eine Zersplitterung des Angebots in verschiedene Reper-
toires zu unterschiedlichen Konditionen hätte weitreichende Folgen bei der Programmgestaltung, die für den Be-
reich der Sendung zu Recht § 78 Abs. 2 Nr. 3 UrhG vermeiden wollte ï eine Regelung, die im Bereich der pro-
grammbegleitenden Online-Nutzung über den Anwendungsfall der Sendung auch auf die öffentliche Zugänglich-
machung erstreckt werden sollte, um im linearen Programm als auch bei der nicht-linearen Kommunikation mit 
den Rezipienten nach einheitlichen Grundsätzen vorgehen zu können. 

Ausgehend von den geschilderten Ausgangsüberlegungen werden nachfolgend einige Fragen der Anhörung nach 
der Nummerierung des Fragenkatalogs beantwortet. Dabei bleiben insbesondere Fragen zum Verhältnis der Be-
rechtigten zu ihrer Verwertungsgesellschaft als auch Fragen zur Vergütung nach § 54 ff UrhG unbeantwortet. 

 

I. Grundsatzfragen 

2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung sinnvoll oder notwen-
dig? 

Die Erwartung der Rechteinhaber, zeitnah ihre Vergütungen zu erhalten, ist berechtigt. Die Gesamtverträge der 
APR zur Sendung von Musik beinhalten indes sehr aufwendige ï und auch mit Hilfe der Verbände als Gesamt-
vertragspartner aufwendig administrierte ï Regelungen für Akontozahlungen, Jahresmeldungen zur Bemes-
sungsgrundlage (insbesondere exakt definierte Werbeei-nahmen), diesbezüglichen Testaten, Jahresabrechnun-
gen und Jahresschlussrechnungen der Verwertungsgesellschaften. Dieses Abrechnungssystem korrespondiert 
bei den Testaten der Jahresabschlüsse der Sendeunternehmen als auch von Unternehmen auf der Vermark-
tungsebene mit handelsrechtlichen Vorschriften. Dabei sind die Testate zur Transparenz und Rechtssicherheit 
gerade der Rechteinhaber ein wesentlicher Bestandteil der gesamtvertraglichen Regelungen. Unter Einbeziehung 
der Bearbeitungszeit innerhalb einer Verwertungsgesellschaft sollte also die Frist von neun Monaten nicht dazu 
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führen, dass die Verwertungsgesellschaften gezwungen sind, den Sendeunternehmen von handelsrechtlichen 
Vorschriften abweichende kürzere Fristen für Berechnungen und Testate setzen zu müssen. 

 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drängendsten Anpassungsbedarf? 

Aus dem Geschäftsbereich der APR-Mitglieder betrachtet, ist eine normative Vorgabe der Informationspflichten 
für Nutzer nur eingeschränkt angezeigt. 

Im Sendebereich besteht eine im Grundkonzept als vorbildlich zu bezeichnende Kette der Zurverfügungstellung, 
Weitereichung und Meldung von Meta-Daten. Die Tonträgerhersteller nutzen Phononet zur Bemusterung jeden-
falls des Massenrepertoires. Unter Vermittlung auch der APR sind entsprechende Vereinbarungen über die Zur-
verfügungstellung der notwendigen Meta-Daten getroffen. 

Dies erfolgt auch unter der Einbeziehung der Anbieter entsprechender Softwareprodukte, die bei den Hörfunkver-
anstaltern zur Planung und Steuerung und zur Protokollierung der eingesetzten Musik verwendet werden. Daraus 
wird die zwischen den Verbänden des privaten Rundfunks, GEMA und GVL vereinbarte Schnittstelle ĂGE-
MAGVL4ñ bedient. 

In der Praxis stellt sich gelegentlich das Problem, dass die Rechteinhaber bei der Verbreitung der Audiodateien 
die Meta-Daten noch nicht vollständig haben oder die Meta-Daten später geändert werden, in Einzelfällen Meta-
Daten der berechtigter Weise genutzten Musik nicht verfügbar sind. Insoweit würde die Verwertungsgesellschaft 
namens der Rechteinhaber Informationen fordern, die die Rechteinhaber ihrerseits den Nutzern nicht zur Verfü-
gung stellen. Es geht also nicht nur um den Anspruch der Verwertungsgesellschaft gegenüber dem Nutzer, son-
dern im Massengeschäft um komplexere Rechtsbeziehungen. 

Mºglich erscheint im Bereich der (hier weit verstandenen) ĂDrittsendungñ, ein Auskunftsanspruch einer Verwer-
tungsgesellschaft gegenüber dem Dritten einzuräumen. Dies betrifft Beiträge und Sendungen, die ein Rundfunk-
veranstalter aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschrift (zum Beispiel: Religionsgemeinschaften) oder aufgrund von 
Vertrag (Beispiel: Werbung) ohne eigene Gestaltungsmöglichkeit übernimmt, auch wenn das Sendeunternehmen 
gegenüber den Verwertungsgesellschaften vergütungspflichtig ist. Soweit die notwendigen Informationen dem 
Sendeunternehmen als Nutzer von Dritten nicht zur Verfügung gestellt werden, kann ein ergänzender Informati-
onsanspruch der Verwertungsgesellschaft unmittelbar gegenüber dem Dritten für das Funktionieren des kol-
lektiven Systems sinnvoll sein. 

Inwieweit derartige Auskunftsanspr¿che auch in anderen Konstellationen (ĂPlattformbetreiberñ/ñ User Generated 
Contentñ) sinnvoll erscheinen, wird in dieser Stellungnahme nicht weiter untersucht. 

 

II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / Kar-

tellrecht 

9. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen GWB und Rundfunkstaatsverträgen? Welche kon-
kreten Folgen haben die Konflikte für die betroffenen Unternehmen?  

Die Erlaubnis für die Aufnahme der Tätigkeit einer Verwertungsgesellschaft ï auch für Organisationen für die 
kollektive Rechtewahrnehmung bei der Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an Musikwerken ï 
ist sinnvoll. Die Erlaubnis ist in der Praxis keine zu hohe Hürde. Sie stellt auch im Verhältnis zu Nutzern klar, 
welche Organisation als Verwertungsgesellschaft gilt und die entsprechenden rechtlichen Verpflichtungen zwi-
schen Verwertungsgesellschaft und Nutzern auslöst. Schließlich ist die Überwachung und gegebenenfalls der 
Entzug der Erlaubnis im Falle gravierender Rechtsverstöße ein notwendiges und geeignetes Mittel, auch die Tä-
tigkeit der Verwertungsgesellschaften sowohl gegenüber Rechteinhabern als auch gegenüber den Nutzern sicher 
zu stellen. 

 

11. Bedarf es weiterer Änderungen beim Pressefusionsrecht, um die ökonomische Lage von Zeitungsver-
lagen zu verbessern, ohne dabei Vielfalt zusätzlich zu gefährden?  

Diese Frage steht in Bezug zu Nrn. 12 und 13 sowie zu der in der Vorbemerkung dieser Stellungnahme angesprochene 
starke Stellung der kollektiven Rechteverwertung aus einer Hand. Es gehört zu den kulturell weitreichenden Fol-
gen der kollektiven Rechtewahrnehmung, dass auch kleine und noch nicht am Markt erfolgreiche Rechteinhaber zu 
denselben Konditionen partizipieren wie marktmächtige Rechteinhaber. In der Konsequenz der kollektiven Rechtewahr-
nehmung liegt es auch, individuelle Notlagen durch Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen auszugleichen. Bei 
einer Zersplitterung des Repertoires mit einer Verteilung auf Organisationen mit recht homogenen Wahrnehmungsberech-
tigten wird allerdings die Funktion solcher Einrichtungen zunehmend obsolet. Die Beibehaltung der entsprechenden 
Vorschrift würde unter anderem auch die Sichtweise des Gesetzgebers zum Ausdruck bringen, trotz aller Befugnisse der 
Rechteinhaber zur Herausnahme von Rechten und zum Wechsel von Organisationen eine starke kollektive Rechtewahr-
nehmung Ăaus einer Handñ zu bef¿rworten. 
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12. Inwieweit sollte der Funktionsauftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angepasst wer-
den? 

Der Abschlusszwang der Verwertungsgesellschaften wird von den Mitgliedern der APR als für das Wesen einer 
Verwertungsgesellschaft unabdingbar notwendig erachtet. Es ist gerade der Sinn einer Verwertungsgesellschaft, 
dass sie jedem Nutzer Rechte einräumt. Das Blockieren von Rechten insgesamt oder gegenüber einzelnen Nutzern 
wäre ein Zeichen des Missbrauchs von Verhandlungsmacht durch eine Verwertungsgesellschaft. Im Bereich des Urhe-
bervertragsrechts wurde der strukturellen Überlegenheit großer Nutzer gegenüber dem einzelnen Rechteinhaber ent-
gegen getreten. Im Bereich des Wahrnehmungsrechts ist der strukturellen Überlegenheit einer Verwertungsgesellschaft 
gegenüber einem einzelnen, zumal mittelständisch geprägten Nutzer entgegen zu treten. Das bedeutet, dass die Mög-
lichkeit der Überprüfung der Tarifforderung einer Verwertungsgesellschaft auf ihre Angemessenheit aufrechterhalten wer-
den muss. Auch bedeutet dies, dass eine Verwertungsgesellschaft die ökonomische Tätigkeit eines Nutzers nicht blo-
ckieren darf, indem sie Rechte nicht einräumt oder zu Konditionen anbietet, die außerhalb der Angemessenheit liegen. 
Es ist in diesem Zusammenhang auch nicht Aufgabe einer Verwertungsgesellschaft, sich genehme Marktpartner auf der 
Seite der Nutzer zu schaffen und ungenehme Marktpartner durch das Blockieren von Rechten vom Markt zu drängen. 

 

13. Ist der Funktionsauftrag (insbesondere im nicht-linearen Bereich) hinreichend definiert? Inwiefern be-
steht konkreter Regelungsbedarf um die Online-Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei-
spielsweise der Tagesgesschau-App?  

Aus den Erwägungen der vorstehenden Ziffer heraus ist die Verpflichtung der Verwertungsgesellschaften, Gesamtver-
träge zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, als elementarer Bestandteil des Rechtsrahmens für eine 
Verwertungsgesellschaft auch zukünftig notwendig. Gesamtverträge befrieden regelmäßig eine Branche, indem auch 
auf Nutzerseite die Kenntnisse für Branchenregelungen vorgetragen werden können. Auch hier hat das Urhebervertrags-
recht mit §§ 36 ff UrhG eine Präferenz zu kollektiven Verhandlungen zum Ausdruck gebracht, die im Bereich der kollektiven 
Rechtewahrnehmung nicht gestrichen werden sollte. Aus Sicht eines einzelnen Nutzers besteht gegenüber einer als über-
mächtig empfundenen Verwertungsgesellschaft, die das Gesamtangebot des Repertoires, das für das Geschäftsmodell not-
wendig ist, vertritt, nur die Möglichkeit des Zusammenschlusses auf Ebene einer Nutzervereinigung, mit der zwingend die 
Verwertungsgesellschaft Verhandlungen zum Abschluss eines Gesamtvertrages aufzunehmen hat. Oh ne dieses Mittel 
würde das Gleichgewicht der kollektiv auftretenden Rechteinhaber zum mittelständisch geprägten Nutzer aus der Ba-
lance geraten. 

 

14. Sollte das sog. Dreistufenmodell angepasst / ausgebaut werden? 

Auf die Notwendigkeit der Erlaubnis zum Betrieb einer Verwertungsgesellschaft und der damit korrespondieren-
den Aufsicht wurde bereits hingewiesen. Beschwerden über Tätigkeiten einer Verwertungsgesellschaft sollte jeder-
mann bei der Aufsicht anbringen können. Daraus gegebenenfalls resultierende Verwaltungsakte werden regelmäßig im 
Kern urheberrechtliche und nicht verwaltungsrechtliche Fragen berühren, weshalb in der Tat ein Rechtsweg zu den Zivil-
gerichten sinnvoll erscheint. Inwieweit die Aufsplitterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit beim Bundespatentgericht 
(für Rechtsmittel gegen den Verwaltungsakt der Aufsicht) beziehungsweise zum OLG (für Rechtsmittel gegen Entschei-
dungen der Schiedsstelle) sinnvoll erscheint, sollte anhand einer Sichtung der jeweiligen Streitgegenstände bishe-
riger Verfahren überprüft werden. 

 

16. Inwieweit besteht Handlungsbedarf, Absprachen zu technischen Standards im Rundfunk (z. B. DVB-
T) zu erleichtern?  

Soweit die Verpflichtung zur Hinterlegung streitiger Vergütung besteht, kann auch das aus Sicht eines Nutzers 
dazu führen, dass seine Tätigkeit wegen des Abflusses von Liquidität unmöglich gemacht wird. Es erscheint daher sinn-
voll, ähnlich einem Verfahren des Einstweiligen Rechtsschutzes 

die Höhe einer Hinterlegung überprüfen zu lassen, wobei auch anderer Sicherheiten festgesetzt werden können. 
Vorrang müssen auf jeden Fall Interimsvereinbarungen der Nutzer mit der Verwertungsgesellschaft während der Klärung 
der Angemessenheit eines Tarifs haben, mit denen im Bereich des Senderechts durchaus gute Erfahrungen auch im Hin-
blick auf die Besicherung der wechselseitigen Interessen der Nutzer und der Verwertungsgesellschaften bestehen. 
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ARD 

I. Grundsatzfragen 

1. An welchen Prinzipien und Zielen sollte sich eine zeitgemäße Medien- und Kommunikationsordnung 
insbesondere orientieren? 

2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung sinnvoll oder notwen-
dig? 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drängendsten Anpassungsbedarf? 

4. Wo sollte es möglichst keine Änderungen geben? Was gilt es in besonderer Weise zu bewahren? 

5. Wo sollten Kompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern präzisiert oder neu geordnet werden 
(mit oder ohne Verfassungsänderung)? Wo kann wie die Kooperation zwischen den unterschiedlichen 
Ebenen verbessert werden? Wo sehen Sie den größten Abstimmungsbedarf zwischen dem Bund und den 
Ländern? 

6. Welche Erwartungen haben Sie an die geplante Bund-Länder-Kommission Medienordnung hinsichtlich 
neuer Regeln der Aufsicht sowie der Abstimmung zwischen Medien-, Telekommunikations- und Wettbe-
werbsrecht? 

7. Zu welchen Themen wäre im Interesse einer einheitlichen Regelung ein Bund-Länder-Staatsvertrag 
sinnvoll? 

8. Wie sollte/kann ein Regulierungsrahmen aussehen, der mehr nach Inhalten als nach Verbreitungswe-
gen unterscheidet? 

Die Fragen 1 bis 8 beantwortet die ARD zusammenfassend wie folgt: 

Regulierungsziel ist aus Sicht des öffentlich-rechtlichen Rundfunks unverändert die freie und umfassende indivi-
duelle und öffentliche Meinungsbildung. Sie ist ein unverzichtbares Wesensmerkmal jeder Demokratie und gleich-
zeitig die Grundlage für eine eigenbestimmte Selbstverwirklichung des Individuums. Dies ist in gewissem Sinn die 
Grundlage jeder Freiheit überhaupt. An der Richtigkeit dieser grundlegenden Aussagen des Bundesverfassungs-
gerichts in seinem Lüth-Urteil aus dem Jahr 1958 hat sich bis heute nichts geändert und wird sich solange nichts 
ändern, wie nicht das postdemokratische Zeitalter beginnt. 

Es stellt sich jedoch die Frage, mit welchen Mitteln der deutsche Gesetzgeber diese Regulierungsziele unter heu-
tigen Umständen erreichen kann. Zwei Tendenzen erschweren ihre Verwirklichung in hohem Maße: Die Kommer-
zialisierung und die Globalisierung. Die Kommerzialisierung ist nach der Logik wirtschaftlichen Handelns auf 
größtmögliche Gewinne ausgerichtet. Dies begünstigt die Durchsetzung marktstarker und marktgängiger Interes-
sen, während Interessen anderer Art zurückstehen müssen. Die Globalisierung erschwert ebenfalls die Durchset-
zung von Regulierungszielen, die am Prozess der öffentlichen Meinungsbildung orientiert sind. Rechtlich können 
nur Unternehmen mit Sitz in der Bundesrepublik zur Befolgung deutscher Gesetze verpflichtet werden. Faktisch 
ist auch dies nur eingeschränkt möglich, will man sie nicht einem Wettbewerbsnachteil im Vergleich zu Unterneh-
men mit Sitz in Ländern mit niedrigerer Regulierungsdichte aussetzen. Aus diesem Grund sind der Regulierung 
durch deutsche Instanzen enge Grenzen gezogen. Die logische Konsequenz hieraus wäre, die Regulierung dann 
ebenfalls global vorzunehmen. Realistisch ist dies jedoch nicht. 

Die einzige in Betracht kommende Alternative ist daher der Erhalt des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die je-
weiligen Errichtungsgesetze legen den Sitz im Inland fest. Aufgrund der Beitragsfinanzierung ist er von kommer-
ziellen Zwängen weitestgehend unabhängig. Er ist damit in der Lage, ein Medienangebot aufrecht zu erhalten, 
das am Ziel freier und umfassender Meinungsbildung ausgerichtet ist. Die Bestrebungen deutscher Medienpolitik 
sollten deswegen nicht darauf ausgerichtet sein, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk immer weiter einzuschrän-
ken und sein Angebot durch dasjenige privater Medien zu ersetzen. Er sollte vielmehr technisch, personell und 
finanziell in der Lage gehalten werden, ein publizistisches Gegengewicht zu den Globalisierungs- und Kommerzi-
alisierungstendenzen zu bilden. 

Ergänzend ist zum Instrument eines Bund-Länder-Staatsvertrages auf Folgendes hinzuweisen: Staatsverträge 
sind Regulierungsinstrumente mit einem eingeschränkten Maß an Flexibilität. Dies gilt bereits für Staatsverträge 
der Länder, auch wenn diese als Länder ein gewisses Maß an gleichgerichteten Interessen haben. Tritt hier der 
Bund als weiterer Vertragspartner hinzu, so ist eine Beschränkung der Flexibilität zu erwarten, weil aufgrund der 
Gegenläufigkeit von Interessen zwischen Bund und Ländern ein einmal geschlossener Staatsvertrag nur unter 
erheblichen Schwierigkeiten wieder zu ändern sein dürfte. 
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II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / Kar-

tellrecht 

9. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen GWB und Rundfunkstaatsverträgen? Welche kon-
kreten Folgen haben die Konflikte für die betroffenen Unternehmen? 

Rundfunkunternehmen unterliegen, soweit sie am Wettbewerb teilnehmen, dem allgemeinen Wirtschaftsrecht. 
Gleichzeitig unterfallen sie aber auch einem speziellen Regulierungsregime, das das Ziel verfolgt publizistischen 
Wettbewerb zu schaffen, Medienvielfalt zu gewährleisten und letztlich die freie und individuelle Meinungsbildung 
zu ermöglichen. 

Im Allgemeinen greifen Medienregulierung (insbesondere dem Rundfunkstaatsvertrag und seinen Umsetzungen 
in die Rundfunk- und Mediengesetze der Länder) und Wettbewerbsrecht, das einen funktionierenden ökonomi-
schen Wettbewerb garantieren soll (insb. GWB und UWG), ohne großes Konfliktpotential ineinander. 

Dennoch sind in jüngster Zeit vermehrt Fälle aufgetreten, die verdeutlichen, dass sich die Ziele des Wettbewerbs-
rechts und des Medienrechts durchaus widersprechen können und Ergebnisse, unter Verletzung der einen oder 
anderen Grundsätze, herausfordern. 

Rundfunkpolitisch gewünschte Projekte und Initiativen für mehr Effizienz und Wirtschaftlichkeit können durch Vor-
gaben des Wettbewerbsrechts gelähmt werden und im schlimmsten Fall die Auswahlmöglichkeiten von Verbrau-
chern verringern statt erweitern. Gerade das Scheitern des Projekts ĂGermany's Gold" macht deutlich, dass die 
bestehenden wettbewerbsrechtlichen Instrumente in einer konvergenten und oft durch globale Player geprägten 
Medienwelt immer öfter an ihre Grenzen stoßen (vgl. hierzu auch Antwort zu Frage 88). 

Bereits im Rahmen der bestehenden Regelungen haben die Wettbewerbsbehörden und Gerichte nicht nur ver-
fassungsrechtliche, sondern vor allem rundfunkrechtliche Vorgaben, unter Abwägung mit kollidierenden Interes-
sen, bei Ihrer Entscheidung zu berücksichtigen. Wegen des verfassungsrechtlich gewährleisteten weiten Gestal-
tungsspielraums des Landesgesetzgebers muss auch nicht nur der Kernbereich des Rundfunkrechts berücksich-
tigt werden, sondern auch eine multipolare Abwägung stattfinden. Es sollte daher ganz generell an das Bundes-
kartellamt appelliert werden, hier wo immer möglich die Spielräume der bestehenden Rechtsinstrumente zu nut-
zen, um einer vielfältigen Angebotslandschaft im Medienbereich eine faire Chance zu geben, am internationalen 
Wettbewerb teilzunehmen. 

Darüber hinaus müssen Bund und Länder mit Blick auf den Grundsatz des bundesfreundlichen Verhaltens bei 
der Ausübung ihrer Gesetzgebungskompetenz auf die sachlich verknüpften Kompetenztitel an der Schnittstelle 
ökonomischer und rundfunkpolitischer Regelungsziele Rücksicht nehmen. Damit ist es Aufgabe sowohl des Bun-
des- als auch Landesgesetzgebers eine stärkere Beachtung der widersprechenden Ziele in ihrem Kompetenzbe-
reich sicherzustellen. Hier wäre es wünschenswert rein ökonomischen Ansätze besser mit allgemeinen gesell-
schaftspolitischen Zielen, wie z.B. dem Medienpluralismus und der kulturellen Vielfalt, zu verbinden. Die Siche-
rung von freiem Wettbewerb alleine kann diesen Zielen nicht bzw. nur unzureichend Rechnung tragen. Nur ein 
Ineinandergreifen beider Regelungssysteme kann gesellschaftlich optimale Ergebnisse sicherstellen. 

 

10. Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? Welche Akteure müssen wie einbezogen werden 
und welche Kompetenzen sind neu zu ordnen? 

Im Bereich der Fusionskontrolle kann das deutsche Wettbewerbsrecht in besonderen Fällen bereits auf das In-
strument der Ministererlaubnis zurückgreifen. Sie ermöglicht es nicht nur, die Konkurrenzfähigkeit nationaler Un-
ternehmen auf ausländischen Märkten zu sichern, sondern erlaubt auch die Berücksichtigung von Belangen ohne 
primären Wirtschaftsbezug. Typisch sind hier soziale, regionale oder gesundheitspolitische Aspekte, aber eben 
auch die Sicherung des freien und demokratischen Kommunikationsprozesses. 

Im Kartellrecht fehlt die Möglichkeit in besonderen Fällen ein Korrektiv zugunsten von Anliegen im allgemeinen 
gesellschaftlichen Interesse vorzunehmen. Ausnahmetatbestände müssen hier über das Instrument der (Einzel-
)Freistellung gelöst werden, bei der - anders als bei der Ministererlaubnis -allerdings nur die wirtschaftlichen Vor-
teile im Vordergrund stehen. 

Wie in Frage 9 dargelegt, müssen sich Rundfunkunternehmen, soweit sie dem Kartellrecht unterliegen, in einem 
Spannungsfeld zwischen Wettbewerbs- und Medienrecht bewegen. Um diesen Konflikt zu entschärfen, sind bei 
entsprechenden Gesetzesnovellen Instrumente zu schaffen, die die Anliegen der kulturellen Vielfalt und des Me-
dienpluralismus im Rahmen kartellrechtlicher Untersuchungen und Verfahren besser berücksichtigt werden kön-
nen. Die bestehenden Wettbewerbsregelungen zeigen, dass es dem Bundesgesetzgeber möglich ist, im Rahmen 
seines Kompetenzbereichs, verfassungsrechtlich geschützte Ziele ohne primären Wirtschaftsbezug zu berück-
sichtigen. Dem steht auch das europäische Wettbewerbsrecht nicht grundsätzlich entgegen. Denn auch die Re-
geln der Art. 101 ff AEUV sind im Lichte der Art. 2 und 3 Abs. 3 Satz 5 AEUV auszulegen, in denen Pluralismus 
und kulturelle Vielfalt geschützt werden. Der Rechtsgedanke, dass Wettbewerbsregeln hinter Aufgaben im allge-
meinen wirtschaftlichen Interesse zurückstehen müssen, wenn ihre Anwendung die Erfüllung dieser Aufgaben 
rechtlich oder tatsächlich verhindert, kommt außerdem in Art. 106 Abs. 2 AEUV zum Ausdruck und wurde - in 
seiner speziellen Ausprägung für die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks - im Protokoll Nr. 29 über 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten an exponierter Stelle von den Mitgliedstaaten für sich 
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reklamiert. 

Bundes- und Landesrecht müssen also mit Rücksicht auf den verfassungsrechtlichen Schutz der Rundfunkfreiheit 
und des Grundsatzes bundesfreundlichen Verhaltens, stärker ineinander greifen. Daher wird es zudem Aufgabe 
des Landesgesetzgebers sein, bestehende medienrechtliche Vorschriften so zu optimieren, dass politisch und 
gesetzlich gewünschte Kooperationen zwischen den Medienakteuren (z.B. ARD-Landesrundfunkanstalten mit 
dem ZDF aber auch mit Kooperationspartnern aus den kommerziellen Medien, Infrastrukturanbietern oder End-
geräteherstellern) nicht mehr unter dem Damoklesschwert kartellrechtlich verbotener Vereinbarungen und Ab-
sprachen stehen (Siehe Frage 9). 

 

12. Inwieweit sollte der Funktionsauftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angepasst werden 

13. Ist der Funktionsauftrag (insbesondere im nicht-linearen Bereich) hinreichend definiert? Inwiefern be-
steht konkreter Regelungsbedarf um die Online-Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei-
spielsweise der Tagesschau-App? 

Antwort auf die Fragen 12 und 13: 

Der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks muss seiner unter I. Grundsatzfragen dargestellten Funktion 
entsprechen. Dies bedeutet in inhaltlicher Hinsicht, dass er umfassend sein und eine flexible Fortentwicklung 
entsprechend den gesellschaftlichen Bedürfnissen ermöglichen muss. 

Was die technische Verbreitung der Inhalte angeht, so ist gegenwärtig die Beauftragung unterschieden nach Hör-
funk, Fernsehen und Telemedien. Dies deckt die gegenwärtigen Bedürfnisse ab. Im Bereich der Telemedien ist 
mit Hilfe des Drei-Stufen-Tests, auch wenn dieser mit erheblichem Aufwand verbunden ist (siehe dazu Fragen 14 
und 15) eine rechtssichere Weiterentwicklung des Angebots möglich, wie das Beispiel der Tagesschau-App be-
legt. Hier hat das OLG Köln die Wettbewerbsklage mehrerer Zeitungsverlage unter Verweis auf die Genehmi-
gungswirkung des Drei-Stufen-Tests abgewiesen. Unter Konvergenzgesichtspunkten stellt sich aber die Frage, 
ob eine getrennte Beauftragung nach Hörfunk, Fernsehen und Internet auch in Zukunft so aufrecht erhalten wer-
den kann, wenn die Generierung von Inhalten im Vordergrund steht und dann je nach Situation der am besten 
geeignete Ausspielweg dazu gesucht wird. Bei einer Änderung des gegenwärtigen Beauftragungssystems ist da-
rauf zu achten, dass es mit den Beihilfevorschriften des Europäischen Rechts in Einklang steht. 

 

14. Sollte das sog. Dreistufenmodell angepasst /ausgebaut werden? 

Das Dreistufentestverfahren war u.a. das Ergebnis der Umsetzung von Forderungen der EU-Kommission an die 
Landesgesetzgeber. U.a. wird dabei der Markteintritt von Telemedien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ge-
prüft. Ein Dreistufentestverfahren ist in der Regel sehr aufwändig. Die Dauer beträgt durchschnittlich neun Monate 
bis ein Jahr. Die Kosten sind abhängig von dem Umfang des Prüfungsaufwands. Bei der Überführung des Be-
stands nach Inkrafttreten des 12. RStV wurden z.B. von der ARD in 2009 rund 4,9 Mio. ú daf¿r aufgewendet. 
Dreistufentestverfahren müssen nach der derzeitigen Gesetzeslage für alle neuen oder veränderten nichtsen-
dungsbezogenen Telemedien-angebote durchgeführt werden. Dies hat in der Praxis schon zu hypertrophen Ver-
fahren geführt, d.h. die Kosten des Dreistufentests lagen höher als das Jahresbudget des zu prüfenden Angebots. 

Will man an dem Dreistufentestverfahren grundsätzlich festhalten, sollte geprüft werden, ob das Verfahren ver-
einfacht und beschleunigt werden und ggf. für kleinere Angebote entfallen kann. In der Praxis wirkt sich das Drei-
stufentestverfahren als Innovationsbremse aus. So müsste z.B. das Telemedienangebot eines trimedialen Ju-
gendangebots nach derzeitigem Recht ein langwieriges Dreistufentestverfahren durchlaufen. Deshalb sollte im 
Hinblick auf solche innovativen Projekte und vor dem Hintergrund der Konvergenz der Medien über eine medien-
übergreifende Regelung nachgedacht werden. 

 

15. Wie kann sichergestellt werden, dass öffentlich-rechtliche Inhalte länger online verfügbar sind (7-
Tage-Regelung) und welche Rahmenbedingungen müssten hier wie geändert werden? 

Der 12. RÄStV sieht de facto eine allgemeine Depublikationspflicht für alle Inhalte vor, die nicht die Bedingungen 
von §  11d Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 RStV erfüllen, also nicht zeit- und kulturgeschichtliche Inhalte in Archiven sind. 
Dies führt dazu, dass jedweder Inhalt in den Telemedienangeboten der ARD und auch in ihrer Bereitstellung auf 
Drittplattformen ein Depublikationsdatum hat. Dieses Depublikationsdatum leitet sich entweder aus einer direkten 
gesetzlichen Vorschrift ab (z.B. Begrenzung der Bereitstellung von Inhalten zu bestimmten Sportgroßereignissen 
maximal 24 Stunden) oder aus den Verweildauerkonzepten der Rundfunkanstalten, die verpflichtenden Charakter 
haben. Die Verweildauerfristen in den Verweildauerkonzepten reichen von sieben Tagen bis fünf Jahre. 

ARD, ZDF und DLR/DLF haben keine sendungsbezogenen Angebote, die einer allgemeinen Sieben-Tage-Frist 
unterliegen. Insofern hätte eine Abschaffung der gesetzlichen Sieben-Tage-Regelung keinerlei Auswirkungen auf 
die Verweildauer der Inhalte in den Telemedienangeboten der öffentlich-rechtlichen Sender. 

Im Ergebnis kann man festhalten: Starre Fristenregelungen sind nicht zeitgemäß und sollten entfallen. Die Ver-
fügbarkeit der Angebote und Inhalte sollte sich nach den Kriterien journalistisch-redaktionelle Veranlassung, 
Rechteverfügbarkeit und Wirtschaftlichkeit ausrichten. Insbesondere sollte erstens die gesetzliche Depublikati-
onspflicht für Sportgroßereignisse entfallen, da die Praxis des Rechteerwerbs dem nicht entspricht. Entweder sind 
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seitens der internationalen Rechtegeber die on-demand-Rechte im Paket enthalten oder nicht. Außer in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz sind derart starre Fristenregelungen zur Depublikation von Inhalten im Internet 
international nicht üblich. Zweitens sollte es möglich sein, auch angekaufte Spielfilme und Serien auf Abruf anzu-
bieten. Das entsprechende Verbot im 12. RStV sollte entfallen. 

Die Bereitstellung von TV-, Hörfunk- und Onlineinhalten auf möglichst vielen Verbreitungswegen und Endgeräten 
zur zeit- und ortssouveränen Nutzung hat in den vergangenen Jahren stark an Bedeutung gewonnen. Es ent-
spricht ohnehin der neuen Systematik des Rundfunkbeitrags, dass Inhalte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
jedermann soweit wie möglich zugänglich sind. 

 

16. Inwieweit besteht Handlungsbedarf, Absprachen zu technischen Standards im Rundfunk (z. B. DVB-
T) zu erleichtern? 

Der für die zukünftige terrestrische Verbreitung von Fernsehen vorgesehene Standard DVB-T2 existiert bereits. 
Ein erfolgreicher Umstieg von DVB-T auf DVB-T2 erfordert aber ein zwischen den Marktteilnehmern abgestimm-
tes Vorgehen bei der Umsetzung. Unabhängig von unterschiedlichen Geschäftsmodellen sollten Absprachen z.B. 
zum zeitlichen Ablauf und von allgemeinen - im Idealfall gemeinsamen - Kommunikationsmaßnahmen möglich 
sein. In diesem Sinne hat die Rundfunkkommission der Länder einen Prüfauftrag erteilt, zu untersuchen, inwiefern 
etwaige wettbewerbsrechtliche Konflikte gesetzgeberisch (beispielsweise durch die Formulierung einer Be-
reichsausnahme im GWB) gelöst werden können. 

 

17. Welche europäischen Kartellrechtsvorgaben sollten ggf. angepasst werden? Wie kann das Zusam-
menwirken der zuständigen Institutionen verbessert werden? 

- Siehe hierzu die Antwort auf Frage 10 ï 

 

18. Welche Voraussetzungen müssen geschaffen werden, um crossmediale Verflechtungen besser zu be-
rücksichtigen? 

Die ARD geht davon aus, dass trotz rapider Entwicklungen in Technik, Nutzerverhalten und Marktteilnehmern das 
Fernsehen zumindest auf absehbare Zeit das Leitmedium bleibt. Insofern waren wir bislang der Ansicht, dass die 
derzeitigen Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags zur Sicherung der Meinungsvielfalt grundsätzlich sachge-
recht sind. Insbesondere unterst¿tzte die ARD die Beibehaltung des unbestimmten Rechtsbegriffs der Ăvorherr-
schenden Meinungsmacht". Dieser bot bislang gemeinsam mit dem Vermutungsregeln des § 26 Abs. 2 RStV eine 
gute Möglichkeit auf Veränderungen der Medienmärkte zu reagieren. Angesichts der dynamischen Entwicklung 
im Rundfunkbereich ist die Auslegung eines unbestimmten Rechtsbegriffs (Ăvorherrschende Meinungsmacht") 
durch ein unabhängiges und fachlich ausgewiesenes Gremium grundsätzlich besser, als der gesetzgeberische 
Versuch, detaillierte Regelungen zu treffen. Gerade bei Tatbeständen, die Prognosen und Bewertungen voraus-
setzen, kann die Komplexität der Wirklichkeit durch abstrakte Regelungen des Gesetzgebers in der Regel nicht 
hinreichend abgebildet werden. 

Inwieweit das Revisionsurteil des Bundesverwaltungsgerichts im Fall Springer nun eine neue Einschätzung erfor-
derlich macht, kann noch nicht abschließend bewertet werden. Hier gilt es auch, die Ergebnisse der wissenschaft-
lichen Auseinandersetzung und die weitere praktische Anwendung und Handhabbarkeit der bestehenden Rege-
lungen zu beobachten. Für die ARD ist vor allem von Bedeutung, die KEK als maßgebliches Instrument medien-
rechtlicher Konzentrationskontrolle zu erhalten. 

 

19. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

Siehe hierzu die Antwort auf Frage 10 

 

III. Presse 

26. Sollten Medienvertreter/innen in ihrem Auskunftsanspruch gegenüber staatlichen Stellen gestärkt 
werden? Wenn ja, wie? 

Aktuell besteht das Problem, dass die Rechtslage in Bezug auf Auskunftsansprüche gegenüber Bundesbehörden 
unklar ist. Denn das BVerwG hatte am 20.02.2013 (Az. 6 A 2/12) entschieden, dass die entsprechenden Rege-
lungen aus den Pressegesetzen der Länder auf den BND als Bundesbehörde nicht anwendbar seien. Solange 
eine spezifische Regelung durch den Bundesgesetzgeber fehle, bleibe für Journalisten nur der Rückgriff auf Art. 
5 Abs. 1 Satz 2 GG als Rechtsgrundlage für presse-/ rundfunkspezifische Auskunftspflichten. Das BVerwG führt 
dann weiter aus, dass bis zu einer Regelung Ăder verfassungsunmittelbare Auskunftsanspruch auf das Niveau 
eines Minimalstandards zu begrenzen" sei. Angesichts dieses Urteils liegt der Vorstoß der SPD zur Regelung der 
Auskunftspflicht von Bundesbehörden gegenüber der Presse nahe und ist von den Medien daher auch grundsätz-
lich begrüßt worden. 

Das Urteil des BVerwG vom 20.02.2013 ist bereits unmittelbar nach seiner Verkündung scharf kritisiert worden. 
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So hat insbesondere im Dezember des Jahres 2013 das OVG NRW in seinem Urteil (Az. 5 A 413/11) eine ge-
genteilige Auffassung vertreten und einen Auskunftsanspruch der Presse, in diesem Fall gegen die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben, aus § 4 Pressegesetz NRW bejaht. In diesem Urteil wird ausgeführt, dass die Gesetzge-
bungskompetenz für Auskunftsansprüche der Presse ganz eindeutig bei den Ländern liege. 

Gegen das Urteil des BVerwG wurde im Übrigen Verfassungsbeschwerde eingereicht. Es bleibt daher zu hoffen, 
dass sich das BVerfG der Auffassung des OVG NRW anschließt. Anderenfalls wäre eine Regelung, die speziell 
auf die Auskunftspflichten von Bundesbehörden abzielt, in der Tat erforderlich. Es entstünden ansonsten zu große 
Unwägbarkeiten in Bezug auf Art und Umfang des Auskunftsanspruches. Weitere Auseinandersetzungen wären 
vorprogrammiert, was die Arbeit von Presse und Rundfunk, die aktuell berichten müssen, unzumutbar erschwerte. 

Wir sehen daher auch mit Sorge, dass die Unsicherheiten bis zu einer Entscheidung des BVerfG zunächst beste-
hen bleiben. Eine abgestimmte Verfahrensweise zur Lösung von ähnlichen Konstellationen in der Interimszeit 
wäre wünschenswert. 

 

27. Wo sehen Sie darüber hinausgehenden Änderungsbedarf im Presserecht, beispielsweise mit Blick auf 
neue journalistisch-redaktionelle Inhalte? Sind Änderungen hinsichtlich des Berufsgeheimnisschutzes 
und des Redaktionsgeheimnisses aufgrund der technologischen Entwicklungen und der Konvergenz nö-
tig? 

Was den Informantenschutz und den Schutz des Redaktionsgeheimnisses angeht, so kämpfen wir gemeinsam 
mit anderen Medien und Medienverbänden nach wie vor für deutliche Verbesserungen der rechtlichen Rahmen-
bedingungen journalistischer Arbeit. Wir verweisen u.a. auf eine der letzten gemeinsamen Stellungnahmen von 
ARD, BDZV, DJV, DJU in ver.di, Deutscher Presserat, VDZ, VPRT, ZDF vom 19.01.2011 zum Gesetzgebungs-
vorhaben um das Gesetz zu Stärkung der Pressefreiheit im Straf-und Prozessrecht. Wir fügen diese Stellung-
nahme dem Fragenkatalog als Anlage noch einmal bei. Wie Ihnen bekannt ist, waren im damaligen Gesetzge-
bungsverfahren u.a. durch die Fraktion der SPD, sowie auch der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der 
Linken sehr viel weitreichendere Gesetzesänderungsvorschläge eingebracht worden, die aber keinen Eingang in 
das Gesetz vom 25.06.2012 gefunden haben. Dies ist aus unserer Sicht nicht nur außerordentlich bedauerlich, 
sondern sorgt auch in der praktischen Arbeit weiterhin für untragbare Zustände. Gerade durch die neuen techni-
schen Möglichkeiten, die Nutzung von PCs und Smartphones wird es immer schwieriger, einen umfassenden 
Informantenschutz zu gewährleisten. Dieser wäre aber notwendig, um an brisante Informationen aus erster Hand 
zu gelangen. Aussteiger aus dem Bereich der organisierten Kriminalität oder aus Terrornetzwerken, die um ihr 
Leben fürchten, werden uns nur dann wichtige Informationen weitergeben, wenn Sie sicher sein können, dass 
ihre Anonymität gewahrt bleibt. Insbesondere durch heimliche Ermittlungsmaßnahmen können trotz eines gemäß 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 StPO bestehenden Zeugnisverweigerungsrechtes Informanten aufgespürt werden. Dies 
allerdings ist fatal für das Vertrauensverhältnis zwischen Journalist und Informant, das auf eine vertrauliche Kom-
munikation dringend angewiesen ist. Die wichtige Aufgabe des Journalismus, Missstände an die Öffentlichkeit zu 
bringen, ist massiv gefährdet, wenn Informanten befürchten müssen, dass ihre Hinweise nicht anonym bleiben, 
sondern z.B. durch Maßnahmen der Telekommunikationsüberwachung personalisiert werden können. 

Die Bedeutung von Redaktionsgeheimnis und Informantenschutz als Grundlage einer funktionierenden wahrheits-
getreuen Berichterstattung wird seit Jahren durch die Medien, Medienverbände und auch durch die Rechtspre-
chung immer wieder betont. Deshalb ist es für uns nur schwer verständlich, weshalb die Gesetzeslage sich nicht 
schon längst zu Gunsten dieser schützenswerten Rechtsgüter verändert hat. 

Besonders schwerwiegend greifen Telekommunikationsüberwachung, Durchsuchungen und Beschlagnahmen 
als Maßnahmen strafprozessualer Ermittlungen in die Tätigkeit der Journalisten ein. Wir erinnern daran, dass das 
BVerfG in der Cicero-Entscheidung vom 27.02.2007 treffend ausgef¿hrt hat, dass Ăeine Durchsuchung in Presse-
räumen wegen der damit verbundenen Störung der redaktionellen Arbeit und der Möglichkeit einer einschüch-
ternden Wirkung eine Beeinträchtigung der Pressefreiheit darstellt. Auch können potentielle Informanten durch 
die begründete Befürchtung, bei einer Durchsuchung könnte ihre Identität festgestellt werden, davon abgehalten 
werden, Informationen zu liefern, die sie nur im Vertrauen auf die Wahrung ihrer Anonymität herauszugeben bereit 
sind." 

Um auf die heutigen Arbeitsbedingungen von Journalisten, die Nutzung moderner Mittel der Telekommunikation 
und die Möglichkeiten mobiler Arbeitsplätze konkret einzugehen, hielten wir insbesondere folgende Anpassungen 
in der Rechtslage für erforderlich: 

§ 98 StPO 

Die Regelung, wonach der uneingeschränkte Richtervorbehalt für Beschlagnahmen nur dann greift, wenn die 
Beschlagnahme in den Räumlichkeiten eines Verlags, einer Rundfunkanstalt oder einer Druckerei stattfindet, ist 
angesichts der heutigen Arbeitsweise nicht mehr zeitgemäß. Die Technik ermöglicht es, dass Beiträge heutzutage 
von unterwegs oder auch im Homeoffice erstellt, geschnitten und per Videofiletransfer an die Rundfunkanstalten 
geschickt werden. Wir können insofern auf Ihren Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pressefreiheit, Druck-
sache 17/9144, verweisen. Um die Bedeutung der Beschlagnahme von Material in einer Rundfunkanstalt/einem 
Presseunternehmen zu betonen, hielten wir es außerdem für angemessen, das Erfordernis einer qualifizierten 
schriftlichen Begründung der Anordnung in § 98 StPO vorzusehen. 

§ 105 StPO 
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Es sollte zwar anerkannt sein, dass sich die Anordnung einer Durchsuchung nach dem Umfang der Beschlag-
nahme richtet. Wir hören allerdings in der Praxis nach wie vor von Fällen, in denen die Ermittlungsbehörden wegen 
Verstößen etwa gegen das Lebensmittel-oder Tierschutzrecht etc. Durchsuchungen anordnen. Es wäre daher 
über eine Klarstellung nachzudenken, dass selbstverständlich auch Durchsuchungen nur nach den strengen Vo-
raussetzungen der §§ 97, 98 StPO zulässig sind. 

§ 108 StPO 

Um das Zeugnisverweigerungsrecht der Journalisten nach § 53 Abs. I Satz 1 Nr. 5 StPO nicht auszuhöhlen, ist 
es aus unserer Sicht erforderlich, auch die Zulässigkeit der Verwertung von sogenannten Zufallsfunden bei Durch-
suchungen durch einen entsprechenden Verweis an die strengen Voraussetzungen des § 97 Abs. 5 StPO zu 
koppeln. 

§ 160a StPO 

Nicht nachvollziehbar ist es für uns, dass Journalisten, d.h. Zeugnisverweigerungsberechtigte nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 StPO nach wie vor nicht in gleichem Maße vor Ermittlungsmaßnahmen geschützt werden wie Geist-
liche, Verteidiger, Abgeordnete oder Anwälte. Auch hier können wir auf Ihren Gesetzentwurf, Drucksache 17/9144 
verweisen, in dem Sie vorschlagen, die Zeugnisverweigerungsberechtigten nach § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 in die 
Aufzählung des § 160a Abs. 1 Satz 1 mit aufzunehmen. Darüber hinaus hielten wir es für erforderlich, § 160a Abs. 
4 StPO dahingehend zu ergänzen, dass Maßnahmen gegen einen Zeugnisverweigerungsberechtigten wie auch 
bei Ä 97 Abs. 5 nur bei Vorliegen eines Ădringenden" Tatverdachtes zulªssig sind. 

Dem folgend sind zur Vereinheitlichung der Rechtslage auch entsprechende Anpassungen in § 20u BKA-Gesetz, 
§ 23 a Zollfahndungsdienstgesetz, §3b G10-Gesetz notwendig. Auch dazu finden sich in Ihrem Gesetzentwurf 
bereits entsprechende Vorschläge. 

§§ 353 b, 353 d StGB 

Was inhaltliche Gestaltungsfragen angeht, so halten wir nach wie vor die Normen § 353 b und § 353 d des StGB 
für dringend verbesserungsbedürftig. Es ist zwar zu begrüßen, dass in dem Gesetz zur Stärkung der Pressefrei-
heit im Straf- und Strafprozessrecht in Bezug auf § 353 b StGB ein Zug in die richtige Richtung gemacht wurde, 
die Beihilfehandlungen von Journalisten als nicht rechtswidrig einzuordnen. Gleichwohl bleibt die Frage, inwieweit 
die Teilnahmehandlungen Beihilfe und Anstiftung sinnvoll und vor allen Dingen zutreffend abgegrenzt werden 
können. Wir plädieren daher dafür, diese in der Praxis nicht zu leistende Differenzierung zwischen den Teilnah-
mehandlungen aufzuheben und auch die Anstiftung als nicht rechtswidrig einzuordnen. Es darf nicht vergessen 
werden, dass über den Vorwurf einer Tat nach § 353b StGB Durchsuchungen und Beschlagnahmen angeordnet 
werden, wie u.a. der Fall Cicero zeigt. Dann ist aber das Redaktionsgeheimnis bereits verletzt und der Informan-
tenschutz betroffen, auch wenn das Strafverfahren hinterher eingestellt wird. 

Auch stellen wir bereits seit langem die Forderung, § 353 d Nr. 3 StGB zu streichen, wonach bestraft wird, wer 
vorsätzlich den Wortlaut der Anklageschrift oder anderer amtlicher Schriftstücke eines Strafverfahrens, eines Buß-
geldverfahrens oder eines Disziplinarverfahrens ganz oder in wesentlichen Teilen öffentlich mitteilt, bevor eine 
Hauptverhandlung stattgefunden hat oder das Verfahren abgeschlossen ist. Der Schutzumfang dieser Regelung 
ist äußerst fraglich, behindert aber die Journalisten in der umfassenden und insbesondere wahrheitsgetreuen 
Information über laufende Gerichtsverfahren. 

Vorratsdatenspeicherung 

Auch wenn gerade erst die EU-Richtlinie zur Sicherung von Telefon-und Email-Verkehr durch Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofes vom 08.04.2014 gekippt wurde, so ist zu erwarten, dass schon bald über eine Neuregelung, 
und zwar auch in Deutschland, diskutiert wird. Wir hatten im Gesetzgebungsverfahren zur Neuregelung der Tele-
kommunikationsüberwachung und anderer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtli-
nie 2006/24/EG gemeinsam mit BDZV, DJV, Deutscher Presserat, VDZ, Ver.di, VPRT, ZDF in einer Stellung-
nahme vom 10.07.2007 sehr ausführlich auf die Gefahren der gesetzlich geplanten Maßnahmen insbesondere 
für den Informantenschutz, das Redaktionsgeheimnis und damit für die Pressefreiheit insgesamt hingewiesen. 
Daher hatten wir dringend für Ausnahmeregelungen zum Schutz der Pressefreiheit plädiert, die in das am 
31.12.2007 verkündete Gesetz allerdings nicht aufgenommen worden waren. Rein vorsorglich machen wir Sie mit 
Blick auf unsere Ausführungen zur Bedeutung von Informantenschutz und Schutz des Redaktionsgeheimnisses 
darauf aufmerksam, dass für uns im Falle neuer gesetzlicher Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung die Auf-
nahme eines Ausnahmetatbestandes in Bezug auf die Telefonverbindungsdaten von Journalisten unbedingt not-
wendig ist. 

 

IV. Telekommunikation / Frequenzen / Plattformen 

28. Welche Probleme ergeben sich aus einem eventuellen Spannungsverhältnis zwischen Telekommuni-
kationsgesetz (TKG) und den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. den einzelnen Landesme-
dien- und Rundfunkgesetzen? Wo sollten Anpassungen vorgenommen werden? 

Spannungsfelder zwischen Regelungen des TKG, des Rundfunkstaatsvertrages und den einzelnen Landesme-
dien- und Rundfunkgesetzen entstehen dort, wo der Bund in Ausübung seiner Kompetenz für die Telekomunika-
tion und die Länder aufgrund ihrer Kompetenz für den Rundfunk und vergleichbare Telemedien gleichermaßen 
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tätig werden. Dies kann zu Doppel-, Überregulierungen und ggf. langwierigen, ineffizienten Verfahren führen. 

Im Bereich der Frequenzordnung hat das BVerfG schon frühzeitig das Spannungsverhältnis zwischen TKG und 
Rundfunk beschrieben und der Telekommunikation eine dienende Funktion gegen über dem Rundfunk zugewie-
sen. Es hat damit grundsätzlich anerkannt, dass die Sicherung der Medienvielfalt und die Gewährleistung der 
Meinungsfreiheit durch Vorgänge der Telekommunikation signifikant beeinträchtigt werden können. In jüngsten 
Entscheidungen warnt das BVerfG vor den Gefahren der Medienkonvergenz und der neuen teilweise global ge-
prägten Marktverflechtungen, die den besonderen Schutz des Rundfunks aus seiner Sicht weiterhin rechtfertigen. 
So hat das BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 25.03.2014 betont, dass die Anforderungen an die gesetzliche 
Ausgestaltung der Rundfunkordnung zur Sicherung der Rundfunkfreiheit durch die Entwicklung der Kommunika-
tionstechnologie und der Medienmärkte gerade nicht überholt ist. 

Spannungsfelder zwischen TKG und rundfunkrechtlichen Regelungen sind z.B. bei den Plattformregelungen zum 
Zugang und zur Auffindbarkeit von Rundfunkinhalten und vergleichbarer Telemedien festzustellen. Im Bereich der 
Frequenzordnung ist auf die aktuell diskutierte Frage der Zuordnung des 700 MHz-Frequenzbereichs, der derzeit 
intensiv vom Rundfunk genutzt wird, an den Mobilfunk zu verweisen. Weiter ist das Verhältnis zwischen telekom-
munikationsrechtlicher Frequenzzuteilung und medienrechtlicher Frequenzzuordnung für die terrestrische Rund-
funkübertragung zu beachten. Entscheidungen der BNetzA bei der Zuteilung von Rundfunkfrequenzen dürfen die 
Bedarfsanmeldungen der Länder nicht konterkarieren. Auch beim Breitbandzugang können vielfaltsgefährdende 
Gatekeeper-Positionen entstehen, wenn Fragen der Netzneutralität nicht im Sinne der Anforderungen des Art. 5 
Abs. 1 GG gelöst werden. Wie zu den Fragen 34 ff. ausgeführt, sollte rundfunkrechtlich insbesondere das Thema 
Plattformregulierung gesetzgeberisch ausgestaltet werden. Dabei empfiehlt sich insbesondere die Klärung des 
Verhältnisses der Regelungen zur Rundfunkübertragung in den §§ 48 bis 50 TKG und Regelungen der techni-
schen Zugangsfreiheit nach §§ 52c, 52e Rundfunkstaatsvertrag. 

Entscheidungen der Länder in ihrem Kompetenzbereich zur Einführung von DVB-T2 sollten vom Bund akzeptiert 
und entsprechend umgesetzt werden. Der Bund sollte weitergehend prüfen, wie er die Länder bei der Einführung 
digitaler Übertragungsformen durch flankierende Regelungen in seinem Zuständigkeitsbereich unterstützen kann, 
wie dies beispielsweise beim sogenannten ĂDigitalradio-Förderungsgesetz" zunächst versucht wurde. Ein ent-
sprechendes Vorgehen wäre bei DVB-T2 wünschenswert, um den Einbau von Empfangsteilen für DVB-T/ DVB-
T2 in mobile Endgeräte zu befördern (s. Frage 42). 

 

29. Inwieweit wirken sich die unterschiedlichen Ressortzuständigkeiten auf Landes- und Bundesebene 
hinderlich auf die politischen Ziele aus? Wie könnten hier Verbesserungen oder eine übergreifende Koor-
dination erzielt werden? Wie kann der Informationsfluss besser gestaltet werden? 

Die Zuständigkeit der Länder für den Rundfunk abgeleitet aus Art. 30 GG umfasst die Verwirklichung und Ge-
währleistung des Rundfunkauftrags. Die Länder sind verpflichtet, auch präventiv die Voraussetzungen für die 
Sicherung der Vielfalt der bestehenden Meinungen im Rundfunk und Meinungsfreiheit im Sinne des Art. 5 Abs. 1 
GG zu schaffen. Der Leitgedanke der Medienregulierung ist die Gewährleistung von Rundfunkfreiheit in ihrer 
dienenden Funktion für die freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung. Die Bundeskompetenz für Tele-
kommunikation nach Art. 73 Nr. 7 GG umfasst die Regulierung der Rahmenbedingungen des sendetechnischen 
Vorgangs. Seit der Postreform und der damit einhergehenden Privatisierung des Telekommunikationssektors re-
gelt der Bund vor allem wirtschaftliche Zusammenhänge in diesem Bereich, während die Länderkompetenz un-
verändert an den vorgenannten übergeordneten, gesellschaftspolitischen Zielen ausgerichtet ist. Bund und Län-
der sind zur eigenverantwortlichen Wahrnehmung der jeweiligen Kompetenzen verpflichtet. 

Die unterschiedliche Ressortzuständigkeit auf Landes- und Bundesebene ist insofern verfassungsrechtlich vor-
gegeben und unterliegt nicht der Disposition der einzelnen Kompetenzträger oder den jeweiligen politischen Zie-
len. Bund und Länder müssen als Hüter der unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Ziele wechselseitig den 
Grundsatz der Bundestreue beachten. 

Vor diesem Hintergrund sind flexible Kooperationsformen denkbar, soweit dies zu keinem Über- oder Unterord-
nungsverhältnis der jeweiligen Bundes- oder Landesbehörde führt und die notwendigen Verbreitungsbedingungen 
des Rundfunks gewahrt bleiben. Im Rahmen des Vorgenannten könnten z.B. frühzeitig eingeleitete Anhörungen 
bzw. Benehmensherstellungen zwischen Bund und Ländern im Zuge transparenter, systematisierter Verfahren 
zu einer beschleunigten Entscheidungsfindung führen. Zustimmungserfordernisse des Bundesrates wie in § 53 
Abs. 1 Satz 2 TKG könnten voraussichtlich schnell gelöst werden, wenn die zuvor dargestellten Zielstellungen 
wechselseitig anerkannt und zum Ausgleich gebracht würden. Als Beispiel eines systematisierten Verfahrens 
kann § 51 TKG dienen, bei dem sich Bund und Länder auf ein einheitliches Konfliktbewältigungsverfahren geeinigt 
haben. 

Da viele Entscheidungen im Bereich der Telekommunikation mit Rückwirkung auf den Rundfunk auf europäischer 
oder internationaler Ebene getroffen werden, sollten sich Bund und Länder auch bei diesen Vorgängen vorher im 
Wege eines geordneten Verfahrens abstimmen. Ist dies nicht möglich, müssten die Länder aufgrund ihrer kom-
petenzrechtlichen Zuordnung auf eine eigene Vertretung in den sie betreffenden europäischen und internationalen 
Gremien drängen. 
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30. Welche Bedeutung für die Fortentwicklung neuer Geschäftsmodelle im Internet hat der weitere Breit-
bandausbau? An welcher Stelle sehen Sie diesbezüglich Änderungsbedarf bei der Regulierung oder den 
Förderkulissen? Welchen Anteil kann Frequenzpolitik zum politischen Ziel des flächendeckenden Breit-
bandausbaus auf 50 Mbit/s bis 2018 leisten? 

Die ARD nutzt das Breitbandnetz zur Übertragung vieler Inhalte zu ihren Zuschauerinnen/Zuschauern und Zuhö-
rerinnen/Zuhörern. Wir erwarten eine steigende Nutzung unserer Live-Sendungen und On-Demand-Abrufe. Des-
halb befürworten wir den weiteren Ausbau der Breitbandnetze. Auch bei unseren Plänen für eine hybride terrest-
rische Übertragung von Fernsehen (DVB-T2 und Internet) gehen wir von leistungsfähigen Breitbandnetzen aus. 

Die ARD befürchtet, dass der Beitrag einer Datenübertragung über Mobilfunknetze zur Erreichung des politischen 
Ziels des flächendeckenden Breitbandausbaus auf 50 Mbit/s überschätzt wird, wenn gleichzeitig ein wirtschaftli-
cher Betrieb dieser Mobilfunknetze als Planungsgrundlage gilt. Dies gilt besonders für Mobilfunknetze im UHF-
Bereich. 

 

31. Inwieweit muss die Frequenzpolitik besser zwischen Bund und Ländern koordiniert werden? Finden 
internationale Prozesse (z. B. Diskussionen um die World Radio Communications Conference) ausrei-
chend Beachtung? 

Beispiele für Frequenzkoordinierungsgremien zwischen Bund und Ländern: 

Die nationale Vorbereitung von internationalen ĂProzessen" im Bereich der Frequenzpolitik, wie zum Beispiel der 
World Radiocommunications Conference (WRC) wurde bisher federführend vom Bundeswirtschaftsministerium 
(BMWi) koordiniert und operativ von der zugeordneten Bundesnetzagentur (BNetzA) durchgeführt. 

Durch die neue große Koalition wurden die Zuständigkeiten der Bundesministerien angepasst, so dass mittler-
weile das Bundesverkehrsministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) für die Frequenzpolitik verant-
wortlich ist. Nach unserem Stand sind gegenwärtig die Strukturen und Verantwortlichkeiten innerhalb des BMVI 
und auch in Bezug zur BNetzA noch nicht restlos geklärt. 

Das Bundeswirtschaftsministerium organisierte in diesem Zusammenhang bisher die so-genannte ĂNationale 
Gruppe", die Ădas Forum f¿r alle interessierten Gruppen [ist], um zwischen zwei Weltfunkkonferenzen ¿ber die 
Entwicklungen der Frequenzzuweisungen und internationalen Frequenzregulierung zu diskutieren. Das Ziel im 
Hinblick auf die kommende Weltfunkkonferenz ist dabei, Beiträge zu den Einzelfragen einer Weltfunkkonferenz 
zu entwickeln". 

Die Nationale Gruppe steht jedem, also auch den Bundesländern, offen. Einige Bundesländer entsenden auch 
Vertreter aus den zuständigen Staatskanzleien zu den jeweiligen Sitzungen. 

Ein weiteres Beispiel für den Abgleich von Bund und Ländern in Frequenzfragen ist die so genannte Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung der Ătechnischen und ºkonomischen Rahmenbedingungen der Massenkommuni-
kation". Die Gruppe erarbeitet anlassbezogen und zeitlich befristet zukünftige Optionen für die Massenmedien 
mobiles Breitband und terrestrisches Fernsehen. Das Thema ist eng mit nationalen und internationalen Frequenz-
fragen verknüpft und aufgrund der Zuständigkeit der Länder für den Rundfunk ist deren Einbindung unerlässlich. 

Einschätzung der Koordinierung von internationalen Frequenzfragen zwischen Bund und Ländern aus 
Rundfunksicht: 

Aus Rundfunksicht ist es wünschenswert die Koordinierung der internationalen Frequenzpolitik zwischen Bund 
und Ländern zu verbessern. Die obigen Beispiele zeigen, dass die Frequenzpolitik stark vom Bund geprägt ist. 
Austauschforen (Bund-Länder AG) existieren zum Teil nur temporär. 

Die Länderpositionen sind bei Rundfunkfrequenzfragen vielfach nicht deckungsgleich mit den Positionen des Bun-
des. Letzterer fördert und fordert sehr nachdrücklich eine Umwidmung von bisher vom Rundfunk genutzten Funk-
frequenzen zugunsten des Mobilfunks. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk und soweit wir dies beurteilen können 
auch die Bundesländer unterstützen dabei die Ziele der Bundesregierung im Hinblick auf die ländliche Breitband-
versorgung vollumfänglich. Allerdings werden die Lasten und Auswirkungen einer Umwidmung für den Rundfunk 
unserer Ansicht nach nur unzureichend seitens des Bundes mit den zuständigen Landesbehörden diskutiert und 
berücksichtigt. 

Das jüngste Beispiel hierfür ist das Vorpreschen der BNetzA, mit dem Versuch eine Frequenzversteigerung des 
sogenannten 700 MHz-Bandes bereits in diesem oder spätestens im kommenden Jahr zugunsten des Mobilfunks 
durchzuführen. Dabei wird die koprimäre (also die zusätzliche) Zuweisung des 700-MHz-Bandes an den Mobilfunk 
erst Ende 2015 seitens der WRC-2015 erwartet. Dieses Frequenzband wird derzeit und noch für viele Jahre sehr 
intensiv vom terrestrischen Rundfunk für DVB-T, drahtlose Mikrofone und drahtlose Produktionsmittel (PMSE) 
eingesetzt und zudem für den Übergang auf den neuen, weit effizienteren Fernsehstandard DVB-T2 bis ein-
schließlich 2020 benötigt. 

Eine Abstimmung mit den Bundesländern, ob das Ergebnis einer Versteigerung an den Mobilfunk gegenwärtig 
international überhaupt umsetzbar wäre (beispielsweise räumt Dänemark das 700-MHz-Band nicht vor 2020 und 
Österreich hat Funklizenzen bis 2023 an den Rundfunk im 700-MHz-Band vergeben) und welche Folgen dies für 
den Rundfunk mit sich brächte, fand unserer Erkenntnis nach nur rudimentär statt. 
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Ein Hinweis auf Verbesserungsmöglichkeiten: 

Eine aktivere Einbindung der Länder in internationale Frequenzfragen durch den Bund ist dringend angeraten. 
Eine kurzfristige Möglichkeit könnte die kontinuierliche schriftliche Benehmensherstellung des Bundes mit den 
Ländern hinsichtlich aktueller Aktivitäten, Pläne, Ergebnisse und Beschlüsse im Zusammenhang mit der interna-
tionalen Gremienarbeit in Frequenzfragen sein. Zum anderen wªre ein Ărunder Tisch" zur Koordination der natio-
nalen wie internationalen Frequenzpolitik zwischen Bund und Ländern hilfreich, um einen nationalen Konsens der 
Politik in Frequenzfragen, wie z.B. für Behörden und Aufgaben der öffentlichen Sicherheit (einschl. Katastrophen-
schutz), für den Veranstaltungsfunk (drahtlose Mikrofone, etc.) und den Rundfunk im Interessensausgleich mit 
dem Mobilfunk, zu erzielen. 

 

32. Welche Bedeutung messen Sie der zukünftigen Nutzung von DVB-T/DVB-T2 im Verhältnis zu anderen 
TV-Übertragungswegen (Satellit, Kabel, IP-TV) zu? 

Der Erhalt der Terrestrik ist wesentlich für die universelle Verfügbarkeit und freie Empfang-barkeit der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkinhalte. Die terrestrische Fernsehverbreitung ist daher von langfristiger strategischer Bedeu-
tung: Sie ermöglicht die Teilhabe aller an den Programmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ohne Zusatzkos-
ten, sie verhindert eine vollständige strategische Abhängigkeit der Rundfunkveranstalter von anderen Verbrei-
tungs-wegen wie Satellit, Kabel und IP-TV. 

Ein weiteres Alleinstellungsmerkmal der Terrestrik ist der mobile und portable Empfang von linearen Fernsehin-
halten. Dem Nutzer wird durch die Zahlung des Rundfunkbeitrags weit-gehend flächendeckend der Zugang zu 
öffentlich-rechtlichen Programmangeboten ermöglicht. Die terrestrische Verbreitung schafft damit auch die Option 
zum Empfang mit Tablets und Smartphones. 

Sowohl die Bildqualität als auch Programmvielfalt und der Umfang der Zusatzdaten entsprechen mit DVB-T aller-
dings nicht mehr dem, was im Wettbewerb geboten ist und in der Terrestrik technisch möglich wäre. Die ARD hat 
daher beschlossen die Terrestrik im Zeitraum von 2017 bis 2020 auf DVB-T2 umzustellen. Ziel ist der Erhalt eines 
einfach zugänglichen und attraktiven, für die Nutzer kostengünstigen und diskriminierungsfreien sowie von Dritten 
unabhängigen Verbreitungsweges für Rundfunkinhalte. Der Zuschauer wird von einer größeren programmlichen 
Vielfalt und einer verbesserten technischen Qualität profitieren. 

 

33. Wie ist das Vorhaben der EU zum Vernetzten Kontinent (Digital Single Market-Verordnung) zu bewer-
ten? Inwieweit ist eine weitere Verlagerung der Kompetenzen auf die europäische Ebene sinnvoll? 

Aufgrund der unterschiedlichen Regelungsinhalte lässt sich keine generelle Einschätzung der Verordnung zur 
Vollendung des europäischen digitalen Binnenmarktes vornehmen. Von den Vorgaben, die sich vor allem auf 
Telekommunikationsanbieter beziehen, ist der Rundfunk nicht betroffen. Auch die Vorgaben zur weiteren Harmo-
nisierung von Frequenzen auf EU-Ebene nehmen die Rundfunkfrequenzen ausdrücklich aus. Dies erscheint sinn-
voll damit die Mitgliedstaaten nach wie vor die Möglichkeit haben auch im Rahmen der terrestrischen Verbreitung 
ihre mitgliedstaatlichen Vorstellungen zur Ausgestaltung einer Medienordnung umzusetzen. Insoweit ist eine wei-
tere Verlagerung der Kompetenzen auf die europäische Ebene weder erstrebenswert noch wünschenswert. Dies 
nicht zuletzt deshalb, weil die Haltung der Europäischen Kommission von einem reinen ökonomischen Verständ-
nis effizienter Frequenzallokation ausgeht. Kategorien technologischer Effizienz oder gar Berücksichtigung der 
Aspekte sozial oder kulturell effizienter Frequenznutzung werden als nachrangig angesehen. Insoweit muss die 
frequenzpolitische Prärogative bei den Mitgliedstaaten verbleiben. 

Eine koordinierende Rolle der Kommission kann daher allenfalls bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung der Ent-
scheidungskompetenz der Mitgliedstaaten bei einer möglichen Räumung des 700-MHz-Teilbandes in die niedri-
geren UHF-Bereiche gesehen werden, um die insoweit notwendige internationale Frequenzkoordinierung zu er-
leichtern. Im Bereich der Netzneutralität enthält der Verordnungsvorschlag auf der Grundlage der Fassung nach 
der 1. Lesung im Europäischen Parlament begrüßenswerte Ansätze zur Sicherung eines offenen Internet sowie 
zur Wahrung von Netzneutralität. Insbesondere wird darauf zu achten sein, dass diese Ansätze auch nach der 
Beratung im Rat erhalten bleiben. 

 

34. Welchen konkreten Änderungsbedarf gibt es mit Blick auf Plattformregulierung? 

Mit Blick auf die verfassungsrechtlichen Anforderungen an einen gesicherten Ordnungsrahmen des Rundfunks 
und um Fehlentwicklungen im Prozess freier, individueller und öffentlicher Meinungsbildung sollten die Bestim-
mungen der Plattformregulierung im RStV möglichst zeitnah geändert werden. Ausgehend von der bestehenden 
Plattformregulierung kann festgestellt werden, dass die Bestimmungen zur Vielfaltsicherung angesichts der Zu-
sammenführung von Rundfunk und Internettechnologien bei Geräten und Diensten eine Aktualisierung und An-
passung erfahren müssen, wollen sie ihre bisherige - auch präventive - Funktion weiterhin erfüllen. 

Angesichts des mittlerweile überwältigend großen Angebots sowohl von linearen Rundfunkprogrammen als auch 
von Abrufdiensten kommt der Auffindbarkeit von Inhalten auf den Benutzeroberflächen von Endgeräten und Inf-
rastrukturbetreibern für die Meinungsbildung zentrale Bedeutung zu. Möglich wäre eine Anknüpfung an den bis-
herigen Wortlaut des § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV und § 2 Abs. 2 der gemeinsamen Plattformsatzung der Medienan-
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stalten der Anwendungsbereich der Vorschrift könnte über den bisherigen Anwendungsbereich hinaus auch ge-
nerell Benutzeroberflächen erfassen, soweit diese auch den Empfang von Rundfunk oder vergleichbaren Tele-
medien sicherstellen. Erfasst wären damit klassische elektronische Programmführer und ggf. mit abgestuften An-
forderungen auch Portale in TV-Geräten. 

Des Weiteren sollten auch In Zukunft der chancengleiche Zugang und die Auffindbarkeit insbesondere von Public 
Value-Angeboten gesichert werden. Die freie Auswahl des Zuschauers muss ebenso gewährleistet sein wie um-
gekehrt der ungehinderte Zugang der Programmanbieter zu den Benutzeroberflächen. Angebote, die in beson-
derem Maße Meinungsvielfalt und Pluralismus fördern, könnten durch eine präferierte Platzierung regulatorisch 
abgesichert werden. 

Für Angebote auf Abruf bzw. Portale sollte ein Diskriminierungsverbot bezogen auf die Auffindbarkeit aller verfüg-
baren Rundfunk- und vergleichbaren Telemedienangebote gelten. Neben voreingestellten Angeboten muss die 
Belegung oder Umsortierung mit anderen Angeboten möglich sein. Eigene Angebote des Portalbetreibers müssen 
transparent gemacht werden. Die Beeinflussung der Auffindbarkeit und die Bevorzugung eigener Angebote des 
Portalbetreibers sind auszuschließen. 

Für lineare Programme, die in EPGs gelistet sind, muss darüber hinaus entsprechend der heutigen Regulierung 
die Sortierung an den Kriterien der Chancengleichheit und Diskriminierungsfreiheit ausgerichtet werden (z.B. 
Mehrlistenprinzip, Genre-Bildung). Für den Fall von Listenänderung sind ausreichende Transparenz und Verfah-
rensmechanismen vorzusehen. 

Auf eine Regelung der technischen Zugangsfreiheit (§ 52 c RStV) kann nicht verzichtet werden, da entsprechend 
der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung im RStV die vielfaltssichernden, rundfunkrechtlichen Aspekte und 
im TKG die technischen Aspekte behandelt werden. Insbesondere sollten einheitliche europäische Standards, 
wie z.B. HbbTV, in den Geräten und Netzen implementiert und abgebildet werden. 

Schließlich muss die Signal- und Inhalte-Integrität der Programme ausreichend durch die Plattformregulierung 
geschützt sein. Betreibern von Hybridportalen bzw. Dritten darf es nicht gestattet sein, Anwendung über die audi-
ovisuellen Inhalte der Fernsehveranstalter zu legen bzw. mit diesen zu verbinden. Eine Anpassung des rundfunk-
staatsvertraglichen Veränderungs- und Vermarktungsverbots in § 52a Abs. 2 RStV scheint notwendig. Überblen-
dungen von Angeboten der Programmveranstalter sollten nur möglich sein, wenn diese vom Programmveranstal-
ter autorisiert und durch den Zuschauer injiziert worden sind. Social Media Anwendungen und Anwendungen der 
Individualkommunikation des Nutzers, die sich über Programminhalte legen, sind davon selbstverständlich aus-
genommen. 

Im Ergebnis sollte die Fortentwicklung der Plattformregulierung vor allem die Sicherung des Zugangs, die Auffind-
barkeit und die Signalintegrität der Angebote von Rundfunkveranstaltern auf Benutzeroberflächen von Endgeräten 
und Infrastrukturbetreibern gewährleisten. 

 

35. Wer sollte Adressat der Plattformregulierung sein? Ist der bestehende Adressatenkreis ausreichend 
und klar definiert? Sollten weitere Adressaten der Plattformregulierung unterfallen, z. B. Endgeräteher-
steller? 

Wie bereits in der Antwort zur Frage 34 ausgeführt, sollten neben dem netzbezogenen Plattformbegriff auch die 
Regulierung der Benutzeroberflächen von Endgeräten angestrebt werden. Für die Nutzungssituation der Zu-
schauer/Zuschauerinnen ist entscheidend, ob und in welcher Form Programmveranstalter Zugang zu Plattformen- 
bzw. Benutzeroberflächen von Endgeräten erhalten. 

 

36. Müssen must-carry-Regelungen angepasst werden? Wie kann die Neutralität der Plattformanbietersi-
chergestellt werden? Ist der bestehende Regulierungsrahmen hinsichtlich der Zugangsansprüche ausrei-
chend? 

Die aktuelle Entwicklung im Markt belegt nachdrücklich, dass Must Carry-Regeln gerade in der digitalen Rund-
funkwelt notwendig und berechtigt sind. Must Carry-Regeln dienen der Sicherung des Zugangs der Rundfunkteil-
nehmer zu den Programmen, die sie aus Beiträgen finanziert haben und die für sie die Grundversorgung sichern. 
ĂGatekeeper", die zwischen Programmveranstaltern und Nutzern stehen, sollen diesen Zugang nicht einschrän-
ken können. 

Solche ĂGatekeeper" existieren auch in der digitalen Rundfunkwelt. Soweit zusªtzliche Kapazitªten durch die Di-
gitalisierung erschlossen wurden, werden diese durch eine verstärkte Nutzung wieder verknappt (Rebound-Effekt, 
verursacht u.a. durch HD/uHD-Programme und die Umwidmung der Kapazität für z.B. den Internetzugang). Zu-
sªtzlich profitieren die Plattformbetreiber von Netzwerkeffekten und Marktmacht. Auch jenseits einer ĂKnappheit" 
in den Übertragungskapazitäten kann es vorkommen, dass ein Plattformbetreiberseine marktmächtige Gatekee-
per-Position ausnutzt, um Programmveranstalter zur Zahlung von Einspeiseentgelten zu zwingen; er wird dann 
bestimmte Programme entgegen der Wünsche seiner Kunden nicht verbreiten. Dies ist in der Vergangenheit be-
reits vorgekommen (siehe dazu auch Frage 39). Die Must Carry-Regeln sollten auch weiterhin verhindern, dass 
sich solche Auseinandersetzungen auf die Grundversorgung der Rundfunkteilnehmer auswirken. 

Darüber hinaus besteht auch Aktualisierungsbedarf: Die Studie ĂWie smart ist die Konvergenz? Markt und Nut-
zung Connected TV" der Medienanstalten (Jan. 2014) verdeutlicht, dass Nutzer eher eine AII-in-one-Gerätelösung 
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bevorzugen und lediglich solche mit einem sehr ausgeprägten Interesse an speziellen Inhalten, wie bspw. ĂSeri-
enjunkies", bereit sind, auf mehrere VoD-Dienste zurückzugreifen, um Zugang zu diesen Inhalten zu finden. We-
niger spezifisch interessierte Nutzer wählen hingegen nur einen Dienst - zumeist den, der auf der Benutzerober-
fläche ihres Geräts prominent platziert ist. 

Die bisherigen must-carry-Regelungen in § 52b RStV sollten deshalb um Regelungen erweitert werden, die für 
die Darstellung auf Benutzeroberflächen vorsehen, dass die nach dem RStV beauftragten oder nach den Landes-
mediengesetzen zugelassenen Rundfunkprogramme oder vergleichbaren14Telemedienangebote vorrangig an-
geboten werden, soweit sie in besonderem Maße Meinungsvielfalt und Pluralismus fördern. Bei der Listung line-
arer Programme in elektronischen Nutzerführungssystemen sollte die Sortierung den Grundsätzen der Chancen-
gleichheit und Diskriminierungsfreiheit wie dem Mehrlistenprinzip der Genre-Abbildung und Favoritenlisten ent-
sprechen. 

Bei Angeboten bei Abruf aus Portalen müssten alle vergleichbaren Telemedienangebote zumindest diskriminie-
rungsfrei auffindbar sein. Neben voreingestellten Angeboten müsste die Belegung oder Umsortierung mit anderen 
Angeboten möglich sein. Eigene Angebote des Plattformanbieters müssten transparent gemacht werden. Die 
Beeinflussung der Auffindbarkeit und der Bevorzugung eigener Angebote des Plattformanbieters sollte ausge-
schlossen werden. 

 

37. Muss die Regulierung von Smart-TVs oder anderen Endgeräten klarer ausgestaltet werden? Wenn ja, 
wie sollte dies erfolgen? 

Die Regulierung von Smart-TVs oder anderen Endgeräten könnte zum einen durch eine Erweiterung des Platt-
formbegriffs in § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV erfolgen. Neben dem bisher allein netzbezogen definierten Plattformanbieter 
könnten auch Anbieter von Endgeräten/Benutzeroberflächen erfasst werden. In der Folge müssten die einzelnen 
Bestimmungen der Plattformregulierung im RStV angepasst werden, um auch das Angebot von Benutzeroberflä-
chen zu erfassen. 

 

38. Inwiefern besteht Regelungsbedarf bei Suchmaschinenneutralität und wie könnte diese sichergestellt 
werden? 

Die Rolle von Such-, Empfehlungs- und Filtermechanismen ist aufgrund der exponentiell steigenden Anzahl von 
Inhalten und Nutzern, gerade auch im audiovisuellen Bereich, von zunehmender Bedeutung hinsichtlich der Si-
cherstellung bestimmter Anliegen im öffentlichen Interesse. Diese Mechanismen, basierend auf Algorithmen, Fil-
ter- oder sonstigen Auswahlmechanismen, sind oft nur scheinbar neutral. Tatsächlich stehen hinter ihnen in aller 
Regel spezifische Geschäftsmodelle, die für Auswahlmöglichkeiten des Nutzers entscheidend sind und damit 
Einfluss auf die Abfolge und das Ranking eines Angebots, die Auffindbarkeit von Angeboten etc. haben. Diese 
Mechanismen erfüllen mithin Gatekeeping-Funktionen. Diese können medienrechtlich etwa hinsichtlich des Ziels 
von Pluralismus- und Vielfaltssicherung relevant sein. Ist ihre gesellschaftliche Bedeutung hinlänglich groß, sollen 
sie angemessener Vorab-Regulierung unterstellt werden. Dies gilt sowohl für Suchmaschinen im Internet, für In-
ternetdienste, die spezifisch audiovisuelle Inhalte anbieten, aber auch beispielsweise für Anbieter sozialer Netz-
werke, die ihre Suchmöglichkeiten (auch für Medieninhalte) immer weiter ausbauen. Darüber hinaus müssen 
Such-, Empfehlungs- und Filterfunktionen sowie die Festlegung von Auswahlmöglichkeiten durch Hersteller von 
Hardware, die gegebenenfalls mit spezifischer Software verbunden ist (beispielsweise Connected TV-Geräte, 
Tablets und Smartphones), und durch weitere Plattformanbieter in den Blick genommen werden. 

Daneben sollte die Rolle Ăklassischer" EPGs, aber auch Empfehlungssysteme nicht vernachlªssigt werden. Inso-
fern ist die Frage der Notwendigkeit eines Eingreifens auf europäischer Ebene im Bereich der Auswahl-, Empfeh-
lungs- und Suchmöglichkeiten im Bereich der audiovisuellen Medien eng mit der Frage eines möglicherweise 
künftig angepassten Anwendungsbereichs der AVMD-Richtlinie verbunden. Sobald solche Mechanismen die Re-
gulierungsziele der Richtlinie beeinflussen, sollte ein Einbezug in den (medienspezifischen) Regulierungsrahmen 
geprüft werden. Hierbei sollten insbesondere Fragen von Zugang, Auffindbarkeit und Transparenz geklärt werden. 

 

39. Welcher politische Handlungsbedarf besteht bei Kabeleinspeiseentgelten? 

Zwischen den Rundfunkanstalten der ARD und den beiden großen Kabelnetzbetreibern Kabel Deutschland und 
Unitymedia Kabel BW besteht seit längerem Streit über die Frage, ob die Rundfunkanstalten noch Einspeiseent-
gelte zu zahlen haben. Die ARD-Landesrundfunkanstalten hatten bis Ende 2012 noch Einspeiseverträge mit die-
sen zwei Netzbetreibern, haben sie jedoch gekündigt. Alle anderen (mehr als 300) Kabelnetzbetreiber im deut-
schen Markt, aber auch die IPTV-, Mobile TV- und Internet-Streaming-Plattformbetreiber von den Landesrund-
funkanstalten noch nie Einspeiseentgelte erhalten. 

Die Landesrundfunkanstalten zahlen seit Ende 2012 generell keine Einspeiseentgelte an Plattformbetreiber mehr, 
die sich bereits über Zahlungen der Endkunden finanzieren. Die Landesrundfunkanstalten haben ihre Entschei-
dung dazu ausführlich begründet; sie entspricht den Marktentwicklungen und stellt Chancengleichheit zwischen 
den Kabelnetzbetreibern her. Sie entspricht außerdem dem gesetzlichen Auftrag der Landesrundfunkanstalten 
zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Wir verweisen für die näheren Einzelheiten auf die beigefügte Informati-
onsvorlage an den MDR-Rundfunkrat. 
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Die betroffenen Kabelnetzbetreiber haben die Kündigung mit rechtlichen Mitteln angegriffen, allerdings erfolglos: 
Allein betreffend die ARD 7 einzelne Gerichte die Kündigung für rechtmäßig erachtet. Kein einziges Gericht hat 
einen Zahlungsanspruch von Kabel Deutschland oder Unitymedia Kabel BW bejaht. Vertreter der Kabelnetzbe-
treiber fordern nun, die Rundfunkanstalten zur Zahlung von Einspeiseentgelten gesetzlich zu verpflichten oder die 
Must Carry-Pflichten an die Zahlung von Einspeiseentgelten zu koppeln. Hierzu ist zunächst zu bemerken, dass 
eine solche Zahlungspflicht unmittelbar die Beitragszahler und damit die Allgemeinheit treffen würde. Aus einer 
öffentlichen Abgabe würden die Einnahmen von Privatunternehmen vermehrtobwohl diese bereits profitabel wirt-
schaften und für die Programmverbreitung, wie die Praxis zeigt, keine zusätzlichen Anreize brauchen. Für eine 
solche Zahlungspflicht gibt es auch anderweitig keinen rechtfertigenden Grund: 

¶ Kein Kabelnetzbetreiber ist auf die Zahlung von Einspeiseentgelten angewiesen. Ganz im Gegenteil sind die 
öffentlich-rechtlichen Programme für alle Plattformbetreiber ein wertvolles Vorprodukt (siehe ergänzend das 
beigefügte Gutachten von Prof. Gerpott). Plattformbetreiber greifen die aus den Rundfunkbeiträgen der All-
gemeinheit finanzierten Programme weitgehend kostenlos ab und vermarkten sie als Teil eigener Produkte 
an Endkunden. Die Plattformbetreiber wirtschaften auf diese Weise profitabel. 

¶ Durch eine Festlegung von Einspeiseentgelten würde die Marktsituation in ihr Gegenteil verkehrt. Die Zahlung 
von Einspeiseentgelten ist sowohl in Deutschland als auch in Europa eine eindeutige Ausnahme. Als einzigen 
beiden Marktteilnehmern war es Kabel Deutschland und Unitymedia Kabel BW dank ihrer Marktmacht bisher 
noch gelungen, in größerem Maßstab die Zahlung von Einspeiseentgelten durchzusetzen. Die mehr als klei-
neren 300 Kabelnetzbetreiber in Deutschland, aber auch IPTV-Anbieter, Mobile TV-Anbieter und Streaming-
Plattformen wie Zattoo haben von der ARD noch nie Einspeiseentgelte erhalten, verbreiten aber gleichwohl 
deren Programme. Dies entspricht auch den Marktentwicklungen im europäischen Ausland, wie die beige-
fügte Umfrage der EBU belegt: Deutschland war das letzte Land, in dem öffentliche Rundfunkanstalten an 
Kabelnetzbetreiber noch Einspeiseentgelte gezahlt haben. Die gesetzliche Festlegung von Einspeiseentgel-
ten hätte vor diesem Hintergrund den Charakter einer Subvention. 

¶ Die Kosten für die Allgemeinheit würden sich deutlich erhöhen. Denn bisher haben die Landesrundfunkan-
stalten der ARD nur an zwei große Kabelnetzbetreiber Einspeiseentgelte gezahlt. Würde aber eine Vergü-
tungspflicht gesetzlich festgelegt, beträfe dies aber auch die mehr als 300 kleineren Kabelnetzbetreiber, 
IPTV-Anbieter wie die Deutsche Telekom, Mobile TV-Anbieter und die Anbieter von Streamingplattformen 
wie Zattoo, die bisher keine Entgelte erhalten haben. All diese Unternehmen könnten ihre Verbreitungskosten 
dann indirekt aus Rundfunkbeiträgen finanzieren. 

¶ Eine gesetzliche Festlegung von Einspeiseentgelten wäre rechtlich zweifelhaft. Zum einen führen die oben 
genannten Gründe zu verfassungsrechtlichen Bedenken, da für eine gesetzliche Festlegung einer Zahlungs-
pflicht kein legitimer Zweck besteht. Zum anderen wären bei einer gesetzlichen Festlegung einer Zahlungs-
pflicht auch die Vorgaben des Art. 31 Abs. 2 Universaldienstrichtlinie zu beachten. Demnach muss eine ge-
setzliche Festlegung einer Zahlungspflicht Ăangemessen" sein bzw. nach dem ĂGrundsatz der Verhªltnismª-
ßigkeit" erfolgen. Eine gesetzliche Festlegung einer Zahlungspflicht für Einspeiseentgelte, die der Sache nach 
allenfalls den Zweck haben kann, wettbewerbswidrig bestimmte Kabelnetzbetreiber zu subventionieren, wäre 
jedoch weder angemessen noch verhältnismäßig. 

Im Ergebnis besteht daher kein legitimer Anlass, eine Zahlungspflicht einzuführen. Wünschenswert wäre aus Sicht 
der ARD aber eine Klarstellung, dass Must Carry-Pflichten auch dann zu erfüllen sind, wenn keine Einspeiseent-
gelte gezahlt werden. Auch wenn sich aus Historie, Systematik und europa- und verfassungsrechtlicher Einfas-
sung von § 52b RStV eigentlich klar ergibt, dass die dort festgelegten Must Carry-Pflichten echte Einspeisepflich-
ten sind, behaupten einige Kabelnetzbetreiber, die Must Carry-Regeln gälten nur unter der Bedingung, dass ein 
Programmveranstalter sich die Einspeisung zuvor auch gegen Entgelt Ăerkauft" hat. Die Must Carry-Regeln gälten 
nach dieser Lesart nur parallel zu gleichlautenden Vertragspflichten, wären m.a.W. also überflüssig. Eine gesetz-
liche Klarstellung, dass Must Carry-Pflichten gerade dann gelten, wenn ein Plattformbetreiber nicht freiwillig zur 
Einspeisung bereit ist, wäre wünschenswert. 

Änderungsbedarf besteht auch im Wortlaut der §§ 52d und B2f RStV, soweit dies die Überwachung der Entgelt-
festsetzung von Plattformbetreibern durch die Landesmedienanstalten betrifft. Nach Ansicht der ARD besteht hier 
ein Durchsetzungsdefizit, das vor allem zu Lasten der kleineren Programmveranstalter geht. Die Gesetzgeber 
könnten den Wortlaut der Norm an dieser Stelle schärfen und die Landesmedienanstalten noch deutlicher beauf-
tragen, als dies ohnehin schon der Fall ist." 

 

42. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

In der Antwort auf Frage 30 haben wir einen aus unserer Sicht noch nicht ausreichend beachteten Problembereich 
angesprochen: Wir befürchten, dass die Datenübertragung über Mobilfunknetze zur Erreichung des politischen 
Ziels des flächendeckenden Breitbandausbaus auf 50 Mbit/s in der Realität -wenn auch wirtschaftliche Aspekte 
berücksichtigt werden müssen - nur sehr begrenzt hilfreich sein wird. Verbindliche Zusagen der Mobilfunkunter-
nehmen zur tatsächlichen signifikanten Nutzung von Frequenzen im 700 MHz-Band - auch im intendierten ländli-
chen Bereich - sollten Voraussetzung für eine neue Zuordnung dieser Frequenzen sein. 

Ein Problem bei der Einführung zukunftsweisender neuer Techniken am Markt ist z.B. bei DAB+ und DVB-T/T2, 
dass die Industrie diese Techniken in vielen neuen Empfangsgeräten nicht ausreichend berücksichtigt. Bei DAB 
gibt es die Eurochip-Initiative, welche dafür eintritt, dass die Hersteller von Radiogeräten künftig dazu verpflichtet 
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werden, neben dem analogen UKW-Band auch den Empfang von Digitalradio (DAB, DAB+, optional DRM/DRM+) 
sowie Internetradio via WLAN zu ermöglichen. Angestrebt wird dafür der "Eurochip". Eine Verpflichtung zum Ein-
bau von Empfangsteilen für DVB-T/T2 in Smartphones und Tablets hätte nicht nur für die Nutzer dieser Geräte 
einen großen Vorteil, sondern könnte auch die Belastung der Mobilfunknetze durch Live-Fernsehen deutlich re-
duzieren. Regulative Eingriffe wären hier im Interesse der Allgemeinheit. 

 

V. Internetspezifische Regelungen 

49. Saarland sowie Rheinland-Pfalz haben allgemeine Landesmediengesetze eingeführt, die unverkör-
perte und gedruckte Medien (zumindest teilweise) gleich behandeln. Gibt es hierzu bereits Erfahrungs-
werte in der Praxis? 

Zur Historie: Seit Februar 2002 gilt im Saarland das Saarländische Mediengesetz. Es statuiert einen Regelungs-
rahmen für den öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk, für die Presse und für das Internet. Das Saarland 
war damit das erste Bundesland, das die gesetzlichen Vorgaben für alle Medien gebündelt hat. 

Einen Regelungsrahmen für unterschiedliche Medien in einem Gesetzeswerk vorzugeben, ist eine gesetzgeberi-
sche Herausforderung, insbesondere in gesetzgebungstechnischer Hinsicht, will man das Ziel erreichen, medien-
adäquate und gleichzeitig anwenderfreundliche Regelungen zu schaffen. Dabei ist zu beachten, dass angesichts 
des Erfordernisses unterschiedlicher Regelungsdichten je nach Art des Mediums trotz der Zusammenfassung 
verschiedener Regelungsmaterien Differenzierungen erhalten bleiben. 

Dies kann am Beispiel des Gegendarstellungsrechts (§ 10 SMG) aufgezeigt werden: 

Hier müssen die Unterschiede zwischen Presse und Rundfunk auch Auswirkungen auf die gesetzliche Ausgestal-
tung der Voraussetzungen des Gegendarstellungsanspruchs haben. 

So wurde im Gesetzentwurf des Saarländischen Mediengesetzes die bis dahin für den Anspruchsberechtigten 
geltende Ausschlussfrist zur Geltendmachung eines Gegendarstellungsverlangens aus dem Presserecht auf die 
übrigen Medien ausgedehnt. Im Saarländischen Pressegesetz und im Landesrundfunkgesetz waren unterschied-
liche Ausschlussfristen festgelegt (für die Presse eine kürzere als für den Rundfunk). Die gegenüber der Presse 
kürzere Ausschlussfrist wird der Eigenart des Mediums Rundfunks gerecht. Hörfunk und Fernsehen werden an-
ders rezipiert als Presseprodukte. Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens ist diese Unterscheidung nach Anhö-
rung des SR wieder in die gesetzliche Bestimmung des Gegendarstellungsanspruchs aufgenommen worden. 

Dieses Beispiel zeigt, dass im Einzelnen sorgfältig geprüft werden muss, welche Materien sich für einen einheit-
lichen Rechtsrahmen tatsächlich eignen. 

Im Gegensatz zum Saarländischen Mediengesetz, in dem auch der SR geregelt ist, erfasst das rheinlandpfälzi-
sche Landesmediengesetz neben der Presse nur die Veranstaltung privaten Rundfunks und privater Telemedien. 
Gemäß § 1 Abs. 3 LMG RP gelten für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, also den SWR und das ZDF, die 
entsprechenden Staatsverträge (ausgenommen einige Vorschriften zur Zuteilung von Übertragungskapazitäten 
und zur Einspeise-Rangfolge von Programmen in Kabelnetzen, die unberührt bleiben). 

Seitens des öffentlich-rechtlichen Rundfunks liegen in Bezug auf die parallele Regulierung von Presse und pri-
vatem Rundfunk keine Erfahrungswerte vor. 

50. Halten Sie eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralität für sinnvoll und wenn ja, 
wie konkret sollte diese ausgestaltet werden? 

Grundsätzlich befürwortet die ARD eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralität. In diesem 
Sinne hat sie sich auch im Rahmen gemeinsamer Stellungnahmen mit dem ZDF zum seinerzeitigen Entwurf einer 
Netzneutralitätsverordnung nach §41 a Abs. 1 TKG geäußert. Im Rahmen dieser Stellungnahme wurden sowohl 
die gesetzliche Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung als auch die konkret vorgelegten Entwurfsfas-
sungen nicht als hinreichend erachtet um Netzneutralität sicherzustellen. 

Eine Regelung auf nationaler Ebene kann und darf aber nicht die ebenfalls zurzeit laufenden gesetzgeberischen 
Aktivitäten auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene außer Acht lassen, weil die Kommission als Regelungsinstrument 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rats über Maßnahmen des europäischen Binnenmarkts 
der elektronischen Kommunikation und zur Verwirklichung des vernetzten Kontinents gewählt hat, die unmittel-
bare Rechtswirkungen in den Mitgliedstaaten entfaltet. Im Rahmen der Entschließung des Europäischen Parla-
ments zu dieser Verordnung ist nunmehr auch in Art. 2 Nr. 12 a (neu) eine Legaldefinition von Netzneutralität 
aufgenommen worden. Danach bezeichnet Netzneutralität den Grundsatz, nach dem der gesamte Internetverkehr 
ohne Diskriminierung, Einschränkung oder Beeinträchtigung unabhängig vom Absender, Empfänger, Art, Inhalt, 
Gerät, Dienst oder Anwendung gleich behandelt wird. Die ARD-Landesrundfunkanstalten halten eine gemein-
schaftsrechtliche Festlegung des Begriffs der Netzneutralität für notwendig und sinnvoll. Danach ist Netzneutralität 
die Freiheit bzw. das Recht des Anbieters sowie Nutzers im Internet, beliebige legale Dienste und Applikationen 
mithilfe jedes beliebigen Endgerätes zu empfangen und zu verbreiten (End-zu-End-Konnektivität). Netzneutralität 
beschreibt insoweit die ĂNeutralitªt" des Internet bei der Bereitstellung/¦bertragung von Diensten/Inhalten und 
den damit einhergehenden Datenverkehrsmanagement mit Blick auf Anbieter und Angebote (Gleichbehandlung 
aller Datenpakete; Diskriminierungsfreiheit). Grundsätzlich sollte daher im Internet die Übertragungsmethode 
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nach dem Best-Effort-Prinzip gelten. Das heißt zunächst einmal, dass alle Dienste und Inhalte beim Traffic-Ma-
nagement gleich behandelt werden und von diesem Prinzip nur in dem Maße abgewichen wird, wie dies zur 
Sicherstellung der Funktionstüchtigkeit des Internet oder zur Sicherstellung bestimmter rechtlicher Normen (etwa 
bei illegalen Inhalten oder illegaler Nutzung bestimmter Dienste) notwendig ist. Jedoch wird das Best-Effort-Inter-
net durch das verstªrkte Aufkommen von Ămanaged Services" bzw. Ăspecialised Services" in Frage gestellt. Dabei 
sind als Ămanaged" bzw. Ăspecialised Services" alle Dienste in geschlossenen Netzwerken und damit unter der 
Zugangskontrolle des jeweiligen Anbieters zu verstehen (z. B. IPTV). Diese werden zwar aus Nutzersicht außer-
halb des offenen und neutralen Internet angeboten, finden technisch gesehen aber über dieselbe Infrastruktur 
bzw. dieselben Leitungen statt und beeinflussen damit die zur Verfügung stehende Bandbreite im offenen Internet. 
Denn Ămanaged Services" bzw. Ăspecialised Services" funktionieren aufgrund fest zugesicherter Dienstqualität 
mittels einer Datenpriorisierung bei gleichzeitiger Benachteiligung oder gar Diskriminierung anderer Dienste. 
Dadurch besteht die Gefahr, dass der Bereich des offenen Internet nicht mehr hinreichende Übertragungsqualität 
liefert. Das Problem wird besonders dort virulent, wo Netzbetreiber zugleich Dienst- bzw. Inhalteanbieter gegebe-
nenfalls ihre eigenen Inhalte auf ihre Infrastrukturen bevorzugen (vertikale Integration). Netzneutralität ist daher 
nicht nur als technische Kategorie des Netzwerk- bzw. Trafficmanagement zu verstehen, sondern auch als Vo-
raussetzung für Informations- und Meinungsfreiheit sowie mediale Vielfalt- und Pluralismussicherung. Dies gilt 
insbesondere deshalb, weil das Internet immer mehr zu einer Verbreitungsplattform medialer Inhalte und zur In-
formationsquelle wird. 

Die ARD-Landesrundfunkanstalten fordern daher eine gesetzliche definitorische Festlegung der Netzneutralität 
sowie gleichermaßen Absicherung des Best-Effort-Prinzips in Form eines Primats des offenen neutralen Internet 
gegen¿ber Ămanaged Services" und Ăspecialised Services". Hier bedarf es weiterer Klarstellungen auch in der 
Definition der Begriffe ĂInternetzugang" und ĂSpezialdienste", sowie der Gewªhrleistung eines offenen Internet. 
Zudem muss sichergestellt werden, dass ISPs ein notwendiges Trafficmanagement nicht zur Diskriminierung von 
Dienste missbrauchen, die mit eigenen konkurrieren. Zudem muss in dem Maße, indem die Netzbetreiber die 
Entwicklung von Ămanaged" oder Ăspecialised Services" vorantreiben auch der Ausbau der Kapazitäten des offe-
nen und neutralen Internet gewährleistet werden. Die Fassung des Verordnungsentwurfs auf der Grundlage der 
Entschließung des Europäischen Parlaments greift diese Aspekte auf. 

 

53. Inwieweit müssten die E-Commerce- oder die AVMD-Richtlinie neu zugeschnitten werden? 

Durch die technische und inhaltliche Konvergenz und vor allem durch die Zunahme von Abrufdiensten über das 
Internet, gewinnt das künftige Verhältnis zwischen AVMD-Richtlinie und E-Commerce Richtlinie, zwischen audio-
visuellen Mediendiensten und Diensten der Informationsgesellschaft, zunehmend an Bedeutung. In diesem Zu-
sammenhang ist an die in Artikel 4 Absatz 8 der AVMD-Richtlinie enthaltende Kollisionsregel zu erinnern, die eine 
Überordnung der AVMD-Richtlinie über die E-Commerce-Richtlinie vorsieht. 

Man stelle sich folgende Konstellationen vor: Ein IT-Unternehmen stellt auf einer eigenen Internetplattformen zum 
Abruf Angebote mit audiovisuellem Inhalt zur Verfügung, ohne redaktionellen Einfluss auf die Inhalte selbst zu 
nehmen. Dies dürfte gegenwärtig, wenn überhaupt, als ein Dienst der Informationsgesellschaft gewertet werden 
und gegebenenfalls der E-Commerce-Richtlinie unterfallen. Nun geht dieses IT-Unternehmen dazu über, diese 
Angebote nach Genres und Inhalten zu kategorisieren und ĂKanªle" einzuf¿hren. Zugleich geht dieses IT-Unter-
nehmen dazu über, speziell für die Darbietung auf seiner Plattform Inhalte produzieren zu lassen und sie dort 
einzustellen. Es übt also Einfluss auf das Inhalteangebot, seine Darbietung und damit in stärkerem Maße auch 
auf die Nutzerauswahl durch Benutzerführung aus. Damit wird das Gesamtangebot in Form und Wirkung zuneh-
mend audiovisuellen Mediendiensten ªhnlicher bzw. gleich (ĂTV-like"). 

Hinzukommt, dass diese fortentwickelten Angebote auf Connected-TV-Plattformen unmittelbar neben audiovisu-
ellen Mediendiensten erscheinen (können). Ein solches Angebot würde dann aufgrund der oben erwähnten Kol-
lisionsregel nicht dem Geltungsbereich der E-Commerce- Richtlinie, sondern dem der AVMD-Richtlinie unterfallen 
müssen. 

VI. Jugendmedienschutz 

54. Welche Probleme liegen in der Abgrenzung zwischen Jugendmedienschutzstaatsvertrag (JMStV) und 
Jugendschutzgesetz (JuSchG)? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 

55. Inwieweit funktioniert das Zusammenspiel der vielfältigen Akteure im Jugendschutzbereich (u. a. 
BPjM, BMFSFJ, Jugendministerien der Länder, Oberste Landesjugendbehörden, Landesmedienanstalten, 
Selbstkontrolleinrichtungen)? Wie können durch Neuzuschnitte der Aufgaben Effizienzsteigerungen er-
reicht werden? 

56. Wie kann/muss die Zusammenarbeit der Selbstkontrolleinrichtungen (USK, FSK, FSM, FSF) verbessert 
werden? 

57. Wie kann eine Kompetenzverteilung nach Medieninhalten und nicht nach Trägern erreicht werden? Ist 
dies grundsätzlich sinnvoll? 

58. Wie können einheitliche Altersstufen im Online- und Offlinebereich erreicht werden? Welches konkrete 
Ziel kann eine einheitliche Altersstufenkennzeichnung erreichen? Welche Bedeutung kommt Filterpro-
grammen (Jugendschutz-programmen) zu? 
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59. Welche Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern gibt es, die ggf. hinterfragt werden müssten? 

Aus Sicht der ARD hat der öffentlich-rechtliche Rundfunk im Gegensatz zu einer Reihe von kommerziellen Rund-
funkunternehmen keine nennenswerten "Jugendschutzprobleme". Darüber hinaus sieht die ARD keine Aufsichts-
defizite auf Seiten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Damit erübrigt sich auch die Forderung nach einer ge-
meinsamen Aufsicht für beide Seiten des dualen Rundfunksystems. 

Näheres zur Position der ARD sind im beigefügten Eckpunktepapier ĂVorschlªge zum Jugendschutz" von ARD 
und ZDF vom 25. März 2014 zu finden (s. Anlage). 

 

VII. Urheberrecht 

60. Inwieweit ist über die Vorgaben aus der E-Commerce- oder der AVMD-Richtlinie bei einer Reform der 
Medien- und Kommunikationsordnung in Deutschland hinauszugehen? Wo gibt es auch Nachbesse-
rungsbedarf an den europäischen Vorgaben? 

Die mit ĂConnected-TV" beschriebene, technologische Entwicklung bringt die verschiedensten Inhalte-und 
Diensteanbieter auf einem Bildschirm zusammen. Den Nutzern wird ermöglicht, nahezu alle Medien- und Kom-
munikationsdienste über ein Gerät zu nutzen. Die Konvergenz zeigt sich in der Bündelung linearer und nicht-
linearer Medienangebote auf einem Gerät bzw. Übertragungsweg, zum anderen im Zusammentreffen von Medien 
und sonstigen elektronischen Diensten auf derselben Darstellungsfläche. Damit treffen auch unterschiedliche Re-
gulierungssysteme aufeinander, die die aktuellen Bestimmungen der AVMD-Richtlinie in absehbarer Zeit nicht 
mehr als hinreichend geeignet erscheinen lassen, um den Herausforderungen im Bereich des Jugendmedien-
schutzes effizient zu begegnen. 

Dabei ist der Schutz von Minderjährigen in zweifacher Hinsicht erforderlich: Zum einen sind sie selbst unter kom-
merziellen Gesichtspunkten eine wesentliche Zielgruppe in der Vielzahl der Diensteanbieter. Zum anderen ent-
sprechen schon jetzt die einschlägigen Schutzregelungen der AVMD-Richtlinie nicht mehr den technischen Mög-
lichkeiten. War bei den linearen Fernsehangeboten noch eine effiziente und regulatorisch klare Umsetzung des 
Jugendmedienschutzes möglich, werfen die vielfältigen Angebotsvarianten bei Connected-TV regulatorisch neue 
Fragen auf. 

Vor diesem Hintergrund müsste dann, neben der Aufnahme der aktuell technisch umsetzbaren Schutzmaßnah-
men, speziell im Hinblick auf den Jugendmedienschutz auch über zukunftsfähige Regelungsansätze für den prä-
ventiven Jugendmedienschutz (Medienkompetenz) nachgedacht werden. 

 

61. Inwieweit berühren die rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. Urheberrecht? Welcher Ände-
rungsbedarf stellt sich in diesem Bereich? 

Grundsätzlich sind die angesprochenen öffentlich-rechtlichen Normen und das Urheberrecht voneinander ge-
trennt zu betrachten. Allerdings können sich Auswirkungen urheberrechtliche Regelungen auf Sachverhalte, die 
der öffentlich-rechtlichen Regulierung unterliegen, ergeben (siehe z. B. Antwort zu Frage 63). 

 

62. Ist Technologieneutralität eine Maxime, die im Urheberrecht ausreichend sichergestellt ist? Wie sähen 
erforderliche Änderungen aus? 

Ob Technologieneutralität für das Urheberrecht eine allgemeine Maxime sein kann, bedarf der genauen Prüfung. 
Die Differenzierung nach Technologien gibt dem Gesetzgeber die Möglichkeit, mit seiner Regulierung auch an die 
Wirkungen etwa der Nutzungsintensität anzuknüpfen (Vgl. z. B. im Rahmen der Regelungen über die Privatkopie). 
Allerdings sollte das Anknüpfen an unterschiedliche Technologien bei der Regulierung einen besonderen Begrün-
dungszwang nach sich ziehen. D. h. der Gesetzgeber sollte jeweils genau darlegen, warum eine entsprechende 
Differenzierung als geboten angesehen wird. 

 

63. Wie können Lösungen für Problembereiche wie z. B. Kabelweitersendung aussehen? 

Die geltenden Regularien zur Kabelweitersendung zeigen, wie problematisch es ist, bei der Regulierung speziell 
technischer Sachverhalte an etablierte Technologien anzuknüpfen wie z. B. bei der Weitersendung allein auf das 
Kabel oder die Mikrowelle abzustellen, zumal in diesem Bereich technische Weiterentwicklungen absehbar waren. 
Richtiger wäre es hier gewesen, von vorne herein allein auf die Merkmale der Weitersendung (Weitersendung 
eines gesendeten Werkes im Rahmen einer zeitgleich, unverändert und vollständigen weiterübertragenden Pro-
gramms) abzustellen, ohne die konkreten Technologien zu erwähnen. Die geltende Regelung bedarf insoweit der 
Korrektur. Diese dient dann auch dazu, für die maßgeblichen Weitersendeunternehmen auf verschiedenen Platt-
formen einheitliche urheberrechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen und nicht einige - die Betreiber herkömm-
licher Kabelnetze - (durch den vereinfachten Rechteerwerb) anderen gegenüber - z. B. Betreibern von IPTV oder 
Mobilfunkplattformen - zu bevor- bzw. zu benachteiligen (siehe auch oben zu Frage 61). 
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65. Welcher Änderungsbedarf besteht im Bereich der Verwertungsgesellschaften? 

Mit der EU-Richtlinie zur kollektiven Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten hat der Europä-
ische Gesetzgeber einen Regulierungsrahmen vorgegeben, der nun in nationales Recht umzusetzen ist. Aufgrund 
des hohen Regulierungsniveaus des UrhWG dürfte sich der Anpassungsbedarf für das deutsche Recht in Gren-
zen halten. Aus Sicht der Sendeunternehmen wird besonders zu beobachten sein, wie die Bereichsausnahme in 
Artikel 32 der Richtlinie in nationales Recht transportiert wird. Darüber hinausgehender gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf auf diesem Sektor ist derzeit nicht erkennbar. 

 

66. Wie können Schlichtungsverfahren vereinfacht und beschleunigt werden (z. B. youtube vs. GEMA)? 

Ein Schlichtungsverfahren ist -soweit ersichtlich- im UrhG gegenwärtig nur im Zusammenhang mit gemeinsamen 
Vergütungsregeln (§ 36/36a) verankert. Darüber hinaus gibt es im Rahmen des UrhWG die Schiedsstelle beim 
DPMA. Bei dem oben beispielhaft angef¿hrten Verfahren handelt es sich nach unserer Kenntnis um einen Ănor-
malen" Rechtsstreit im Zivilverfahren. Während eines solchen Verfahrens könnten sich die Parteien jederzeit au-
ßerprozessual auf eine Mediation verständigen. 

 

67. Kelche Konsequenzen ergeben sich aus der gewünschten längeren Verfügbarkeit von öffentlichrecht-
lichen Inhalten und welche Rahmenbedingungen müssen neu geschaffen werden, damit Urhebereine an-
gemessene Vergütung bekommen? Inwieweit sollte hierbei die Vergütung von Produzentenstärkere Be-
rücksichtigung finden? Sind die im Urheberrecht niedergelegten Regelungen zur Angemessenheit der 
Vergütung ausreichend, um eine angemessene Beteiligung grundsätzlich sicherzustellen? 

Inhalte im Rahmen von Telemedienangeboten non-linear zur Verfügung zu stellen gehört zum Auftrag der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Selbstverständlich muss das insoweit maßgebliche Recht der öffentlichen Zu-
gänglichmachung nach § 19a UrhG zuvor erworben sein. Die Vergütung ist grundsätzlich privat-autonom zu ver-
einbaren. Dabei ist sämtlichen Aspekten der Nutzung Rechnung zu tragen, nicht nur der Dauer der Einstellung, 
sondern z. B. auch dem erwartbaren Umfang, in dem ein Abruf erfolgt. 

Im Hinblick auf die Vergütung für den Produzenten gilt das Prinzip, dass die Rechte dem Risiko folgen. D.h.: 
finanziert der Auftraggeber eine Produktion vollständig, müssen ihm alle hieran bestehenden 

Rechte eingeräumt werden. Dies gebietet speziell den öffentlich rechtlichen Sendeanstalten bereits die Verpflich-
tung auf die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Umgang mit Beitragsmitteln. 

Im Übrigen sind die urhebervertragsrechtlichen Regularien zur Angemessenheit der Vergütung ausreichend. Zur-
zeit finden sich die ARD-Landesrundfunkanstalten mit nahezu allen maßgeblichen Verbänden in Verhandlungen 
über gemeinsame Vergütungsregeln, und zwar da es um die Vertragsbeziehungen im Rahmen von Auftragspro-
duktionen geht, gemeinsam mit der Produzentenallianz. 

 

68. Wie können einheitliche Regelungen beim Smart-TV bzgl. Sende- und Abrufdiensten aussehen? 

Hierzu kann insbesondere auf die Ausführungen zu den Fragen 34 und 37 verwiesen werden. 

 

69. Wie kann die Integrität des Sendesignals zuverlässig geschützt werden? Wo liegen technische und 
rechtliche Probleme? 

Prinzipiell steht den Sendeunternehmen an ihren Sendesignalen ein eigenes Leistungsschutzrecht zu. Dieses 
geht in seinen Grundzügen aber auf die Technik der 60er Jahre zurück. Von daher ist ein Update dieser Rechts-
position dringend erforderlich. Hierüber wird derzeit auf WIPO-Ebene verhandelt. Zentrales Problem ist dabei die 
Frage, inwiefern der Signalschutz auch eine Weitersendung im Internet einbezieht oder nicht. Ohne eine entspre-
chende Regelung wäre ein solches Instrument zum Schutz vor der gerade im Internet im erheblichen Umfang 
stattfindenden Piraterie völlig ungeeignet. 

Dadurch, dass sich das analoge Sendesignal zwischenzeitlich zu einem digitalen Datenstrom gewandelt hat, er-
geben sich rechtliche Probleme bei der Weitersendung dadurch, dass die weitersendenden Unternehmen, die 
zum Teil unterschiedliche Empfangsplattformen bedienen müssen (vom Fernsehgerät über den PC, vom Tablet 
bis zum Handy) versuchen, durch Reduzierung der Datenqualität Übertragungskapazitäten zu sparen. Dem kön-
nen z. B. wesentliche Begleitinformationen, wie Videotext-Untertitel für Hörgeschädigte u. Ä. zum Opfer fallen. 
Insoweit bedürfte es ggf. im Rahmen einer technologieneutralen Ausgestaltung des Kabelweitersenderechts zu-
mindest in einer gesetzlichen Begründung einer Klarstellung, dass dies mit der Vorgabe einer integralen Weiter-
sendung nicht vereinbar ist. 

 

70. Wie entwickeln sich die Ausmaße von Internet-ĂPiraterie" und wie kann das Problem effektiver ange-
gangen werden? Wie kann grundsätzlich eine bessere Urheberrechtsdurchsetzung im Interneterfolgen? 
Ist der Kreis der Anspruchs-gegner ausreichend? Sollte durch den Gesetzgeber klargestellt werden, dass 
auch Dritte in Anspruch genommen werden können, die indirekt mit der konkreten Rechtsverletzung in 
Zusammenhang stehen, wie z. B. Kreditkartenunternehmen, Werbezeitenvermarkter, Werbetreibende? 
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Die ARD ist von urheberrechtswidrigen Nutzungen ihrer Fernseh- und Hörfunkinhalte im Internet genauso betrof-
fen wie andere Inhalteanbieter. Angesichts der Masse urheberrechtswidriger Nutzungen ist es bereits rein tat-
sächlich schwierig, diesen Fällen beizukommen. Gerade bei massiven Verletzungshandlungen scheitert eine 
Rechtsverfolgung häufig daran, dass sich die eigentlichen Verletzer und Profiteure der Rechtsverletzungen be-
wusst der inländischen und europäischen Jurisdiktion entziehen und ihr Geschäftsmodell vom Ausland betreiben. 
Gerade für diese Fälle erscheint eine Prüfung sinnvoll, ob gesetzlich begründete Einwirkungsmöglichkeiten auf 
Kreditkartenunternehmen, Werbezeitenvermarkter, Werbetreibende, etc. nicht ein geeignetes Mittel darstellen 
könnten, dem Geschäftsmodell der eigentlichen Rechtsverletzer seine Grundlage zu entziehen. 

Jenseits der Frage einer effektiven Rechtsdurchsetzung muss aus Sicht der ARD ein Hauptaugenmerk darauf 
gelegt werden, das Bewusstsein der Bevölkerung für den Wert geistiger Eigentumsrechte zu fördern. Der Förde-
rung von Medienkompetenz - beginnend bereits in der Schule - kommt daher besondere Bedeutung zu. 

Der beste Schutz gegen Internetpiraterie ist aus Sicht der ARD aber ein breites legales Online-Angebot. Die legale 
Verfügbarkeit von Inhalten senkt die Motivation, diese Inhalte illegal zu verbreiten. Von großer Bedeutung ist daher 
eine Verbesserung der urheberrechtlichen Rahmenbedingungen für legale Online-Angebote. Hierbei muss es 
vorrangig darum gehen, vereinfachte Rechteklärungsmechanismen für den Online-Bereich zu schaffen. Für den 
Sendebereich wäre vor allem die technologieneutrale Ausgestaltung des Weitersenderechts (s. Frage 63) ein 
erheblicher Fortschritt. Für den non-linearen Bereich kºnnte das skandinavische Modell der ĂExtended Collective 
Licensing Agreements" ein Vorbild sein und z. B. eine Zugänglichmachung der vollständigen Mediatheken der 
Sender auf Drittplattformen ermöglichen. 

 

72. Erfordert die Rechtsprechung des EuGH zur grenzüberschreitenden Lizenzierung (Urteil Karen Mur-
phy) eine gesetzliche Klärung? 

Dies ist aus Sicht der ARD nicht erforderlich. 

 

73. Sollte die Rechtsprechung des EuGH (Urteil Usedsoft) zur Anwendung des Erschöpfungsgrundsatzes 
bei Software auf andere urheberrechtlich geschützte Werke im digitalen Umfeld (z. B. ebooks, Musik) aus-
geweitet werden? 

Dies ist aus Sicht der ARD nicht erforderlich. 

 

74. Welche EU- und internationalen Vorgaben müssen stärker berücksichtigt oder auch angepasst wer-
den? 

Die ARD hat sich im Rahmen der aktuellen EU-Konsultation zum Urheberrecht zu dem aus ihrer Sicht bestehen-
den Änderungsbedarf im europäischen Urheberrecht umfassend geäußert. Die Stellungnahme ist als Anlage bei-
gefügt. Besondere Bedeutung kommt aus Sicht der ARD neben den bereits angesprochenen Punkten der tech-
nologieneutralen Ausgestaltung des Weitersenderechts und der Schaffung der Voraussetzungen f¿r ĂExtended 
Collective Licensing Agreements" auch der technologieneutralen Erweiterung des ĂCountry of origin"-Prinzips für 
die Simulcast- und für die Abrufangebote der Sender zu. Sollte der EuGH im anhängigen Bestwater-Verfahren 
das Embedding/ Framing von Inhalten einem herkömmlichen Hyperlink gleichstellen und für urheberrechtlich ir-
relevant erachten, besteht aus Sicht der ARD zudem Handlungsbedarf in diesem Bereich. 

 

VIII. Datenschutz 

75. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), Telemedienge-
setz (TMG) und Telekommunikationsgesetz einerseits und Rundfunkstaatsverträgen/Landesgesetzge-
bungen andererseits? Wo müssten Anpassungen vorgenommen werden? 

Soweit es um die Tätigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks geht, ist die Aufteilung datenschutzrechtlicher 
Regelungen auf unterschiedliche Bundesgesetze systematisch bedenklich. Telemedien gehören inzwischen zum 
Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die Gesetzgebungszuständigkeit dafür liegt bei den Ländern. Auch 
wenn es in diesem Bereich zurzeit keine praktischen Probleme gibt, wäre es konsequent und wünschenswert, 
wenn die spezifischen datenschutzrechtlichen Regeln von den Ländern, beispielsweise in einem Medienstaats-
vertrag, getroffen würden. 

 

76. Welche Probleme gibt es in der Zusammenarbeit der Behörden auf Bundes- und Länderseite bzw. mit 
den europäischen Institutionen auf horizontaler und vertikaler Ebene? Wie könnten Zuständigkeitsberei-
che im Interesse stärkerer Effizienz sinnvoll umorganisiert werden? 

Nach wie vor verfassungsrechtlich bedenklich ist die eingeschränkte Zuständigkeit der Rundfunk-Datenschutzbe-
auftragten auf den redaktionell-journalistischen Bereich in den Ländern Berlin, Brandenburg, Bremen und Hessen. 
Die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erfordert eine von staatlicher Einflussnahme vollständig 
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freie Organisation der Datenschutzaufsicht. Einzelheiten finden sich in dem Rechtsgutachten von Dörr/Schieder-
mair zur Stellung des Datenschutzbeauftragten des Norddeutschen Rundfunks (Studien zum deutschen und eu-
ropäischen Medienrecht, Band 13, Frankfurt am Main 2002). Diesem Erfordernis sollte in den gesetzlichen Rege-
lungen der angesprochenen Länder, entsprechend dem Vorbild der übrigen Landesrundfunkanstalten, Rechnung 
getragen werden. 

 

77. Inwieweit ist es sinnvoll, zwischen allgemeinem und medienspezifischem Datenschutz zu differenzie-
ren? Wie können die medienspezifischen datenschutzrechtlichen Vorgaben bei der Reform des europäi-
schen Datenschutzrechtes berücksichtigt werden? 

Die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland erfordert eine von staatlicher Einfluss-
nahme vollständig freie Organisation der Datenschutzaufsicht (siehe die Anmerkungen zu Nr. 76). Der besondere 
Schutz der Presse- und Rundfunkfreiheit in Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 GG strahlt auf andere Gesetze aus und 
schlägt sich beispielsweise in den Regelungen zum Informantenschutz in der Strafprozessordnung, aber auch bei 
den zur Gewährleistung der journalistischen Aufgabenerfüllung begrenzten Auskunftsrechten Betroffener hinsicht-
lich der über sie gespeicherten personenbezogenen Daten nieder. Deswegen bedarf es medienspezifischer Re-
gelungen zum Datenschutz sowie einer besonderen Organisation der datenschutzrechtlichen Aufsicht. 

Die vom Europaparlament verabschiedete Entwurfsfassung für eine europäische Datenschutz-Grundverordnung 
enthält in Artikel 80 eine Öffnungsklausel, die den spezifischen Anforderungen des deutschen Verfassungsrechts 
hinreichend Rechnung trägt. 

 

78. Wie können die Herausforderungen, die mit sozialen Netzwerken einhergehen sinnvoll adressiert wer-
den? Auf welcher Ebene kann dies - auch mit Blick auf internationale Verflechtungen - sinnvoll angegan-
gen werden? Wie kann zugleich sichergestellt werden, dass alle Anbieter, die in Deutschland und Europa 
ihre Dienste anbieten, dem europäischen Datenschutz unterliegen? 

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nehmen den Datenschutz in den Auftritten in sozialen Netzwerken 
(zum Beispiel in Form sogenannter ĂFanpages") genauso ernst wie in ihren eigenen Online-Angeboten. Es darf 
aber nicht verkannt werden, dass die Anbieter dieser sozialen Netzwerke hinsichtlich ihrer eigenen Handhabung 
des Datenschutzes regelmäßig und häufig zu Recht in der Kritik stehen. Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, 
dass Unternehmen, die ihre Angebote auf die EU bzw. auf das deutsche Publikum ausrichten, den hier geltenden 
Datenschutzvorschriften Folge leisten. Da dies derzeit nicht oder nur sehr eingeschränkt der Fall ist, bedürfte der 
Datenschutz bei Angeboten von außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums dringend der Verbesserung. Als 
Vorbild für eine auf europäischer Ebene zu treffende Regelung zur Anwendbarkeit europäischen Datenschutz-
rechtes könnte § 1 Absatz 5 BDSG dienen. 

 

80. Wie kann die Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten gestärkt werden und wie sollte diese Struk-
tur auf europäischer Ebene aussehen? Finden die Datenschutzbeauftragten ausreichend Gehör im politi-
schen Prozess? Existieren bereits ausreichend Instrumente für eine wirksame Datenschutzaufsicht? 

Wie oben zu Nr. 77 ausgeführt, sollte den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine von staatlicher Einfluss-
nahme vollständig unabhängigen datenschutzrechtlichen Aufsicht auch in den Bundesländern Rechnung getra-
gen werden, die dies bisher noch nicht vorsehen. Die Unabhängigkeit der Rundfunk-Datenschutzbeauftragten 
könnte dadurch unterstrichen werden, dass ihre Bestellung durch ein Aufsichtsgremium (Rundfunk- oder Verwal-
tungsrat) erfolgt und sie auch nur diesen gegenüber berichtspflichtig sind. 

Die Rundfunk-Datenschutzbeauftragten sind in der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder nicht vertreten. Auch die Beteiligung der Rundfunk-Datenschutzbeauftragten an der Diskussion zum Bei-
spiel über Gesetzgebungsvorhaben erscheint in Teilen verbesserungswürdig. So wurde beispielsweise bei den 
Beratungen in dem dafür vorgesehenen Ausschuss des Schleswig-holsteinischen Landtages über datenschutz-
rechtliche Regelungen im neuen Rundfunkbeitragsrecht der - für diese Fragen sachlich nicht zuständige - Lan-
desdatenschutzbeauftragte als Experte für eine Anhörung eingeladen, nicht aber der - sachlich zuständige - Da-
tenschutzbeauftragte des Norddeutschen Rundfunks. 

 

81. Welche weiteren konkreten Problembereiche müssen adressiert werden? 

Fragen des Datenschutzes von Minderjährigen bedürfen einer besonderen Betrachtung und Behandlung. Sie 
werden in besonderer Weise beim Umgang mit sozialen Netzwerken und bei der Bewertung von speziell an Kinder 
und Jugendliche gerichtete Angebote im Internet virulent. Dabei geht es neben Fragen des Persönlichkeitsschut-
zes auf der einen Seite auch um die Ausbildung von Medienkompetenz auf der anderen Seite, so dass eine 
umfassende Bewertung unter Einbeziehung auch dieses Gesichtspunktes notwendig ist. So sind etwa die Ange-
bote der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten an einem Konzept ausgerichtet, das die Vermittlung von Medi-
enkompetenz einschließt. Dabei verarbeitete personenbezogene Daten werden nicht weitergegeben. Dies erfor-
dert eine differenzierte Diskussion, die sich nicht nur in einer - auch an Unternehmensinteressen orientierten - 
Diskussion ¿ber Altersgrenzen im Sinn eines ĂAlles oder Nichts" erschºpfen darf. 
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83. Was ist ein sinnvolles Vorgehen mit Blick auf eine zukünftige europäische Datenschutzgrundverord-
nung? Was sollte grundsätzlich enthalten sein, was den Mitgliedstaaten überlassen bleiben? 

Die zu einem vom Europaparlament verabschiedeten Entwurf gereifte Überlegung, EU-weit ein einheitliches Da-
tenschutzrecht zu schaffen, ist zu begrüßen. Welche Regelungen darin aus Sicht der Rundfunk-Datenschutzbe-
auftragten enthalten sein sollten, haben diese bereits in ihrem Beitrag zur Positionierung der Rundfunkanstalten 
zum Vorhaben der EU-Kommission für ein "Gesamtkonzept für den Datenschutz in der Europäischen Union" vom 
23. März 2011 im Einzelnen dargelegt (siehe Anlage). Darauf wird zur Vermeidung von Wiederholungen verwie-
sen. 

 

84. Inwiefern sollten datenschutzrechtliche Anforderungen (privacy by design, privacy by default) bereits 
die Endgerätehersteller, z. B. von Smart TVs, betreffen? 

Den Herstellern von Endgeräten, die eine Verarbeitung personenbezogener Daten vorsehen, sollten Vorgaben 
zur datenschutzfreundlichen Gestaltung gegeben werden. Davon hängt es ab, dass ARD und ZDF als Anbieter 
zusätzlicher Funktionen ihre Angebote möglichst datenschutzfreundlich ausgestaltet können. 

 

85. Wie kann die Filmförderung im Zusammenspiel von Bund und Ländern (Filmfördergesetze) verbessert 
werden? 

Zur Beantwortung der Frage ist zunächst eine Darstellung der Rahmenbedingungen erforderlich: Mit Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 28. Januar 2014 wurde das mehrgliedrige Filmförderungsmodell, wie es sich in 
Deutschland herausgebildet hat, bestätigt. Filmförderung wird in Deutschland auf staatlicher Ebene nicht nur vom 
Bund sondern auch von den Ländern betrieben. Dabei ist die deutsche Filmförderung durch einen Trägerpluralis-
mus gekennzeichnet. So gibt es auf Bundesebene drei große Förderprogramme, (FFG, DFFF, kulturelle Filmför-
derung des BKM). Auf Länderebene gibt es in fast jedem Bundesland eigenständige Förderinstitutionen. Das 
Fördervolumen wird nahezu zur Hälfte vom Bund, zur anderen Hälfte von den Ländern getragen. Auch die Rund-
funkanstalten engagieren sich in erheblichem Maße in der Filmförderung. So bringen allein die ARD-Landesrund-
funkanstalten jährlich Mittel in Höhe von ca. 50 Mio. EURO ein. Davon fließen ca. 9,3 Mio. EURO in die FFA-
Filmförderung und rund 40 Mio. EURO in die Filmförderinstitutionen der Länder. 

Auf Länderebene sind die Filmförderungsinstitutionen in der Regel privatrechtlich organisiert und werden von den 
Ländern mit Steuermitteln bezuschusst. Ihre Aufgabe ist es, die Attraktivität einzelner Länder als Medienstandort 
zu steigern, die dort ansässige Filmwirtschaft zu stärken und Arbeitsplätze in der Region zu sichern. Die Mittel-
vergabe ist in der Regel gekoppelt an die Erzielung von Regionaleffekten. Fördervoraussetzung ist jeweils, dass 
ein mehrfacher Betrag der geförderten Summe in dem jeweiligen Bundesland für die geförderte Produktion aus-
gegeben wird. Alle Institutionen variieren in ihren Förderprogrammen und -bedingungen. 

Hingegen ist die Filmförderung des Bundes von partikulären Standortinteressen unabhängig. Die Mittelvergabe 
ist nicht mit Auflagen bezüglich eines Regionaleffektes verbunden. Die Mittel können bundesweit und sogar inter-
national eingesetzt werden. Förderungsziel ist es, die Verbesserung der Struktur der Filmwirtschaft in Deutschland 
und die gesamtwirtschaftlichen Belange der Filmwirtschaft in Deutschland zu unterstützen. Wie der Föderalismus 
als solcher weist auch das föderal ausgestaltete Filmfördersystem Vor- und Nachteile auf; Zu den Vorteilen gehört, 
dass für ein Filmvorhaben mehr Finanzierungsquellen zur Verfügung stehen. Zudem können sich verschiedene 
Produktionszentren mit unterschiedlichen, standortbezogenen Schwerpunkten herausbilden und es ist gewähr-
leistet, dass auch regionale Themen Berücksichtigung finden. 

Andererseits begünstigt die Vielzahl der Fördertöpfe in Deutschland den so genannten ĂFºrdertourismus" und 
gefährdet damit ein wichtiges Förderziel, die Entstehung von nachhaltigen Strukturen. Zudem können sich durch 
die Produktion in mehreren Bundesländern die Produktionskosten beträchtlich erhöhen. Auch der zusätzliche Bü-
rokratieaufwand ist nicht unerheblich. 

Eine Verbesserung ist unter den oben beschriebenen Rahmenbedingungen weniger durch stärkere Zentralisie-
rung, insbesondere nicht durch Vereinheitlichung und Zusammenlegung von Fördertöpfen, zu erreichen, sondern 
durch ein größeres Maß an Koordination. Auch kann das Zusammenspiel Bund -Länder, aber auch zwischen den 
Ländern nur dann effektiv sein, wenn die Fördersysteme flexibel und kooperativ gestaltet sind. 

 

86. Inwieweit sollten die Zuständigkeiten zwischen BKM und den Filmförderanstalten der Länderange-
passt werden? Welche Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern müssen novelliert bzw. eingegangen 
werden? 

Die Rahmenbedingen sind unter Frage 85. beschrieben. Nach § 2 Abs. 2 Ziff. 8 FFG gehört es schon heute zu 
den Aufgaben der FFA, auf eine Abstimmung und Koordinierung der Filmförderung des Bundes und der Länder 
hinzuwirken. In das Aufsichtsgremium der Filmförderungsanstalt kann der Bundesrat zwei Vertreter entsenden, 
so dass dort Länderinteressen berücksichtigt werden können. 

Es gibt eine Reihe von Feldern für eine verstärkte Koordination und Zusammenarbeit der Förderinstitutionen des 
Bundes und der Länder. Als sinnvoll kann sich beispielsweise die Bildung gemeinsamer Themenschwerpunkte 
erweisen. Hier soll als Beispiel die Förderinitiative "Der besondere Kinderfilm", in der Filmförderer des Bundes 
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und der Länder, öffentlich-rechtliche Fernsehsender sowie die Politik und Filmwirtschaft gemeinsam das Ziel ver-
folgen, anspruchsvolle und originäre Kinderfilme in Deutschland zu fördern, genannt werden. Auch Federführun-
gen für bestimmte Projekte können ein geeignetes Mittel darstellen. Optimierungspotential wird ferner bei der 
Abstimmung von Förderrichtlinien gesehen. 

 

87. Gibt es Probleme paralleler Förderung? Wie können diese behoben werden? 

Dass Produzenten von Kinofilmprojekten parallel bei mehreren Förderinstitutionen Fördermittel beantragen kön-
nen, ist grundsätzlich positiv zu bewerten. Dadurch erhöht sich für jeden Filmproduzenten die Zahl der potenziel-
len Finanzierungsbausteine und die für ein Filmvorhaben zur Verfügung stehenden Mittel. Siehe dazu aber auch 
die Ausführungen zu Frage 85. 

 

88. Inwieweit stellen legale Filmplattformen ein kartellrechtliches Problem dar? 

Im deutschen VoD-Markt herrscht bereits heute ein breiter Wettbewerb. Nachdem der französische Anbieter 
Watchever 2012 den deutschen Markt durch massives Marketing und umfangreiche Programmeinkäufe schon 
aufgewirbelt hat, stehen die großen amerikanischen Anbieter wie Hulu und nicht zuletzt Netflix ebenfalls vor dem 
deutschen Markteintritt. Mit welcher Marktkraft diese Anbieter den klassischen TV- sowie den Pay-TV-Markt an-
gehen, belegen Zahlen aus dem US-Markt. Netflix verfügt weltweit über 40 Millionen Abonnenten und das Seh-
verhalten in jungen Zielgruppen verlagert sich zunehmend auf non-lineare VoD-Angebote. Es wird deutlich, dass 
die finanziell solide aufgestellten amerikanischen VoD-Majors wie Netflix, Amazon/Lovefilm und Hulu eine deutli-
che Marktveränderung in Deutschland einläuten, denn hier können neben der massiven Aggregation von Drittin-
halten auch eigene Inhalte produziert und vermarktet werden mit dem Ergebnis, dass die Attraktivität dieser An-
bieter ungleich höher ist und sich ohne vergleichbar populäre und wettbewerbsfähige nationale Alternativen auf 
dem nationalen VoD-Markt bewegen kann. 

Vor diesem Hintergrund drohen durch das kartellrechtlich verursachte Scheitern von Projekten wie ĂAmazonas" 
oder ĂGermany's Gold" dem nationalen Markt folgende Konsequenzen:  

¶ Durch die massive Aggregation von Inhalten durch die internationalen Anbieter können weitaus breitere und 
günstigere Angebote für die Nutzer präsentiert werden als die nationalen Anbieter, die aufgrund   der  gefor-
derten kartellrechtlichen Auflagen keine attraktiven und gleichzeitig wettbewerbsfähigen Angebote am Markt 
platzieren können. 

¶ Die Lizensierung auf Fremdplattformen entzieht den nationalen TV-Anbietern die Hoheit über die Platzierung 
ihrer Inhalte. Umfeld und Werbung sind nur noch bedingt kontrollierbar. 

¶ VoD Anbieter wie z.B. Apple/itunes vergeben strenge Vorgaben und Richtlinien zur Anlieferung von Program-
minhalten. Diese sind insbesondere bei wertvollen historischen Programmmaterialien und Produktionen aus 
den Jahren vor 2000 nur sehr aufwendig, zum Teil technisch sogar gar nicht realisierbar. 

¶ Redaktionell wertvolle Nischeninhalte und Spezialthemen sind bei denen auf Masse ausgerichteten US-An-
geboten nicht platzierbar und bleiben so den Nutzern vorenthalten. Die Auffindbarkeit der hochwertigen öf-
fentlich-rechtlichen Inhalte jenseits der Mediatheken wird immer schwerer (auf diversen Plattformen). 

¶ Eine Stärkung der deutschen TV-Markenkerne und damit Absicherung des nationalen Kerngeschäftes ist 
nicht mehr möglich. 

¶ Ein Markteintritt wird immer schwerer, da Player wie Netflix mit enormer Kapitalausstattung den fragmentier-
ten Markt schnell einnehmen können. 

 

89. Wie können Filmschaffende urheberrechtlich gestärkt werden? Wie können Qualität und Arbeitsbe-
dingungen verbessert werden? 

Die Filmschaffenden sind aufgrund der urhebervertragsrechtlichen Regelungen in einer guten Ausgangssituation 
gegenüber ihren Gesprächspartnern, im Bereich der Fernseh-Auftraqsproduktion mit den Sendeanstalten und 
den Auftragsproduzenten. Die Verhandlungen über gemeinsame Vergütungsregel laufen (siehe oben, Antwort zu 
Frage 67). Die Ergebnisse sollten zunächst abgewartet werden. Allerdings erweist sich in den Verhandlungen 
zusehends als problematisch, dass mit den einzelnen Filmschaffenden-Verbänden immer nur über ein bestimm-
tes ĂGewerk" (das Drehbuch, die Regie usw.) verhandelt wird. Die Akzeptanz und Umsetzbarkeit der gefundenen 
Regelungen - sei es nach Verhandlungen, sei es durch einen Schlichtungsspruch - wird allerdings entscheidend 
davon abhängen, ob sie in ihrer Gesamtheit, also über alle Gewerke gesehen, wirtschaftlich tragbar sind. Denn 
im Hinblick auf den besonderen Charakter des Filmwerks, das zur Sicherstellung seiner wirtschaftlichen Verwert-
barkeit urheberrechtlichen Sonderregelungen unterliegt (§§ 88 ff. UrhG) können letztlich nur aufeinander abge-
stimmte gemeinsame Vergütungsregeln diese sicherstellen. Aus diesem Grunde empfiehlt es sich zukünftig eine 
Regelung ins Gesetz aufzunehmen, wonach das Verlangen auf Durchführung eines Verfahrens zur Aufstellung 
gemeinsamer Vergütungsregel nach § 36 Abs. 3 Satz 2 UrhG von den Filmurhebern und am Film beteiligten 
Leistungsschutzberechtigten nur gemeinsam geltend gemacht werden kann. 

Absprachen über die Qualität und Arbeitsbedingungen sind zwischen den Produzenten einerseits und den Film-
schaffenden-Verbänden bzw. Gewerkschaften andererseits unmittelbar zu regeln. 
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90. Welche Kriterien sollten an die Filmförderung gelegt werden? Wie könnten solche entwickelt bzw. 
verbessert werden? 

Kriterium sollte sein, ob die von den Filmförderinstitutionen entwickelten Förderinstrumentarien geeignet sind, die 
gesetzten Förderziele zu erreichen. Letztlich geht es dabei um die Frage der Effizienz der Förderung. Förderziele 
und eingesetzte finanzielle Mittel sind miteinander in Beziehung zu setzen. Dies gestaltet sich insofern nicht ein-
fach, als jede Förderung eine Reihe unterschiedlicher Förderziele definiert. 

 

91. Gibt es weitere konkrete Problemfelder im Bereich Filmförderung? 

Weitere konkrete Problemfelder sind aus Sicht der Landesrundfunkanstalten nicht bekannt. 

 

92. Inwieweit ergibt sich aus den europäischen Vorgaben (Kinomitteilung, Beihilferechtsreform)Hand-
lungsbedarf für die deutsche Filmförderung? 

Am 14. November 2013 hat die Europäische Kommission nach langen und zähen Verhandlungen die überarbei-
tete Mitteilung über staatliche Beihilfen für Filme und andere audiovisuelle Werke angenommen. Zuletzt gab es 
noch internen Ärger, da Kommissarin Kroes Vorschriften zur Digitalisierung von Archiven eingefügt haben wollte, 
eine Forderung, der sich die GD Kultur und Bildung und auch die federführende GD Wettbewerb entgegenstemm-
ten. Denn die Mitteilung ist eigentlich nur eine kommissionsinterne Vorgabe darüber, wie Beihilfen im Bereich Film 
zu bewerten sind. 

Allerdings werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, ihre bestehenden Filmförderregelungen innerhalb von zwei 
Jahren mit der Mitteilung in Einklang zu bringen. Die von der Filmindustrie kritisierten Änderungen an den Terri-
torialitätsauflagen haben bewirkt, dass nunmehr Förderhöhe und zulässige Territorialisierung in ein Verhältnis 
gesetzt werden, wonach verlangt werden kann, dass bis zu 160 Prozent des Förderbetrags in der Region oder 
dem Mitgliedstaat auszugeben sind, wo die Förderungsmaßnahme bewilligt wurde. Auch hat die Kommission die 
ursprüngliche Untersagung von Vorgaben zur Herkunft von Waren, Dienstleistungen als auch Arbeitnehmern wie-
der aufgeweicht. Die zentralen Grundfreiheiten sind einzuhalten, es sei denn, der Zweck der Regelung kann ohne 
Verstoß nicht erfüllt werden. Weitere Änderungen sind: Ausweitung des Anwendungsbereichs auf die vor- und 
nachgelagerten Bereiche der Filmherstellung, Einbeziehung des Kinos, Aufstockung der Höchstgrenze der För-
derung für europäische Ko-Produktionen auf 60 Prozent. 

Insgesamt ergeben sich nach Einschätzung der FFA, des DFFF aber auch der Landesförderer - entgegen ur-
sprünglicher Befürchtungen - keine gravierenden Änderungen. Die Umsetzung der Vorschriften liegt nun bei der 
FFA und den Landesfilmförderanstalten. 

 

X. Sonstige Bereiche 

94. Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem TTIP-Freihandelsabkommen und sind die Belange von 
Kultur und Medien ausreichend berücksichtigt? Welche Konsequenzen brächte eine weitgehende Dere-
gulierung und Liberalisierung für den kulturellen und medialen Sektor mit sich (z. B. Rundfunk, Filmför-
derung, Buchpreisbindung etc.)? 

Die EU-Handelsminister haben der Europäischen Kommission am 13. Juni 2013 das Mandat für die Verhandlun-
gen mit den USA über ein Transatlantic Trade and Investment Partnership Agreement (TTIP) erteilt. Inzwischen 
haben fünf Verhandlungsrunden stattgefunden. Da die Verhandlungen strenger Geheimhaltung unterliegen, ist 
schwer zu beurteilen, ob die Belange von Kultur und Medien ausreichend Berücksichtigung finden. Sicher ist: Das 
Verhandlungsmandat bietet aus Sicht des öffentlich-rechtlichen Rundfunks keine ausreichende Gewähr dafür, 
dass die EU und ihre Mitgliedstaaten auch in Zukunft in der Lage sein werden, ausreichend flexibel und dynamisch 
auf die Herausforderungen einer konvergenten Medienwelt zu reagieren. 

Denn: Unsere Medienlandschaft ist einem rasanten Wandel unterworfen. Er wird von Digitalisierung und Konver-
genzentwicklungen sowie der Dynamik des Internets vorangetrieben. Technische Entwicklungen ermöglichen 
neue Angebote, Nutzergewohnheiten ändern sich, neue Player drängen in den Markt. Dabei stellt besonders die 
USA aufgrund der großen Marktmacht ihrer Unternehmen aus dem Medien-, Internet und Telekommunikationsinf-
rastruktursektor eine besonders große Gefahr für die kulturelle Identität Europas dar. Sorgen bereitet hier neben 
der traditionellen Übermacht im Bereich der Inhalteproduktion, das Zusammenwachsen von Mega-Unternehmen, 
die Inhalteproduktion, Übermittlung und Vermarktung bündeln. Europas Medienlandschaft ist hingegen entlang 
historisch gewachsener Sprachgrenzen kleinteilig gewachsen. Angebote wie Verbreitung sind an den sozialen, 
demokratischen und kulturellen Bedürfnissen der jeweiligen Gesellschaft ausgerichtet. Auch das europäische 
(und nationale) Wettbewerbsrecht fördert traditionell Vielfalt. In den USA setzt man dagegen auf nationale Cham-
pions. 

Angesichts des Erfolgs von Google, Amazon, Netflix und Co. sollten Europa und seine Mitgliedstaaten nicht nur 
sicherstellen, dass bestehende Rahmenreglungen und Förderinstrumente für Kultur und audiovisuelle Dienste 
nicht angetastet werden. Es gilt vor allem die Möglichkeit zu erhalten, direkte und indirekte Maßnahmen wie die 
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Filmförderung, Buchpreisbindung, ermäßigte Mehrwertsteuersätze für Kulturgüter, aber auch Regeln die Medien-
pluralismus durch Auflagen für Auffindbarkeit und Zugang zu Inhalten im öffentlichen Interesse sichern, in einer 
konvergenten Medienwelt weiterzuentwickeln. 

Deshalb fordert die ARD im Falle des Abschlusses eines künftigen Abkommens Ausnahmeregeln für den audio-
visuellen Sektor die für alle Kapitel des Abkommens gleichermaßen gelten und die der digitalen Konvergenzent-
wicklung Rechnung tragen. Das ist nur möglich, wenn Ausnahmen technologieneutral formuliert sind, alle beste-
henden und sich künftig entwickelnden audiovisuellen Dienste umfassen und erlauben auch den Transport, die 
Erbringung, den Zugang, die Auffindbarkeit und die allgemeine Nutzungsermöglichung audiovisueller Angebote 
zu regeln. Dabei darf es keinen Unterschied machen, ob audiovisuelle Dienste allein, oder gebündelt mit anderen 
Angeboten (triple- oder quadruple-play) angeboten werden. 

Damit entsprechende Absicherungen auch tatsächlich und an richtiger Stelle in einem künftigen Freihandelsab-
kommen enthalten sind, muss Transparenz der Verhandlungen gewährleistet sein. Bislang wurden aus Sicht der 
ARD weder Vertreter der Zivilgesellschaft noch gewählte Volksvertreter ausreichend in den Verhandlungsprozess 
eingebunden. Angesichts der Komplexität der behandelten Themen, sollte die Öffentlichkeit viel stärker als bisher 
schon im Verhandlungsprozess Zugang zu Texten und Verhandlungsdokumenten erhalten. 

Außerdem sollte sichergestellt werden, dass TTIP nur dann abgeschlossen werden kann, wenn der deutsche 
Gesetzgeber, d.h. Bundestag und Bundesrat die Möglichkeit hatten, den Vertragstext zu prüfen. TTIP muss, will 
man eine angemessene demokratische Legitimation sicherstellen, als gemischtes Abkommen behandelt werden. 

TTIP braucht hingegen kein Investitionsschutzkapitel mit Investor-to-State-Settlement-Verfahren. Auf beiden Ver-
tragsseiten stehen demokratische Rechtsstaaten mit funktionierenden Rechtssystemen, die auch Investoren der 
jeweils anderen Vertragspartei offen stehen. Dort wird für die Öffentlichkeit zugänglich von unabhängigen Richtern 
unter Berücksichtigung der Gemeinwohlinteressen der jeweiligen Gesellschaft entschieden. Instanzenzüge si-
chern die Einheitlichkeit der Entscheidungspraxis und machen diese vorhersehbar. 
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Bertelsmann SE & Co. KGaA 

Bertelsmann investiert auch im digitalen Zeitalter massiv in Kreativität ï Fundament unseres Erfolgs ist der Ide-
enreichtum unserer Künstler, Autoren, Songwriter, Produzenten, Mitarbeiter und Unternehmer. Wir begrüßen und 
unterstützen daher die Idee einer konvergenten Medienordnung. 

Die Bertelsmann SE & Co. KGaA äußert sich zu den Grundsatzfragen des Katalogs zur Reform der Medien- und 
Kommunikationsordnung. Weitere Antworten zu spezifischen Fragen erhalten Sie insbesondere auch von der 
Mediengruppe RTL Deutschland. 

 

I. Grundsatzfragen 

1. An welchen Prinzipien und Zielen sollte sich eine zeitgemäße Medien- und Kommunikationsordnung 
insbesondere orientieren? / 2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikations-
ordnung sinnvoll oder notwendig? 

Wir erleben eine Konvergenz der Medien, die uns ganz neue schöpferische und unternehmerische Möglichkeiten 
eröffnet. Text, Bild, Bewegtbild, Audioinhalte, soziale Interaktion, Gaming, E-Commerce ï all dies lässt sich auf 
einer digitalen Plattform zu einem neuen Ganzen, zu einem neuen Nutzererlebnis zusammenführen. Erforderlich 
ist daher eine zeitgemäße und umfassende Medienordnung für das digitale Zeitalter, die Chancengleichheit für 
alle Marktteilnehmer schafft, Märkte offen hält, gesellschaftliche Anstrengungen belohnt und das geistige Eigen-
tum als Europas wertvollsten Rohstoff anerkennt und wirksam schützt. 

Die Konvergenz der Medien bietet viele Chancen. Diese wollen wir nutzen und kreative Inhalte überall und auf 
immer vielfältigere Weise für Zuschauer, Zuhörer und Leser erlebbar und verfügbar machen. 

Früher bestand Regulierungsbedarf allenfalls für einzelne Mediengattungen, eine Abgrenzung erfolgte anhand ï 
inzwischen überholter ï technischer Merkmale, wie z.B. der Linearität. Die Umstände, mit denen in der Vergan-
genheit Medienregulierung in Deutschland und Europa gerechtfertigt wurde, verändern sich mit der Digitalisierung 
grundlegend. Der Wettbewerb ist international geworden und hat zu einer neuen Angebots- und Anbietervielfalt 
geführt. Diese erfordert auch ein zeitgemäßes Medienrecht. Der Gesetzgeber sollte reflektieren, welche Regulie-
rungen in einer konvergenten Welt wirklich notwendig und sinnvoll sind, um den Schutz elementarer Güter zu 
gewährleisten, anerkannte gesellschaftspolitische Ziele durchzusetzen und einen wirksamen Wettbewerb für alle 
Markteilnehmer herzustellen. Presse- und Rundfunkfreiheit dürfen hierbei nicht angetastet werden, damit Medi-
enunternehmen auch zukünftig ihrer gesellschaftlichen Aufgabe nachkommen können. Ein zukunftsfähiger 
Rechtsrahmen muss insbesondere den diskriminierungsfreien Zugang zu Plattformen, die Auffindbarkeit von In-
halten und den wirksamen Schutz der Rechte an diesen Inhalten (insbes. Urheberrecht) sicherstellen. Nur so 
lassen sich Angebots- und Anbietervielfalt sowie Investitionen in hochwertige digitale Inhalte auch in Zukunft ge-
währleisten. 

Auch in einer Welt konvergenter Medien bedarf es zunächst einer einheitlichen (Minimal-) Regulierung für audio-
visuelle Medien, etwa mit Blick auf elementare Schutzgüter wie Jugendschutz, Menschenwürde und Meinungs-
vielfalt. Um darüber hinaus (auch weiterhin) gesellschaftlich verantwortungsvolles Handeln zu fördern, bietet sich 
eine zweite Regulierungsstufe an: Gesellschaftspolitisch gewünschte Inhalte und Angebote sollen unterstützt und 
Inhalteanbieter zur Bereitstellung solcher Inhalte motiviert werden. Dies kann regulatorisch flankiert werden, in-
dem Unternehmen, die sich dementsprechend engagieren, hierfür belohnt werden: Leistet ein Anbieter freiwillig 
einen Mehrwert für die Gesellschaft, z.B. durch Informations- und Nachrichtenangebote oder barrierefreien Zu-
gang zu seinen Inhalten, sollte er in Bezug auf Auffindbarkeit und Zugang privilegiert werden. Im Ergebnis bedarf 
es einer fairen Regulierung für alle Marktteilnehmer und Angebote. 

 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drängendsten Anpassungsbedarf? 

Urheberrecht 

Das geistige Eigentum ist Europas wertvollster Rohstoff ï dessen wirksamer Schutz ist deshalb eine elementare 
Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaft und muss eine tragende Säule der 
künftigen Medienordnung sein. 

Das Urheberrecht bildet die Grundlage unseres Geschäfts mit Inhalten und ist die Basis für unsere zukünftigen 
Investitionen in qualitativ hochwertige Angebote ï auch in der digitalen Welt. Es ermöglicht uns in Kreativität, 
Innovation und hochwertige Produkte zu investieren. Wir entwickeln unsere Geschäftsmodelle ständig fort und 
orientieren uns an den Wünschen unserer Kunden. Ein stabiler und tragfähiger Rahmen für die Rechte am geis-
tigen Eigentum sowie wirkungsvolle Durchsetzungsmaßnahmen, gerade auch in der digitalen Welt, sind eine 
Grundvoraussetzung für einen innovativen Kreativsektor. 

Das europäische Urheberrecht basiert auf der Annahme, dass ein hohes Schutzniveau die zentrale Vorausset-
zung nicht nur für die schöpferische Tätigkeit, sondern gleichermaßen auch für die Herstellung und Verwertung 
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kreativer Werke durch die Produzenten ist (Erwägungsgründe 10 und 11 der Richtlinie 2001/29/EG, sog. Urhe-
berrechtsrichtlinie). Diese Prämisse ist in der digitalen Welt zutreffender denn je. Das vergleichsweise hohe 
Schutzniveau des europäischen Urheberrechts darf deshalb nicht in Frage gestellt werden. Der deutsche Gesetz-
geber muss seinen Beitrag dazu leisten, dass das Urheberrecht seiner zentralen Funktion als Eigentums- und 
Investitionsschutz auch weiterhin gerecht wird. Dazu gehört insbesondere auch, dass das Urheberrecht gegen-
über Rechtsverletzern effektiv durchgesetzt werden kann ï Internetpiraterie bedroht unsere Geschäftsmodelle 
existenziell. Dabei sind alle Akteure mit in die Verantwortung zu nehmen. Fehlende Möglichkeiten, gegen Anbieter 
illegaler Inhalte vorgehen zu können, sind die entscheidende Ursache für das Entstehen und das Fortbestehen 
illegaler Angebote. Nur mit effektivem Schutz unserer Inhalte können wir als Unternehmen auch in Zukunft einen 
Beitrag zur kulturellen Vielfalt leisten. 

Konvergenz der Medien 

Eine isolierte Betrachtung einzelner Mediengattungen in einer konvergenten Medienwelt macht ordnungspolitisch 
wenig Sinn. Das Fernsehen ist zwar nach wie vor das soziale Medium in Deutschland ï kein anderes Medium 
erreicht gegenwärtig so viele Menschen gleichzeitig, die TV-Nutzungsdauer liegt ungebrochen hoch (221 Minu-
ten/Tag in 2013) ï in der klassischen linearen Form ist die Tendenz allerdings fallend. Gleichzeitig werden non-
lineare Dienste immer populärer. Es gilt daher, die gesamte Wertschöpfungskette bei Inhalten ordnungspolitisch 
zu betrachten. 

Medienkonzentrationsrecht 

Ein zeitgemªÇes Medienkonzentrationsrecht muss sich von der bisherigen ĂFernsehzentriertheitñ lºsen und auch 
Online-Inhalte und deren Anbieter in die Betrachtung von Meinungsmacht einbeziehen: Digitale Angebote neh-
men beständig an Bedeutung für die Meinungsbildung zu ï insbesondere bei der jüngeren Generation. Für diese 
stehen Bewegtbildinhalte im Netz in den für die Meinungsbildung relevanten Kriterien, wie Suggestivkraft und 
Breitenwirkung, klassischen Rundfunkangeboten schon heute in nichts nach. 

Die Herausforderung der deutschen und europäischen Medienpolitik ist es, die gesetzgeberischen Ziele der Si-
cherstellung von Medienpluralismus, Meinungsvielfalt und Meinungsfreiheit mit dem Ziel der Stärkung deut-
scher/europäischer Unternehmen gegenüber internationalen Unternehmen zu vereinen. 

Hintergrund: 

In Deutschland ist das Medienkonzentrationsrecht derzeit ein reines Fernsehkonzentrationsrecht und wird im 
Rundfunkstaatsvertrag geregelt ï ohne Fernsehbeteiligungen findet Medienkonzentrationsrecht keine Anwen-
dung. Vorherrschende Meinungsmacht ist bei einem Anteil von 30% am Zuschauermarkt (3+) erreicht. Ab einem 
Anteil von 25% werden medienübergreifend auch Aktivitäten auf anderen meinungsrelevanten Märkten (Zeitun-
gen, Zeitschriften, Online, Radio, Produktion) in die Prüfung einbezogen und gewichtet. 

Netzneutralität 

Netzneutralität ist aus gesellschaftspolitischen Gründen und für die Zukunft digitaler Geschäftsmodelle im Medi-
enbereich von zentraler Bedeutung: Ein gleichberechtigter, diskriminierungsfreier Zugang zum Netz und die trans-
parente Vermittlung von Inhalten sind Grundvoraussetzungen für eine pluralistische Dienste- und Medienland-
schaft. Sie bilden einen Eckpfeiler unserer wachsenden, digitalen demokratischen Informationsgesellschaft. Die 
priorisierte Weiterleitung einzelner Inhalte beinhaltet stets auch eine Diskriminierung anderer Inhalte. Sie schafft 
damit erhöhte Zugangsbarrieren zum freien Internet, schränkt dessen Nutzung ein und gefährdet die Vielfalt an 
Angeboten und zwar insbesondere an medialen Inhalten im Internet.  

Unabhängig davon kann der Transport hochwertiger Inhalte in geschlossenen Systemen im Internet eine sinnvolle 
Entwicklung sein. Die Debatte um Netzneutralität muss insofern differenziert geführt werden. Netzneutralität darf 
auch nicht bedeuten, dass nicht gegen die Verbreitung illegaler Inhalte im Internet vorgegangen werden kann. 
Deren forcierte Bekämpfung ist unabdingbar um einen Verdrängungseffekt gegenüber legalen, hochwertigen In-
halten zu verhindern. 

Mehrwertsteuer 

Alle kulturellen Güter sollen gleich behandelt werden. Wir begrüßen, dass die große Koalition nicht nur den ver-
minderten Mehrwertsteuersatz für gedruckte Bücher, Zeitungen und Zeitschriften beibehalten will, sondern diesen 
auch auf Hörbücher, E-Books, E-Paper und andere elektronische Informationsmedien ausdehnen will. Nur so 
können sich neue kreative Angebote entwickeln, da eine aufwendige steuerliche Differenzierung entfiele. 

 

4. Wo sollte es möglichst keine Änderungen geben? Was gilt es in besonderer Weise zu bewahren? 

Urheberrecht 

Nur mit exklusiven Rechten ist eine Refinanzierung unserer Investitionen möglich. Das Exklusivrecht dient dazu, 
für unsere kreativen Produkte marktübliche Vergütungen aushandeln zu können. Die Vertragsfreiheit steht für uns 
im Vordergrund ï nur so lassen sich unsere kreativen Produkte optimal verwerten und möglichst vielen Menschen 
legal zugänglich machen. Urheberrechtliche Ausnahmen (Schranken) sind Beschränkungen des Exklusivrechts. 
Je mehr freie Nutzung über Ausnahmen möglich ist, desto weniger wert ist das Recht. 

Es steht dabei außer Frage, dass auch die berechtigten Interessen der Nutzer durch das Urheberrecht angemes-
sen berücksichtigt werden müssen. Das System der urheberrechtlichen Schranken hat sich dazu bewährt. Eine 
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Ausweitung dieser Schranken, ist nicht erforderlich. Der Europäische Gerichtshof hat in seinen jüngsten Urteilen 
das Regel/Ausnahmeverhältnis im Urheberrecht zutreffend beschrieben und die Bedeutung des sog. Drei-Stufen-
Tests zu Recht hervorgehoben (vgl. z.B. C- 435/12, ACI Adam u.a.). Keine urheberrechtliche Schranke darf die 
normale Auswertung des Werkes durch den Rechteinhaber beeinträchtigen. Dieser auch völkerrechtlich verbind-
lich geregelte Grundsatz darf nicht in Frage gestellt werden.  

Wir sprechen uns in diesem Kontext gegen die undifferenzierte, systemfremde und kulturell nicht kompatible 
Übertragung des in der US-Rechtsprechung entwickelten Fair-Use-Prinzip in das europäische/deutsche Rechts-
system aus. Eine solche Übertragung würde mehr Rechtsunsicherheit als Rechtsklarheit für alle Akteure schaffen 
ï vor allem auch bei neuen technischen Entwicklungen. 

Weiterhin sollte der im Urheberrecht verankerte Erschöpfungsgrundsatz nicht von körperlichen Werken auf un-
körperliche/digitale Güter wie z.B. E-Books, Presse oder Musik ausgeweitet werden ï dies hätte gravierende Fol-
gen für die Rechteinhaber und die gesamte Medienindustrie. 

Die Benutzung von digitalen Dateien führt anders als bei physischen Produkten nicht zu einem Qualitätsverlust ï 
bei dem Weiterverkauf von digitalen Inhalten, wie z.B. E-Books, würde sich automatisch ein Sekundärmarkt ent-
wickeln ï mit einer perfekten Kopie desselben Produktes (ĂKlon vom Originalñ). Es käme zu einer unbegrenzten 
Vervielfältigung und Weiterveräußerung von digitalen Werken, außerhalb jeglicher Wertschöpfungskette. Rein 
tatsächlich lässt sich nicht sicherstellen, dass ein Werk nach einer Weiterveräußerung gelöscht wird. Die Folge 
wäre eine wundersame Vermehrung von Inhalten. 

Datenschutz 

Aktuell wird das Thema Datenschutz auf europäischer Ebene im Rahmen der EU- Datenschutzgrundverordnung 
diskutiert ï wir begrüßen die von der EU-Kommission angestoßene Zukunftsdebatte zum Datenschutz in der In-
formationsgesellschaft. 

Da es sich beim Datenschutz um ein komplexes Thema handelt, plädieren wir dafür die Diskussionen unter einer 
sorgfältigen Abwägung der beteiligten Interessen und des Nutzens mit den Kosten zu führen. Ein faires Gleich-
gewicht zwischen dem Schutz personenbezogener Daten und wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen muss 
beibehalten werden ï es darf keine übermäßige und unnötige Belastung der Industrie durch Regeln erfolgen. 

Solide und praktikable Datenschutzregelungen müssen einerseits die Chancen und Herausforderungen der Infor-
mationsgesellschaft adressieren und dürfen andererseits nicht die Entwicklung innovativer Geschäftsmodelle 
hemmen. So sollte die Datenverarbeitung innovationsoffen und wettbewerbsfähig gestaltet sein und technische 
Weiterentwicklungen (wie z.B. Cloud Computing und Big Data) ermöglichen. Gleichzeitig gilt es, die Vielfalt bereits 
bestehender und anerkannter Geschäftsmodelle von Unternehmen zu erhalten und die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen zu wahren ï hieran besteht ein gemeinsames Interesse von Verbrauchern und Unternehmen. 

Als ein mögliches Vorbild für die europäische Datenschutzgrundverordnung könnte das 2009 überarbeitete deut-
sche Datenschutzgesetz dienen. Nach intensiver Diskussion hat die große Koalition bei der Novelle des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG) 2009 Lösungen gefunden, die u.a. die Balance zwischen einem sehr hohen Daten-
schutzniveau und legitimer Datenverarbeitung wahrt und auch dem Verbraucher ein erhöhtes Maß an Transpa-
renz bietet. 

So gilt es beispielsweise, den Umfang des Begriffes Ăpersonenbezogene Datenñ und den anerkannten Begriff des 
(relativen) Personenbezugs aus dem BDSG zu wahren, um die anonyme Verarbeitung von Daten auch für die 
Zukunft sicherzustellen und nicht nur bestehende Geschäftsmodelle zu erhalten, sondern auch Anreize für neue 
Geschªftsmodelle zu schaffen. Auch das Kriterium Ăschutzw¿rdige Interessen der Betroffenenñ bei der Interes-
senabwägung im Rahmen der zulässigen Datenverarbeitung ist zu erhalten. Durch dieses Kriterium ist der Schutz 
von Verbrauchern gesichert ï eine umfangreiche Einwilligung in datenschutzrelevante Nutzungen, die der Nutzer 
z.B. bei erstmaliger Registrierung abgibt, sind oftmals inhaltlich für diesen kaum zu überschauen und genügen 
jedoch formal dem Einwilligungserfordernis. Ein weiteres Beispiel ist das bestehende Ăopt-outñ System f¿r die 
Verwendung von persönlichen Daten für Direktmarketing: Dies hat sich als praktikables und transparentes System 
für die Kunden erwiesen. 

Weiterhin ist das im BDSG verankerte und aus dem Grundgesetz abgeleitete Medienprivileg für die Datenverar-
beitung zu journalistisch-redaktionellen Zwecken von hoher Bedeutung für die Pressefreiheit und muss gewahrt 
werden. Wir begrüßen, dass die Bunderegierung auf eine effektive Ausgestaltung des Medienprivilegs bei der 
Ausgestaltung der EU-Datenschutzgrundverordnung achten will und zudem Refinanzierungsmöglichkeiten jour-
nalistisch-redaktioneller Medien erhalten will. 

Werbebeschränkungen 

Wir sprechen uns gegen weitere Werbebeschränkungen und -verbote auf nationaler sowie europäischer Ebene 
aus: Für legale Produkte muss auch legal geworben werden können. Gesellschaftspolitische Probleme lassen 
sich nicht durch Werbeverbote regulieren. Ohne freie Werbung funktioniert die Marktwirtschaft nicht. Werbebe-
schränkungen wie auch -verbote und helfen an dieser Stelle dem Verbraucher nicht weiter und entziehen den 
werbefinanzierten Medienunternehmen die wichtigste Erlösquelle. 
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5. Wo sollten Kompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern präzisiert oder neu geordnet werden 
(mit oder ohne Verfassungsänderung)? Wo kann wie die Kooperation zwischen den unterschiedlichen 
Ebenen verbessert werden? Wo sehen Sie den größten Abstimmungsbedarf zwischen dem Bund und den 
Ländern?  

Es ist erfreulich, dass sich Bund und Länder zukünftig stärker koordinieren und gemeinsam einen regulatorischen 
Rahmen für die digitale/konvergente Medienwelt erarbeiten wollen. Früher bestand Regulierungsbedarf allenfalls 
für einzelne Mediengattungen. Die Umstände, mit denen in der Vergangenheit Regulierung gerechtfertigt wurde, 
ändern sich jedoch in einer konvergenten Medienwelt grundlegend: Schon jetzt steht fest, dass sich die Angebots- 
und Anbietervielfalt nur gewährleisten lässt, wenn der diskriminierungsfreie Zugang zu Plattformen und die Auf-
findbarkeit von Inhalten sichergestellt sind. Ein neuer Verantwortungs- und Aufgabenzuschnitt zwischen Bund und 
Ländern sollte daher insbesondere die Schnittstellenproblematiken zwischen den verschiedenen Rechtsgebieten, 
in denen Medien reguliert werden, identifizieren und auflösen. 

 

6. Welche Erwartungen haben Sie an die geplante Bund-Länder-Kommission Medienordnung hinsichtlich 
neuer Regeln der Aufsicht sowie der Abstimmung zwischen Medien-, Telekommunikations- und Wettbe-
werbsrecht? 

Wir brauchen Chancengleichheit für alle Marktteilnehmer: Neue Regeln der Aufsicht und Abstimmung bedeuten, 
dass Fragen, die zusammengehören, notwendigerweise auch ganzheitlich betrachtet werden müssen. Nur so 
können faire Wettbewerbsbedingungen zwischen allen Marktteilnehmern, ein diskriminierungsfreier Zugang zu 
Plattformen und Inhalten, eine effektive Auffindbarkeit und offene Märkte gesichert werden. 

 

7. Zu welchen Themen wäre im Interesse einer einheitlichen Regelung ein Bund-Länder-Staatsvertrag 
sinnvoll? 

Wer herausragt, soll belohnt werden: Inhalteproduzenten/Rundfunk leisten einen herausgehobenen gesellschaft-
lichen Beitrag. So erfüllt ein Kanal wie n-tv im Verhältnis zu einem Shopping- oder Musiksender besondere (und 
erwünschte) gesellschaftspolitische Anforderungen und stützt barrierefreie Maßnahmen. In seiner Refinanzierung 
ist er aufgrund des Werbeverbots trotzdem eingeschränkt. Entweder sollten daher geltende Bestimmungen auf 
alle Marktteilnehmer ausgeweitet werden, oder es sollten Anreize geschaffen werden, die die Marktteilnehmer 
gezielt motivieren, ihre gesellschaftspolitische Rolle freiwillig wahrzunehmen. 

 

8. Wie sollte/kann ein Regulierungsrahmen aussehen, der mehr nach Inhalten als nach Verbreitungswe-
gen unterscheidet? 

Medienpolitik im Zeitalter von Digitalisierung und Globalisierung bezieht die Nutzerperspektive mit ein: Fernsehen, 
Online, Hörfunk und Print gehen ineinander auf. Die Konsumenten wollen bspw. ein gutes Nachrichtenangebot ï 
unabhªngig davon ob sie das Angebot formal als ĂRundfunkñ oder ĂOnlinedienstñ erreicht. Es gilt also festzulegen, 
welche konkreten Schutzgüter Regulierungsziele sind und wo deren Anwendungsbereiche liegen. Im Wesentli-
chen sind das die Bereiche Jugendschutz, Menschenwürde und Meinungsvielfalt. 
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Bundesverband Informationswirt-

schaft, Telekommunikation und 

neue Medien e.V. (BITKOM) 

Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien e.V. vertritt mehr als 2.200 Un-
ternehmen, davon ¿ber 1.400 Direktmitglieder mit etwa 140 Milliarden Euro Umsatz und 700.000 Beschªftigten. 
Hierzu zªhlen Anbieter von Software & IT-Services, Telekommunikations- und Internetdiensten, Hersteller von 
Hardware und Consumer Electronics sowie Unternehmen der digitalen Medien. Der BITKOM setzt sich insbeson-
dere f¿r eine Modernisierung des Bildungssystems, eine innovative Wirtschaftspolitik und eine zukunftsorientierte 
Netzpolitik ein. 

Die SPD-Bundestagsfraktion startete im April 2014 eine umfangreiche Konsultation zur Reform der Medien- und 
Kommunikationsordnung.   

BITKOM begr¿Çt diese Initiative und erlaubt sich mit der vorliegenden Stellungnahme, Anregungen zu den ein-
zelnen Fragen wie folgt zu ¿bermitteln:  

 

I. Grundsatzfragen  

1. An welchen Prinzipien und Zielen sollte sich eine zeitgemªÇe Medien- und Kommunikationsordnung 
insbesondere orientieren? 

Bei der Verstªndigung auf Regulierungsziele der Medien- und Kommunikationsordnung sollten die von der Kon-
vergenz ausgelºsten technischen Entwicklungen und Marktverªnderungen ganzheitlich betrachtet werden. Re-
gulierung ist kein Selbstzweck, sondern dient stets der Erf¿llung konkreter, gesellschaftspolitisch und wirtschafts-
politisch gew¿nschter Ziele. Die Verªnderungen einer konvergenten Medienwelt erfordern, dass wir die Ziele so-
wie die bestehende Regulierung und die eingesetzten Mittel mit Blick auf diese Ziele ¿berpr¿fen. Gleichzeitig 
sollten die Zielbestimmungen klare Leitlinien f¿r den Abwªgungsfall sowie eine eindeutige Zuordnung der Zustªn-
digkeiten und Entscheidungsprozessen aufzeigen.  

Insbesondere folgende Leitlinien sollten die konvergente Medien- und Kommunikationsordnung prªgen:  

¶ Anerkennung der jeweiligen Beitrªge von Infrastruktur-, Plattform-, Dienste- und Inhalteanbietern f¿r das Ge-
lingen privater und ºffentlicher Kommunikation als Grundlage f¿r eine prosperierende Medien- und Kommuni-
kationswirtschaft; 

¶ Faire Balance zwischen Rechten und Pflichten von Infrastrukturen und Inhalten; 

¶ Der Grundsatz der Technologieneutralitªt sollte konsequent angewandt werden. Regelungen, die ¿berwiegend 
mit Blick auf eine bestimmte Technologie getroffen werden, kºnnen bei der anhaltend schnellen technologi-
schen Entwicklung bald wirkungslos werden oder sogar gegenteilige Wirkungen entfalten. Die Rechtsetzungs-
tradition verlangt abstrakte Regelungen, so dass eine Vielzahl von Sachverhalten ï auch solche, die zum 
Zeitpunkt der Gesetzgebung unbekannt waren ï hierunter gefasst werden kºnnen; 

¶ Offenhalten der Medien- und Kommunikationsordnung f¿r neue Geschªftsmodelle als Grundlage f¿r Wettbe-
werb, Innovation und Wachstum; 

¶ Unterst¿tzung der wachsenden Vielfalt von Telekommunikations- und Medien-Angeboten und -Diensten durch 
Entwicklungsfreiheit und Fºrderung wettbewerbsorientierter Mªrkte;  

¶ Im Telekommunikationsbereich hat sich der geltende Regulierungsrahmen grundsªtzlich bewªhrt: Der Wett-
bewerb verschiedener TK-Infrastrukturen und Anbieter hat eine vielfªltige Netz-und Produktlandschaft hervor-
gebracht. Regulierungskonzepte und ïauflagen sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene m¿ssen auf-
grund der Dynamik der Branche regelmªÇig ¿berpr¿ft und ggf. modernisiert werden; 

¶ Die regulatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r funktionsgleiche Kommunikationsdienste von 
Netzbetreibern als auch von Telemediendienste-Anbietern sollten, dort wo sie nachweislich konkurrieren, ei-
nen chancengleichen Wettbewerb ermºglichen; 

¶ Ziel muss es ferner sein, so viel wie mºglich an privaten, eigenwirtschaftlichen und wettbewerbsoffenen In-
vestitionen in den zukunftsfªhigen Breitbandausbau auszulºsen. Um auch diejenigen Regionen zu versorgen, 
in denen ein marktgetriebener weiterer Ausbau nicht realisierbar ist, sind zusªtzlich zu den Investitionen der 



ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  75 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

Wirtschaft gezielte und technologieneutrale FºrdermaÇnahmen einzusetzen. Private Investitionen d¿rfen je-
doch nicht durch staatlich gefºrderte Investitionen entwertet werden und Wettbewerbsverzerrungen unterlie-
gen; 

¶ Im Bereich der Medien m¿ssen gegebenenfalls gesellschaftspolitisch gew¿nschte regulatorische Bevorzugun-
gen einzelner Mediengattungen oder Inhalte angemessene Kompensationsmechanismen auf Seiten der (Inf-
rastruktur- oder Plattform-) Anbieter, f¿r die Bevorzugung, die einen Eingriff bedeutet, gegen¿berstehen. 

Von grundsªtzlicher Bedeutung ist der ausgewogene, angemessene und zieladªquate Einsatz von Regulierungs-
instrumenten. Mit Blick auf die Bestimmung der Regulierungsziele und regulatorische Eingriffe sollten die Markt- 
und Technologie-Entwicklungen auf EU- sowie auf internationaler Ebene Ber¿cksichtigung finden. 

Insbesondere bei der Verfolgung von illegal verbreiteten digitalen Inhalten ist die rein nationale Betrachtung re-
gelmªÇig nicht mehr ausreichend. Derartige Inhalte kºnnen grenz¿berschreitend abgerufen werden. Schutz ver-
mºgen hier vor allem  international angeglichene Regelungen und Rechtsverfolgung sowie Vollstreckung zu bie-
ten. Stets sind die regelmªÇig betroffenen Grundrechte der Meinungs-, Informations- und Kommunikationsfreiheit, 
das Recht auf Eigentum (insbesondere das Urheberrecht) sowie die Berufsfreiheit von Anbietern angemessen zu 
ber¿cksichtigen. Ein Ausgleich dieser Rechte sollte im Lichte der Innovationsoffenheit erfolgen.  

 

2. Warum und inwieweit ist eine Reform der Medien- und Kommunikationsordnung sinnvoll oder notwen-
dig?  

Die heutige Medien- und Kommunikationsordnung setzt auf dem Zustand getrennter Distributionswege f¿r unter-
schiedliche Kommunikationsarten auf ï Fernindividualkommunikation ¿ber Telefonnetze, Rundfunk ¿ber Terrestrik 
und breitbandige Netze und Presse ¿ber die Distribution kºrperlicher Trªger.  

Diese Wirklichkeit ist jedoch ¿berholt. Insbesondere die Technologie hat die Rahmenbedingungen erheblich ver-
ªndert und zu einer zunehmenden Aufhebung der Grenzen gef¿hrt. NGN-Netze kºnnen heute nicht mehr nur 
diejenigen Daten ¿bertragen, f¿r die sie urspr¿nglich gebaut wurden, sondern alle Daten, die digitalisierbar sind. 
So sind eine TV-¦bertragung ¿bers Telefonnetz und Telefongesprªche ¿ber das Fernsehkabelnetz mºglich.  

Zudem wird auch das offene Internet selbst wie ein Transportmedium genutzt, was dazu f¿hrt, dass typische 
Kommunikationsdienste heute auch von Anbietern bereitgestellt werden kºnnen, die keine klassischen Netzbe-
treiber sind. Die Konvergenzentwicklung, die bestªndige Fortentwicklung moderner Technologien, das Auftreten 
neuer Dienste und die damit einhergehende enorme Vermehrung des Datenverkehrs (+21% p.a.)3 machen es 
erforderlich, eine zukunftstrªchtige Infrastruktur auf- und auszubauen.  

In der Medienlandschaft manifestiert sich die Konvergenz insbesondere in dem Zusammenwachsen von Netz-
technologien und ¦bertragungstechniken sowie in dem zunehmenden Verschmelzen der Anwendungen und der 
Endgerªte. Entsprechend ªndert sich auch das Nutzerverhalten: Neben einem stetig wachsendem TV-Konsum 
wird gleichzeitig das Internet verstªrkt genutzt, wobei eine zunehmende Nachfrage nach einem individualisierten, 
interaktiven und sozialen Mediennutzungserlebnis zu erkennen ist. 

Bei diesen strukturellen Entwicklungen ªndern sich insbesondere die Akteure. Zu den klassischen Playern der 
Rundfunklandschaft ï also den privaten und ºffentlich-rechtlichen Sendern und den Infrastrukturbetreibern ï tre-
ten vermehrt neue ï zum Teil internationale ï Anbieter aus dem Bereich der Telekommunikationsindustrie, der 
Internet-Anbieter sowie der Endgerªtehersteller hinzu. All diese Akteure entwickeln neue, teils ergªnzende, teils 
konkurrierende, Erlºs- und Geschªftsmodelle und bedienen sich dabei verschiedener Verbreitungstechnologien. 

Durch die neuen Akteure ªndert sich wiederum das [Medien-]¥kosystem und mit ihm die Wettbewerbsstruktur. 
Endgerªteplattformen, mobile Plattformen und Internet-Plattformen sind nicht mehr zwingend an eine eigene Net-
zinfrastruktur gebunden. Sie sind davon zunehmend entkoppelt. Eine starke Marktposition kann sich heute auch 
ohne Netz- oder Inhalte-Inhaberschaft herausbilden.  

Die konkrete Bedeutung von Online-Angeboten wie Internetportalen oder Web 2.0-Angeboten f¿r die Meinungs-
bildung und f¿r die Vielfaltsicherung, gerade f¿r diejenigen Generationen, die mit dem Internet aufwachsen und 
nicht mehr die klassischen Medien konsumieren, sollte kommunikationswissenschaftlich insbesondere auf Dere-
gulierungspotentiale des ¿berholten Medienrechtsrahmens untersucht werden. 

Die Reformbed¿rftigkeit der Medien- und Kommunikationsordnung ergibt sich daraus, dass sie noch auf einer 
divergenten Medienwelt aufsetzt und die oben geschilderten Technologie- und Marktentwicklungen nicht ausrei-
chend ber¿cksichtigt. Sie bildet die konvergente Medienrealitªt und sich wandelnde Krªfteverhªltnisse nicht mehr 
ab. Sie wird auÇerdem durch verschiedene Rechtsgebiete erfasst, welche unterschiedliche Regulierungsziele 
verfolgen und daf¿r unterschiedliche Instrumente einsetzen. Schutzg¿ter geraten dadurch in Zielkonflikt und Re-
gulierungsinstrumente werden weder hinreichend kohªrent, noch adªquat angewandt. Der Rundfunk unterliegt in 
seiner Doppelfunktion als Wirtschafts- und Kulturgut anders als die anderen Bereiche nicht rein ºkonomischen 
Mechanismen. Da das geltende Medienrecht auf den Schutz der Meinungsvielfalt fokussiert, trªgt es den schutz-
w¿rdigen Interessen von Infrastruktur- oder Plattformanbieteranbietern nicht hinreichend Rechnung. Dabei sollten 

                                                           

3Quelle: Cisco Visual Networking Index: Forecast and Methodology, 2013ï2018 

http://www.cisco.com/c/en/us/solutions/collateral/service-provider/ip-ngn-ip-next-generation-network/white_paper_c11-
481360.html 
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Investitionsleistungen dieser in ¦bertragungsnetze und Plattformen in einer konvergenten Medienordnung besser 
gew¿rdigt werden. Ein kohªrenter Regelungsrahmen und die Abstimmung der betroffenen Gesetze aufeinander 
wªre insbesondere notwendig in Bezug auf Plattformen (TKG, UrhR, RStV - vgl. Antworten auf Fragen 28, 29, 36, 
61 und 62) sowie Frequenzen und Breitband (TKG, RStV ï vgl. Antworten auf Fragen 30 und 31).   

Die medienregulatorischen Vorgaben f¿r europªische Unternehmen sollten im Hinblick auf eine zunehmende Glo-
balisierung des Medienmarktes so angepasst werden, dass die Wettbewerbsfªhigkeit europªischer Anbieter im 
weltweiten Wettbewerb gestªrkt und gleichzeitig das Potential des EU-Binnenmarktes erhºht wird. Solche Anpas-
sungen sollten aus unserer Sicht durch die Lockerung der aktuellen medienregulatorischen Verpflichtungen erfol-
gen. Jedenfalls sollte eine pauschale Ausweitung der Medienregulierung vermieden und die Auswirkung diverser 
Dienste auf die Meinungsvielfalt empirisch untersucht werden. Vergleichbare Gefªhrdungslagen f¿r die Meinungs-
vielfalt m¿ssten gleich behandelt werden. Wenn allerdings f¿r unterschiedliche Dienste eine unterschiedliche Mei-
nungsbildungsrelevanz erwiesen wird, bedarf es einer Abstufung auch in der Regulierung. Je nach der Stªrke der 
Meinungsbildungsrelevanz des Dienstes sollte eine differenzierte regulatorische Behandlung zur Geltung kom-
men. 

Im Telekommunikationsbereich hat sich der geltende Regulierungsrahmen grundsªtzlich bewªhrt: Der Wettbe-
werb verschiedener TK-Infrastrukturen und Anbieter hat eine vielfªltige Netz-und Produktlandschaft hervorge-
bracht. Regulierungskonzepte und -auflagen sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene m¿ssen aufgrund der 
Dynamik der Branche regelmªÇig ¿berpr¿ft und ggf. modernisiert werden. 

 

3. In welchen Bereichen sehen Sie den drªngendsten Anpassungsbedarf?  

BITKOM erachtet  insbesondere in folgenden Bereichen eine politische Auseinandersetzung als notwendig: 

¶ Reform der Plattformregulierung (vgl. Antworten auf Fragen 34, 35, 36, 37 und 39); 

¶ ¦berpr¿fung des Abgrenzungskriteriums der Linearitªt im Rahmen der AVMD-RL (vgl. Antwort auf Frage 48);  

¶ Technologieneutrale Ausgestaltung des Urheberrechts (vgl. Antwort auf 62); 

¶ Harmonisierung der Rahmenbedingungen f¿r funktionsgleiche OTT4- und TK-Kommunikations-Dienste (vgl. 
Antworten 42 und 52). 

 

4. Wo sollte es mºglichst keine  nderungen geben? Was gilt es in besonderer Weise zu bewahren? 

BITKOM ist davon ¿berzeugt, dass Wettbewerb und Differenzierung die Angebotsvielfalt und Entwicklung tech-
nologischer Innovationen grundlegend und nachhaltig fºrdern.  

Eine konvergente Kommunikations- und Medienordnung sollte an den Grundsªtzen der Technologie- und Inno-
vationsoffenheit und des Schutzes des geistigen Eigentums festhalten. Auch k¿nftig sollte zudem eine Offenheit 
bei der Fºrderung des Breitbandausbaus an den Tag gelegt werden. 

Zu erhalten ist ferner das Haftungsregime des Telemediengesetzes; die darin gefundene Balance zwischen Ei-
gentums-/Informations-/Unternehmensfreiheiten sowie Datenschutz und Fernmeldegeheimnis einschlieÇlich Si-
cherheit und Effizienz der Netzinfrastruktur sollte bewahrt werden (vgl. Antwort auf Frage 51). 

Im Hinblick auf Netzneutralitªt bedarf es aus Sicht des BITKOM keiner gesetzlichen Regelung (vgl. Antworten auf 
Fragen 33 und 50). 

BITKOM sieht ferner keinen Bedarf, im Interesse der Angebotsvielfalt weitere Einschrªnkungen der kommerziellen 
Kommunikation (Werbeverbote bzw. -beschrªnkungen) einzuf¿hren.   

 

5. Wo sollten Kompetenzen zwischen dem Bund und den Lªndern prªzisiert oder neu geordnet werden 
(mit oder ohne Verfassungsªnderung)? Wo kann wie die Kooperation zwischen den unterschiedlichen 
Ebenen verbessert werden? Wo sehen Sie den grºÇten Abstimmungsbedarf zwischen dem Bund und den 
Lªndern?  

Grundsªtzlich erscheint eine konvergente Medienregulierung nur aus einem Guss mºglich zu sein. Die unter-
schiedliche Zielausrichtung der Regulierungssysteme wird an der Schnittstelle zwischen Medien (in ihrer Doppel-
funktion als Kultur- und Wirtschaftsgut) und Infrastrukturen (freier Wettbewerb, Wachstum, Innovation) besonders 
deutlich. Die Definition gemeinsamer Regulierungsziele f¿r die Medien- und Kommunikationsordnung (siehe Ant-
wort auf Frage 1) w¿rde insofern einen ersten Schritt in die richtige Richtung darstellen.  

An dieser Stelle wird auf die Antworten zu den Fragen 10, 29, 31, 44, 59, 61 und 75 verwiesen. 

 

                                                           

4Begriffsbezeichnung für Angebote die Ăauf dem Internet-Zugang" aufsetzen. 
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6. Welche Erwartungen haben Sie an die geplante Bund-Lªnder-Kommission Medienordnung hinsichtlich 
neuer Regeln der Aufsicht sowie der Abstimmung zwischen Medien-, Telekommunikations- und Wettbe-
werbsrecht?  

Vordringlichste Erwartung der Industrie an Bund und Lªnder ist der Nachweis der Handlungs- und Reformfªhigkeit 
und die Bereitschaft, in den fraglichen Rechtsgebieten die legitimen Refinanzierungsinteressen von Infrastruktur-
, Plattform- sowie Inhalte- und Diensteanbietern gleichberechtigt unter Wahrung der ¿bergeordneten gesell-
schaftspolitischen und wirtschaftspolitische Ziele zum Ausgleich zu bringen. Bisherige Initiativen f¿r eine bessere 
Koordinierung der Bundes- und Landeskompetenzen an der Schnittstelle von Rundfunk und Telekommunikation, 
z.B. die Bund-Lªnder-Arbeitsgruppe, haben in den vergangenen Jahren keinen greifbaren Fortschritt an den Tag 
gelegt. 

Im Rahmen der Bund-Lªnder-Kommission sollten die Politik bzw. die Gesetzgeber sich auf klare Zielstellungen 
verstªndigen, die Zielrichtungen und Verfahren der einzelnen Regulierungsrahmen aufeinander abstimmen und 
die Anwendungsprozesse aktiv begleiten (vgl. auch Antwort zu Frage 1). Aufgabe der Kommission sollte es zudem 
sein, faire Wettbewerbsbedingungen und einen Interessenausgleich f¿r alle betroffenen Marktakteure zu schaffen 
(z. B. im Medienbereich ein ggf. noch erforderliches MaÇ der Vorkehrungen zur Vielfaltssicherung bei gleichzeiti-
ger Ausbalancierung der Rechte und Pflichten von Infrastruktur-, Plattform- und Inhalteanbietern). 

In Bezug auf Sachverhalte an der Schnittstelle von Medien- und Telekommunikationsrecht kºnnte ein besserer 
Austausch und eine bessere Koordinierung zwischen den Bundes- und Landesbehºrden auch im TKG, TMG und 
im RStV entsprechend verankert werden. Dabei wªren konkrete Vorgaben zur Zusammenarbeit der zustªndigen 
Behºrden und verbindliche Mitwirkungsrechte der Betroffenen festzuhalten, um ein effektives, transparentes Ver-
fahren zu gewªhrleisten. Soweit beispielsweise Institutionen auf der Basis des Medienrechts der Lªnder faktisch 
¿ber wirtschaftspolitische Fragen mitentscheiden, wªre das Einvernehmen mit der Aufsicht nach GWB herzustel-
len (vgl. Antworten auf Fragen 10, 29 und 44).  

Sowohl f¿r die Inhalte- als auch f¿r die Datenschutzregulierung im Telemedienbereich sind die Aufsichtsbehºrden 
der Lªnder zustªndig. Aus dieser bundesweit verteilten Rechtsaufsicht ergeben sich hªufig Regulierungsinterde-
pendenzen als Folge differenzierender Rechtsauffassungen und Gesetzesauslegungen. Aus Sicht des BITKOM 
wªre es sinnvoll, wenn Landesmedienanstalten und Datenschutzbehºrden im Telemedienbereich jeweils eine ge-
meinsame Stelle schaffen w¿rden, die bundesweit alle Aufsichtsverfahren koordiniert und eine Stringenz der Re-
gulierung sicherstellt (One-Stop-Shop); (vgl. Antwort auf Frage 51). 

Mit Blick auf die zuk¿nftige Nutzung des 700 MHz-Bandes sind eine Einigung zwischen Bund und Lªndern und 
damit verlªssliche politische Vorgaben zwingend erforderlich, damit sich Deutschland im Rahmen der internatio-
nalen Diskussion und der WRC-Vorbereitung eindeutig positionieren kann (vgl. Antwort auf Frage 31). 

 

7. Zu welchen Themen wªre im Interesse einer einheitlichen Regelung ein Bund-Lªnder-Staatsvertrag 
sinnvoll?  

Zunªchst ist (zwischen Bund und Lªndern) die Frage zu klªren, ob Gegenstand des Staatsvertrages inhaltliche 
(materielle) Regelungen oder Fragen der Verfahrensabstimmung sein sollen. Hierbei sei auf die in der Antwort auf 
Frage 1 beschriebenen Grundsªtze f¿r eine zeitgemªÇe Medien- und Kommunikationsordnung verwiesen.  

Eine einheitliche Regelung im Rahmen eines Bund-Lªnder-Staatsvertrages ist f¿r alle Kollisionsfªlle zwischen 
Medienrecht einerseits und Telekomminikations-, Wettbewerbs- und Urheberrecht andererseits sinnvoll.  

Es bedarf eines verstªrkten, formalisierten Austauschs zwischen Bund und Lªndern zu den besonders betroffenen 
Querschnittsthemen Medienrecht, Kartellrecht und Infrastrukturregulierung.  

 

8. Wie sollte/kann ein Regulierungsrahmen aussehen, der mehr nach Inhalten als nach Verbreitungswe-
gen unterscheidet?  

Ankn¿pfungspunkte f¿r den Regulierungsrahmen, der sich (mehr) nach Inhalten richtet, m¿ssen die gesch¿tzten 
Rechte sein, die ber¿hrt werden. Die neu definierten Regulierungsziele m¿ssten diese widerspiegeln und ihnen 
sollten geeignete Rechtsmittel in abstrakter Form zur Seite gestellt werden. Als Schutzg¿ter im Medienbereich 
erscheinen im Wesentlichen die Menschenw¿rde, die Meinungsvielfalt und der Jugendschutz relevant zu sein. 
Die Anwendung auf den konkreten Einzelfall bleibt Sache der befassten Behºrden und insbesondere der Gerichte. 

Aufgrund der zunehmenden Austauschbarkeit althergebrachter und neuartiger Verbreitungswege und Inhaltean-
gebote ist eine umfassende medienrechtliche Regulierung (ex-ante-Aufsicht) aller Verbreitungswege nicht mehr 
zielf¿hrend. Ein neuer Regulierungsrahmen f¿r Medien sollte sich daher auf die Formulierung von konvergenten 
Regulierungszielen, die Bereitstellung von Fºrderungsinstrumenten und eine ex-post-Missbrauchsaufsicht nach-
weislich markt- und meinungskritischer Angebote fokussieren.  

BITKOM ist der Auffassung, dass die Evaluierung des gegenwªrtigen Regulierungsrahmens f¿r Medien durch 
empirische Untersuchungen untermauert werden sollte. Diese Untersuchungen sollen erforschen, welche Auswir-
kungen diverse (audiovisuelle) Dienste auf die Gesellschaft haben und ¿ber welche Auswahl- und Steuerungs-
mºglichkeiten die Nutzer bez¿glich dieser Dienste verf¿gen. Wenn sich Dienste hinsichtlich ihrer Funktionalitªt 
und ihrer Auswirkung auf die Gesellschaft als vergleichbar erweisen, sollten diese unter die gleichen regulatori-
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schen Rahmenbedingungen fallen, unabhªngig davon, ob sie derzeit als lineare oder nichtlineare Dienste klassi-
fiziert sind. Ziel muss sein, den Grundsatz der Technologieneutralitªt konsequent anzuwenden und Asymmetrien 
zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, und zwar in Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette. Aus 
Sicht des BITKOM sollte dies durch den Abbau der gegenwªrtigen Regulierungsdichte und -tiefe im Mediensektor 
erfolgen. Regulatorische MaÇnahmen sollten lediglich die Ausnahme bleiben. Je hºher die Nutzerautonomie und 
je geringer die Auswirkung des Dienstes auf die Gesellschaft sind, desto niedriger sollte das Regulierungsniveau 
sein. Daraus folgt das Prinzip einer abgestuften Regulierung: Hierbei wird der Grad der Regulierung von der 
(Meinungsbildungs-)Relevanz eines Angebotes oder Dienstes abhªngig gemacht, wobei die Relevanzpr¿fung 
insbesondere die potentielle technische Reichweite sowie die Auswahl- und Steuerungsmºglichkeiten der Nutzer 
bez¿glich der Dienste ber¿cksichtigen sollte.  

Ergªnzend kºnnten medien- und kulturpolitisch gew¿nschte Angebote, die sich nicht aufgrund der Marktnachfrage 
entwickeln, durch ºffentliche Fºrderung und Anreizmodelle unterst¿tzt werden. Sofern ºffentliche Angebote die 
gesellschaftspolitisch gew¿nschten MaÇe an Spezialprogrammen (z.B. werbefreie Nachrichten, Kinder- und Bar-
rierefreie-Programme) nicht vollstªndig herausbringen kºnnen, kºnnten diese auch durch private Anbieter auf 
Basis freiwilliger Optierung zur Verf¿gung gestellt werden. Mit Blick auf die Sicherung von Vielfalt und Qualitªt 
dieser Inhalte sollte das Fºrderungs- und Anreizsystem - aus Zuschauersicht - an der Angebot-Seite ansetzten. 
Das heiÇt in erster Linie sollte die Entstehung qualifizierter Inhalte, also die Produktion, unterst¿tzt werden und 
nicht ihre Verbreitung. Denn das Anbieten von Inhalten ¿ber leistungsfªhigere ¦bertragungsnetzte und im offenen 
Internet stºÇt im wesentlich geringeren MaÇe auf Marktzutrittsbarrieren und Kapazitªtsknappheit, was in Zeiten 
der analogen Verbreitung den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung bildete.  

BITKOM ist der Auffassung, dass die konkrete Ausgestaltung des Anreizsystems, insbesondere hinsichtlich der 
Qualitªtsanforderungen (ĂKriterienñ) und Anreize (ĂGewªhrungenñ) sowie ihrer Bewertung, empirisch untermauert 
und wissenschaftlich begleitet werden sollte. Die Qualitªtsanforderungen und die Anreize sollten so definiert sein, 
dass sie einerseits transparent und andererseits praktisch umsetzbar sind. Generell sollten solche Privilegien, die 
in die Rechte Dritter eingreifen, mºglichst vermieden, jedenfalls aber restriktiv gehandhabt werden. Alle Beg¿ns-
tigungen, die eine Verpflichtung Dritter (z. B. eines Plattformanbieters) mit sich bringen w¿rden, stellen einen 
Eingriff in die unternehmerischen Freiheiten dieser Dritten dar. Solche Privilegien, die dennoch in die Rechte Drit-
ter eingreifen, sind im Rahmen des Anreizsystems Kompensationsregelungen gegen¿berzustellen (vgl. Antwort 
auf Frage 40). 

 

II. Medienkonzentrationsrecht / Rundfunkrecht / Kar-

tellrecht 

9. Welche aktuellen Konfliktlinien verlaufen zwischen GWB und Rundfunkstaatsvertrªgen? Welche kon-
kreten Folgen haben die Konflikte f¿r die betroffenen Unternehmen?  

Die Fªlle Springer/Pro7Sat1, Amazonas oder Germanys Gold werden vielfach als Beispiele f¿r solche Konfliktli-
nien angef¿hrt. Dabei wªre es zu pr¿fen, ob eventuelleKonflikte letztlich auf unterschiedliche Regulierungsziele 
im GWB und im RStV zur¿ckzuf¿hren sind. Ein etwaiger Widerspruch der Ziele wªre sodann aufzulºsen.   

Wir stellen fest, dass Anbieter, die einer nationalen bzw. EU-Regelung unterliegen, zunehmend im Wettbewerb 
mit internationalen Anbietern stehen, die nicht diesen Regelungen unterworfen sind. Die medienregulatorischen 
Vorgaben f¿r europªische Unternehmen sollte daher insoweit angepasst werden, dass deren Wettbewerbsfªhig-
keit im globalen Wettbewerb gestªrkt und gleichzeitig das Potential des EU-Binnenmarktes erhºht wird. Solche 
Anpassungen sollten aus unserer Sicht durch die Lockerung der aktuellen medienregulatorischen Verpflichtungen 
erfolgen.  

Ein anderer Problembereich betrifft das Verhªltnis zwischen kartellrechtlichen und rundfunkstaatsvertraglichen 
Nichtdiskriminierungspflichten von Plattformbetreibern. Wªhrend das GWB einen von Wettbewerb und unter-
schiedlicher Verhandlungsmacht geprªgten Verhaltensspielraum ï etwa bei der Frage der Gestaltung von Ein-
speisungskonditionen in Kabelnetze ï erlaubt, sind die nach RStV geltenden MaÇstªbe unklar. Nach Ansicht des 
BITKOM d¿rfen auch im Rundfunkrecht Nichtdiskriminierungspflichten nicht auf die Pflicht zu einer unterschieds-
losen Gleichbehandlung oder schlichten Meistbeg¿nstigung hinauslaufen.  

 

10. Wo m¿ssten Anpassungen vorgenommen werden? Welche Akteure m¿ssen wie einbezogen werden 
und welche Kompetenzen sind neu zu ordnen?  

Die enge Fokussierung sowohl der Medienregulierung auf nationale Rundfunkmªrkte als auch des Wettbewerbs-
rechts auf entgeltpflichtige Leistungsstrºme verhindert eine realitªtsnahe Beurteilung heutiger Machtverhªltnisse 
in Medienmªrkten oder bei Internetdiensten. 

Notwendiger als eine Debatte ¿ber die Zustªndigkeiten der einzelnen Bundes- und Landes-Regulierungsinstituti-
onen ist daher ein Konsens ¿ber Regulierungsziele, Instrumente zur Erfassung neuartiger Machtkonstellationen 
und abgestimmter, vorhersehbarer Regulierungseingriffe. Dabei sollten die Regulierungseingriffe der medienre-
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gulatorischen Institutionen in Bezug auf die Bewertung der Meinungsmacht und der wettbewerbsrechtlichen Re-
gulierungsinstitutionen in Bezug auf die Einschªtzung der Nachfrage- und Anbietermacht besser aufeinander ab-
gestimmt werden. 

Die Federf¿hrung und Umsetzung dieser regulatorischen Eingriffe sollten eher bei den wettbewerbsrechtlichen 
Regulierungsinstitutionen auf Bundesebene verankert werden, die sich ¿ber einen Regulierungsbedarf mit den 
Institutionen auf Lªnderebene abstimmen sollten. Jedenfalls sind Konfliktlinien im Sinne einer Angleichung medi-
enrechtlicher Verhaltensanforderungen und kartellrechtlicher MaÇstªbe zu beseitigen bzw. d¿rfen sie gar nicht 
erst durch unterschiedlich angewendete MaÇstªbe entstehen. 

 

12. Inwieweit sollte der Funktionsauftrag der ºffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angepasst wer-
den?  

Die Aufgaben des ºffentlich-rechtlichen Rundfunks kºnnen in einem dualen System auch in der heutigen Zeit nicht 
uneingeschrªnkt sein. Zwischen den Interessen der Beitragszahler und der daraus resultierenden grºÇtmºglichen 
Programmvielfalt sowie den Interessen der privaten Medien- und Plattformanbieterist ein verhªltnismªÇiger Aus-
gleich zu bilden. 

Es liegt nahe, dass der zunehmende Bedeutungsverlust der Linearitªt als Abgrenzungskriterium eine Ausweitung 
des Auftrags des ºffentlich-rechtlichen Rundfunks im Bereich der nicht-linearen Angebote mit sich bringt. Um die 
negativen wirtschaftlichen Auswirkungen auf den privatwirtschaftlichen Teil des dualen Systems so gering wie 
mºglich zu halten, wird in diesem Zusammenhang eine Einschrªnkung der kommerziellen Mºglichkeiten beim 
ºffentlich-rechtlichen Rundfunk angeregt. 

Dar¿ber hinaus sollte eine klare Abgrenzung von Marktangeboten, kulturpolitisch gew¿nschten Zusatzangeboten 
und besonders privilegierten Angeboten vorgenommen werden. Etwaige Privilegien sollten vorzugsweise auf po-
sitive Anreize setzen, beispielsweise Finanzierungsunterst¿tzung (z.B. aus Mitteln der Haushaltsabgabe) oder 
Gewªhrung von mehr Handlungsfreiheit (z.B. im Bereich  Werberegulierung). Generell sollten solche Privilegie-
rungen, die in die Rechte Dritter eingreifen, mºglichst vermieden, jedenfalls aber restriktiv gehandhabt werden. 
Falls sie f¿r erforderlich gehalten werden, wªren diesen auÇerdem zwingend Kompensationsregelungen gegen-
¿berzustellen. 

In den Auseinandersetzungen der Kabelnetzbetreiber mit den ºffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten um die 
Zahlung von Einspeisungsentgelten zeigt sich immer mehr, dass der Funktionsauftrag der Anstalten mit Blick auf 
die Verbreitung ihrer Programme nicht hinreichend klar geregelt ist. Das Rundfunkrecht geht in Historie und Praxis 
davon aus, dass es sich bei der Kabeleinspeisung um eine werthaltige Leistung handelt. De facto f¿hrt der Must-
carry-Anspruch der ºffentlich-rechtlichen Sender jedoch zu einer massiven Wettbewerbsverzerrung. Der Must-
carry-Anspruch versetzt die Anstalten in die Lage, die Verbreitung in Kabelnetzen ï entgegen langjªhriger Ver-
tragspraxis ï unentgeltlich in Anspruch zu nehmen. Demgegen¿ber muss etwa die Verbreitung ¿ber Satellit und 
terrestrische Netze (mangels entsprechender Must-carry-Verpflichtungen) weithin am Markt beschafft, d. h. be-
zahlt werden. Der Funktionsauftrag ist deshalb um eine dezidierte Pflicht zur Verbreitung der ºffentlich-rechtlichen 
Programme ¿ber die rundfunkrechtlich relevanten Netze und Plattformen zu Wettbewerbsbedingungen zu ergªn-
zen.  

 

13. Ist der Funktionsauftrag (insbesondere im nicht-linearen Bereich) hinreichend definiert? Inwiefern be-
steht konkreter Regelungsbedarf um die Online-Angebote des ºffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei-
spielsweise der Tagesschau-App? 

Die konkrete Ausgestaltung des Funktionsauftrages der ºffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und auch der 
Online-Angebote darf nicht dergestalt erfolgen, dass hier Regelungen und Anforderungen zu Lasten von Dritten, 
wie Netzbetreibern, vorgenommen werden (wie z. B. ein grundsªtzlich unentgeltliches Erbringen  technischer 
Dienstleistungen oder eine uneingeschrªnkte Vorgabe an Anbieter von Benutzeroberflªchen, derartige Angebote 
besonders prominent oder zu Lasten anderer Dienste zu platzieren). 

 

14. Sollte das sog. Dreistufenmodell angepasst / ausgebaut werden?  

Von Seiten des BITKOM wird die bisherige Anwendung des Dreistufenmodells kritisch gesehen. Erst bei korrekter 
Umsetzung bzw. Anwendung der vorgegebenen MaÇnahmen lªsst sich durch eine Evaluation der bisherigen Er-
fahrungen konkreter Anpassungsbedarf feststellen, um auf diese Weise ein leistungsfªhigeres und zielf¿hrendes 
Verfahren zu entwickeln. 

 

15. Wie kann sichergestellt werden, dass ºffentlich-rechtliche Inhalte lªnger online verf¿gbar sind (7-Tage-
Regelung) und welche Rahmenbedingungen m¿ssten hier wie geªndert werden?  

Der Rundfunkstaatsvertrag enthªlt zu dieser Problematik klare Vorgaben, die aufgrund ihrer beihilferechtlichen 
Relevanz auch keine Interpretationsspielrªume erlauben.  

 nderungen der Verweildauer sind nicht erforderlich und w¿rden den mit der EU-Kommission gefundenen Kom-
promiss in Frage stellen. 
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BITKOM erkennt das Bed¿rfnis an, aus Rundfunkbeitrªgen finanzierte Inhalte ¿ber die lineare Ausstrahlung hin-
aus der ¥ffentlichkeit zur Verf¿gung zu stellen. Insgesamt sei aber darauf hingewiesen, dass durch dauerhaftes 
unentgeltliches Anbieten marktrelevanter ºffentlich-rechtlicher Inhalte die Zahlungsbereitschaft der Nutzer f¿r 
kommerziell gestaltete Angebote ausgehºhlt und damit der Wettbewerb durch den Einsatz von Beitragsmitteln 
verzerrt wird. Dies betrifft nicht nur die betroffenen Inhalte an sich, sondern eben auch eine Vielzahl ªhnlicher 
Inhalte, die privatwirtschaftlich finanziert wurden.  

BITKOM spricht sich daher eher f¿r eine restriktive Auslegung des ºffentlich-rechtlichen Programmauftrags in 
diesem Bereich aus. Die ºffentlich-rechtlichen Sender sollten vorrangig angehalten werden, die Mediatheken- 
bzw. VoD-Rechte an extern oder im Auftrag produzierten Produktionen ¿ber die heutige 7-Tage-Regelung hinaus 
nicht zu erwerben bzw. die Mediatheken- bzw. VoD-Rechte kommerziell zu verwerten und so Programmkosten zu 
sparen und die Belastung der B¿rger durch die Haushaltsabgabe zu senken.  

Soweit dennoch Programminhalte in einem eigenen VoD-Dienst oder in Mediatheken angeboten werden, sollten 
diese auch anderen Anbietern zur Integration in (kommerzielle) Plattformen zur Verf¿gung gestellt werden, damit 
der Nutzer auf diese bereits aus Rundfunkbeitrªgen finanzierten Inhalten ¿ber sªmtliche Nutzungswege und Be-
dienoberflªchen mºglichst einfach und f¿r ihn komfortabel zugreifen kann. 

 

16. Inwieweit besteht Handlungsbedarf, Absprachen zu technischen Standards im Rundfunk (z. B. DVB-
T) zu erleichtern?  

Die Harmonisierung technischer Standards ist eine industriepolitisch wichtige Zielsetzung, um zum einen Interope-
rabilitªt zu schaffen und zum anderen Skaleneffekte zu nutzen, die sich positiv auf die Preise f¿r die Netztechniken 
und letztendlich auch f¿r die Endgerªte der Kunden auswirken.  

Im Bereich der Standardisierung ist es vor diesem Hintergrund von erheblicher Bedeutung, den Blickwinkel der 
Kartellbehºrden weg von den wettbewerbsbeschrªnkenden und hin zu den effizienzsteigernden Aspekten zu len-
ken.  

Um den Industriestandort wettbewerbsfªhig zu halten, ist Geschwindigkeit und Effizienz unerlªsslich. Es muss 
also z.B. mºglich sein, Initiativen unter TK-Unternehmen schnell zu starten, um tatsªchlich auch Effizienzgewinne 
realisieren zu kºnnen. Wettbewerbspolitik muss hier eine Enabler-Rolle ¿bernehmen und darf die Weiterentwick-
lung technischer Standards, die offen und transparent verf¿gbar sind, nicht erschweren oder gar blockieren. 

Aber auch die Rundfunkveranstalter m¿ssten sich im Rahmen des kartellrechtlich Zulªssigen bzgl. einer einheit-
lichen Abschaltung der analogen Kabelverbreitung sowie bzgl. einer einheitlichen Ein- und Weiterf¿hrung des 
terrestrischen Verbreitungsstandards DVB-T 2 abstimmen kºnnen, um so zu gewªhrleisten, dass das lineare 
Fernsehen f¿r die Zuschauer bundesweit und f¿r alle Rundfunkveranstalter einheitlich empfangbar ist. 

 

IV. Telekommunikation / Frequenzen / Plattformen  

28. Welche Probleme ergeben sich aus einem eventuellen Spannungsverhªltnis zwischen Telekommuni-
kationsgesetz (TKG) und den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. den einzelnen Landesme-
dien- und Rundfunkgesetzen? Wo sollten Anpassungen vorgenommen werden?  

Grundsªtzlich erscheint eine konvergente Medienregulierung nur aus einem Guss mºglich zu sein. Dazu ist ein 
gewisser Paradigmenwechsel erforderlich. Vor allem sollte das Medienrecht stªrker als heute den Beitrag der 
Infrastruktur- und Plattformanbieter in den Blick nehmen und ihre Wettbewerbsfªhigkeit und Innovationskraft, als 
Grundlage f¿r eine funktionierende Medien- und Kommunikationsordnung, fºrdern. Rechte und Pflichten sind in 
Ausgleich zu bringen. Jedenfalls sollte es zu einer stªrkeren Verzahnung der Gesetze und Harmonisierung der 
Gesetzesziele auf Bundes- und Landesebene kommen.  

Die unterschiedliche Zielausrichtung der Regulierungssysteme wird an der Schnittstelle zwischen Medien (Kultur- 
und Wirtschaftsgut) und Infrastrukturen (freier Wettbewerb, Wachstum, Innovation) besonders deutlich. Einerseits 
unterliegen Medienunternehmen - auf Grund der Doppelfunktion der medialen Inhalte als Kultur- und Wirtschafts-
gut - im Rahmen der Medienregulierung Einschrªnkungen bei ihrer Finanzierung. Andererseits treten sie bei der 
Frage um den Zugang zu Infrastrukturen  - der ¿ber die Regelungen des RStV hinausgeht - auf einem rein ºko-
nomischen Markt an. Andersherum besteht die Gefahr, dass das bestehende Medienrecht Refinanzierungsmºg-
lichkeiten von Infrastrukturbetreibern beschneidet. 

Ein aktuelles konkretes Beispiel f¿r das Spannungsverhªltnis zwischen TKG, das auf die Fºrderung von Wettbe-
werb, Wachstum und Innovation der Telekommunikationsnetzbetreiber angelegt ist, und dem RStV, der der Viel-
faltssicherung im audiovisuellen Bereich dient, ist die Weigerung ºffentlich-rechtlicher Programmveranstalter, wei-
ter Einspeiseentgelte zu zahlen. Darin offenbart sich kein simpler ĂStreit ums Geldñ zwischen privaten Unterneh-
men, sondern ein medienordnungsrechtliches Problem der Unausgewogenheit der wechselseitigen Rechte und 
Pflichten.  

Auch das Problem der Doppelregulierung von Einspeisungsentgelten ï einmal unter dem TKG (wie es bis 2010 
der Fall war) und durch die Landesmedienanstalten bleibt theoretisch bestehen. 
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Aus medienpolitischer Sicht wird eine Privilegierung f¿r die Verbreitung gesellschaftspolitisch gew¿nschter Inhalte 
(z.B. Regional-Programme) gefordert. Dabei wird auf den Schutz der Meinungsvielfalt Bezug genommen. Medi-
enunternehmen, die in gesellschaftspolitisch gew¿nschte Inhalte investieren, mºchten, dass der Zuschauer Zu-
gang zu diesen Inhalten hat und sie einfach auffindbar sind. Aus Sicht des BITKOM kºnnten medien- und kultur-
politisch gew¿nschte Angebote, die sich nicht aufgrund der Marktnachfrage entwickeln, durch ºffentliche Fºrde-
rung besser unterst¿tzt werden. Sofern ºffentliche Angebote die gesellschaftspolitisch gew¿nschten MaÇe an 
Spezialprogrammen (z.B. werbefreie Nachrichten, Kinder- und barrierefreie-Programme) nicht vollstªndig heraus-
bringen kºnnen, kºnnten diese auch durch private Anbieter auf Basis freiwilliger Optierung zur Verf¿gung gestellt 
werden. Mit Blick auf die Sicherung von Vielfalt und Qualitªt dieser Inhalte sollte das Fºrderungssystem - aus 
Zuschauersicht - an der Angebot-Seite  ansetzten. Das heiÇt, in erster Linie sollte die Entstehung qualifizierter 
Inhalte, also die Produktion, unterst¿tzt werden und nicht ihre Verbreitung. Denn das Anbieten von Inhalten ¿ber 
mehrere leistungsfªhigere ¦bertragungsnetze und im offenen Internet stºÇt nicht mehr auf Marktzutrittsbarrieren 
und Kapazitªtsknappheit, die in Zeiten der analogen Verbreitung den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung 
bildete. Sollten dennoch Dritten Verpflichtungen auferlegt werden, wªren diesen Kompensationsregelungen ge-
gen¿berzustellen. 

Wir plªdieren grundsªtzlich f¿r eine schrittweise Deregulierung des Plattformregimes, welches unter den derzei-
tigen Rundfunkstaatsvertrag fªllt ï d.h. Rundfunk und vergleichbare Telemedien (audiovisuelle Medien).  

Auf das Spannungsverhªltnis bei der Frequenzvergabe und -nutzung wird bei den entsprechenden Fragen ein-
gegangen werden. 

 

29. Inwieweit wirken sich die unterschiedlichen Ressortzustªndigkeiten auf Landes- und Bundesebene 
hinderlich auf die politischen Ziele aus? Wie kºnnten hier Verbesserungen oder eine ¿bergreifende Koor-
dination erzielt werden? Wie kann der Informationsfluss besser gestaltet werden?  

Derzeit stellen wir eine Zersplitterung der Zustªndigkeiten bei einer groÇen Zahl unterschiedlicher Ministerien auf 
Bundesebene fest. Dies ist auch ein Grund daf¿r, dass den Unternehmen in Bezug auf die Medien- und Kommu-
nikationsordnung auf Bundesebene kein einheitlicher Ansprechpartner zur Verf¿gung steht.   

Insgesamt w¿rde die Definition gemeinsamer Regulierungsziele f¿r die Medien- und Kommunikationsordnung  
(siehe Antwort auf Frage 1) der Verbesserung einer ¿bergreifenden Koordination dienen. 

Wo das geltende Recht Lºsungen zur besseren Koordinierung anbietet - beispielsweise gibt es auf Bundesebene 
Ressortverantwortlichkeiten und Leitlinien der Politik durch den Bundeskanzler ï sollten diese konsequent ange-
wendet werden.  

Ein besserer Austausch und eine bessere Koordinierung zwischen den Bundes- und Landesbehºrden kºnnte 
auch im TKG und im RStV entsprechend verankert werden. Dabei wªren konkrete Vorgaben zur Zusammenarbeit 
der zustªndigen Behºrden und verbindliche Mitwirkungsrechte der Betroffenen festzuhalten, um ein effektives, 
transparentes Verfahren zu gewªhrleisten. 

Zudem sollten die Aufsichtsbehºrden der Lªnder stets eine gemeinsame Rechtsauffassung und Auslegung des 
RStV herstellen, um Regulierungsinterdependenzen zwischen einzelnen Bundeslªndern zu vermeiden. 

 

30. Welche Bedeutung f¿r die Fortentwicklung neuer Geschªftsmodelle im Internet hat der weitere Breit-
bandausbau? An welcher Stelle sehen Sie diesbez¿glich  nderungsbedarf bei der Regulierung oder den 
Fºrderkulissen? Welchen Anteil kann Frequenzpolitik zum politischen Ziel des flªchendeckenden Breit-
bandausbaus auf 50 Mbit/s bis 2018 leisten?  

Ein stabiles und anreizorientiertes Regulierungsumfeld ï mit langfristiger Planbarkeit bei der Zugangs- und Ent-
geltregulierung ï ermºglicht auch in Zukunft die erforderlichen Investitionen in Netze, Technik und Produkte und 
muss den Wettbewerb sowie die Wahlmºglichkeiten der Kunden sicherstellen. Monopolartige Strukturen bei 
Hochgeschwindigkeitsnetzen darf es nicht geben. Die deutschen Infrastrukturanbieter haben in den vergangenen 
Jahren Milliarden investiert, um den Breitbandausbau voranzubringen ï sowohl in Bezug auf eine angemessene 
Grundversorgung als auch auf Hochgeschwindigkeitsnetze. Gleichzeitig wurden in den vergangenen Jahren re-
gulierte Entgelte zum Teil erheblich abgesenkt. Dem Telekommunikationsmarkt wurden auf diese Weise viele Mil-
liarden Euro an Investitionsmitteln dauerhaft entzogen. Die regulatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
sollten ¿ber die gesamte Internet-Wertschºpfungskette so ausbalanciert werden, dass chancengleicher Wettbe-
werb im Internet mºglich ist. 

Nur der Technologiemix ermºglicht es, die ambitionierten Breitbandziele kosteng¿nstig und zeitnah zu erreichen. 
Gleichzeitig wird im Technologiemix durch die Anbindung von Mobilfunk-Basisstationen, VDSL-DSLAMs und Ka-
belnetz-Verstªrkerpunkten der Glasfaserausbau weiter in die Flªche getrieben. Somit kann in nachgelagerten 
Schritten nachfragegetrieben der weitere Ausbau noch leistungsfªhigerer Breitbandanschl¿sse erfolgen. Der 
Technologiemix befºrdert daher den Ausbau der Netze f¿r die Zukunft mit immer hºherem Glasfaseranteil. 
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Mobile Breitbandzugªnge sind bereits heute wesentlicher Bestandteil der Breitbandversorgung in lªndlichen Re-
gionen und werden dies auch zuk¿nftig bleiben. Die besondere Bedeutung des 700 MHz Bandes f¿r den Breit-
bandausbau hat der BITKOM im Mªrz 2013 dargelegt.5 Zur Versorgung insbesondere der lªndlichen Rªume sind 
neue Frequenzen unerlªsslich, um die geforderten hohen Bandbreiten zu ermºglichen. Dem 700 MHz Band 
kommt dabei eine hohe Bedeutung zu. Mit dem Einsatz von LTE-Advanced Carrier-Aggregation kann in Kombi-
nation mit dem 800-MHz Band, aber auch mit anderen Bªndern, die Performance der heutigen Versorgung ver-
vielfacht werden.  

Eine mºgliche Versteigerung der Frequenzen w¿rde dem Markt erneut Mittel entziehen, die f¿r den aktuellen 
Breitbandausbau fehlen. Es existiert kein reales Knappheitsproblem, das eine Versteigerung rechtfertigen w¿rde. 
Aus Sicht des BITKOM muss dem Entscheid ¿ber die Vergabeform in jedem Fall ein qualifiziertes Bedarfsermitt-
lungsverfahren vorangehen, bei dem ausschlieÇlich Anmeldungen qualifizierter Bewerber mit konkreten Fre-
quenznutzungskonzepten zu ber¿cksichtigen sind. Es sollte von Frequenzversteigerungen abgesehen werden, 
die auf eine kurzfristige Maximierung des Erlºses f¿r die Staatskassen ausgelegt sind. Die mºgliche Verwendung 
von Lizensierungserlºsen f¿r den Breitbandausbau, wie teilweise in der ¥ffentlichkeit diskutiert, ist intensiv und 
sachgerecht zu diskutieren. Man sollte von dem Versuch, ein hochkomplexes Thema einfach lºsen zu wollen, 
absehen. Vielmehr ist es angezeigt, dieses Thema in den relevanten Gremien ï wie beispielsweise der Netzallianz 
ï mit allen Betroffen im sachgerechten Interessenausgleich zu diskutieren. Ziel muss es sein, den investitionsbe-
reiten Unternehmen weiterhin die Mºglichkeit zu lassen, ¿ber den Einsatz ihrer Investitionsmittel selbst nach un-
ternehmerischen Gesichtspunkten zu entscheiden. 

BITKOM unterst¿tzt nachdr¿cklich die Ziele der Bundesregierung f¿r den Breitbandausbau bis 2018. Dar¿ber 
hinaus wird nach 2018 der Bandbreitenbedarf auf 1Gb/s und mehr steigen: 

Die Nutzung von Frequenzen oberhalb 6GHz f¿r Mobilfunk nach 2018 erfordert langjªhrige Vorarbeiten in den 
regulatorischen Gremien sowohl auf nationaler, auf europªischer (CEPT) als auch weltweiter Ebene (ITU-R), die 
schon begonnen wurden und von deutscher Seite aktiv unterst¿tzt werden sollten. Diese langen Vorlaufzeiten 
ergeben sich u.a. daraus, dass Frequenznutzung eine hoheitliche Angelegenheit ist und dar¿ber hinaus langwie-
rige internationale Abstimmung erfordert. Eine besondere Rolle kommt hierbei den einmal in 3 bis 4 Jahren statt-
findenden Weltfunkkonferenzen (WRC) zu.  

Deshalb sollte die deutsche Administration schon auf der nªchsten WRC im Jahr 2015 einen Tagesordnungspunkt 
unterst¿tzen, unter dem auf der nachfolgenden WRC im Jahr 2018 zusªtzliches Mobilfunkspektrum oberhalb 
6GHz f¿r Mobilfunk (IMT) identifiziert wird. Dieses zusªtzliche Mobilfunkspektrum kann dadurch ab etwa 2020 
schrittweise dem Markt zur Verf¿gung gestellt werden. 

Dies sichert f¿r Deutschland eine Mobilfunkversorgung auf dem Niveau der internationalen technologischen Ent-
wicklungen auch auf langfristige Sicht. 

 

31. Inwieweit muss die Frequenzpolitik besser zwischen Bund und Lªndern koordiniert werden? Finden 
internationale Prozesse (z. B. Diskussionen um die World Radiocommunications Conference) ausrei-
chend Beachtung?  

Nachdem die aktuellen Diskussionen um die zuk¿nftige Nutzung des 700 MHz Bandes bislang keine intensive 
Abstimmung zwischen Bund und Lªndern erkennen lieÇen und auch die initiierte Bund-Lªnder Arbeitsgruppe die 
an sie gestellten Erwartungen hinsichtlich der Erarbeitung einer gemeinsamen Empfehlung  aller Beteiligten an 
die Politik nicht erf¿llen konnte, ist nunmehr durch eine Verstªndigung zwischen der Bundeskanzlerin und den 
Bundeslªndern eine gewisse w¿nschenswerte Dynamik insofern eingetreten. Erste Schritte in die richtige Rich-
tung ï eine branchen¿bergreifende Abstimmung und Zeitplanung ï wurden bei der Mitte Juni 2014 stattgefunde-
nen Ministerprªsidentenkonferenz in Berlin erreicht. Offenbar konnte man sich hier im Grundsatz auf die Bedin-
gungen f¿r eine z¿gige Freigabe der Ă700-MHz-Frequenzenñ (694 bis 790 MHz) verstªndigen. Die dort getroffenen 
ersten Vereinbarungen m¿ssen nun durch Politik sowie alle Marktteilnehmer (Bund, Lªnder, Rundfunk, Mobilfunk) 
weiter konkretisiert werden. 

Grundsªtzlich ist anzumerken, dass eine Einigung zwischen Bund und Lªndern und damit verlªssliche politische 
Vorgaben zwingend erforderlich sind, damit sich Deutschland im Rahmen der internationalen Diskussion und der 
WRC-Vorbereitung eindeutig positionieren kann. 

Neben dem WRC Prozess findet auf Europªischer Ebene eine intensive Diskussion um die zuk¿nftigen Nutzungs-
mºglichkeiten des UHF Bandes statt. In CEPT ECC TG6 werden Szenarien f¿r das Band 470-694 MHz erarbeitet. 
Die Kommission hat eine High Level Group mit f¿hrenden Vertretern von Rundfunk- und Mobilfunkanbietern, so-
wie Industrieverbªnden eingesetzt und Plum und Farncombe mit einer Studie zu konvergenten Ansªtzen beauf-
tragt.6 Nach Auffassung des BITKOM bieten Konvergenz von Rundfunk und Mobilfunk im UHF Bereich 470-694 
MHz groÇe Chancen f¿r effizientere Spektrums-Nutzung, attraktivere Dienste und Innovation.7 Gleichzeitig sind 

                                                           

5http://www.bitkom.org/de/themen/ 54882_75321.aspx 
6http://www.farncombe.com/wp-content/uploads/2014/03/First_convergence_workshop_slides_Mar2014.pdf 

7Eine für den europäischen Mobilfunk und Rundfunk sehr flexible Möglichkeit das Spektrum 470-694 MHz zu erschließen, bietet 
die Nutzung als sog. ĂSupplemental Downlinkñ (SDL), wie auch in dem Positionspapier von DIGITALEUROPE nªher erlªutert 
(siehe http://www.digitaleurope.org/DocumentDownload.aspx?Command=Core_Download&EntryId=784). 

http://www.digitaleurope.org/DocumentDownload.aspx?Command=Core_Download&EntryId=784
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erhebliche Herausforderungen bez¿glich regulatorischer Rahmenbedingungen und mºglicher Geschªftsmodelle 
sichtbar. 

 

32. Welche Bedeutung messen Sie der zuk¿nftigen Nutzung von DVB-T/DVB-T2 im Verhªltnis zu anderen 
TV-¦bertragungswegen (Satellit, Kabel, IP-TV) zu?  

Die Nutzung des breitgefªcherten linearen Angebots an TV Kanªlen konzentriert sich auf wenige viel genutzte 
Kanªle, wªhrend viele Kanªle wenig Zuschauer finden. 

Die Erhebungen im Rahmen des Digitalisierungsberichtes 20138 zeigen, dass die Attraktivitªt f¿r die terrestrische 
Verbreitung von Fernsehrundfunk nach einem Anstieg im Zuge der Digitalisierung stetig abnimmt. DVB-T wurde 
in 2013 in nur 11% der bundesdeutschen Haushalte genutzt, lediglich 5,5% der Haushalte nutzen DVB-T als 
primªren Empfangsweg. In einigen Bundeslªndern liegt die Gesamtnutzung nur bei rund 2%, in Th¿ringen betrªgt 
die Rate der Primªrnutzung 0,2%. Auch f¿r die Programmanbieter ist dieser Verbreitungsweg weniger attraktiv als 
andere Plattformen. Die privaten Rundfunkanbieter haben sich von Anfang an nur auf Ballungsrªume konzentriert 
und stellen sogar hier ihre weitere Beteiligung an einer terrestrischen Plattform auf den Pr¿fstand. Nischenkanªle 
kºnnen bei insgesamt geringer Nutzung von terrestrischer Verbreitung, wie z.B. bei den 2000 Haushalten primªrer 
Nutzung in Th¿ringen, wesentlich effizienter in Unicast-Verfahren ¿ber IP-TV oder in einem mºglichen zuk¿nftigen 
konvergenten System mit Mobilfunk ¿bertragen werden und damit den Frequenzbedarf f¿r den linearen terrestri-
schen Broadcast von TV Programmen erheblich reduzieren. Auch die in letzter Zeit getroffenen Entscheidungen 
der privaten und ºffentlichen Rundfunkanstalten bzw. Rundfunk-Sendernetzbetreiber, DVB-T2 fr¿hzeitiger einzu-
f¿hren, werden die Verf¿gbarkeit des 700 MHz Bandes unterst¿tzen. 

Es ist zu beobachten, dass die mit der Verf¿gbarkeit von alternativen Verbreitungswegen - hier sei insbesondere 
IPTV genannt - deren Nutzungsanteil zunimmt. Mit der Umsetzung der Breitbandziele der Bundesregierung wer-
den mittelfristig alle Haushalte ¿ber einen leistungsfªhigen Breitbandzugang und somit ¿ber mindestens einen 
alternativen Verbreitungsweg verf¿gen. Es ist davon auszugehen, dass sich neben der Wahl des Verbreitungs-
weges auch die Nutzungsgewohnheiten der Kunden ªndern werden, die zunehmend alternative Videoangebote, 
wie z.B. Catch-up oder on-demand-TV, wahrnehmen. Dieser Anteil wird sich mit der Verf¿gbarkeit schnellerer 
Zugªnge weiter erhºhen. Langfristig wird die terrestrische Verbreitung von audio-visuellen Inhalten massiv an 
Bedeutung verlieren.  

Neben den klassischen Verbreitungswegen Terrestrik, Kabel, Satellit sowie dem immer weiter verbreiteten IP-TV 
¿ber Breitbandverbindungen steht mit eMBMS (evolved Multimedia Broadcast Multicast System) auch in LTE und 
LTE-Advanced eine effiziente Technologie zur Verbreitung linearer Inhalte ¿ber Mobilfunk-Netze zur Verf¿gung. 
Erste Anwendungen konzentrieren sich auf die lokale und zeitlich beschrªnkte Verbreitung spezieller Inhalte wie 
z.B. Bundesliga-¦bertragung in Stadien. Bei Verf¿gbarkeit von zusªtzlichem Spektrum f¿r mobiles Breitband im 
UHF-Bereich 470-694 MHz ist ein Angebot eines linearen Programm-Bouquets in Ergªnzung oder als Ersatz des 
terrestrischen Fernsehens denkbar. Eine Verbreitung von TV-Inhalten ¿ber Mobilfunknetze im Bereich 470-694 
MHz bietet die Mºglichkeit der Versorgung in den ºffentlichen Verkehrsmitteln wie S- und U-Bahnen der GroÇ-
stªdte analog der heutigen Versorgung mit Sprachtelefonie auf Basis GSM900. Weiter kºnnen flexibel lineare und 
nichtlineare Angebote des Rundfunks sowie anderer Anbieter auf einer gemeinsamen Plattform effizient verbreitet 
werden. Geªndertem Nutzungsverhalten kann flexibel Rechnung getragen werden. Die inhªrente R¿ckkanalfª-
higkeit der Mobilfunknetze sowie die Benutzeroberflªchen der mobilen Endgerªte mit ber¿hrungsgesteuerten Ein-
gabemºglichkeiten, Mikrophonen und Kameras bieten Mºglichkeiten neuer, interaktiver Formate f¿r den Rundfunk 
bis hin zu live-Einblendungen von Zuschauern in Bild und Ton. 

 

33. Wie ist das Vorhaben der EU zum vernetzten Kontinent (Digital Single Market-Verordnung) zu bewer-
ten? Inwieweit ist eine weitere Verlagerung der Kompetenzen auf die europªische Ebene sinnvoll?  

Mit Blick auf die vorgeschlagenen MaÇnahmen f¿r einen Europªischen Binnenmarkt der elektronischen Kommu-
nikation (sog. ĂDigital Single Market Paketñ) betont BITKOM erneut die Wichtigkeit eines hohen MaÇ an Gr¿nd-
lichkeit bei der Neugestaltung des Europªischen Rechtsrahmens, welcher der Komplexitªt der Thematik gerecht 
wird. BITKOM teilt die dem MaÇnahmenpaket zugrunde liegende Einschªtzung, dass die EU die Rahmenbedin-
gungen f¿r Investitionen in moderne Breitbandnetze verbessern und g¿nstigere Rahmenbedingungen f¿r einen 
starken europªischen TK-Sektor schaffen muss, der eine Voraussetzung f¿r Wachstum und Beschªftigung in allen 
Wirtschaftszweigen moderner Volkswirtschaften ist. Die Verordnung zum TK-Binnenmarkt sollte aus Sicht des 
BITKOM daher deutliche Schritte hin zu einem Regulierungsrahmen gehen, der ausgewogener, einfacher, ver-
stªndlicher und vorhersehbarer ist und den Unternehmen die Flexibilitªt und Sicherheit einrªumt, die f¿r groÇe 
Investitionen in neue und verbesserte Infrastrukturen erforderlich sind.  

Der Verordnungsentwurf enthªlt zwar einerseits positive Elemente, welche die Wettbewerbsfªhigkeit des Sektors 
langfristig verbessern kºnnten, wie insb. die Vorschlªge f¿r eine stªrkere Koordinierung der Frequenzvergabe und 
die Regeln f¿r Frequenzauktionen. Andererseits ist schwer zu erkennen, wie die Investitionskraft der TK-Industrie 
durch MaÇnahmen verbessert werden soll, die eine unmittelbare negative Wirkung auf die Umsªtze von Netzbe-
treibern haben. Gleiches gilt f¿r solche Vorschriften, die zusªtzliche Kosten und eine weitere Regulierung und 

                                                           

8 Digitalisierungsbericht 2013, www.die-medienanstalten.de 
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Begrenzung der Vertragsfreiheit bedeuten. Solche MaÇnahmen w¿rden zusªtzliche regulatorische Unsicherheit 
f¿r Investitionen bewirken, die in diesem Sektor so dringend erforderlich sind. Als besonders gravierend stellen 
sich dabei folgende Aspekte im Rahmen der Diskussion um das Verordnungspaket dar: 

Roaming 

Die erst in 2012 verabschiedete Roaming III-Verordnung verfolgt ªhnliche Zielsetzungen wie der vorliegende Ver-
ordnungsvorschlag und ist noch nicht voll-stªndig umgesetzt. Mitten in einer Phase, in der die Mobilfunkindustrie 
die Vorgaben dieser Verordnung umsetzt und daf¿r geschªtzt EU-weit etwa 500 Millionen Euro investieren muss, 
wird in der Regulierung von Roaming-Dienstleistungen eine Kehrtwende vorgeschlagen. 

Der 2012 vor allem von der Kommission vorangetriebene Regulierungsansatz, durch das sog. Decoupling (Wahl 
eines alternativen Roaming-Anbieters unabhªngig vom Heimatanbieter) f¿r mehr Wettbewerb zu sorgen, wird mit 
den nun vorliegenden Vorschlªgen ad absurdum gef¿hrt. Die Mobilfunkanbieter sollen durch die Bildung von Ro-
aming-Allianzen f¿r sog. ĂRoam-Like-At-Homeñ-Tarife von der Pflicht zum Decoupling entbunden werden. Die vom 
Parlament geforderte komplette Abschaffung der Roaming-Aufschlªge durch Einf¿hrung eines verpflichtenden 
ĂRoam like at Homeñ ab Ende 2015 hªtte zur Folge, dass den Kunden sªmtliche Anreize zur Wahl eines alterna-
tiven Anbieters f¿r Roaming-Leistungen genommen werden, wodurch das Geschªftsmodell aller alternativen An-
bieter von vornherein zunichte gemacht wird. Die daf¿r getªtigten Investitionen der Industrie wªren vergeblich 
aufgewendet. 

Der erzwungene Verzicht auf die Bepreisung eingehender Anrufe beim Roaming und eine sekundengenauer Ab-
rechnung aller Gesprªche (derzeit ist eine Taktung von 30/1 vorgegeben) f¿hren zudem zu weiteren erheblichen 
Umsatzverlusten der Mobilfunkindustrie. 

Die urspr¿nglichen Vorschlªge f¿r eine Preisregulierung von grenz¿berschreitenden Gesprªchen im Fest- und 
Mobilfunknetz innerhalb der EU w¿rden einen Eingriff in einen wettbewerblichen Markt darstellen, der von der EU-
Kommission bei der ¦berarbeitung der Mªrkteempfehlung bereits im Jahr 2007 als wettbewerblich eingestuft und 
von den nationalen Regulierungsbehºrden daran anschlieÇend dereguliert wurde. Richtigerweise hat das Euro-
pªische Parlament diese Vorschlªge in dem Verordnungsentwurf ersatzlos gestrichen. Der vorgeschlagene Ein-
griff wªre im Ergebnis nicht nur unnºtig und w¿rde eine Preisregulierung primªr auf Basis politischer Intention 
implizieren, sondern gªbe erneut ein sehr negatives Zeichen an Investoren und Finanzmªrkte hinsichtlich der 
Vorhersehbarkeit des europªischen Regulierungsrahmens und w¿rde die Konsumentensouverªnitªt einschrªn-
ken. 

Besonders mit Blick auf die von der Kommission urspr¿nglich vorgesehene ï und vom Europªischen Parlament 
nach aktuellem Stand richtigerweise nicht weiter verfolgte ï weitere Reduzierung der Wholesale-Pricecaps weist 
BITKOM erneut darauf hin, dass diese insbesondere in Verbindung mit der Vorleistungs-Zugangsverpflichtung zu 
Arbitrage-Effekten f¿hren kºnnen. Betreibern, MVNOs und anderen Unternehmen wªre es mºglich, in allen euro-
pªischen Telekommunikationsmªrkten durch den Verkauf ihrer SIM-Karten auf Basis von festgelegten und nied-
rigen Wholesale-Roaming-Geb¿hren lokalen Kunden dauerhaft Ăinlªndische Angebote" auf Basis eines perma-
nenten Roaming zu unterbreiten, so dass Anbieter ï ohne eigene weitere Netzinvestitionen ï Investitionen und 
Netzwerke von ihren Roamingpartnern ausnutzen w¿rden. Ein derartiger lokaler Wettbewerb f¿hrt zu einem Un-
gleichgewicht von Chancen und Risiken. Die Ăheimischenñ Netzbetreiber stehen vor der Gefahr des Ausgleichs 
ihrer Netzinvestitionen, wªhrend die ĂRoamingñ-Betreiber keine wesentlichen Fixkosten haben, aber die gleichen 
Umsªtze durch das Angebot von Ădomesticñ-Services generieren kºnnen. Nach Ansicht des BITKOM sollte jede 
vorzeitige Senkung der Wholesale-Preisgrenzen vor der Verf¿gbarkeit von Ergebnissen einer umfassenden Eva-
luierung vermieden werden. Vor  nderungen von Wholesale-Preisgrenzen m¿ssen jedenfalls eine ernsthafte Fol-
genabschªtzung und eine gr¿ndliche Bewertung der Struktur der GroÇhandelsmªrkte und mºglicher Optionen 
unter Einbeziehung aller Beteiligten erfolgen. 

BITKOM setzt daher drauf, dass diese Punkte bei den derzeitigen Beratungen der EU-Mitgliedstaaten im Rat zur 
Verordnung ber¿cksichtigt und mit entsprechenden SchutzmaÇnahmen in die Verordnung eingebracht werden. 

Netzneutralitªt 

Die Vorschlªge zur Netzneutralitªt sind aus Sicht des BITKOM insbesondere nach der Entscheidung in erster 
Lesung im Europªischen Parlament sehr restriktiv geraten, da sie neue Geschªftsmodelle zu Lasten zuk¿nftiger 
Innovationen und Produktvielfalt erschweren w¿rden. Der urspr¿ngliche Entwurf der Kommission war liberaler 
und offener und bot Internet-Nutzern dennoch hinreichenden Schutz vor Sperrung oder Drosselung von bestimm-
ten Inhalten. 

BITKOM unterst¿tzt die Zielsetzung, den Zugang von Internet-Nutzern zu allen legalen Inhalten, Diensten und 
Anwendungen zu gewªhrleisten, d.h. eine Sperrung legaler Dienste zu verhindern. Die im BITKOM organisierten 
Unternehmen bekennen sich auch ausdr¿cklich zum Best-Effort Internet, das auch k¿nftig  nicht infrage gestellt, 
sondern weiter ermºglicht und fortentwickelt wird. Das bisherige Leistungsniveau wird damit nicht unterschritten, 
sondern soll neben qualitªtsgesicherten Diensten einen festen Platz einnehmen. Innovative neue Dienste kºnnen 
sich damit sowohl unter Best-Effort als auch in einem qualitªtsgesicherten Umfeld entwickeln. 

Gleichzeitig entstehen neue Geschªftsmodelle und Dienstleistungen auf der Grundlage von Traffic Management 
und Qualitªtssicherung (Quality of Service) in den Netzen. Wie von der Kommission betont, kºnnen solche 
Dienste Innovation und Wachstum sowohl im TK-Sektor als auch dar¿ber hinaus unterst¿tzen. Es ist daher wich-
tig, dass die EU-Gesetzgebung hinsichtlich Traffic Management und Netzneutralitªt die kommerzielle Freiheit der 
Betreiber bewahrt, damit innovative Geschªftsmodelle zum Nutzen von Endkunden und Inhalte- bzw. Dienste-
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Anbietern im Internet realisiert werden kºnnen, ohne die Wettbewerbsstruktur des Sektors negativ zu beeinflus-
sen.  

Im Rahmen der Diskussion um sog. Spezialdienste (Ăspecialised servicesñ) mit zugesicherter Dienstqualitªt (etwa 
IPTV, Video-on-Demand, hochauflºsende Bildgebung in der Medizin) bedarf die Ausgestaltung als auch deren 
Verhªltnis zu Nutzungen im Rahmen von Best-Effort einer genaueren Klªrung. Grundsªtzlich sollten die Betreiber 
untereinander und auch mit Dienste- und Inhalteanbietern Vereinbarungen abschlieÇen kºnnen. Allerdings bleibt 
unklar, ob die vorgesehene Mºglichkeit, Vereinbarungen mit Diensteanbietern zu treffen, lediglich auf Bereiche 
neben dem eigentlichen Internetzugang beschrªnkt sein soll oder qualitªtsgesicherte Dienste auch im offenen 
Internet angeboten werden kºnnen.  

Grundsªtzlich m¿ssen insbesondere mºgliche Vorgaben zu Traffic Management und Volumengrenzen f¿r Daten 
flexibel genug bleiben, um differenzierte Ange-bote im Einklang mit den Anforderungen der Kunden zu ermºgli-
chen. Ebenso m¿ssen die Regeln gewªhrleisten, dass Spezialdienste f¿r legale Inhalte angeboten werden kºn-
nen, unabhªngig von der verwendeten Technologie (Festnetz oder Mobilfunk) und ohne technische Erfordernisse, 
welche den Nutzen dieser Dienste signifikant beeintrªchtigen w¿rden. 

Frequenzvergabe 

Hinsichtlich der Vergabe von Frequenzen ist die von der Europªischen Kommission vorgesehene  Lizenzdauer 
von 25 Jahren aus Sicht des BITKOM begr¿Çenswert, da sie den Unternehmen ein hohes MaÇ an Planungssi-
cherheit ermºglicht. Eine effiziente Spektrumsnutzung ist ohne weiteres mºglich, sofern die Lizenzen technolo-
gieneutral vergeben werden und den Unternehmen daher erlauben, die Frequenznutzung dem technischen Fort-
schritt anzupassen. Investitionen in neue Technologien erfordern gen¿gend lange Restlaufzeiten der Frequenz-
nutzungsrechte, so dass lªngere Lizenzdauern tendenziell eine effiziente Nutzung eher fºrdern.  

Kundenschutz 

Es ist im eigenen Interesse der Telekommunikations-Unternehmen, ein angemessenes Niveau beim Verbraucher-
schutz zu gewªhrleisten. Dies ist eine Voraussetzung f¿r nachhaltige Kundenbeziehungen. Dar¿ber hinaus teilt 
BITKOM das ¿bergeordnete Ziel des Verordnungsentwurfs einer stªrkeren europªischen Harmonisierung, die 
eine Voraussetzung f¿r das grenz¿berschreitende Angebot von Diensten unter gleichen Konditionen ist. Im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren ist es daher wichtig, ein besseres Verhªltnis zwischen den zusªtzlichen Vorteilen 
f¿r die Kunden und den zusªtzlichen Kosten f¿r die TK-Unternehmen zu finden. Dort, wo, wie in Deutschland, 
bereits auf nationaler Ebene ein hohes Kundeschutz-Niveau gesetzlich verankert ist, sind aus Sicht von BITKOM 
¿ber reine Empfehlungen hinausgehende europªische Verordnungsregelungen, die unmittelbare Geltung in 
Deutschland hªtten, unverhªltnismªÇig. 

 

34. Welchen konkreten  nderungsbedarf gibt es mit Blick auf Plattformregulierung?  

Der herkºmmlichen Plattformregulierung liegt der Gedanke der Regulierungsbed¿rftigkeit von Verbreitungswegen 
f¿r Rundfunk und vergleichbare Telemedien aufgrund einer Knappheitssituation bei den Verbreitungswegen zu-
grunde. Dieser Ansatz verliert mit der Vervielfachung der ¦bertragungswege und der Mºglichkeit der Verbreitung 
¿ber das offene Internet seine faktische Grundlage. 

 Wir beobachten, dass, mit Blick auf immer grºÇere Kapazitªten sich entwickeln-der Infrastrukturen und grºÇerer 
Nutzerautonomie, der Wettbewerb im Evaluierungszeitraum zunimmt. Dieser sich intensivierende Wettbewerb 
(auf unter-schiedlichen Ebenen der Wertschºpfungskette) f¿hrt zu einem Vielfaltsgewinn f¿r die Nutzer und leistet 
einen wesentlichen Beitrag zur Vielfaltsicherung, wenn sich die Marktteilnehmer im Rahmen eines fairen Wettbe-
werbs unter gleichen regulatorischen Rahmenbedingungen begegnen. Regulatorische MaÇnahmen sollten inso-
fern lediglich die Ausnahme bleiben. Vor diesem Hintergrund plªdieren wir grundsªtzlich f¿r eine schrittweise De-
regulierung des Plattformregimes, welches unter den Rundfunkstaatsvertrag fªllt ï d.h. Rundfunk und vergleich-
bare Telemedien (audiovisuelle Medien). Gemeint ist hier die Vielfaltsicherung f¿r alle Marktteilnehmer durch le-
gale Angebote. 

Jedenfalls muss eine pauschale Ausweitung der Regulierung vermieden werden. Aus Sicht des BITKOM sollte 
die vorhandene Regulierungsdichte vielmehr in differenzierter Weise dahingehend ¿berpr¿ft werden, wo Gefªhr-
dungen der Angebots- und Anbietervielfalt ¿berhaupt bestehen und an welcher Stelle sie sich vielleicht ¿berholt 
haben. Ziel sollte es sein, eventuelle ĂAsymmetrienñ zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, und zwar in 
Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette, einschlieÇlich der Online-Dienste und Endgerªte. Indes m¿ssen 
vergleichbare Gefªhrdungslagen gleich behandelt werden. 

Online-Dienste wie Internetportale oder Web 2.0-Angebote sind hinsichtlich ihres Einflusses auf Meinungsbildung, 
Marktzutrittsbarrieren und Knappheit der benºtigten Kapazitªten nicht ohne weiteres vergleichbar mit den analo-
gen Sendekapazitªten und Rundfunk¿bertragungssystemen, die den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung 
bildeten. Dennoch ist die konkrete Bedeutung von Online-Diensten wie Internetportalen oder Web 2.0-Angeboten 
f¿r die Meinungsbildung und f¿r die Vielfaltsicherung derzeit unklar. Dies gilt gerade f¿r diejenigen Generationen, 
die mit dem Internet aufwachsen und nicht mehr die klassischen Medien konsumieren.  

Aus Sicht des BITKOM sind die der Plattformregulierung zugrunde liegenden Prinzipien der Technologieneutralitªt 
und der Nicht-Diskriminierung zwar grundsªtzlich sachgerecht und angemessen. Die aktuellen Auseinanderset-
zungen zwischen den Kabelnetzbetreibern und den ºffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zeigen jedoch, dass 
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die Schutzrichtung der Plattformregulierung besonders privilegierte Inhalte beg¿nstigt, was nicht mehr gerechtfer-
tigt ist. Das Ziel der Vielfaltssicherung behªlt seine Relevanz. Ebenso m¿ssen sich aber auch die legitimen wirt-
schaftlichen Interessen von Infrastruktur- und Plattformanbietern im Medienrecht wiederspiegeln. Rechte und 
Pflichten von Plattform- und Inhalteanbietern sind daher in ein Gleichgewicht zu bringen. 

 

35. Wer sollte Adressat der Plattformregulierung sein? Ist der bestehende Adressatenkreis ausreichend 
und klar definiert? Sollten weitere Adressaten der Plattformregulierung unterfallen, z.B. Endgerªteherstel-
ler?  

Aufgrund der Digitalisierung und Konvergenz befindet sich der Mediensektor im Wandel. Die Konvergenz der 
Medienlandschaft manifestiert sich insbesondere in dem Zusammenwachsen von Netztechnologien und ¦bertra-
gungstechniken sowie in dem zunehmenden Verschmelzen der Anwendungen und der Endgerªte. Entsprechend 
ªndert sich auch das Nutzerverhalten: Neben einem stetig wachsendem TV-Konsum wird gleichzeitig das Internet 
verstªrkt genutzt, wobei eine zunehmende Nachfrage nach einem individualisierten, interaktiven und sozialen 
Mediennutzungserlebnis zu erkennen ist. 

Bei diesen strukturellen Entwicklungen ªndern sich insbesondere die Akteure. Zu den klassischen Playern der 
Rundfunklandschaft ï also den privaten und ºffentlich-rechtlichen Sendern und den Infrastrukturbetreibern ï tre-
ten vermehrt neue ï zum Teil internationale ï Anbieter aus dem Bereich der Telekommunikationsindustrie, der 
Internet-Anbieter sowie der Endgerªtehersteller hinzu. All diese Akteure entwickeln neue, teils ergªnzende, teils 
konkurrierende, Erlºs- und Geschªftsmodelle und bedienen sich dabei verschiedener Verbreitungstechnologien. 

Durch die neuen Akteure ªndert sich wiederum das [Medien-]¥kosystem und mit ihm die Wettbewerbsstruktur in 
den durch die Plattformregulierung betroffenen sowie in den benachbarten Mªrkten. Endgerªteplattformen, mobile 
Plattformen und Internet-Plattformen sind nicht mehr zwingend an eine eigene Netzinfrastruktur gebunden. Sie 
sind davon zunehmend entkoppelt. Eine starke Marktposition kann sich heute auch ohne Netz- oder Inhalte-Inha-
berschaft in den Mªrkten, die durch die Plattformregulierung betroffen sind, herausbilden. 

Dennoch ist die konkrete Bedeutung von Online-Diensten wie Internetportalen oder Web 2.0-Angeboten f¿r die 
Meinungsbildung und f¿r die Vielfaltsicherung derzeit unklar. Dies gilt gerade f¿r diejenigen Generationen, die mit 
dem Internet aufwachsen und nicht mehr die klassischen Medien konsumieren.  

Vor diesem Hintergrund sollte eine pauschale Ausweitung der Regulierung vermieden werden. Aus Sicht des BIT-
KOM sollten regulatorische MaÇnahmen lediglich die Ausnahme bleiben; dies gilt sowohl f¿r die durch die derzei-
tige Plattformregulierung betroffenen Dienste als auch f¿r Ăneueñ Dienste. 

Jeder regulatorische Eingriff setzt den entsprechenden empirischen Nachweis der tatsªchlichen Meinungsbil-
dungsrelevanz eines Dienstes voraus. Die Existenz und das AusmaÇ der Meinungsbildungsrelevanz von unter-
schiedlichen Internetdiensten m¿ssen daher kommunikationswissenschaftlich untersucht und belegt werden.   

Wenn sich Dienste hinsichtlich ihres Einflusses auf die Meinungsbildung als vergleichbar erweisen, sollten diese 
unter die gleichen regulatorischen Rahmenbedingungen fallen. Ziel muss  sein, den Grundsatz der Technologie-
neutralitªt konsequent anzuwenden und Asymmetrien zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, und zwar 
in Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette, einschlieÇlich der Endgerªte. Vergleichbare Gefªhrdungslagen 
f¿r die Meinungsvielfalt m¿ssen gleich behandelt werden.  

Wenn allerdings f¿r unterschiedliche Dienste eine unterschiedliche Meinungsbildungsrelevanz erwiesen wird, be-
darf es einer Abstufung auch in der Regulierung. Je nach der Stªrke der Meinungsbildungsrelevanz des Dienstes 
sollte eine differenzierte regulatorische Behandlung zur Geltung kommen. 

Aus Sicht des BITKOM sollte die existierende Zugangsregulierung zu Plattformen nicht erweitert werden. Dennoch 
bedarf es einer dienstbezogenen Anpassung des Anwendungsbereichs der Zugangsregulierung in Fªllen, in de-
nen derzeit nicht-regulierte Endgerªte-Plattformen ªhnliche oder gleichwertige Funktionen f¿r den Zugang zu 
meinungsbildungsrelevanten Inhalten aus¿ben, wie regulierte Plattformen. 

 

36. M¿ssen must-carry-Regelungen angepasst werden? Wie kann die Neutralitªt der Plattformanbieter 
sichergestellt werden? Ist der bestehende Regulierungsrahmen hinsichtlich der Zugangsanspr¿che aus-
reichend?  

Aus Sicht des BITKOM sollten die aktuellen Must-carry-Regelungen dem Grundsatz nach gelockert und nicht 
pauschal auf weitere Infrastrukturen bzw. Plattformen ausgedehnt werden. Die Verbreitung diverser Programme 
wird angesichts leistungsfªhigerer ¦bertragungsnetze und der Mºglichkeiten zur ¦bertragung im offenen Internet 
einfacher. Wir sind der ¦berzeugung, dass die nationalen Regelungen und vor allem die ¦berpr¿fung der gelten-
den Verpflichtungen sich zwingend auf Programme beschrªnken sollen, welche Ziele des allgemeinen Interesses 
verfolgen. Dabei wªren die Kriterien des Ăallgemeinen Interessesñ restriktiv auszulegen. Im Sinne der zu Frage 1 
dargestellten Definition medien- und kulturpolitisch privilegierter Inhalte sollten nur noch wenige Angebote hier-
durch gefºrdert werden, die sich ohne diese Fºrderung nicht am Markt halten oder etablieren kºnnten. 

Aus der Perspektive wirtschaftlicher Handlungsfreiheit ist das Grundproblem von Must-carry-Regelungen, dass 
sie das Verhandlungsgleichgewicht zwischen Rundfunkveranstalter und Plattformbetreiber erheblich zugunsten 
der privilegierten Veranstalter beeintrªchtigen. In der Vergangenheit haben einige Rundfunkveranstalter dieses 
rechtliche Ungleichgewicht missbraucht und hohe Entgelte f¿r den Zugang zu ihren Inhalten von IPTV-Betreibern 
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verlangt. ¦berdies verweigern nun ºffentlich-rechtliche Veranstalter den Kabelnetzbetreibern Einspeiseentgelte. 
Solche Praktiken hindern die Entwicklung der Plattformen und wirken auch als Markteintrittsbarriere, wenn der 
Plattformbetreiber in einem anderen EU-Mitgliedstaat den Markt zu betreten beabsichtigt. 

Es ist im Zuge einer notwendigen Neujustierung der Regelungsziele des Medienrechts (siehe oben) sicherzustel-
len, dass die jeweiligen Verhandlungspositionen der Anspruchsberechtigten (Sender) und der Verpflichteten 
(Plattformbetreiber) im Ausgleich bleiben bzw. nicht von vornherein systematisch verzerrt werden. Die Must-carry-
Regelungen  sind daher um ï im Einzelnen nªher zu definierende ï Kompensationsregelungen zu ergªnzen. 
Solche Kompensationen sollten im Verhªltnis zu den auferlegten Must-carry-Verpflichtungen stehen und das Ver-
handlungsgleichgewicht wiederherstellen. 

 

37. Muss die Regulierung von Smart-TVs oder anderen Endgerªten klarer ausgestaltet werden? Wenn ja, 
wie sollte dies erfolgen?  

BITKOM ist der Auffassung, dass eine Ausweitung der Regulierung auf Hybrid-TV allenfalls nur dann erfolgen 
kºnnte, wenn die Meinungsbildungsrelevanz der mit dem Hybrid-TV verbundenen Dienste empirisch nachgewie-
sen ist. 

Wir vertreten grundsªtzlich die Ansicht, dass kein Zugangs-Regulierungsbedarf f¿r Gerªte mit beschrªnktem Zu-
griff auf das Internet besteht, solange ausreichend Gerªte mit freiem Browser auf dem Markt verf¿gbar sind bzw. 
keine  beabsichtigte Blockade in der Auswahl der Angebote durch die Endgerªte-Hersteller erfolgt. Sollten z.B. 
die Gerªte des Marktf¿hrers/der Marktf¿hrer ¿ber keinen freien Browser, sondern nur ¿ber ein Portal des Gerªte-
herstellers verf¿gen, wªre anhand des Marktanteils zu pr¿fen, ob andere Hersteller in Ăausreichendem MaÇeñ 
Gerªte mit freiem Browser anbieten.  

Nach unserer Einschªtzung werden auch dauerhaft Ăausreichendñ Gerªte mit freiem Browser durch die Hersteller 
angeboten werden, solange die Voraussetzungen f¿r einen wettbewerblichen Gerªte-Markt sichergestellt sind. 
Ein Gerªtehersteller, der hauptsªchlich f¿r seine Kªufer produziert, konkurriert mit den anderen Herstellern genau 
nur um diese Kªufer. Er wird seine Gerªte daher immer bestmºglich auf das Interesse seiner Kunden abstimmen. 
Dies zeigt beispielsweise auch die Entwicklung des Marktes f¿r Satelliten-Empfªnger in den letzten Jahren. Diese 
f¿hrte, durch den starken Wettbewerbsdruck der verschiedenen Hersteller, zu einer starken Ausdifferenzierung 
sowohl in Bezug auf Preis als auch auf Ausstattung der Gerªte. Es wªre dennoch sinnvoll, regelmªÇig zu pr¿fen, 
ob der wettbewerbliche Markt Ăausreichendñ Gerªte mit freiem Browser hervorbringt. 

Bez¿glich des Kriteriums der Offenheit des Browsers mºchten wir anmerken, dass aus unserer Sicht offene Brow-
ser den Abruf aller Angebote ermºglichen und sich nicht ï wie bei HbbTV ï auf den Abruf der Inhalte der jeweiligen 
Rundfunkanstalten beschrªnken sollen. Des Weiteren mºchten wir darauf hinweisen, dass aufgrund der unter-
schiedlichen Anforderung der Web-Seiten (Flash, Java, etc.) und der begrenzten Rechnerkapazitªt der Hybrid-
TV-Gerªte f¿r den Kunden derzeit nie alle Angebote erreichbar sind. 

In diesem Zusammenhang soll auch darauf hingewiesen werden, dass offene Systeme zwar durch ihre Verf¿g-
barkeit in kosteng¿nstigen und damit weit verbreiteten Gerªten f¿r Inhalte-Anbieter eine attraktive Lºsung f¿r die 
Verbreitung ihrer Angebote darstellen kºnnen. Andererseits bieten sie in der Regel zunªchst nicht die z.B. f¿r das 
Angebot von Pay-Inhalten nºtige Sicherheit. 

Auch in Bezug auf Schnittstellenregulierung hybrider Endgerªte sieht BITKOM keinen Regelungsbedarf. Die auf 
den Markt gebrachten Gerªte entsprechen technischen Normen, wie z.B. die verschiedenen DVB-Normen oder 
auch HTML. Solange sich die Inhalteanbieter f¿r ihre Signale dieser Norm bedienen, ergeben sich keine Zugangs-
hindernisse.  

Solange der Nutzer ¿ber die Steuerungsmºglichkeit der Einstellungen frei verf¿gt, bedarf es keiner Regulierung 
der Hybrid-TV-Gerªte nach Ä 52c RStV. Sollte ein Hybrid-TV-Anbieter die Nutzersteuerung ohne sachlich gerecht-
fertigten Grund beschrªnken, bedarf es einer entsprechenden Aufsichtskontrolle, welche Transparenz ¿ber diese 
Beschrªnkung herstellt. 

Mit Blick auf die Interoperabilitªt von Hybrid-TV-Gerªten unterst¿tzt BITKOM nachdr¿cklich eine plattformunab-
hªngige industriegetriebene Standardisierung. Eine Standardisierung durch zusªtzliche regulatorische MaÇnah-
men lehnen wir ab; angeordnete Standards hindern nªmlich Innovationen.  

Perspektivisch kºnnte die Interoperabilitªt der Mediendienste auf Hybrid-TV-Gerªten dadurch erzielt werden, dass 
die Verbreitung audiovisueller Inhalte auf einer reinen ĂBrowser-Logikñ erfolgt und existierende Browser-Standards 
angewandt werden. Mit der Verbreitung der ĂBrowser-Logikñ kºnnten regulatorische Eingriffe in Bezug auf den 
Zugang zu meinungsbildungsrelevanten Inhalten erspart bleiben. 

Die Fºrderung der Standardisierung durch Gremien wie ETSI kann die Marktdurchdringung von Standards auf 
freiwilliger Basis voranbringen und damit f¿r mehr Interoperabilitªt sorgen. Standards kºnnen auÇerdem zu g¿ns-
tigeren Endgerªtepreisen f¿hren und stabile Rahmenbedingungen f¿r die Marktteilnehmer gewªhrleisten. Auf Ge-
rªtefunktionalitªten, die im Vorfeld den Marktteilnehmern bekannt sind, kºnnen die Akteure lªngerfristiger Strate-
gien bez¿glich des Dienstangebots und der Anpassung der Verbreitungswege aufbauen. Standardisierungspro-
zesse kºnnen zudem offene Ecosysteme gegen¿ber geschlossenen fºrdern.   



88 REFORM DER MEDIE N-  UND KOMMUNIKAT IONS ORDNUNG  

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

In Bezug auf elektronische Programmf¿hrer mºchten wir darauf hinweisen, dass die bestehenden Regelungen 
mit Recht zwischen einem Basisnavigator und EPGs unterscheiden. Aus Sicht des BITKOM sollten frei program-
mierbare EPGs nicht reglementiert werden. Soweit dem Endkunden eine neutrale Auswahlmºglichkeit zur Verf¿-
gung steht, muss es auch in Zukunft und auf allen Empfangsgerªten mºglich sein, zusªtzliche kommerzielle An-
gebote, z.B. f¿r besondere Kundengruppen, hinzuzuf¿gen. Solange Gerªte mit ausreichend frei programmierba-
rem EPG auf dem Markt verf¿gbar sind, besteht f¿r EPG mit beschrªnkter Listung kein Regelungsbedarf. Auch 
Endgerªte innerhalb von Rundfunkplattformen bed¿rfen nur dann einer Aufsicht der Listung, soweit es dem Kun-
den nicht mºglich ist, diese frei zu programmieren. Insoweit sehen wir hier Deregulierungsspielraum hinsichtlich 
des Diskriminierungsverbots in Ä 52 c Abs. 1 RStV f¿r anbieterseitigen EPG. Eine Gleichbehandlung der EPG-
Anbieter ï d.h. derjenigen, die EPGs innerhalb von Rundfunkplattformen anbieten und derjenigen, die EPGs nicht 
als Plattformbetreiber (z.B. als Gerªtehersteller) anbieten ï erscheint hinsichtlich linearen Fernsehens ange-
bracht. 

Da Plattformbetreiber dem Kunden mºglichst genaue und umfassende Informationen liefern wollen, wªre es zu 
¿berlegen, die Veranstalter darauf festzulegen, alle Metadaten allen Plattformanbietern diskriminierungsfrei zur 
Verf¿gung zu stellen, um eine mºglichst weitgehende Verwendung der Metadaten zu ermºglichen. 

 

38. Inwiefern besteht Regelungsbedarf bei Suchmaschinenneutralitªt und wie kºnnte diese sichergestellt 
werden?  

BITKOM ist der Ansicht, dass gravierende regulatorische Eingriffe, wie im Bereich des Medienkonzentrations-
rechts, zunªchst den empirischen Beleg f¿r den Regelungsbedarf erfordern, indem die Meinungsbildungsrelevanz 
von Diensten wie Suchmaschinen nachzuweisen ist. Bereits existierende Publikationen, die sich u.a. mit der Mei-
nungsbildungsrelevanz von Suchmaschinen befassen,9 tragen den grundlegenden Verªnderungen, die die Digi-
talisierung im Hinblick auf sªmtliche Mediengattungen einerseits und regulatorische Grundannahmen anderer-
seits bewirkt, nicht hinreichend Rechnung. Insofern regen wir an, zunªchst valide Untersuchungen zur Relevanz 
an sich und speziell zum Grad der Relevanz von Suchmaschinen f¿r die Meinungsbildung im Sinne des Medien-
konzentrationsrechts anzustellen.  

Dabei gilt zu beachten, dass Suchmaschinen die Auffindbarkeit von Rundfunk und Telemedien erleichtern und 
nicht eine ĂZugriffmºglichkeitñ auf diese Inhalte darstellen. Der Aufruf des Inhalts (Navigation im Sinne des RStV) 
erfolgt nªmlich erst auf der Webseite des Anbieters, der eine eigene Navigationsoberflªche anbietet (s. ARD, etc.). 

Eine medienspezifische Missbrauchskontrolle soll nur dann eingef¿hrt werden, wenn die Meinungsbildungsrele-
vanz von Suchmaschinen nachgewiesen ist. Lediglich in diesem Fall wªre unter enger Fokussierung auf den 
ĂAusschluss von bestimmten Inhaltenñ ein Missbrauchstatbestand denkbar. Einen Eingriff in die Reihung der Su-
chergebnisse durch Regulierung lehnen wir nachdr¿cklich ab. Bessere Suchergebnisse kºnnen sinnvoller durch 
nicht-regulatorische Instrumente erzielt werden, wie etwa durch Hilfestellungen zur besseren Formulierung der 
Suchanfrage (d.h. durch Stªrkung der Medienkompetenz). 

Sollte eine medienspezifische Missbrauchskontrolle eingef¿hrt werden, wªre die Ausnahmeregelung f¿r den Aus-
schluss bestimmter Inhalte klar zu definieren. Zu beachten ist indes, dass international agierende Unternehmen 
zur Sicherstellung der Rechtskonformitªt global ausgerollter Dienste eine Vielzahl externer sowie konzerninterner 
Regeln und die Nutzungsordnung einzuhalten haben. Diese sollten zur Vermeidung von Normenkollisionen eben-
falls vom Ausnahmetatbestand umfasst werden, soweit sie nationalen Gesetzen nicht widersprechen. 

Bez¿glich der Bevorzugung eigener Angebote besteht aus Sicht des BITKOM kein Regelungsbedarf. Wir verwei-
sen diesbez¿glich auf die einschlªgigen wettbewerbsrechtlichen Verfahren, die diesen Sachverhalt bereits ab-
schlieÇend untersucht und diesem abschlieÇende Entscheidungen zugef¿hrt haben bzw. in absehbarer Zukunft 
zuf¿hren werden. 

SchlieÇlich begr¿Çt BITKOM die bereits funktionierende Marktpraxis bez¿glich der Transparenz ¿ber bezahlte 
Werbung bzw. Platzierungen von Suchergebnissen. Diese sind von den ¿brigen Suchergebnissen zu trennen und 
entsprechend zu kennzeichnen. 

 

39. Welcher politische Handlungsbedarf besteht bei Kabeleinspeiseentgelten?  

Kabeleinspeiseentgelte sind Entgelte von Inhalteanbietern an Telekommunikationsnetzbetreiber f¿r den Transport 
von Programmen und Diensten an Endkunden. Die Zulªssigkeit und Marktkonformitªt von Einspeiseentgelten 
wurde von den Regulierungs- und Aufsichtsbehºrden und den Gerichten vielfach bestªtigt. Der aktuelle Streit um 
Kabeleinspeiseentgelte beruht im Kern darauf, dass die ºffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ihr gesetzliches 
Einspeisungsprivileg (Must-carry-Status) dazu ausnutzen, sich einer marktkonformen Verhaltensweise zu entzie-
hen, indem sie die Bezahlung der Transportleistung im Kabel schlicht verweigern. Eine ausdr¿ckliche Grundlage 
f¿r einen Vertragsschluss im Medienrecht fehlt. Die Verbreitung ¿ber Satellit und DVB-T, die nicht durch Must-

                                                           

9Vgl. beispielsweise BLM-Studie: http://www.blm.de/de/pub/aktuelles/pressemitteilungen.cfm?pressrelease_ID=1483&event-
Press=press.DisplayDetail;KEK-Studie: http://www.kek-online.de/kek/information/publikation/alm-band_43.pdf 

http://www.blm.de/de/pub/aktuelles/pressemitteilungen.cfm?pressrelease_ID=1483&eventPress=press.DisplayDetail
http://www.blm.de/de/pub/aktuelles/pressemitteilungen.cfm?pressrelease_ID=1483&eventPress=press.DisplayDetail


ANTW ORTEN ZUR BRANCHENBEFRA GUNG  89 

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

carry-Vorschriften reglementiert ist, wird dagegen nach wie vor anstandslos bezahlt. Darin offenbart sich ein ord-
nungspolitischer Missstand und Konflikt, der nicht vor den Gerichten - die naturgemªÇ nur einen Fokus auf den 
Streitgegenstand haben - sondern politisch zu lºsen ist.  

Ziel jeder Entgeltregulierung ist die Angemessenheit der Entgelte und Tarife f¿r die zugrundeliegenden Leistun-
gen. Im Rahmen der Plattformregulierung ist ein wirtschaftlich fairer Interessensausgleich zwischen Plattformbe-
treiber einerseits und den Anbietern von linearen und nicht-linearen Diensten andererseits herzustellen. Diesen 
Kompensationsgedanken hat auch Art. 31 der Universaldienst-richtlinie im Sinn, soweit er den Mitgliedstaaten die 
Mºglichkeit gibt, f¿r verpflichtend einzuspeisende Programme/Telemedien eine angemessene Verg¿tungspflicht 
vorzusehen. Aus Sicht des BITKOM muss jede Form der Anwendung der bestehenden Regulierung gem. Ä 52d 
RStV von dem Grundsatz ausgehen, dass dem Infrastrukturbetreiber angemessene Mºglichkeiten zur Refinan-
zierung der mit dem Transport von Programmen bzw. Telemedien verbundenen Kosten des Netzbetriebes zur 
Verf¿gung stehen m¿ssen.  

 

40. Wie kann eine sinnvolle Anreizregulierung im privaten Rundfunk aussehen?  

BITKOM begr¿Çt, dass die Debatte ¿ber die Qualitªt im Rundfunk gef¿hrt wird und steht der Fºrderung eines 
vielfªltigen Programmangebots positiv gegen¿ber. Medien- und kulturpolitisch gew¿nschte Angebote, die sich 
nicht aufgrund der Marktnachfrage entwickeln, kºnnten durch ºffentliche Fºrderung unterst¿tzt werden. Sofern 
ºffentliche Angebote die gesellschaftspolitisch gew¿nschten MaÇe an Spezialprogrammen (z.B. werbefreie Nach-
richten, Kinder- und barrierefreie-Programme) nicht vollstªndig herausbringen kºnnen, kºnnten diese auch durch 
private Anbieter auf Basis freiwilliger Optierung zur Verf¿gung gestellt werden. Mit Blick auf die Sicherung von 
Vielfalt und Qualitªt dieser Inhalte sollte das Fºrderungssystem ï aus Zuschauersicht ï an der Angebot-Seite 
ansetzten. Das heiÇt in erster Linie sollte die Entstehung qualifizierter Inhalte, also die Produktion, unterst¿tzt 
werden und nicht ihre Verbreitung. Denn das Anbieten von Inhalten ¿ber leistungsfªhigere ¦bertragungsnetzte 
und im offenen Internet stºÇt im wesentlich geringeren MaÇe auf Marktzutrittsbarrieren und Kapazitªtsknappheit, 
was in Zeiten der analogen Verbreitung den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung bildete.  

Die Sicherung von Vielfalt und Qualitªt in Bezug auf Dienste, die starke Meinungsbildungsrelevanz haben, ist aus 
unserer Sicht von besonderer gesellschaftlicher Relevanz.  

Das Instrument der Anreizregulierung zeigt sich in einigen Bereichen als grundsªtzlich effektives Mittel, um Wirt-
schaftsakteure zu motivieren, gesellschaftlich wichtige Leistungen auf freiwilliger Basis zu erbringen. Im Bereich 
des Telekommunikationsrechts beispielsweise mag eine klassische Anreizregulierung sinnvoll sein, um insbeson-
dere Infrastrukturunternehmen zu Investitionen in eine zukunftsfªhige Breitband-Versorgung zu bewegen. Aus 
Sicht des BITKOM kann Anreizregulierung auch im klassischen Medienbereich grundsªtzlich ein begr¿Çenswer-
tes Instrument darstellen, wenn sie ein ausgewogenes Verhªltnis zwischen den Betroffenen (d.h. den Sendern, 
Plattformbetreibern, Intermediªren und der ¥ffentlichkeit) schafft. Wir bef¿rworten einen Ansatz, in dem ein mºg-
liches Anreizsystem sich auf Dienste bezieht, denen die empirische Untersuchung besondere Meinungsbildungs-
relevanz nachweist: eine Ausweitung auf Dienste, die nicht bzw. wenig meinungsbildungsrelevant sind, scheint 
aus unserer Sicht nicht zu rechtfertigen zu sein.  

BITKOM ist der Auffassung, dass die konkrete Ausgestaltung des Anreizsystems, insbesondere hinsichtlich der 
Qualitªtsanforderungen (ĂKriterienñ) und Anreize (ĂGewªhrungenñ) sowie ihrer  Bewertung empirisch untermauert 
und wissenschaftlich begleitet werden sollte. Die Qualitªtsanforderungen und die Anreize sollten so definiert sein, 
dass sie einerseits transparent und andererseits praktisch umsetzbar sind. Grundlegend ist aus unserer Sicht 
auÇerdem, dass  ein hoher QualitªtsmaÇstab f¿r die Festlegung der Anforderungen angesetzt  wird, der der ge-
sellschaftspolitischen Bedeutung der gefºrderten Inhalte entspricht. 

Vor diesem Hintergrund wªre allenfalls ein abgestuftes System der Anreize angebracht. So kºnnten Sender bei 
Erf¿llung bestimmter Qualitªtsanforderungen zunªchst zum Beispiel abgestufte Erleichterungen in der Werbere-
gulierung erhalten. Alle Beg¿nstigungen, die eine Verpflichtung Dritter, wie z.B. eines Plattformanbieters, mit sich 
ziehen w¿rden, stellen einen Eingriff in die unternehmerischen Freiheiten der Plattformanbieter dar.  

Daher lehnt BITKOM grundsªtzlich zusªtzliche Auflagen f¿r Plattformanbieter im Rahmen eines Anreizsystems 
ab. Sollte es dennoch zu Auflagen f¿r Plattformbetreiber kommen, wªren solche Eingriffe notwendigerweise an 
die hºchsten Qualitªtsanforderungen des Anreizsystems zu kn¿pfen, um unverhªltnismªÇige Belastungen zu ver-
meiden.  

Zudem sollten mºgliche Verpflichtungen der Plattformbetreiber ausdr¿cklich im Rahmen fixierter Regelungen be-
grenzt werden. Um den Eingriff in die unternehmerische Selbstbestimmung der Plattformbetreiber so gering wie 
mºglich zu halten, wªre es zwingend notwendig, die eventuelle Verpflichtung zur Auffindbarkeit auf eine klar defi-
nierte, begrenzte Anzahl an Programmen, welche den daf¿r gesetzten, hºchsten Qualitªtsanforderungen entspre-
chen, zu beschrªnken. Zudem sollte die Hªufigkeit von  nderungen (z.B. betreffend den Kreis der beg¿nstigten 
Sender) auf grºÇere und regelmªÇige Abstªnde begrenzt werden. Hierdurch soll mit Blick auf die Erf¿llung der 
gesetzten Qualitªtskriterien einzelner Programme ein stªndiger Wechsel bei der Belegung von Programmplªtzen 
vermieden werden.  

Aus Sicht des BITKOM muss auÇerdem bei einer must-be-found-Verpflichtung der Grundsatz der Gestaltungs-
freiheit der Navigator- bzw. EPG-Betreiber gewªhrleistet werden.  
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Da etwaige must-carry- und must-be-found-Regelungen das Verhandlungsgleichgewicht erheblich beeintrªchti-
gen kºnnten, wªre sicherzustellen, dass ein ausgewogenes Verhªltnis hergestellt wird. Insbesondere wªre es 
w¿nschenswert, das Anreizsystem um Kompensationsregelungen zu ergªnzen f¿r solche Fªlle, die eine Verpflich-
tung Dritter nach sich ziehen w¿rden. Solche Kompensationsregeln kºnnen in staatlichen finanziellen Ausgleichs-
mechanismen bestehen, um den wirtschaftlichen Spielraum der Netzbetreiber zu erweitern. Entscheidend ist, 
dabei sicherzustellen, dass die jeweiligen Verhandlungspositionen der Anspruchsberechtigten (Sender) und der 
Verpflichteten (Plattformbetreiber) im Ausgleich bleiben bzw. nicht von vornherein systematisch verzerrt werden. 
Der Verhandlungsrahmen der Parteien sollte anhand transparenter und nachvollziehbarer Kriterien bestimmt wer-
den und dem Prinzip der Angemessenheit folgen. Insbesondere m¿ssen die Vertragskonditionen bez¿glich der 
Entgelte der individuellen Vereinbarung der Parteien ¿berlassen bleiben. ¦berdies muss jede Privilegierung im 
Rahmen der bestehenden Plattformregulierung als Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung gegen¿ber Nicht-
Anspruchsberechtigten anerkannt werden.  

Insgesamt sollte die Abwªgung zwischen den Lasten und den Vorteilen auf Effektivitªt, d.h. auf die Geeignetheit 
und VerhªltnismªÇigkeit der Anreize einerseits und die Qualitªtserhºhung durch Erf¿llung bestimmter Anforde-
rungskriterien anderseits, kontinuierlich ¿berpr¿ft werden. Daher regt BITKOM eine regelmªÇige Evaluierung der 
Qualitªtsstandards und der neuen, anreizfºrdernden Instrumente in Bezug auf ihre Wirksamkeit an. 

 

41. Wo muss der Gesetzgeber mit Blick auf soziale Netzwerke aktiv werden? Wie kºnnen Regelungen 
flexibel genug ausgestaltet werden, um gegen¿ber den technischen Neuerungen wirkmªchtig zu sein?  

BITKOM vertritt grundsªtzlich die Ansicht, dass soziale Netzwerke keiner zusªtzlichen Regelung im Medienrecht 
der Lªnder (etwa in ÄÄ 54 ff Rundfunkstaatsvertrag) bed¿rfen. Medienrecht darf Innovationen nicht gefªhrden. 

Bei sozialen Netzwerken limitiert sich theoretisch die Mºglichkeit, bestimmte Inhalte zu empfehlen, nicht nur auf 
die Nutzer. Soziale Netzwerke kºnnten auch selbst eigene Empfehlungen abgeben und auch Suchfunktionen 
anbieten. Bei der Suche in sozialen Netzwerken bestimmen allerdings in jedem Einzelfall aufs Neue zwei Faktoren 
die Listung der Ergebnisse: die persºnlichen Einstellungen des Nutzers und seine Interaktion mit dem eigenen 
sozialen Umfeld. Insoweit ist diese Suchfunktion in sozialen Netzwerken mit einer technischen algorithmusbasier-
ten Suche im offenen Internet nicht vergleichbar. 

Sollte eine Meinungsbildungsrelevanz dieser Funktionen empirisch nachgewiesen werden, wªren die eigene 
Empfehlungen und Suchfunktionen sozialer Netzwerke allenfalls einer Missbrauchskontrolle zu unterwerfen. 
Diese Missbrauchskontrolle umfasste den gezielten Ausschluss rechtlich zulªssiger Inhalte ohne gerechtfertigten 
Grund. 

 

42. Welche weiteren konkreten Problembereiche m¿ssen adressiert werden?  

Die Entwicklung einer konvergenten Medienwelt f¿hrte in den vergangenen Jahren dazu, dass funktionsgleiche 
Dienste sowohl von Netzbetreibern als auch von Telemediendienste-Anbietern angeboten werden kºnnen (z.B. 
internetbasierte Messagingdienste und SMS). BITKOM erkennt die Komplexitªt, die sich daraus ergibt, dass ein 
fairer Wettbewerb zwischen diesen funktionsgleichen Diensten mºglich sein muss, wenngleich diese Dienste zum 
Teil von unterschiedlichen Regulierungsregimen erfasst werden. Grundsªtzlich kann eine Harmonisierung von 
RegulierungsmaÇnahmen und MaÇstªben zu einer Auflºsung dieses Umstandes f¿hren. Dies gilt f¿r die Bereiche 
der Interoperabilitªt (z.B. Anruf aus dem Telefonnetz bei einem Voicechat-Service, Telefonat zwischen verschie-
denen Voicediensten, etc.); Daten-Portabilitªt (Wechsel von einem Messanger-Service zu einem anderen oder 
von einem Messanger-Service zu SMS/MMS, etc.) sowie Datenschutz und IT-Sicherheit (z.B. einheitliche Voraus-
setzungen f¿r die rechtmªÇige Ermittlung von Standortdaten i.S.v. Ä 98 TKG, einheitliche Auskunftsanspr¿che f¿r 
ºffentliche Stellen, etc.). 

Die regulatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r funktionsgleiche Kommunikationsdienste sollten 
¿ber die gesamte Internet-Wertschºpfungskette einen chancengleichen Wettbewerb ermºglichen.  

Eine solche Harmonisierung wªre zudem f¿r die Innovationskraft und damit die Wettbewerbsfªhigkeit des gesam-
ten ¥kosystems aus Netzbetreibern und Inhalteanbietern fºrderlich. Ferner machen es die Konvergenzentwick-
lung, die bestªndige Fortentwicklung moderner Technologien, das Auftreten neuer Dienste und die damit einher-
gehende enorme Vermehrung des Datenverkehrs (21% p.a.) erforderlich, eine zukunftstrªchtige Infrastruktur auf- 
und auszubauen.Die Netzbetreiber investieren derzeit groÇe Summen in den Netzausbau. Inhalteanbieter unter-
nehmen ebenfalls groÇe finanzielle Anstrengungen, um innovative Dienste zu produzieren und diese nªher an die 
ISPs und damit schneller an die Endkunden zu bringen (z.B. eigene Content Delivery Networks, Peering und 
Caching). Dieses ¥kosystem aus Netzbetreibern und Inhalteanbietern erzeugt bei der Fºrderung von Innovation 
eine positive ºkonomische Spirale: Die Nachfrage nach innovativen Web-Diensten kann die Nachfrage und Zah-
lungsbereitschaft f¿r schnelles Internet steigern und zusªtzliche Umsªtze und damit weiteres Investitionskapital 
f¿r Internet-Zugangsanbieter erzeugen. In der Gesamtschau kºnnen die Kosten f¿r den Netzausbau nicht allein 
durch die Einnahmen aus der zusªtzlichen Nachfrage gedeckt werden. Ziel muss es sein, durch einen stabilen 
und anreizorientierten Rechtsrahmen so viel wie mºglich an privaten, eigenwirtschaftlichen und wettbewerbsoffe-
nen Investitionen in den zukunftsfªhigen Breitbandausbau auszulºsen. Um auch diejenigen Regionen zu versor-
gen, in denen ein marktgetriebener weiterer Ausbau nicht realisierbar ist, sind zusªtzlich zu den Investitionen der 
Wirtschaft gezielte und technologieneutrale FºrdermaÇnahmen erforderlich. Dies muss ein wesentlicher Baustein 
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f¿r die Erreichung der Breitbandziele des Bundes sein. Private Investitionen d¿rfen jedoch nicht durch staatlich 
gefºrderte Investitionen entwertet werden und Wettbewerbsverzerrungen unterliegen. 

Dar¿ber hinaus unterst¿tzt BITKOM den fairen und offenen Wettbewerb in allen Bereichen des Telekommunikati-
onsmarktes und hªlt wettbewerbliche Angebote auf dem Endgerªtemarkt f¿r sinnvoll. Zugleich bedarf aus Sicht 
des BITKOM jede verpflichtende Vorgabe gesetzlicher Grundlagen. Sie muss zudem die technischen Gegeben-
heiten ber¿cksichtigen und sich in das ¿brige Regulierungsgef¿ge, insbesondere in das Telekommunikationsge-
setz (TKG) und in das Gesetz ¿ber Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen (FTEG), einordnen. 

Ferner sollten sektorspezifische Verbraucherschutzregeln im Telekommunikationsbereich ¿berpr¿ft werden: auf 
Vorschriften, die durch das allgemeine Verbraucherrecht ausreichend geregelt sind, kºnnte verzichtetet werden. 

 

V. Internetspezifische Regelungen  

43. Welche Konflikte liegen in der Abgrenzung zwischen Telemediengesetz (TMG), den Pressegesetzen, 
den rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen sowie den einzelnen Landesmedien- bzw. Landesrundfunk-
gesetzen? Wo m¿ssen Anpassungen vorgenommen werden?  

All diese Gesetze sind vor dem Hintergrund getrennter Medienmªrkte entstanden. Aufgrund der konvergenten 
technologischen Entwicklung und der  nderung des Nutzerverhaltens sind die Grenzen dieser Medienmªrkte 
jedoch zunehmend verschwommen. So stehen bestimmte Angebote von Zeitungen, Rundfunk und nicht-linearen 
audiovisuellen Medien immer mehr in einem direkten Wettbewerbsverhªltnis zueinander. Beispielsweise reichern 
Rundfunkveranstalter ihre Bewegtbildangebote zunehmend mit Wortbeitrªgen an (Tagesschau-App, Digitaltexte) 
und umgekehrt werten Printverlage ihre Onlineangebote mit Bewegtbildbeitrªgen auf. Eine Konvergenz der 
Dienste ist zu beobachten. Das bisherige Abgrenzungskriterium f¿r Angebote, welches dem schwerpunktmªÇigen 
Verbreitungsweg des angebotenen Dienstes folgt, erscheint nicht mehr zeitgemªÇ. Das Internet wird nªmlich f¿r 
alle diese Medienformen zum Distributionskanal und bildet so eine Art Metamedium, von welchem bisher getrennt 
verbreitete Inhalte auf gemeinsamen Plattformen aggregiert und ¿ber gleiche Infrastrukturen verbreitet werden 
kºnnen. Wie auf europªischer Ebene auch besteht in diesem Zusammenhang eine Schwierigkeit bei der Zuord-
nung eines Dienstes zu Massen- oder Individualkommunikation bzw. eines Konzepts im Umgang mit eventuell 
verbleibenden Mischformen. Ein grundsªtzliches Abgrenzungsproblem besteht zudem darin, dass die Regelungs-
inhalte der genannten Gesetze unterschiedlich sind und somit bereitet die passende Zuordnung des Regelungs-
inhalts zu den Diensten Schwierigkeiten.  

Aufgrund des tradierten Verstªndnisses der verfassungsrechtlichen Differenzierung zwischen Rundfunk und 
Presse stellen sich auf dieser Ebene in zweierlei Hinsicht Fragen: Zum einen geht es um eine mºgliche Abkop-
pelung des Schutzbereichs der Pressefreiheit von der verkºrperten Verbreitungsform.  

Zum anderen handelt es sich um eine mºgliche Neudefinition des bisherigen Rundfunkbegriffs, der sich auf mei-
nungsbildungsrelevante Dienste beziehen sollte und auch Angebote in anderen Darstellungsformen als Ton und 
Bewegtbild bzw. Kombinationen derselben umfassen kºnnte, wenn diesen eine entsprechend starke Meinungs-
bildungsrelevanz kommunikationswissenschaftlich nachgewiesen wird.  

Die bisherige Ausgestaltung der einfachgesetzlichen Regelungen f¿r Rundfunk und Presse kann mit diesen Un-
terschieden und Herausforderungen nur bedingt sinnvoll umgehen. Dies wird vielfach mit dem tradierten Ver-
stªndnis der Rundfunkfreiheit als dienender Freiheit aus der stªndigen Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts in Verbindung gesetzt.  

Es besteht damit ein grundsªtzliches Abgrenzungsproblem. Da die Regelungsinhalte der in der Frage genannten 
Gesetze vor dem geschilderten verfassungsrechtlichen Hintergrund einerseits, aufgrund des unterschiedlich 
wahrgenommenen Regelungsbedarf andererseits, stark voneinander abweichen, besteht die Notwendigkeit zu 
bestimmen, welche einheitlichen Regulierungsziele, welcher Regelungsinhalt und welches Regulierungsniveau 
als die Herausforderungen der Konvergenz angemessen zu betrachten sind.  

Die Existenz und das AusmaÇ der Meinungsbildungsrelevanz von unterschiedlichen Medienangeboten m¿ssen 
kommunikationswissenschaftlich untersucht und belegt werden. Wenn sich Angebote hinsichtlich ihres Einflusses 
auf die Meinungsbildung als vergleichbar erweisen, sollten diese unter die gleichen regulatorischen Rahmenbe-
dingungen fallen, unabhªngig von ihrem Verbreitungsweg. Ziel muss sein, den Grundsatz der Technologieneut-
ralitªt konsequent anzuwenden und Asymmetrien zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, und zwar in 
Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette. Vergleichbare Gefªhrdungslagen f¿r die Meinungsvielfalt m¿ssen 
gleich behandelt werden.  

Wenn allerdings f¿r unterschiedliche Angebote eine unterschiedliche Meinungsbildungsrelevanz erwiesen ist, be-
darf es einer Abstufung auch in der Regulierung. Je nach der Stªrke der Meinungsbildungsrelevanz des Angebots 
sollte eine differenzierte regulatorische Behandlung zur Geltung kommen. 

 

44. Inwieweit ist die Aufteilung der Zustªndigkeiten zwischen wirtschaftsbezogenen Regeln (Bund) und 
inhaltespezifischen Regeln (Lªnder) noch aufrecht zu erhalten? Wie kºnnten neue bundes- und landes-
spezifische Regelungen besser abgegrenzt werden?  
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Wirtschaftsbezogene und inhaltsspezifische Regelungen schlieÇen sich nicht gegenseitig aus, m¿ssen jedoch 
sinnvoll aufeinander abgestimmt und kohªrent ausgestaltet sein.  

Grundsªtzlich erscheint eine konvergente Medienregulierung nur aus einem Guss mºglich zu sein. Die Definition 
gemeinsamer Regulierungsziele f¿r die Medien- und Kommunikationsordnung (siehe Antwort auf Frage 1) w¿rde 
insofern einen ersten Schritt in die richtige Richtung darstellen.  

Eine Inhalteregulierung f¿r das globale Medium Internet auf Ebene der Lªnder zu organisieren ist aus objektiver 
Sicht nicht sinnvoll. Es ist nicht stringent, dass Inhalteregulierung und Rechtsaufsicht f¿r Mediendienste bei den 
Lªndern liegen, wªhrend das Haftungsregime, Verbraucherrechte und wesentliche Teile des Datenschutzrechtes 
vom Bund reguliert werden. Allein auf Bundesebene besteht bereits aufgrund der Koalitionsvereinbarung eine 
komplexe Ressortzustªndigkeitsverteilung. Der Mangel an einem einheitlichen Ansprechpartner f¿r die ITK-Wirt-
schaft beeintrªchtigt die Planungssicherheit der Unternehmen.  

Dar¿ber hinaus kann die Trennung der Zustªndigkeiten zwischen Bund und Lªndern nicht nur Abgrenzungs-
schwierigkeiten hervorbringen, sondern auch zu Doppelzustªndigkeiten f¿hren. Es bedarf eines verstªrkten Aus-
tauschs zwischen Bund und Lªndern zu den besonders betroffenen Querschnittsthemen Medienrecht, Kartellrecht 
und Infrastrukturregulierung.  

Anhaltende Unsicherheit bei Anbietern entsteht beispielsweise aufgrund der von Bund und Lªndern beanspruch-
ten doppelten Zustªndigkeiten f¿r die technischen und ºkonomischen Details einer Verbreitung von Mediendiens-
ten. Die technische Zugangskontrolle ebenso wie Entgelte f¿r die Verbreitung (ÄÄ 52c und 52d RStV) sollten daher 
aus dem Regulierungsrahmen der Lªnder entlassen und allein durch die Bundesnetzagentur ¿berwacht werden. 
Soweit besondere Privilegien f¿r meinungsbildungsrelevante Medien beibehalten werden sollen, sollten diese le-
diglich als zulªssige Rechtfertigungsgr¿nde f¿r eine Ungleichbehandlung formuliert werden.  

Schlussendlich kºnnten lediglich Bereiche, die f¿r die Vielfaltssicherung und Kulturpolitik durch die Lªnder zu 
regeln sind, einer Ausgestaltung durch den Bund nicht zugªnglich gemacht werden (z.B. inhaltliche Reihung in-
nerhalb von Benutzeroberflªchen). In diesem Zusammenhang wªre neben der stªrkeren Verzahnung der Gesetze 
(z.B. durch Verweise im TMG auf RStV), auch ein enger, formalisierter Austausch zwischen den verschiedenen 
Behºrden auf Bundes- und Landesebene und den betroffenen Industrien w¿nschenswert. Soweit beispielsweise 
Institutionen auf der Basis des Medienrechts der Lªnder faktisch ¿ber wirtschaftspolitische Fragen mitentschei-
den, wªre das Benehmen mit der Aufsicht nach GWB herzustellen. 

Dar¿ber hinaus sollte der gesamte Rechtsrahmen aufgrund verªnderter technischer und wirtschaftlicher Gege-
benheiten auf zwischenzeitlich ¿berholte Zustªndigkeiten ¿berpr¿ft werden.  

 

45. Inwieweit sollte die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehºrden des Bundes und der Lªnder 
(BMWi und BNetzA sowie Bundeskartellamt und Landesmedienanstalten bzw. Bezirksregierungen) in die-
sem Bereich neu aufgestellt werden?  

Generell erhoffen wir uns von der Bund-Lªnder-Kommission, dass sie zumindest einen besseren Austausch und 
konkrete Ansªtze f¿r ein formalisiertes, effektives Verfahren, das die Interessen aller Beteiligten gleichermaÇen 
im Blick hat, bewirkt. 

Die Bundesnetzagentur und die Landesmedienanstalten sind bei den Regelungen zu den ÄÄ 52c und 52d RStV 
oft gleichzeitig aktiv; die Zusammenarbeit wird derzeit durch Absprachen geregelt. Gerade mit Blick auf technische 
und ºkonomische Regulierung der Verbreitung von Mediendiensten sollte die doppelte Zustªndigkeit aufgelºst 
und einheitlich zur Bundesnetzagentur ¿berf¿hrt werden.  

In Bezug auf die wettbewerbsrechtliche Kontrolle und die Kontrolle der Meinungsmacht wªre eine Zuordnung der 
Aufgaben zu den Aufsichtsbehºrden des Bundes sinnvoll, die diese im Benehmen mit der Aufsicht nach RStV 
ausf¿llt. 

Auch in anderen Bereichen kºnnten Regulierungsfragen und die Aufsicht konsolidiert werden. In Absprachen zwi-
schen Bund und Lªndern kºnnte die einheitliche Ausf¿hrung der Gesetze sichergestellt werden. Beispielsweise 
bei der Werberegulierung ist die Zustªndigkeit nicht einheitlich geregelt; zahlreiche Gesetze und Selbstverpflich-
tungen der Wirtschaft werden angewandt, u.a. RStV, Heilmittelwerbegesetz, Lebensmittel- und Futtermittelgesetz, 
Werbekodexe f¿r Alkohol und Tabak sowie Selbstregulierungsrahmen f¿r personalisierte Online-Werbung.10 In 
diesem Zusammenhang plªdieren wir f¿r den verstªrkten Einsatz selbstregulatorischer Instrumente. Denn diese 
sorgen nicht nur f¿r praxisnahe und flexible Regelungen, sondern kºnnen auch grenz¿berschreitende Wirkung 
entfalten. 

 

46. Wie kºnnen die Schnittstellen TelekommunikationïInternetïRundfunk besser zusammengef¿hrt wer-
den?  

Eine bloÇe ¦berpr¿fung der Schnittstellen von Telekommunikation, Internetdiensten und Rundfunk wird dem No-
vellierungsbedarf im Rahmen der Konvergenz nicht gerecht. Notwendig ist die Einigung auf ein grundlegend 

                                                           

10Deutscher Datenschutzrat Online Werbung sowie die entsprechende Initiative auf EU-Ebene: www.youronlinechoices.eu 

http://meine-cookies.org/DDOW/
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neues Schema von Diensten inkl. der auch zuk¿nftig noch passenden Regulierungsinstrumente und Zustªndig-
keiten.  

Jeder medienregulatorische Eingriff setzt den entsprechenden empirischen Nachweis der tatsªchlichen Mei-
nungsbildungsrelevanz eines Dienstes voraus. Die Existenz und das AusmaÇ der Meinungsbildungsrelevanz von 
unterschiedlichen Internetangeboten m¿ssen daher kommunikationswissenschaftlich untersucht und belegt wer-
den.   

Wenn sich Angebote hinsichtlich ihres Einflusses auf die Meinungsbildung als vergleichbar erweisen, sollten diese 
unter die gleichen regulatorischen Rahmenbedingungen fallen. Ziel muss sein, den Grundsatz der Technologie-
neutralitªt konsequent anzuwenden und Asymmetrien zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, und zwar 
in Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette, einschlieÇlich der Endgerªte. Vergleichbare Gefªhrdungslagen 
f¿r die Meinungsvielfalt m¿ssen gleich behandelt werden.  

Wenn allerdings f¿r unterschiedliche Angebote eine unterschiedliche Meinungsbildungsrelevanz erwiesen ist, be-
darf es einer Abstufung auch in der Regulierung. Je nach der Stªrke der Meinungsbildungsrelevanz des Angebots 
sollte eine differenzierte regulatorische Behandlung zur Geltung kommen. 

Bei dieser Novellierung sollte grundsªtzlich eine kritische ¦berpr¿fung der bisherigen tiefgreifenden Medienregu-
lierung erfolgen, mit dem Ziel, Markteingriffe auf das angesichts der vielfªltigen Angebote unverzichtbare Niveau 
zu begrenzen.  

Der sachliche/persºnliche Anwendungsbereich der heutigen, weitergehenden Regulierung zu Meinungsvielfalt 
(entsprechend der heutigen Rundfunkregulierung) sollte auf einen Kern von Medien beschrªnkt werden, die f¿r 
die politische Meinungsbildung wirklich relevant sind, soweit deren Anbieter f¿r die Inhalte selbst redaktionell ver-
antwortlich sind und diese nicht lediglich weiterverbreiten.  

 

47. Sollte an der nach Massen- und Individualkommunikation differenzierten Regulierung festgehalten 
werden? Gibt es Argumente, um eine einheitliche Kommunikationsordnung (sowohl f¿r Massen- als auch 
Individualkommunikation) bzw. ein einheitliches Gesamtmedienrecht (f¿r Massenmedien) zu rechtferti-
gen?  

Eine grundsªtzliche Unterscheidung zwischen Individualkommunikation und ºffentlicher Kommunikation innerhalb 
der Medienregulierung ist aufgrund unterschiedlicher Regulierungsziele und Bedarfe weiterhin sinnvoll. Eine re-
gulatorische Differenzierung zwischen Massen- und Individualkommunikation ergibt sich bereits aus den Grund-
rechten. Die Einschrªnkung der Presse- und Meinungsfreiheit des Art. 5 II GG soll gerade nicht auf die durch Art. 
10 I GG gesch¿tzte Individualkommunikation ausgedehnt werden. Individualkommunikation (z.B. ein Telefonat) 
und Massenkommunikation (z.B. ein Blogeintrag) d¿rfen nicht derselben Inhalteregulierung unterworfen sein. 
¦berdies basiert die sektorspezifische Rundfunkregulierung auf der Annahme, dass das lineare Bewegtbild auf-
grund seiner Aktualitªt, Breitenwirkung und Suggestivkraft eine herausgehoben Bedeutung f¿r den Meinungsbil-
dungsprozess hat. Jene Medienwirkung gilt es kommunikationswissenschaftlich zu ¿berpr¿fen. Derzeit lªsst sich 
jedoch vermuten, dass diese Bedeutung die Individualkommunikation nicht in gleichem MaÇe hat.  

Allerdings passen die heutigen Zuordnungen von Diensten und Regulierungsinstrumenten oft nicht mehr zu die-
sen pauschalen und simplifizierenden Kategorien der Massen- bzw. Individualkommunikation: 

Viele OTT-Angebote ermºglichen den Nutzern, innerhalb desselben Dienstes individuell, multilateral oder ºffent-
lich zu kommunizieren. 

Die Entwicklung einer konvergenten Medienwelt in den vergangenen Jahren f¿hrte zudem dazu, dass funktions-
gleiche Dienste ï im Sinne der Individualkommunikation ï sowohl von Netzbetreibern als auch von Telemedien-
dienste-Anbietern angeboten werden kºnnen (z.B. internetbasierte Messagingdienste und SMS). BITKOM er-
kennt die Komplexitªt, die sich daraus ergibt, dass ein fairer Wettbewerb zwischen diesen funktionsgleichen 
Diensten mºglich sein muss, wenngleich diese Dienste zum Teil von unterschiedlichen Regulierungsregimen er-
fasst werden. Grundsªtzlich kann eine Harmonisierung von RegulierungsmaÇnahmen und MaÇstªben zu einer 
Auflºsung dieses Umstandes f¿hren (z.B. in den Bereichen der Interoperabilitªt, (Daten-)Portabilitªt, Datenschutz 
und IT-Sicherheit). 

 

48. Sollte in der Regulierung (insbesondere nach MaÇgabe des Rundfunkrechts) weiterhin nach linearen 
und nicht-linearen Diensten unterschieden werden?  

Die Linearitªt als Abgrenzungskriterium f¿r den Rundfunkbegriff hat in einer konvergenten Welt an Bedeutung 
verloren. Die technologische Entwicklung und die  nderungen im Nutzerverhalten stellen das Kriterium zuneh-
mend in Frage. Die Nutzung nicht-linearer Mediendienste nimmt stetig zu. Nutzer kºnnen dank internetfªhiger 
Endgerªte (z.B. Smart-TV) sowohl lineare als auch nicht-lineare Medieninhalte auf demselben Endgerªt konsu-
mieren. Dabei wird es ihnen nicht unbedingt bewusst, dass die Inhalte unterschiedlichen RegulierungsmaÇstªben 
unterliegen. Bekannte Beispiele hierf¿r sind die strengeren qualitativen und vor allem quantitativen Werbe-Rest-
riktionen hinsichtlich linearer Medien im Vergleich zu nicht-linearen Medien. Die derzeitige regulatorische Unter-
scheidung zwischen linearen und nicht-linearen Inhalten erscheint oft nicht mehr praktikabel oder gerechtfertigt 
zu sein. Auch die Kommunikationswissenschaft hªlt die Unterscheidung in Hinblick auf ihre Wirkkraft nicht mehr 
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f¿r zwangslªufig. Perspektivisch ist mit einem Paradigmenwechsel in der Regelung audiovisueller Medien zu 
rechnen. 

BITKOM ist der Auffassung, dass die Evaluierung des gegenwªrtigen Regulierungsrahmens durch empirische 
Untersuchungen untermauert werden sollte. Diese Untersuchungen sollten erforschen, welche Auswirkungen di-
verse (audiovisuelle) Dienste auf die Gesellschaft haben und ¿ber welche Auswahl- und Steuerungsmºglichkeiten 
die Nutzer bez¿glich dieser Dienste verf¿gen. Zur Orientierung sollten Kriterien herangezogen werden, die den 
Rundfunk jenseits seines Verbreitungsweges und einer mºglichen Linearitªt prªgen und die den sachlichen Grund 
f¿r seine Schutzw¿rdigkeit einerseits und seine Regulierungsbed¿rftigkeit andererseits darstellen. Dabei handelt 
es sich aus unserer Sicht um die Kriterien der Aktualitªt, Breitenwirkung und Suggestivkraft.  

Wenn sich Dienste hinsichtlich ihrer Funktionalitªt und ihrer Auswirkung auf die Zuschauer bzw. Gesellschaft als 
vergleichbar erweisen, sollten diese unter die gleichen regulatorischen Rahmenbedingungen fallen, unabhªngig 
davon, ob sie derzeit als lineare oder nicht-lineare Dienste klassifiziert sind. Ziel muss sein, den Grundsatz der 
Technologieneutralitªt konsequent anzuwenden und Asymmetrien zwischen den Marktteilnehmern zu verhindern, 
und zwar in Bezug auf die gesamte Wertschºpfungskette.  

Aus Sicht des BITKOM sollte dies durch den Abbau der gegenwªrtigen Regulierungsdichte und -tiefe im Medien-
sektor erfolgen. Regulatorische MaÇnahmen sollten die Ausnahme bleiben. Je hºher die Nutzerautonomie und je 
geringer die Auswirkung des Dienstes auf die Gesellschaft sind, desto niedriger sollte das Regulierungsniveau 
ausfallen. Daraus folgt das Prinzip einer abgestuften Regulierung: Hierbei wird der Grad an Regulierung von der 
(Meinungsbildungs-) Relevanz eines Angebotes oder Dienstes abhªngig gemacht, wobei insbesondere die po-
tentielle technische Reichweite sowie die Auswahl- und Steuerungsmºglichkeiten der Nutzer bez¿glich der Ange-
bote ber¿cksichtigt werden sollten. In der Konsequenz sollte die strengere Regulierung zu Meinungsvielfalt (ent-
sprechend der derzeitigen Rundfunkregulierung) auf einen Kern wirklich f¿r die politische Meinungsbildung rele-
vanter Medienangebote beschrªnkt werden (s. auch Antwort zu Frage 46). Ein Letztentscheidungsrecht in Zu-
sammenhang mit der Auswahl, Steuerung und Konfiguration von Angeboten muss aber immer beim Nutzer liegen. 

 

50. Halten Sie eine gesetzliche Regelung zur Absicherung von Netzneutralitªt f¿r sinnvoll und wenn ja, 
wie konkret sollte diese ausgestaltet werden? 

Der Begriff der Netzneutralitªt ist wissenschaftlich umstritten und nicht im Sinne eines einheitlichen Verstªndnis-
ses geklªrt. Ein absolutes und dogmatisches Verstªndnis von Netzneutralitªt geht an den tatsªchlichen Gegeben-
heiten in den Netzen vorbei und w¿rde im Falle der Umsetzung die Aufrechterhaltung der verschiedenen Netz-
funktionalitªten erschweren sowie die Integritªt und Sicherheit der Netze gefªhrden.  

Eine Unterscheidung der verschiedenen Verkehre in den Netzen ist von Anfang an in den Netzarchitekturen und 
Steuerungslogiken angelegt. Zustimmung verdient daher ein Verstªndnis von Netzneutralitªt, wonach Qualitªts-
differenzierungen - bei diskriminierungsfreien und transparenten Bedingungen - auch zu differenzierten Entgelten 
mºglich bleiben. Es scheint verfehlt, wenn die Politik der wissenschaftlichen Diskussion vorgreift und ein einseiti-
ges Verstªndnis von Netzneutralitªt gesetzlich festschreiben mºchte.  

Eine lªnderspezifische Regelung, wie das vom Th¿ringer Landtag verabschiedete Landesmediengesetz, ist nicht 
zielf¿hrend und bereits aus Kompetenzgesichtspunkten problematisch. Der Regelungskompetenz des Bundes f¿r 
Telekommunikation sowie der europªischen Debatte zur TSM-Verordnung sollten durch die Lªnder nicht vorge-
griffen werden. 

BITKOM unterst¿tzt die Zielsetzung der EU-Kommission, den Zugang von Internet-Nutzern zu allen legalen In-
halten, Diensten und Anwendungen zu gewªhrleisten, d.h. eine Sperrung legaler Dienste zu verhindern. Die im 
BITKOM organisierten Unternehmen bekennen sich auch ausdr¿cklich zum Best-Effort Internet, das auch k¿nftig 
nicht infrage gestellt, sondern weiter ermºglicht und fortentwickelt wird. Das bisherige Leistungsniveau wird damit 
nicht unterschritten, sondern soll neben qualitªtsgesicherten Diensten einen festen Platz einnehmen. Innovative 
neue Dienste kºnnen sich damit sowohl unter Best-Effort als auch in einem qualitªtsgesicherten Umfeld entwi-
ckeln. 

Gleichzeitig entstehen neue Geschªftsmodelle und Dienstleistungen auf der Grundlage von Traffic Management 
und Qualitªtssicherung (Quality of Service) in den Netzen. Wie von der Kommission betont, kºnnen solche 
Dienste Innovation und Wachstum sowohl im TK-Sektor als auch dar¿ber hinaus unterst¿tzen. Es ist daher wich-
tig, dass die EU-Gesetzgebung hinsichtlich Traffic Management und Netzneutralitªt die kommerzielle Freiheit der 
Betreiber bewahrt, damit innovative Geschªftsmodelle zum Nutzen von Endkunden und Inhalte- bzw. Dienste-
Anbietern im Internet realisiert werden kºnnen, ohne die Wettbewerbsstruktur des Sektor negativ zu beeinflussen.  

Laut Entwurf der Kommission sollen Netzbetreiber Spezialdienste (Ăspecialised servicesñ) mit zugesicherter 
Dienstqualitªt (etwa Sprachtelefonie (Notruf), IPTV, Video-on-Demand, hochauflºsende Bildgebung in der Medi-
zin) anbieten kºnnen. Dazu kºnnen die Betreiber untereinander und auch mit Dienste- und Inhalteanbietern Ver-
einbarungen abschlieÇen. Allerdings bleibt unklar, ob die vorgesehene Mºglichkeit, Vereinbarungen mit Dienste-
anbietern zu treffen, lediglich auf Bereiche neben dem eigentlichen Internetzugang beschrªnkt sein soll, oder 
qualitªtsgesicherte Dienste auch im offenen Internet angeboten werden kºnnen. Sowohl die Ausgestaltung der 
Spezialdienste als auch deren Verhªltnis zu Nutzungen im Rahmen von Best-Effort bed¿rfen einer genaueren 
Klªrung. 
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Grundsªtzlich m¿ssen insbesondere mºgliche Vorgaben zu Traffic Management und Volumengrenzen f¿r Daten 
flexibel genug bleiben, um differenzierte Angebote im Einklang mit den Anforderungen der Kunden zu ermºgli-
chen. Ebenso m¿ssen die Regeln gewªhrleisten, dass Spezialdienste f¿r legale Inhalte angeboten werden kºn-
nen, unabhªngig von der verwendeten Technologie (Festnetz oder Mobilfunk) und ohne technische Erfordernisse, 
welche den Nutzen dieser Dienste signifikant beeintrªchtigen w¿rden. Das Erfordernis der Ende-zu-Ende Kon-
trolle der technischen Eigenschaften eines elektronischen Kommunikationsdienstes ist insofern kritisch zu hinter-
fragen, da ein Angebot im Mobilfunk aufgrund dessen Eigenschaft als sog. Shared Medium kaum mºglich sein 
d¿rfte. 

 

51. Wie kºnnen Regelungen zu Haftungs- und Datenschutzfragen effizienter organisiert werden?  

Wir erachten grundsªtzlich eine Vereinheitlichung der Rechtsvorschriften, der Durchf¿hrungsvorschriften und der 
Aufsicht f¿r sinnvoll und wichtig. Sowohl f¿r die Inhalte- als auch f¿r die Datenschutzregulierung im Telemedien-
bereich sind die Aufsichtsbehºrden der Lªnder zustªndig. Aus dieser bundesweit verteilten Rechtsaufsicht erge-
ben sich hªufig Regulierungsinterdependenzen als Folge differenzierender Rechtsauffassungen und Gesetzes-
auslegungen. Aus Sicht des BITKOM wªre es sinnvoll, wenn Landesmedienanstalten und Datenschutzbehºrden 
jeweils eine gemeinsame Stelle schaffen w¿rden, die bundesweit alle Aufsichtsverfahren koordiniert und eine 
Stringenz der Regulierung sicherstellt (One-Stop-Shop).  

Ebenso wªre es f¿r die Rechtsanwendung sehr hilfreich, datenschutzrechtliche Regelungen zu b¿ndeln und zu 
vereinheitlichen, und zwar europaweit. Es ist noch nicht absehbar, ob die geplante Datenschutz-Grundverordnung 
die bestehende Zersplitterung der Regelungen (BDSG, TMG, TKG, UWG) umfassend beheben w¿rde. Proble-
matisch sind jedoch Wertungswiderspr¿che wie etwa in Ä 95 Abs. 2 Satz 2 TKG einerseits und Ä 7 Abs. 3 UWG 
andererseits. Durch die Vorschrift des TKG werden Unternehmen f¿r den Versand von Werbung per E-Mail und 
SMS zunªchst f¿r alle eigenen Angebote privilegiert, andererseits wird diese Mºglichkeit durch das UWG nur auf 
ªhnliche Produkte eingeschrªnkt. 

In Bezug auf die Haftungsregelungen sind wir der Ansicht, dass unterschiedliche Stufen der Wertschºpfung im 
Internet (Access, Hosting, Inhalte) unterschiedlicher Haftungsregelungen bed¿rfen. Eine Voraussetzung ist f¿r 
alle Beteiligten gleich wichtig: Rechtssicherheit. Sie bietet f¿r alle Mitglieder der Wertschºpfungskette die Grund-
lage, ihre Dienstleistungen weiter zu entwickeln und weiter zu verbreiten. Diese Sicherheit bietet die E-Commerce-
Richtlinie. Ein strengeres Haftungsregime in Deutschland/Europa kºnnte mºglicherweise den hier ansªssigen 
(legalen!) Plattformen schaden (z.B. Diskussionsforen, Online-Marktplªtze etc.). Die illegalen wªren weiterhin im 
Ausland einer Rechtsverfolgung entzogen. Auch viele kostenfreie Community-Angebote w¿rden leiden.  

Eine Mºglichkeit zur effektiven und zeitnahen Beseitigung rechtswidriger Zugªnglichmachungen durch Dritte stel-
len von Host-Providern bereit gestellte und auf die spezifischen Bed¿rfnisse angepasste Notice-and-Take-Down-
Verfahren dar. Staatliche Aktivitªten sollten sich insoweit auf unverbindliche Leitlinien beschrªnken (z.B. in Bezug 
auf Benachrichtigungen der beteiligten Parteien oder Prozeduren zur Streitschlichtung). Diese Verfahren m¿ssen 
sich im fernmelde- und datenschutzrechtlichen Rahmen bewegen. Insbesondere gilt es zu beachten, dass es so 
gut wie unmºglich ist, die Wiedereinstellung eines spezifischen Inhalts dauerhaft und verlªsslich zu verhindern. 
Die Verantwortlichkeit der Provider f¿r erneute RechtsverstºÇe darf daher nicht ¿ber Geb¿hr ausgedehnt werden. 
Ein solches Ansinnen w¿rde der bewussten Entscheidung der E-Commerce-Richtlinie gegen eine generelle Mo-
nitoring-Pflicht widersprechen. Insofern sind Notice-and-Take-Down-Verfahren eine geeignete Lºsung, da Host-
Provider erst nach Kenntniserlangung (ènoticeç) einzelfallbezogen tªtig werden m¿ssen. Bei diesen Verfahren ist 
zu ber¿cksichtigen, dass die Bewertung von RechtsverstºÇen vom Host-Provider nicht rechtssicher getroffen wer-
den kann. Der Bundesgerichtshof hat daher gefordert, dass Sperrungsverpflichtungen nur bestehen kºnnen, wenn 
der Provider so hinreichend konkret in Kenntnis gesetzt wird, dass eine Rechtsverletzung f¿r ihn unschwer ï d.h. 
ohne rechtliche und tatsªchliche Pr¿fung ï erkennbar ist. 

 

52. Welche weiteren konkreten Problembereiche m¿ssen adressiert werden?  

Die Entwicklung einer konvergenten Medienwelt f¿hrte in den vergangenen Jahren dazu, dass funktionsgleiche 
Dienste sowohl von Netzbetreibern als auch von Telemediendienste-Anbietern angeboten werden kºnnen (z.B. 
internetbasierte Messagingdienste und SMS). BITKOM erkennt die Komplexitªt, die sich daraus ergibt, dass ein 
fairer Wettbewerb zwischen diesen funktionsgleichen Diensten mºglich sein muss, wenngleich diese Dienste zum 
Teil von unterschiedlichen Regulierungsregimen erfasst werden. Grundsªtzlich kann eine Harmonisierung von 
RegulierungsmaÇnahmen und MaÇstªben zu einer Auflºsung dieses Umstandes f¿hren. Dies gilt f¿r die Bereiche 
der Interoperabilitªt (z.B. Anruf aus dem Telefonnetz bei einem Voicechat-Service, Telefonat zwischen verschie-
denen Voicediensten, etc.); Daten-Portabilitªt (Wechsel von einem Messanger-Service zu einem anderen oder 
von einem Messanger-Service zu SMS/MMS, etc.) sowie Datenschutz und IT-Sicherheit (z.B. einheitliche Voraus-
setzungen f¿r die rechtmªÇige Ermittlung von Standortdaten i.S.v. Ä 98 TKG, einheitliche Auskunftsanspr¿che f¿r 
ºffentliche Stellen etc.). 

Die regulatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r funktionsgleiche Kommunikationsdienste sollten 
¿ber die gesamte Internet-Wertschºpfungskette einen chancengleichen Wettbewerb ermºglichen.  

Eine solche Harmonisierung wªre zudem f¿r die Innovationskraft und damit die Wettbewerbsfªhigkeit des gesam-
ten ¥kosystems aus Netzbetreibern und Inhalteanbietern fºrderlich. Ferner machen es die Konvergenzentwick-
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lung, die bestªndige Fortentwicklung moderner Technologien, das Auftreten neuer Dienste und die damit einher-
gehende enorme Vermehrung des Datenverkehrs (21% p.a.)11 erforderlich, eine zukunftstrªchtige Infrastruktur 
auf- und auszubauen.Die Netzbetreiber investieren derzeit groÇe Summen in den Netzausbau. Inhalteanbieter 
unternehmen ebenfalls groÇe finanzielle Anstrengungen, um innovative Dienste zu produzieren und diese nªher 
an die ISPs und damit schneller an die Endkunden zu bringen (z.B. eigene Content Delivery Networks, Peering 
und Caching). Dieses ¥kosystem aus Netzbetreibern und Inhalteanbietern erzeugt bei der Fºrderung von Inno-
vation eine positive ºkonomische Spirale: Die Nachfrage nach innovativen Web-Diensten kann die Nachfrage und 
Zahlungsbereitschaft f¿r schnelles Internet steigern und zusªtzliche Umsªtze und damit weiteres Investitionska-
pital f¿r Internet-Zugangsanbieter erzeugen. In der Gesamtschau kºnnen die Kosten f¿r den Netzausbau nicht 
allein durch die Einnahmen aus der zusªtzlichen Nachfrage gedeckt werden. Ziel muss es sein, durch einen 
stabilen und anreizorientierten Rechtsrahmen so viel wie mºglich an privaten, eigenwirtschaftlichen und wettbe-
werbsoffenen Investitionen in den zukunftsfªhigen Breitbandausbau auszulºsen. Um auch diejenigen Regionen 
zu versorgen, in denen ein marktgetriebener weiterer Ausbau nicht realisierbar ist, sind zusªtzlich zu den Investi-
tionen der Wirtschaft gezielte und technologieneutrale FºrdermaÇnahmen erforderlich. Dies muss ein wesentli-
cher Baustein f¿r die Erreichung der Breitbandziele des Bundes sein. Private Investitionen d¿rfen jedoch nicht 
durch staatlich gefºrderte Investitionen entwertet werden und Wettbewerbsverzerrungen unterliegen. 

 

53. Inwieweit müssten die E-Commerce- oder die AVMD-Richtlinie neu zugeschnitten werden?  

Audiovisuelle Mediendienste auf Abruf, die derzeit nicht in den Anwendungsbereich der AVMD-RL fallen, wie z. 
B. nutzergenerierte Inhalte, werden typischerweise von dem Regelungsbereich der E-Commerce-Richtlinie er-
fasst. Diese Richtlinie regelt beispielsweise den Umgang mit illegalen Inhalten, aber sie enthält keine Bestimmun-
gen in Bezug auf Jugendschutz, die (finanzielle) Förderung europäischer Werke oder detaillierte Werberegeln. 
Zwar stellen beide Richtlinien Binnenmarkt-Instrumente dar und setzten auf das Herkunftslandprinzip, es können 
dennoch erhebliche Unterschiede mit Blick auf ihr Harmonisierungsniveau festgestellt werden. 

Aus Sicht des BITKOM sollte das Verhªltnis zwischen der AVMD-RL und der E-Commerce-Richtlinie sowie die 
Dienste an deren Schnittstelle auf EU-Ebene evaluiert werden. Das aktuelle Regulierungsregime der AVMD-RL 
und seine Rechtfertigung sollten anhand neuer Kriterien ¿berpr¿ft werden. Perspektivisch ist mit einem Paradig-
menwechsel in der Regelung audiovisueller Medien zu rechnen. BITKOM ist der Auffassung, dass die Evaluierung 
des gegenwªrtigen Regulierungsrahmens durch empirische Untersuchungen untermauert werden sollte. Diese 
Untersuchungen sollten erforschen, welche Auswirkungen diverse (audiovisuelle) Dienste auf die Gesellschaft 
haben und ¿ber welche Auswahl- und Steuerungsmºglichkeiten die Nutzer bez¿glich dieser Dienste verf¿gen. 
Zur Orientierung sollten Kriterien herangezogen werden, die den Rundfunk jenseits seines Verbreitungsweges 
und einer mºglichen Linearitªt prªgen und die den sachlichen Grund f¿r seine Schutzw¿rdigkeit einerseits und 
seine Regulierungsbed¿rftigkeit andererseits darstellen. Dabei handelt es sich aus unserer Sicht um die Kriterien 
der Aktualitªt, Breitenwirkung und Suggestivkraft. 

Diese Evaluierung kºnnte im Ergebnis dazu f¿hren, dass die derzeitige Regulierung der AVMD-RL bez¿glich sol-
cher Dienste gelockert wird, welche entsprechend der o.g. Kriterien mit Diensten vergleichbar sind, die aktuell 
nicht der AVMD-RL unterworfen sind. 

Eine  nderung der E-Commerce-Richtlinie erscheint uns in diesem Zusammenhang nicht erforderlich zu sein, da 
die ausgewogene Haftungsregelung der Richtlinie weiterhin eine angemessene Regelungsgrundlage f¿r die 
Dienste im elektronischen Geschªftsverkehr darstellt. 

SchlieÇlich mºchten wir darauf hinweisen, dass mit Blick auf Dienste, die der AVMD-RL einerseits und Dienste, 
die der E-Commerce-Richtlinie andererseits unterliegen, neben den materiell-rechtlichen Unterschieden auch Un-
terschiede bei der Rechtsanwendung bestehen (nationale Umsetzungsregeln, Monitoring und Rechtsdurchset-
zung). 

 

VI. Jugendmedienschutz  

54. Welche Probleme liegen in der Abgrenzung zwischen Jugendmedienschutzstaatsvertrag (JMStV) und 
Jugendschutzgesetz (JuSchG)? Wo m¿ssten Anpassungen vorgenommen werden?  

Aus Sicht des BITKOM sollte ein moderner und zeitgemªÇer Jugendschutz der zunehmenden medialen Konver-
genz Rechnung tragen.  

Immer mehr Filme und Spiele werden zuerst online verwertet oder gleichzeitig sowohl offline als auch im Internet 
angeboten. Im Interesse eines konvergenten Jugendschutzes ist es an der Zeit, die beiden Systeme des JuSchG 
und des JMStV zunªchst enger aufeinander abzustimmen und damit ein konvergentes Regulierungssystem in 
diesem Bereich zu schaffen. Um Doppelpr¿fungen zu vermeiden und Rechtssicherheit zu schaffen, erscheint es 
sinnvoll, eine gegenseitige Anerkennung der Bewertungen der JuSchG-Aufsichtsgremien einerseits und der 
JMStV-Aufsichtsgremien andererseits sicherzustellen. So w¿rde es beispielsweise f¿r Telemedien-Anbieter eine 

                                                           

11Quelle: Cisco Visual Networking Index: Forecast and Methodology, 2013ï2018 
http://www.cisco.com/c/en/us/solutions/collateral/service-provider/ip-ngn-ip-next-generation-network/white_paper_c11-
481360.html 
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Verfahrenserleichterung darstellen, wenn diejenigen Entscheidungen, welche von den nach dem JMStV aner-
kannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrollen getroffen und anschlieÇend von der KJM bestªtigt worden 
sind, von den Obersten Landesjugendbehºrden ¿bernommen w¿rden. Dies w¿rde die Verwertung von Angebo-
ten, die mit Rundfunk- oder Telemedien-Angeboten inhaltsgleich oder im Wesentlichen inhaltsgleich sind, als Trª-
germedium vereinfachen. Denn ein zusªtzliches Freigabe-Verfahren nach dem JuSchG m¿sste dann nicht mehr 
vorgenommen werden; der zusªtzliche administrative und finanzielle Aufwand bliebe den Anbietern erspart.  

Ziel muss also sein, die Mºglichkeit einer gegenseitigen Durchwirkung der Pr¿fergebnisse staatlicher Aufsichts-
gremien bzw. anerkannter Freiwilliger Selbstkontrollen zu schaffen. Im Sinne der Vermeidung von etwaig nicht 
identischen Ergebnissen und von Doppelpr¿fungen soll allerdings (wie bislang im durch den JMStV abgedeckten 
Bereich) f¿r Anbieter die Mºglichkeit bestehen, eine vorhandene Entscheidung heranzuziehen. Denn bereits seit 
2003 erlangen Entscheidungen nach JuSchG ¿ber Ä 5 Abs. 2, 4 JMStV rechtliche Bedeutung f¿r Rundfunk und 
Telemedien. Diese einseitige und asymmetrische Regelung ist nicht nur f¿r die offline-Verwertung medialer Inhalte 
aus dem Fernsehen und Internet hinderlich, sondern schafft auch eine - sachlich nicht begr¿ndbare - Ungleichheit 
der Kompetenzen der Selbstkontrollen. In diesem Zusammenhang sollte sich die Bewertung von Inhalten auch 
vorrangig an den inhaltlichen Aspekten orientieren und den eigentlichen Verbreitungsweg ausklammern. Auf diese 
Weise kºnnte das bislang im Jugendschutz herrschende Ungleichgewicht zwischen on- und offline-Medien besei-
tigt werden.  

Aus Sicht des BITKOM ist eine verpflichtende Vorabkontrolle von Trªgern von Medieninhalten nicht mehr zeitge-
mªÇ und entspricht nicht mehr der vielfªltigen und konvergenten Mediennutzung von Kindern und Jugendlichen 
in Deutschland. ¦ber Haftungsprivilegierungen und Selbstverpflichtungen kann ¿berdies sichergestellt werden, 
dass nur altersgekennzeichnete Medien in den Einzelhandel kommen. Selbstklassifizierung sollte ¿ber alle Medi-
entypen hinweg ermºglicht und gefºrdert werden. 

Der Bereich des Jugendschutzes sollte, auÇerhalb der Bund-Lªnder-Kommission, in einer gesonderten Bund-
Lªnder-Gruppe beraten werden. Dies w¿rde ermºglichen, zeitnah zu konkreten Ergebnissen zu kommen. Ziel 
sollte im Sinne eines einheitlichen Jugendmedienschutzes sein, den Regelungsumfang beider Gesetze aufeinan-
der abzustimmen und die Gesetzesanwendung durch OrganisationsmaÇnahmen abzugleichen. 

 

55. Inwieweit funktioniert das Zusammenspiel der vielfªltigen Akteure im Jugendschutzbereich (u.a. BPjM, 
BMFSFJ, Jugendministerien der Lªnder, Oberste Landesjugendbehºrden, Landesmedienanstalten, 
Selbstkontrolleinrichtungen)? Wie kºnnen durch Neuzuschnitte der Aufgaben Effizienzsteigerungen er-
reicht werden?  

BITKOM erachtet die gegenseitige Anerkennung der Bewertungen unterschiedlicher Aufsichtsgremien als ein we-
sentliches Element f¿r einen konvergenten Jugendschutz. Ziel sollte es sein, dass auf allen on- und offline Ver-
triebswegen und erst recht innerhalb ein und desselben Vertriebswegs (z.B. Rundfunk) vergleichbare Standards 
herrschen.  

Zurzeit sind die Zustªndigkeiten im audiovisuellen Mediensektor in Deutschland, der online- und offline Medien 
umfasst, auf zu viele Schultern verteilt. In der Praxis zeigt sich dann, dass unterschiedliche Akteure bei der Beur-
teilung eines identischen Inhalts auch zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen und gleichwohl beide rechtlich 
bindend sein kºnnen. Dies kann zu einer unerw¿nschten Zersplitterung des Jugendmedienschutzes f¿hren, da 
die Gefahr divergierender Alterseinstufungen besteht, die sogar systematischen Charakter haben kºnnen (z.B. 
Pr¿fung einer einzelnen Serienfolge mit Ergebnis Ăab 12 Jahren, nicht im Tagesprogrammñ durch FSF; nachfol-
gende FSK-Einstufung einer auch diese Folge enthaltenden DVD-Box als Ăab 16 Jahrenñ, da dies aufgrund an-
derer Serienfolgen einheitlich festgelegt werden muss und/oder dem Interesse des Antragsstellers entspricht). Die 
unterschiedlichen Bewertungen verwirren die Nutzer und f¿hren zu Rechtsunsicherheit bei den Inhalteanbietern. 

Grundsªtzlich sollte im Zuge einer konvergenten Regelung auch eine strukturelle und institutionelle Konvergenz 
angestrebt werden, um so transparenter und effizienter agieren zu kºnnen. Wir begr¿Çen den Ansatz, dass die 
Lªnder durch die Einrichtung der KJM schon fr¿hzeitig eine einheitliche Stelle zur Auslegung und Anwendung des 
JMStV geschaffen haben, um Regulierungsinterdependenzen zu vermeiden.  

Ferner ist es wichtig, dass sich die Haftungsprivilegierungen und Leistungen der Selbstkontrolle nur bei effektiver, 
analoger Arbeit der KJM entwickeln kºnnen. Durch eine - derzeit praktizierte - Begutachtung von Altersverifikati-
onssystemen (AVS) durch die KJM entwertet diese das bisherige Leistungsspektrum der Selbstkontrollen. 

Dar¿ber hinaus m¿ssen die Kompetenzen von jugendschutz.net zum einen gesetzlich prªzisiert, zum anderen 
mit den Zustªndigkeiten der KJM und der anerkannten Selbstkontrollen eng verzahnt werden. Neben der ¦ber-
pr¿fung von Telemedien-Inhalten ¿bernimmt sie unter dem vage umrissenen Auftrag der ĂUnterst¿tzung der obers-
ten Landesjugendbehºrden und der KJMñ zunehmend ĂPolitikberatungñ, ohne dass die organisatorisch-rechtliche 
Grundlage von jugendschutz.net hierf¿r hinreichend bestimmt wªre. Diese Unklarheiten f¿hren zu Unsicherheiten 
bei den betroffenen Unternehmen. Die Aufgabe der Verfolgung jugendgefªhrdender Inhalte sollte vor allem durch 
die KJM und bei auslªndischen Inhalten durch die BPjM ausgef¿hrt werden. 

Auch ¿ber die Rolle der Bundespr¿fstelle f¿r jugendgefªhrdende Medien (BPjM) kºnnte nachgedacht werden. Die 
BPjM fungiert ¿ber das BPjM-Modul als wichtiger Partner der Onlinewirtschaft. Gleichwohl kºnnte ihre Arbeit mo-
dernisiert werden, z.B. durch Einrichtung einer elektronischen Datenbank oder durch die aktive ¦berwachung der 
indizierten Inhalte. Gerade durch die j¿ngste Verºffentlichung hat sich gezeigt, dass im BPjM-Modul viele nicht 
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mehr abrufbare URLs enthalten sind, weil die Indizierung unabhªngig von der aktuellen URL-Verf¿gbarkeit G¿l-
tigkeit behªlt. Hier sollte ¿ber ein Verfahren nachgedacht werden, wie die BPjM Inhalte nach der Indizierung auf 
den Fortbestand ihrer Jugendschutzrelevanz ¿berpr¿ft. Dar¿ber hinaus kºnnte, jedenfalls bei telemedialen Ange-
boten, gepr¿ft werden, ob die Indizierung am Inhalt anstatt am Medium ansetzen sollte. Sinnvoll wªre zudem, die 
BPjM-Listenteile zu C und D zu trennen. 

Ein erneuerter JMStV sollte ¿berdies die MaÇnahmen nach Ä 4 und Ä 5 JMStV klar trennen. Die Arbeit der KJM 
(im Inland) und der BPjM (im Ausland) sollte sich jeweils auf Ä 4 JMStV-Inhalte konzentrieren. Die Pflichten f¿r die 
Anbieter bei entwicklungsbeeintrªchtigenden Inhalten sollten realistisch und praktikabel ausgestaltet sein, um zu 
vermeiden, dass sie ins Leere laufen. 

SchlieÇlich sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass im Rahmen des Zentrums f¿r Kinderschutz im Internet 
(I-KiZ)12 die Akteure im Bereich des Kinder- und Jugendschutzes in der digitalen Welt in einem bundesweiten 
Forum zusammenarbeiten. Auch BITKOM und eine Reihe seiner Mitgliedsunternehmen engagieren sich aktiv im 
I-KiZ. Ziel der vom Bundesfamilienministerium initiierten Organisation ist, die Arbeit der bereits vorhandenen Initi-
ativen zu koordinieren und die einzelnen Akteure sinnvoll zu vernetzten. 

 

56. Wie kann/muss die Zusammenarbeit der Selbstkontrolleinrichtungen (USK, FSK, FSM, FSF) verbessert 
werden?  

Derzeit entfalten die Entscheidungen der Freiwilligen Selbstkontrollen der Trªgermedien Rechtswirkung f¿r die 
Onlinemedien, aber nicht umgekehrt. Wenn ein von einer nach dem JMStV anerkannten Selbstkontrolleinrichtung 
bewerteter Inhalt in gleicher Art auf einem Trªgermedium verºffentlicht werden soll, muss der Inhalt erneut einem 
Bewertungsprozess ï diesmal durch die Einrichtungen der Offline-Medien ï unterzogen werden. Das erschwert 
die Zusammenarbeit der Selbstkontrollorganisationen und f¿hrt zu kosten- und zeitaufwªndigen Doppelpr¿fun-
gen. Nur mit einer gegenseitigen Anerkennung der Pr¿fentscheidungen der Selbstkontrollen kºnnte auch das 
Risiko voneinander abweichender Bewertungen ausgeschlossen, die Glaubw¿rdigkeit der Selbstkontrolleinrich-
tungen beim Nutzer erhºht und die notwendige Rechtssicherheit auf Seiten der Inhalteanbieter geschaffen wer-
den. 

Ist die gesetzliche Gleichwertigkeit der Pr¿fergebnisse aller Selbstkontrollorganisationen untereinander einmal 
hergestellt, kºnnte die bereits begonnene inhaltliche Zusammenarbeit unter allen Selbstkontrollorganisationen 
¿ber Verfahren und Kriterien fortgesetzt werden. Angedacht werden kann das bereits im Jahr 2007 vom Hans-
Bredow-Institut vorgeschlagene und bis heute kaum umgesetzte Konzept des One-Stop-Shops. Dies kºnnte z.B. 
durch eine Art Holding-Struktur verwirklicht werden; dabei w¿rden die Selbstkontrollen nach auÇen ¿ber eine ein-
heitliche Ein- bzw. Ausgangsstelle verf¿gen und in der Binnenstruktur in Kammern gegliedert werden. Diesem 
kºnnten im Ergebnis auch Projekte wie das ĂEin Netz f¿r Kinder" sowie die wertvollen und europaweit richtungs-
weisenden Medienkompetenzprojekte der Selbstkontrollen angeschlossen werden. Die damit verbundenen Kos-
teneinsparungen und Kompetenzb¿ndelungen w¿rden im Ergebnis zu einer Effizienzsteigerung f¿hren.  

 

57. Wie kann eine Kompetenzverteilung nach Medieninhalten und nicht nach Trªgern erreicht werden? Ist 
dies grundsªtzlich sinnvoll?  

Grundsatz jeder jugendschutzrechtlichen Pr¿fung sollte zuk¿nftig sein, dass die Entscheidung der Selbstkontroll-
organisation, die den jeweiligen Inhalt zur Erstpr¿fung vorgelegt bekommt, in der Folge f¿r alle weiteren Verwen-
dungen desselben Inhalts ¿ber alle Verwertungsarten hinweg bindend sein soll. Dieses Verfahren setzt allerdings 
voraus, dass ¿ber alle Selbstkontrollen hinweg Konsens ¿ber gemeinsame Beurteilungskriterien und Verfahren 
besteht. Die diesbez¿glichen (Mindest-)Anforderungen kºnnten gesetzlich verankert werden. Somit entst¿nde ein 
Effizienzwettbewerb der Selbstkontrollorganisationen untereinander, der - anders als heute - nicht auf Kosten des 
Jugendschutzniveaus gef¿hrt w¿rde. 

Langfristig erscheint auch hier das bereits erwªhnte Konzept des One-Stop-Shops als durchaus sinnvolle und 
effizienzsteigernde Weiterentwicklung.  

 

58. Wie kºnnen einheitliche Altersstufen im Online- und Offlinebereich erreicht werden? Welches konkrete 
Ziel kann eine einheitliche Altersstufenkennzeichnung erreichen? Welche Bedeutung kommt Filterpro-
grammen (Jugendschutzprogrammen) zu?  

Sinn und Zweck des Jugendschutzes ist die Sicherung eines entwicklungsgerechten Zugangs von Kindern und 
Jugendlichen zu Medieninhalten - unabhªngig vom ¦bertragungsweg oder Trªgermedium.  

Ziel einer zukunftsfªhigen und konvergenten Jugendmedienschutzordnung sollte es sein, eine gegenseitige An-
erkennung der Bewertungen der im JuSchG und im JMStV verankerten Aufsichtsgremien sicherzustellen. Dies 
betrifft insbesondere Filme und Spiele, die zunehmend offline wie online verwertet werden. In diesem Bereich 
haben sich differenzierte Altersstufen in der Wahrnehmung des Publikums etabliert. Eine einheitliche Klassifizie-
rung w¿rde dazu f¿hren, dass Medieninhalte wie Filme und Spiele in allen Wahrnehmungs- und Abspielformen 
f¿r Eltern und Kinder vergleichbar einzustufen sind. 

                                                           

12https://www.i-kiz.de/ 

https://www.i-kiz.de/
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F¿r andere Telemedien (z.B. klassische Websites) mºgen die differenzierten Altersstufen weniger relevant sein. 
Ziel der Regelung muss es sein, einen Anreiz zur freiwilligen Kennzeichnung zu setzen. Dies kann beispielsweise 
durch ein einfach handhabbares Altersklassifizierungstool oder vereinfachte Kennzeichnung, z.B. durch eine f¿r 
Anbieter optionale Reduzierung der Zahl der Altersstufen, geschehen. 

¦berdies sollte f¿r alle Medientypen eine einheitliche Selbstklassifizierung ermºglicht und angemessene Haf-
tungsprivilegierungen gefºrdert werden. 

Lokal installierte Jugendschutzprogramme auf Computern, Smartphones, Smart-TVs etc. kºnnen einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten, dass Eltern freiwillig ihre Kinder bei der Mediennutzung vor der Konfrontation mit ungeeig-
neten Inhalten sch¿tzen kºnnen. Das aktuelle, von Jugendschutzprogrammen auslesbare ĂAge.de-Labelñ stºÇt 
allerdings noch an technische Grenzen bei mobilen Inhalten, bei https-Verschl¿sselung oder bei Web 2.0-Inhalten.  

Auch der Wirkungsgrad der Jugendschutzprogramme lieÇe sich vor allem durch eine wachsende Zahl an Ange-
boten mit technischer Inhaltekennzeichnung optimieren. Fºrderlich wªre zudem, wenn eine wachsende Anzahl 
von Nutzern entsprechende Angebote auf ihren heimischen Computern installieren w¿rde. In diesem Zusammen-
hang ist es erforderlich, den Bekanntheitsgrad der entsprechenden Programme zu erhºhen,13 Anreize f¿r eine 
Klassifizierung durch die Anbieter zu schaffen und somit insgesamt die Akzeptanz und Verbreitung deutlich aus-
zuweiten. AuÇerdem wªre bei der Finanzierung von Jugendschutzprogrammen zu ¿berlegen, ob diese nicht zum 
Teil durch die ºffentliche Hand mitfinanziert werden sollten; schlieÇlich stellen sie ein zentrales Instrument in der 
Logik des Jugendmedienschutzes nach dem JMStV dar. 

In diesem Zusammenhang erachtet BITKOM die Lªnge des Anerkennungsverfahrens f¿r Jugendschutzpro-
gramme (etwa 10 Jahre) als nicht angemessen. Diese ist insbesondere f¿r neue Anbieter unzumutbar. Eine Ver-
einfachung der Verfahren der KJM in Bezug auf Jugendschutzprogramme und sonstige technische Mittel wªre 
ªuÇerst w¿nschenswert. Ferner sollte die Unterscheidung zwischen Jugendschutzprogrammen (Ä 11 JMStV) und 
technischen Mitteln (Ä 5 Abs. 3 Ziffer 1 JMStV) im Sinne des JMStV ¿berdacht und technologieoffen gestaltet 
werden. 

BITKOM bef¿rwortet daher eine Gesamtlºsung, die anstelle einer starren, nationalen Detailregulierung eine offene 
und flexiblere Kennzeichnung f¿r Anbieter ermºglicht. Aus Sicht des BITKOM sollte im Bereich des Jugendschut-
zes eine ¥ffnung f¿r international tragfªhige Kennzeichnungsoptionen verankert werden. Alternativ zur Nutzung 
der Kennzeichnung nach den Jugendschutzvorgaben kºnnte die Nutzung einer international akzeptierten Kenn-
zeichnung ebenso ausreichend sein, um die Pflichten des Inhalteanbieters zu erf¿llen. Dieser offene Ansatz w¿rde 
dem deutschen Jugendschutz-Regelwerk die notwendige internationale Anschlussfªhigkeit verleihen. Anbieter 
brauchen zunehmend international kompatible, gebrauchsfertige und rechtssicher einsetzbare Kennzeichnungs-
lºsungen. Die engere Kooperation von Selbstregulierungsgremien der verschiedenen Staaten kºnnte eine Anglei-
chung diverser Altersklassifikationssysteme im internationalen Kontext bewirken und das grenz¿berschreitende 
Angebot medialer Dienste fºrdern. Als Beispiel f¿r die bereits existierende Zusammenarbeit ist das Projekt MI-
RACLE14 zu erwªhnen. 

 

59. Welche Vereinbarungen zwischen Bund und Lªndern gibt es, die ggf. hinterfragt werden m¿ssten?  

Die grundgesetzlich geregelte Kompetenzzuweisung zwischen dem Bundesgesetzgeber und den Landesgesetz-
gebern hat ihren Niederschlag in der Bund-Lªnder-Vereinbarung aus dem Jahr 2002 gefunden. Demzufolge sind 
die Lªnder f¿r die Regelungen der Telemedien (JMStV) und der Bund f¿r den Trªgermedienbereich (JuSchG) 
zustªndig. 

Aufgrund der fortschreitenden Konvergenz der Medien sollte diese Aufteilung hinterfragt werden, um eine effizi-
entere, an Medieninhalten orientierte Lºsung zu schaffen. Eine Verzahnung zwischen Jugendmedienschutz und 
bundesrechtlich geregeltem Jugendschutz erscheint im Ergebnis sinnvoll. Die fachliche Kompetenz der befassten 
Gremien sollte gestªrkt werden, wobei eine Ansiedlung beim Bund angeregt wird. Eine gesonderte, f¿r den Be-
reich Jugendschutz eingerichtete Bund-Lªnder-Gruppe kºnnte in diesem Bereich zeitnah koordinierend tªtig wer-
den, wobei hieraus zuk¿nftig ein verbindlicher, formalisierter Austausch zwischen den unterschiedlichen, f¿r Ju-
gendmedienschutz relevanten Institutionen auf Bundes- und Landesebene einschlieÇlich der Selbstkontrollorga-
nisationen resultieren kºnnte.  

 

60. Inwieweit ist ¿ber die Vorgaben aus der E-Commerce- oder der AVMD-Richtlinie bei einer Reform der 
Medien- und Kommunikationsordnung in Deutschland hinauszugehen? Wo gibt es auch Nachbesse-
rungsbedarf an den europªischen Vorgaben?  

Aufgrund der Konvergenz kann derselbe mediale Inhalt in Form von linearen, nicht-linearen sowie anderen audi-
ovisuellen Angeboten auf dem gleichen Endgerªt empfangen werden und gleichzeitig verschiedenen jugend-
schutzrechtlichen Bestimmungen der AVMD-Richtlinie unterliegen. 

                                                           

13 Z.B. durch die Initiative Sicher Online gehen.BITKOM ist Partner dieser gemeinsamen Initiative von Bund, Ländern und der 
Wirtschaft.Die Initiative setzt sich - mit einem Schwerpunkt auf technischem Jugendmedienschutz - das Ziel, den Kinderschutz 
im Internet voranzubringen. 
14MIRACLE steht f¿r ñMachine-readable and Interoperable Age Classification Labels in Europeò: http://www.w3.org/commu-
nity/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf 

http://www.sicher-online-gehen.de/
http://www.w3.org/community/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf
http://www.w3.org/community/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf
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Inhalte, die die Entwicklung von Minderjªhrigen ernsthaft beeintrªchtigen kºnnen, sind im linearen Medienangebot 
nicht zulªssig (Art. 27 Abs. 1 AVMD-RL); wohingegen nicht-lineare Medienangebote lediglich die Vorgabe zu er-
f¿llen haben, dass derartige Inhalte nur in der Weise bereitgestellt werden, dass sie von Minderjªhrigen ¿blicher-
weise nicht gehºrt oder gesehen werden kºnnen (Art. 12 AVMD-RL).  

Zudem m¿ssen gemªÇ Art. 27 Abs. 2 AVMD-RL Fernsehveranstalter, bei (nicht ernsthaft) beeintrªchtigenden In-
halten, bestimmte Sendezeiten beachten oder andere technische MaÇnahmen zum Schutz von Minderjªhrigen 
vornehmen, wohingegen f¿r den nicht-linearen Bereich solche Vorgaben nicht bestehen. 

Dem Ziel des Jugendschutzes folgend, ist dieses abgestufte Regelungssystem aus unserer Sicht aufgrund tech-
nologischer Unterschiede und Mºglichkeiten immer noch angemessen. Denn im Bereich der nicht-linearen Ange-
bote kºnnen Nutzer, insbesondere Eltern und Betreuer, diverse nutzerautonome SchutzmaÇnahmen anwenden, 
welche f¿r Rundfunkdienste nicht vorhanden sind. Im Gegensatz zu linearen audiovisuellen Inhalten kann der 
Zugriff auf nicht-lineare Inhalte durch den Anbieter des Inhalts oder der Plattform leicht eingeschrªnkt werden, 
indem Altersverifikationssysteme im Hinblick auf die Inhalte, die Jugendliche ernsthaft beeintrªchtigen kºnnten 
(z.B. Pornografie), eingesetzt werden. Dar¿ber hinaus stellen sowohl TK-Diensteanbieter als auch Software-Her-
steller eine F¿lle von Programmen zur Verf¿gung, die es Eltern und Betreuern ermºglichen, Minderjªhrige effektiv 
vor ungeeigneten Inhalten zu sch¿tzen. Solche nutzerautonomen Programme kºnnen Inhalte f¿r verschiedene 
Altersgruppen altersgeeignet sortieren, die online verbrachte Zeit begrenzen und Medienkompetenz fºrdern. Da-
bei tragen die Eltern die Verantwortung daf¿r, diese MaÇnahmen zum Schutz ihrer Kinder einzusetzen. Diese 
technischen Lºsungen kºnnen durch Aufklªrungskampagnen in Bezug auf nicht-lineare und andere audiovisuelle 
Inhalte ergªnzt werden. Dabei bieten Warnhinweise, Melde- und Beschwerdemºglichkeiten und verstªndliche 
Nutzungsbedingungen Hilfestellung und Orientierung f¿r Eltern und Kinder. Dar¿ber hinaus kºnnen Public-Pri-
vate-Partnerschaften f¿r positive Inhalte, z.B. ĂEin Netz F¿r Kinder" oder die spezialisierte Suchmaschine ĂFrag-
FINN", zur Fºrderung des Jugendmedienschutzes beitragen. 

BITKOM ist der Ansicht, dass Ko-Regulierungs- und Selbstregulierungsinitiativen ein wirksames Mittel darstellen, 
um den Herausforderungen des Jugendschutzes in einer konvergenten Medienwelt wirksam zu begegnen. Dabei 
gibt es bereits zahlreiche Beispiele f¿r solch erfolgreiche Initiativen, die auf EU-Ebene als besonders effektiv an-
gesehen werden und bei denen einige unserer Mitglieder beteiligt sind: Die ITK-Branche hat bereits wirksame 
SelbstregulierungsmaÇnahmen im Bereich des Jugendschutzes etabliert, z.B. die ĂICT Koalition for the Safer User 
of Connected Devices and Online Services by Children and Young People in the EUò, der ĂEuropean Framework 
for safer mobile use by younger teenagers and childrensò von GSMA Europe oder ĂMobile Alliance Alains Child 
Sexual Abuse Contentñ von der GSMA. In Deutschland stellt sich das Konzept der regulierten Selbstregulierung 
beim Jugendmedienschutz als Erfolgsmodell dar. So sind die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbie-
ter (FSM) in Bezug auf Online-Inhalte und die Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF) in Bezug auf Fernseh-
programme seit Jahren erfolgreich tªtig.  

SchlieÇlich mºchten wir im Hinblick auf die Vorschriften der AVMD-Richtlinie betonen, dass Rechtssicherheit in 
diesem Bereich f¿r die Anbieter unerlªsslich ist. Insbesondere m¿ssen illegale Inhalte EU-weit nach einheitlichen 
Standards definiert werden. Dar¿ber hinaus kºnnte die Fºrderung einer harmonisierten Altersklassifizierung dabei 
helfen, die Rechtssicherheit zu erhºhen, und einen besseren lªnder¿bergreifenden Schutz f¿r Minderjªhrige zu 
gewªhrleisten. Als Beispiel f¿r die bereits existierende internationale Zusammenarbeit bez¿glich Altersklassifizie-
rungssysteme ist das Projekt MIRACLE15 zu erwªhnen. 

¦berdies werden im Internet auch audiovisuelle Mediendienste auf Abruf bereitgestellt, die derzeit nicht in den 
Anwendungsbereich der AVMD-RL fallen, wie z. B. nutzergenerierte Inhalte. Diese werden typischerweise von 
dem Regelungsbereich der E-Commerce-Richtlinie erfasst. Diensteanbieter, die z.B. nutzergenerierte Inhalte in 
ihre Angebote einschlieÇen, m¿ssen gemªÇ Art. 14 E-Commerce-Richtlinie rechtswidrige Inhalte entfernen, so-
bald sie Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der Information erlangen. Dieses sogenannte ĂNotice&take downñ-
Verfahren wird EU-weit angewandt. 

Eine  nderung der E-Commerce-Richtlinie scheint uns in diesem Zusammenhang nicht erforderlich zu sein, da 
die ausgewogene Haftungsregelung der Richtlinie weiterhin eine angemessene Regelungsgrundlage f¿r die 
Dienste im elektronischen Geschªftsverkehr darstellt. 

 

VII. Urheberrecht 

61. Inwieweit ber¿hren die rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen bzw. die Plattformregulierung das 
Urheberrecht? Welcher  nderungsbedarf stellt sich in diesem Bereich?  

Die Digitalisierung und die damit einhergehenden neuen Technologien f¿hren den klassischen Rundfunk und die 
auf dem Internet basierenden Medien auf einem Bildschirm zusammen. Diese Konvergenz der Medien realisiert 
sich auf modernen Endgerªten wie z.B. sog. Smart TVs. Die Hard- und Software solcher Endgerªte ermºglicht 
neue Geschªftsmodelle f¿r Gerªtehersteller, Softwarehersteller, Plattformbetreiber, EPG-Betreiber, Sendeanstal-
ten wie auch f¿r klassische Rechteinhaber. Mit diesen technischen Entwicklungen haben die bisherigen Regelun-

                                                           

15MIRACLE steht f¿r ñMachine-readable and Interoperable Age Classification Labels in Europeò: http://www.w3.org/commu-
nity/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf 

http://www.w3.org/community/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf
http://www.w3.org/community/agelabels/files/2014/02/TaskForce_2013report.pdf
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gen f¿r Contentprovider im Allgemeinen sowohl in der Plattformregulierung als auch im Urheberrecht zu Asym-
metrien in der Verhandlung um den Transport und die Vermarktung von Medieninhalten gef¿hrt. Dies f¿hrt zu 
Blockaden in der Vermarktung neuer Geschªftsmodelle und Plattformen, worunter nicht zuletzt auch der Urheber 
leidet.  

Konkret ist zu ¿berlegen, f¿r die Weiterverbreitung von Medieninhalten grundsªtzlich eine einfache Regelung 
einzuf¿hren, um den Rechteerwerb f¿r die Weiterverbreitung auf eine rechtssichere gesetzliche Grundlage und 
nicht mehr in das Belieben bilateraler Verhandlungsergebnisse zu stellen. Zu der Regelung der Kabelweitersen-
dung im Speziellen wird bei der Antwort zu Frage 63 Stellung genommen. 

Besondere Privilegien von Contentprovidern, die sie aus medien- oder kulturpolitischen Gr¿nden gegen¿ber Ver-
breitungs- und Vermarktungsplattformen erhalten, m¿ssen entsprechenden Kompensationsmechanismen auf 
Seiten der Plattformanbieter gegen¿berstehen. Es ist zu pr¿fen, inwieweit diese Kompensationsmechanismen 
auch Regelungen bei Urheberrechtsentgelten umfassen kºnnten. 

 

62. Ist Technologieneutralitªt eine Maxime, die im Urheberrecht ausreichend sichergestellt ist? Wie sªhen 
erforderliche  nderungen aus? 

Die Technologieneutralitªt ist im Urheberrecht nicht ausreichend sichergestellt.  

Zwar kann es f¿r verschiedene Werkarten auf Grund ihrer technischen Verschiedenheit auch die Notwendigkeit 
f¿r verschiedene Anforderungsniveaus und Rechte geben. Die Rechtsdurchsetzung hat hingegen grundsªtzlich 
technologieneutral zu erfolgen. 

Auch beim Rechteerwerb ist Technologieneutralitªt erforderlich, um sicherzustellen, dass auch neue Technologien 
bei gleichgelagerten Sachverhalten mit umfasst werden.  

Vor allem besteht dringender Reformbedarf bei der Kabelweitersendung, Ä 20b UrhG, damit das Urheberrecht mit 
den immer schneller voranschreitenden technischen Innovationen gerade durch die Digitalisierung Schritt halten 
kann. Ä 20b UrhG zeigt nach dem bisherigen Wortlaut nur einen eingeschrªnkten technologiebezogenen Anwen-
dungsbereich auf, was dazu f¿hrt, dass unklar ist, ob und inwieweit die Regelung auf neue Technologien anwend-
bar ist. So werden im Zweifel wertungsgleiche Nutzungsvorgªnge nur deshalb verhindert, weil sie eine neue Tech-
nologie nutzen. Ä 20b UrhG definiert die Kabelweitersendung als das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen 
eines zeitgleich, unverªndert und vollstªndig weiter¿bertragenen Programms durch Kabelsysteme oder Mikrowel-
lensysteme weiterzusenden. Unter diesen Voraussetzungen, die konform mit den zugrundeliegenden vºlker- und 
europarechtlichen Bestimmungen auszulegen sind, greift der Ä 20b UrhG, nach dem die Weitersenderechte kol-
lektiv von einer Verwertungsgesellschaft erworben werden und nicht direkt von den Rechteinhabern der jeweilig 
gesendeten Werke eingeholt werden m¿ssen. So hat es damals auch die Satelliten- und Kabel-Richtlinie 
(93/83/EWG) vorgegeben.  

Seit Jahren wird in der Rechtsprechung wie auch der Literatur dar¿ber gestritten, ob Ä 20b UrhG auch dahinge-
hend auszulegen ist, dass ¦bertragungswege die nicht ¿ber geschlossene Kabelsysteme oder Mikrowellensys-
teme laufen ï wie beispielsweise ¦bertragungen ¿ber offene Netze wie das Internet oder Mobilfunknetze ï eben-
falls als Zweitverwertung von Ä 20b UrhG abgedeckt werden sollten.    

Das LG Hamburg hat im Jahr 2009 entschieden, dass lineare Fernsehangebote ¿ber das Internet (Web-TV) nicht 
unter den Ä 20b UrhG fallen, obwohl sie ¿ber Kabelnetze verbreitet wurden. Argument f¿r diese Rechtsansicht 
war u.a. der Umstand, dass die Verbreitung der Fernsehsignale nicht ¿ber ein geschlossenes, sondern ¿ber ein 
offenes Netz erfolgt. Eine hºchstrichterliche Entscheidung gibt es zu der Frage bis jetzt nicht. 

Wir sind der Auffassung, dass es keinen Grund daf¿r gibt, vergleichbare Geschªftsmodelle ï sprich die ¦bertra-
gung von Fernsehsignalen an den Verbraucher zum Empfang auf unterschiedlichen (mobilen) Endgerªten ï un-
terschiedlich hinsichtlich des Rechteerwerbs zu regeln. Das wirtschaftliche Interesse aber auch die Frage des 
Rechteerwerbs ist f¿r einen Kabelnetzbetreiber dieselbe wie f¿r einen Internet Service Provider. Die Aufzªhlung 
der Verwertungstatbestªnde in Ä 15 Abs. 1 und 2 UrhG folgt dem Gedanken, dass der Urheber f¿r jede Erweite-
rung der ¥ffentlichkeit zusªtzlich entlohnt werden soll. Nach diesem Prinzip ist verg¿tungsrelevant, dass durch 
die Erweiterung des potentiellen Nutzerkreises ein gesteigerter Werkgenuss erºffnet wird, an dessen wirtschaftli-
chen ĂFr¿chtenñ der Urheber angemessen beteiligt werden soll. Nicht erheblich ist dagegen, mit welcher ¦bertra-
gungstechnik die neue ¥ffentlichkeit im Einzelfall erreicht wird. Deshalb sollten alle Fªlle, in denen das Fernseh-
signal zeitgleich, unverªndert und vollstªndig weiter¿bertragen wird, hinsichtlich des Rechteerwerbs von Geset-
zes wegen gleich gestellt werden, mit anderen Worten die Regelung zur Kabelweitersendung in Ä 20b UrhG drin-
gend technologieneutral gefasst werden.  

Die Schweiz hat die Weitersendung bereits im Jahr 2008 per Gesetz technologieneutral ausgestaltet. Damit waren 
in der Schweiz die Voraussetzungen geschaffen, dass sich heute im Vergleich zu anderen europªischen Lªndern 
der Wettbewerb weiter entwickelt hat.  Die Schweiz ist im Bereich WebTV international f¿hrend. Gleichzeitig hat 
sich f¿r die Rechteinhaber eine neue Einnahmequelle erºffnet, die in den letzten Jahren stetig gewachsen ist. 

Auch in ¥sterreich wurde durch die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 28. August 2008 (4 Ob 89/08d) 
klargestellt, dass die kabellose Weitersendung von Fernsehprogrammen ¿ber mobile Netzwerke an mobile End-
gerªte als ĂKabelweitersendungñ anzusehen ist und damit unter den Anwendungsfall des Ä 59a des ºsterreichi-
schem UrhG zu fassen ist. Bemerkenswert ist hierbei, dass Ä 59a des ºsterreichischem UrhG genauso wie Ä 20b 
UrhG auf der oben aufgef¿hrten Satelliten- und Kabel-Richtlinie beruht. 

http://www.telemedicus.info/urteile/Urheberrecht/837-LG-Hamburg-Az-308-O-66008-Streaming-von-Fernsehsignalen-als-IPTV.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Justiz/JJT_20080826_OGH0002_0040OB00089_08D0000_000/JJT_20080826_OGH0002_0040OB00089_08D0000_000.pdf


102 REFORM DER MEDIE N-  UND KOMMUNIKAT IONS ORDNUNG  

 

 

 w w w . s p d f r a k t i o n . d e  

.................................................................................................................................................... 

63. Wie kºnnen Lºsungen f¿r Problembereiche wie z. B. Kabelweitersendung aussehen? 

Um rechtliche Unsicherheiten bei der Weiterleitung von Sendesignalen vollstªndig auszuschlieÇen, sollten in Ä 
20b UrhG sowohl 

¶ die amtliche ¦berschrift als auch 

¶ der erlªuternde Klammerzusatz von ĂKabelweitersendungñ in ĂWeitersendungñ umformuliert werden. 

Ä 20b UrhG ï KabelwWeitersendung 

(1) Das Recht, ein gesendetesWerk im Rahmen eines zeitgleich, unverªndert und vollstªndig weiter¿bertragenen 
Programms durch Kabelsysteme oder Mikrowellensysteme oder auf sonstige Art und Weiseweiterzusenden 
(KabelwWeitersendung), kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Dies gilt nicht 

f¿r Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine Sendungen geltend macht. 

Vºllig losgelºst vom Thema technologieneutrale Ausgestaltung der Kabelweitersendung gemªÇ Ä 20b UrhG be-
steht dringender  nderungsbedarf bei Ä 19a UrhG (Recht der ºffentlichen Zugªnglichmachung). Ä 19a UrhG sollte 
so umformuliert werden, dass die Einrªumung der Vervielfªltigungsrechte (Ä 16 UrhG) automatisch mit der Ein-
rªumung der Ä 19a-Rechte erfolgt. Nur so lassen sich Rechtsstreitigkeiten vermeiden, die dadurch entstehen, 
dass Rechteinhaber die Rechtewahrnehmung dieser zwei Rechte im Online-Bereich splitten, obwohl die Rechte 
sich auf zwei technologisch nicht zu trennende Nutzungsarten beziehen. So haben auch das LG M¿nchen I und 
das OLG M¿nchen (29 U 3698/09) entschieden.  

Ä 19a UrhG ï Recht der ºffentlichen Zugªnglichmachung 

Das Recht der ºffentlichen Zugªnglichmachung ist das Recht, das Werk drahtgebunden oder drahtlos der ¥ffent-
lichkeit in einer Weise zugªnglich zu machen, dass es Mitgliedern der ¥ffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer 
Wahl zugªnglich ist. Hierin inbegriffen ist das Recht, das Werk zu dem ausschlieÇlichen Zweck der ºffent-
lichen Zugªnglichmachung zu vervielfªltigen. 

 

64. Wie sollte mit dem Leistungsschutzrecht f¿r Presseverleger weiter verfahren werden?16 

Das Leistungsschutzrecht f¿r Presseverleger (ÄÄ 87f ff. UrhG) wurde am 1. Mªrz 2013 nach intensiver Lobbyarbeit 
einiger groÇer Presseverlage im Bundestag mit nur 293 Ja-Stimmen (ausschlieÇlich aus der Regierungskoalition) 
zu 243 Nein-Stimmen verabschiedet ï trotz deutlicher Warnungen aus der Wissenschaft (MPI, GRUR, etc.) und 
vehementen Protests einer Vielzahl von wirtschafts- und netzpolitischen Verbªnden (neben BITKOM auch der 
BDI, eco u.v.m.) . Auch der Bundesrat billigte das Gesetz nach langen Diskussionen nur zusammen mit dem 
Beschluss einer umfassenden EntschlieÇung zur ¦berarbeitung des Gesetzes. Unter anderem wurde immer wie-
der kritisiert, dass das Leistungsschutzrecht weder rechtlich noch ºkonomisch zu rechtfertigen sei und zu erheb-
lichen Kollateralschªden f¿hren werde.  

Vor einem Jahr (am 1. August 2013) ist das Gesetz in Kraft getreten. Die von einigen Presseverlegern mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragte Verwertungsgesellschaft VG Media ist in der AuÇenwelt noch nicht sp¿r-
bar aktiv geworden. Erst am 13. Juni hat sie einen Tarif im elektronischen Bundesanzeiger verºffentlicht, auf 
dessen Basis sie nun Verhandlungen mit den vermeintlichen Rechtenutzern f¿hren will. Eine detaillierte Stellung-
nahme zu diesem Tarif behalten wir uns noch vor.  

Noch vor Inkrafttreten des Gesetzes haben nahezu alle Presseverleger nochmals gegen¿ber Google bestªtigt, 
dass ihre Inhalte in Form von kleinsten Textschnipseln (so genannten Snippets) auch ohne Verg¿tung in der 
Nachrichten-Suchmaschine indexiert werden sollen. Der Grund daf¿r ist, dass die Presseverleger ganz erheblich 
durch den von Suchdiensten generierten Traffic profitieren. Mit jedem durch Suchdienste zusªtzlich zugef¿hrten 
Nutzer steigen in einem linearen Verhªltnis die auf den Verlagswebseiten generierten Werbeerlºse. 

Die Anzeige von kurzen Textfragmenten aus den verlinkten Inhalten dient allein dazu, die Relevanz des verlinkten 
Inhalts im Hinblick auf das jeweilige Informationsbed¿rfnis des Nutzers kenntlich zu machen und liegt insofern 
auch im eigenen Interesse der Presseverlage. Solche kurzen Textfragmente unterliegen aus gutem Grund welt-
weit keinem urheberrechtlichen Verbotsrecht und m¿ssen deshalb auch von Ä 87f Abs. 1 UrhG ausgenommen 
werden.  

Nach Ä 87f Abs. 1 UrhG erstreckt sich das Leistungsschutzrecht nicht auf ñeinzelne Wºrter oder kleinste Textaus-
schnitteò. Nach Auffassung der letzten Regierungskoalition sollte mit dieser Einschrªnkung verfassungsrechtli-
chen Bedenken begegnet und eine Ăfreie, knappe aber zweckdienliche Beschreibung des verlinkten Inhaltsò durch 
Suchmaschinen gewªhrleistet werden.  

Bei vielen Suchmaschinen haben die Presseverleger selbst vollstªndige Kontrolle dar¿ber, ob und welche ihrer 
Inhalte von Suchdiensten indexiert werden. Mittels einfacher technischer Befehle kºnnen sie festlegen, ob alle 
oder nur einzelne Artikel beispielsweise bei Google News (und/oder der allgemeinen Websuche von Google) in-
dexiert werden sollen und etwa, ob dabei ein Snippet angezeigt werden soll. Wenn diese Mºglichkeit von robots.txt 

                                                           

16 Die folgende Position zum Leistungsschutzrecht wird von unserem Mitgliedsunternehmen Bertelsmann SE & Co. KGaA nicht 
mitgetragen. Die Bertelsmann SE & Co. KGaA begrüßt und unterstütztdas Leistungsschutzrecht für Presseverleger. 

http://openjur.de/u/483659.html



